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Beginn: 9.01 Uhr.

Vizepräsidentin Silva Seeler:

Guten Morgen, meine Damen und Herren! Ich
eröffne die 50. Sitzung im 18. Tagungsabschnitt
des Niedersächsischen Landtages der 15. Wahl-
periode.

Wir beginnen die heutige Sitzung mit dem zweiten
Block der Haushaltsberatung. Nach der Mittags-
pause wird die Sitzung mit dem dritten Block der
Haushaltsberatung fortgesetzt.

Die heutige Sitzung soll gegen 20 Uhr enden.

An die rechtzeitige Rückgabe der Reden an den
Stenografischen Dienst bis spätestens morgen
Mittag um 12 Uhr wird erinnert.

Es folgen jetzt die geschäftlichen Mitteilungen
durch die Schriftführerin Frau Saalmann.

Schriftführerin Isolde Saalmann:

Es haben sich für heute entschuldigt von der Lan-
desregierung Herr Ministerpräsident Wulff für
nachmittags, Frau Heister-Neumann, die Justizmi-
nisterin, auch für nachmittags, von der Fraktion der
CDU Herr Höttcher, Frau Schwarz und Frau Trost
sowie von der Fraktion der SPD Herr Pickel.

Vizepräsidentin Silva Seeler:

Wir setzen die Haushaltsberatungen fort mit

noch:

Tagesordnungspunkt 9 bis 15:
Fortsetzung zweite Beratung Haushalt
2005 - Debatte über ausgewählte Haushalts-
schwerpunkte (einschl. einzubringender Ände-
rungsanträge) unter Einbeziehung der betrof-
fenen Ressortminister (Inneres und Sport -
Justiz - Soziales, Frauen, Familie und Ge-
sundheit - Kultus)

Zuerst behandeln wir den Bereich

Inneres und Sport

Zu Wort gemeldet hat sich Herr Bartling von der
SPD-Fraktion.

Heiner Bartling (SPD):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Guten
Morgen, ich freue mich, dass wir in einem so recht
intimen Kreise noch die Debatte führen können.
Das kommt der Qualität bestimmt zugute.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das,
worüber ich jetzt rede, kommt nicht direkt im Ein-
zelplan 03 vor. Aber da der Herr Innenminister
auch Kommunalminister ist, erlaube ich mir, zu
diesem Thema zunächst ein paar Worte zu sagen.

Im Haushaltsjahr 2005 wird der kommunale Fi-
nanzausgleich um 302 Millionen Euro hinter dem
zurückbleiben, was diese Landesregierung in ihrer
mittelfristigen Finanzplanung 2003 den Kommunen
versprochen hatte. Dieser Einnahmerückgang
würde um 150 Millionen Euro niedriger ausfallen,
wenn die Landesregierung nicht im Zusammenwir-
ken mit den Koalitionsfraktionen an der Verbund-
quote im Finanzausgleich drehen würde. Durch
das Haushaltsbegleitgesetz wird einfach die Zahl
1 609 durch 1 504 ersetzt. Durch diesen simplen
Vorgang werden den Kommunen im kommenden
Jahr 150 Millionen Euro vorenthalten.

Dabei handelt es sich übrigens keineswegs um
eine einmalige Kürzung. Ausgehend von
150 Millionen Euro im Jahr 2005, steigt dieser
Betrag in den Folgejahren von 157 Millionen im
Jahre 2006 über 164 Millionen Euro auf 171 Millio-
nen Euro im Jahre 2008. Insgesamt führt die Kür-
zung des kommunalen Finanzausgleichs, die CDU
und FDP jetzt beschließen wollen, dazu, dass den
Kommunen bis 2008 Finanzausgleichsmittel in
Höhe von 642 Millionen Euro vorenthalten werden.

Da eine große Zahl von kommunalen Gebietskör-
perschaften bereits heute keine ausgeglichenen
Haushalte vorlegen kann, wird dieser Eingriff des
Landes zu einer weiteren Inanspruchnahme von
Überziehungskrediten durch Städte, Gemeinden
und Landkreise führen. Damit haben die Kommu-
nen völlig Recht, wenn sie darauf hinweisen, dass
das Land versucht, seine Finanzprobleme zulasten
der Kommunen zu lösen.

(Unruhe - Glocke der Präsidentin)
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Meine Damen und Herren, ich habe sehr viel Ver-
ständnis für die Enttäuschung der Kommunen.
Denn schließlich hat ihnen die Landesregierung
gerade auch in der Person des Kommunalminis-
ters vor der Landtagswahl das Blaue vom Himmel
versprochen.

(Beifall bei der SPD)

Jede Anpassung des kommunalen Finanzaus-
gleichs, die zu SPD-Zeiten vorgenommen worden
ist, wurde insbesondere von Herrn Schünemann,
Herrn Möllring und Herrn Wulff mit einer Art Welt-
untergangsrhethorik als „beispielloser Raubzug
durch die kommunalen Kassen“ gegeißelt.

(Hans-Christian Biallas [CDU]: Ja,
ganz genau so war es!)

Was wurden nicht alles für Sofortprogramme für
den Fall eines Regierungswechsels versprochen! -
Rücknahme der Kürzung um 250 Millionen Euro
aus dem Jahre 1996, sofortige Erhöhung der Be-
darfszuweisungen um 50 Millionen Euro. Ich kann
mich noch ganz genau erinnern, wie hier der Frak-
tionsvorsitzende der CDU-Fraktion vollmundig ein
Versprechen abgegeben hat. Ich zitiere Herrn
McAllister:

„Meine Damen und Herren, nun noch
ein Satz zu den Bedarfszuweisungen.
Wir haben Sie im Juni 2001 mit einem
Entschließungsantrag aufgefordert,
den Bedarfszuweisungstopf um
100 Millionen Euro zu erhöhen. Das
ist wahrlich ein Tropfen auf den hei-
ßen Stein. Aber das sollte ein Signal
sein.“

Ich muss Herrn McAllister schon fragen, wie er
eigentlich kurz vor der Landtagswahl solche Reden
schwingen und jetzt seine Hand dafür heben kann,
dass den Kommunen das Dreifache dieses Betra-
ges gestrichen wird. Das ist geradezu haarsträu-
bend.

(Beifall bei der SPD)

Haarsträubend, meine Damen und Herren, ist es,
wenn man sich anhört, mit welch hilflosen Argu-
menten CDU und FDP versuchen, diesen Wort-
bruch gegenüber den Kommunen zu verteidigen.
So wird behauptet, dass das Land im Rahmen
landespolitischer Maßnahmen und bundespoliti-
scher Initiativen seiner Verantwortung für die
Kommunen in besonderer Weise nachgekommen

sei. Meine Damen und Herren von der CDU und
der FDP, Sie sollten ruhig einmal lesen, was Sie in
letzter Zeit alles schon beschlossen haben. Dann
würden Sie vielleicht merken, wie sehr Sie sich
selbst in die Tasche lügen. Ich sage nur: Schul-
strukturreform, Aufnahmegesetz, Abschaffung der
Lernmittelfreiheit und jetzt Streichung des Landes-
blindengeldes - alles Maßnahmen, die Sie auf die
kommunale Ebene abwälzen.

(Beifall bei der SPD)

Ihre großen Sprüche von Konnexität will ich hier
gar nicht wieder erwähnen. Es ist einfach dreist,
meine Damen und Herren, wenn Sie versuchen,
den Eingriff in den kommunalen Finanzausgleich
mit der zwischenzeitlich erfolgten Reduzierung der
Gewerbesteuerumlage zu rechtfertigen. Schauen
Sie einmal in Ihr Wahlprogramm. Dort heißt es:

„Voraussetzung für verbesserte kom-
munale Finanzen ist eine umfassende
Gemeindefinanzreform. Sie muss
Entlastungen bei den Ausgaben brin-
gen, die Strukturen der Einnahmen
verbessern, die finanzielle Eigenver-
antwortung stärken. Als Sofortmaß-
nahme ist die Gewerbesteuerumlage
von 30 wieder auf 20 % zu senken.“

Vizepräsidentin Silva Seeler:

Herr Bartling, gestatten Sie eine Zwischenfrage
des Herrn Abgeordneten Busemann?

Heiner Bartling (SPD):

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie mich im Zu-
sammenhang vortragen ließen. Herr Busemann
hat als Mitglied der Landesregierung wohl noch
genug Gelegenheit, hier viel zu erzählen.

(Beifall bei der SPD)

Ich frage mich, wie Sie so etwas versprechen und
dann zulassen können, dass den Kommunen wie-
der Geld weggenommen wird.

Meine Damen und Herren, der Staatsgerichtshof
hat am 16. Mai 2001 bestätigt, dass die SPD-
Landesregierung das Gebot der Verteilungssym-
metrie beachtet hat. Sie zählten übrigens zu den
Klagenden und haben damals verloren. Ich bin
sehr gespannt, wie die angekündigten Klagen vie-
ler niedersächsischer Kommunen gegen die jetzt
von CDU und FDP zu verantwortende Änderung
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des kommunalen Finanzausgleichs ausgehen
werden.

Ich will Ihnen einen kleinen Bericht über eine An-
hörung im Innenausschuss geben, in der uns mit
sehr dramatischen Worten der Vertreter der kom-
munalen Spitzenverbände deutlich gemacht hat,
dass sie eigentlich kein Interesse daran haben zu
klagen, sondern mit dem Land auf andere Weise
klarkommen wollen, aber sich gezwungen sehen,
diesen Weg zu gehen, was einige wahrscheinlich
auch tun werden. Ich bin gespannt, was dazu der
Staatsgerichtshof sagt.

Meine Damen und Herren, die CDU hat sich in
ihrem Wahlprogramm damals ausdrücklich gegen
jede Kürzung im öffentlichen Dienst ausgespro-
chen. Bei jeder sich bietenden Gelegenheit hat der
heutige Ministerpräsident erklärt, dass die vom
Land Berlin vorgelegte Bundesratsinitiative zur
Einführung einer so genannten Öffnungsklausel für
den Besoldungsbereich nicht zustimmungsfähig
sei. Ich zitiere:

„Eine Öffnungsklausel, die offensicht-
lich allein den Zweck hat, den Lan-
desetat auf dem Rücken des öffentli-
chen Dienstes zu sanieren, ist abzu-
lehnen.“

Es geht noch weiter:

„Eine Öffnungsklausel im Besol-
dungsgesetz macht nur Sinn, wenn
den Ländern auch eine Erhöhung der
Bezüge ermöglicht wird. Von beson-
derer Wichtigkeit ist dabei, ein solches
Modell gemeinsam mit den Beschäf-
tigten zu entwickeln, insbesondere um
verbesserte Besoldungsbedingungen
für die Einstellung von besonders
qualifizierten Bewerbern zu ermögli-
chen.“

Das war versprochen. Nur ein paar Tage nach der
Regierungsübernahme im März 2003 hat diese
Landesregierung entgegen ihrer Wahlversprechen
im Bundesrat der Öffnungsklausel zugestimmt, die
die Streichungen beim Weihnachts- und Urlaubs-
geld erst ermöglicht hat. Das Urlaubsgeld haben
CDU und FDP bereits 2003 gestrichen, das Weih-
nachtsgeld wurde halbiert und soll jetzt nach dem
Willen der Landesregierung vollständig gestrichen
werden.

Ich muss auch den Herrn Innenminister fragen, wo
er eigentlich war, als die CDU-Fraktion über das
Thema Weihnachtsgeld diskutiert hat. Warum ha-
ben Sie nichts für die Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter der Polizei erreichen können, die nach Auf-
fassung der CDU-Fraktion kein Weihnachtsgeld
verdienen? Warum lassen Sie es zu, dass ausge-
rechnet denjenigen, die tagtäglich für unsere Si-
cherheit ihre gesundheitliche Unversehrtheit riskie-
ren, nach der Streichung des Urlaubsgeldes jetzt
auch noch das Weihnachtsgeld gestrichen wird?

(Beifall bei der SPD)

Und sagen Sie bitte nicht, meine Damen und Her-
ren: Die Streichung des Weihnachtsgeldes war
erforderlich, um die Bezahlung der zusätzlichen
Polizeianwärter zu finanzieren, die Sie einstellen
wollen. Ich sage Ihnen dazu nur so viel: Polizeiar-
beit, meine Damen und Herren, ist in ihrem Erfolg
auch von der Motivation, der Einsatzbereitschaft
des einzelnen Beamten abhängig. Mit diesen Ent-
scheidungen haben Sie keinen Beitrag zur Motiva-
tion und zur Arbeitszufriedenheit geleistet.

(Beifall bei der SPD)

Das Übrige an Motivationsverlust bewirkt dann
noch eine Organisationsreform der Polizei. Ich will
Ihnen das Ergebnis anhand eines Artikels aus der
Braunschweiger Zeitung schlaglichtartig illustrie-
ren:

„Braunschweig geht personell ge-
schwächt aus der Polizeireform her-
vor. Dabei ist die Stadt der Kriminali-
täts-Schwerpunkt der Region. Rund
150 Polizisten weniger werden künftig
auf den Straßen für Sicherheit sorgen.

Bei den zu Dienststellen degradierten
Kommissariaten im Heidberg und in
Querum werden in der Nacht keine
Polizisten mehr, sondern nur noch
Notrufsäulen Hilfe versprechen.

In Braunschweig gab es 2003 dreimal
mehr Straftaten als in Wolfsburg. Ge-
gen den Trend im Umland stieg die
Kriminalität. Dennoch wird im Bal-
lungszentrum abgebaut, aber in der
Fläche aufgestockt. In Brome bei-
spielsweise schieben künftig acht statt
drei Beamte Dienst. ‚Dabei ist es eine
Sensation, wenn da zwei Kühe auf-
einander prallen‘ ...“
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Und wenn doch noch etwas passiert - das will ich
hinzufügen -, dann sperren zukünftig acht Kollegen
den Tatort ab, damit nicht eine dritte Kuh die Spu-
ren verwischt, bis die Spezialisten von der Inspek-
tion da sind.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, diese Organisationsre-
form ist nicht zu Ende gedacht. Denn die nieder-
sächsischen Polizeibeamtinnen und -beamten
können verdammt mehr. Wir sind nach wie vor der
Auffassung, dass die Polizei besser arbeiten kann,
wenn gut ausgebildete und gut bezahlte Beamtin-
nen und Beamte Dienst machen und keine künstli-
chen Unterscheidungen zwischen Schupo und
Kripo wiederbelebt werden. Ich halte es für falsch,
meine Damen und Herren, den ländlichen Bereich
zulasten der Großstädte zu stärken. Ich halte es
insbesondere für falsch, die Bezahlung der zusätz-
lichen Polizeianwärter zu finanzieren, indem den
aktiven Kolleginnen und Kollegen - und nicht nur
denen - Weihnachts- und Urlaubsgeld gestrichen
werden.

Ich habe in den vergangenen Monaten mit vielen
Beamtinnen und Beamten gesprochen. Sie haben
viel Verständnis dafür, dass die Bezahlung zusätz-
licher Polizeianwärter, jedenfalls bei seriöser
Haushaltsführung, gegenwärtig nicht zu finanzie-
ren ist. Sie haben aber kein Verständnis dafür,
dass sich diese Landesregierung zur Finanzierung
ihrer abenteuerlichen Maßnahmen am Portmonee
der aktiven Beamtinnen und Beamten vergreift.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, die Landesregierung
greift den Polizistinnen und Polizisten nicht nur
durch die Streichung des Urlaubsgeldes in die
Tasche. Mit diesem Haushaltsentwurf wird der
Eigenanteil in der Heilfürsorge erhöht, um dadurch
1,5 Millionen Euro einzusparen. Ich erinnere mich
noch genau, weil natürlich auch mich das damals
getroffen hat, wie die CDU gegen unsere Maß-
nahme im Bereich Heilfürsorge - ich hatte das
1999 zu verantworten - polemisiert hat. Der Kolle-
ge Biallas war der Meinung: Das war das Schä-
bigste, was es gibt. - Noch deutlichere Worte hat
Herr Möllring gefunden: Das, was sich die Staats-
kanzlei und die Landesregierung gegen die Pro-
teste der Polizei einfallen lassen, ist doch zynisch.
Die Landesregierung stellt sich hin und sagt: Wir
haben doch keinen gezwungen, zur Polizei zu

gehen. So gehen Sie mit Ihren Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern um, und hier schreien Sie herum.
- Das Protokoll notiert an dieser Stelle: Beifall bei
der CDU.

(Hans-Christian Biallas [CDU]: Beifall
bei der SPD!)

Das heißt, die Polizei bezahlt der SPD die Wahl-
geschenke. - Ende des Zitats. Ich stelle fest: Heu-
te, meine Damen und Herren, bezahlen alle Be-
amtinnen und Beamte die Wahlgeschenke der
CDU, und die Polizisten werden dreifach zur Kasse
gebeten: Urlaubsgeld gestrichen, das Weihnachts-
geld gestrichen und den Eigenanteil an der Heil-
fürsorge erhöht. Das ist das, was die CDU in die-
sem Landtag als glaubwürdige Politik versteht.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, wir haben in diesem
Jahr sehr viel über Verwaltungs- und Polizeirefor-
men geredet. Ich möchte jetzt nichts dazu sagen,
dass beide Reformprojekte nur höchst unzurei-
chend im Haushaltsentwurf der Landesregierung
Berücksichtigung gefunden haben. Mir macht aber
noch etwas anderes Sorge. Mit diesem Haushalt
sollen mehr als 100 zusätzliche Stellen im Innen-
ministerium geschaffen werden. Insgesamt werden
in den neun Fachministerien 264 zusätzliche Stel-
len eingerichtet - und das, obwohl zahlreiche, hoch
besoldete Stellen in den Ministerien durch die
Tricksereien der Landesregierung mit dem golde-
nen Handschlag frei werden. Ich erinnere nur an
die Pro-forma-Versetzung an die Bezirksregierung,
durch die der Anwendungsbereich des einstweili-
gen Ruhestandes weit über den hierfür vom Ge-
setzgeber geschaffenen Rahmen ausgeweitet
werden soll. Ich erinnere dazu an den letzten Ple-
nar-Tagungsabschnitt. Frau Justizministerin, Sie
sollten einmal den heutigen rundblick lesen. Dann
würden Sie feststellen, dass Ihre Aussagen damals
zu der Frage, ob alle Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter von den Bezirksregierungen schon wüssten,
wohin sie gehen, nicht ganz richtig waren, um es
vorsichtig zu formulieren.

(Beifall bei der SPD - Wolfgang Jütt-
ner [SPD]: Die waren richtig falsch!)

Meine Damen und Herren, die Schaffung von 264
zusätzlichen Stellen in der Ministerialverwaltung
halte ich für einen eindrucksvollen Beleg für unse-
re Vermutung, dass die Landesregierung die Ver-
waltungsreform für eine Zentralisierung und nicht
zuletzt auch für eine Politisierung der Landesver-
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waltung nutzen will. Ich kann mich jedenfalls nicht
daran erinnern, dass es in Niedersachsen jemals
zuvor eine derartige Aufblähung der Ministerial-
verwaltung gegeben hat.

(Unruhe bei der CDU - Hans-Christian
Biallas [CDU]: Seit 1990 10 000 neue
Stellen in der Landesverwaltung!)

- Verehrter Herr Kollege Biallas, ich würde Ihnen
empfehlen, sich einmal im Einzelnen aufzählen zu
lassen - auch von der Landesregierung; die kann
das -, wo diese Stellen geschaffen worden sind.
Das würde ich an Ihrer Stelle einmal machen.
Dann bekommen Sie ein anderes Ergebnis.

Da wir gerade beim Thema Politisierung sind: Was
hat die damalige CDU-Opposition nicht gegen das
von uns aufgelegte Konversionsprogramm gewet-
tert, das einen Umfang von immerhin
12,8 Millionen Euro hat. Ich zitiere den Kollegen
Althusmann aus dem Februar 2001:

„So weit zu Ihrem Konversionspro-
gramm von 26 Millionen DM. Das ist
ein Feigenblatt, das ist ein Tropfen
auf dem heißen Stein.“

Derselbe Herr Althusmann hat einen Monat später
gesagt:

„Nein, dieses Konversionsprogramm,
das viel zu gering ist, muss allen
Standorten, die von den Maßnahmen
der Bundesregierunge betroffen sind,
eine entsprechende finanzielle Aus-
stattung und eine entsprechende
Kompensation verschaffen.“

Herr Althusmann, warum stellen Sie, wenn Kon-
version für Sie eine solche Herzensangelegenheit
ist, den betroffenen Kommunen nicht einen müden
Cent dafür zur Verfügung, dass sie die Folgen der
Standortschließungen auffangen können? - Ich will
Ihnen sagen warum: Weil bei Ihnen kommunal-
freundliche Politik nur in Sonntagsreden stattfindet.

(Beifall bei der SPD)

Dann noch ein kleiner Beleg, meine Damen und
Herren, für das Stichwort „Sonntagsreden“. Ohne
Ihnen, Herr Althusmann, zu nahe treten zu wollen,
muss ich dabei allerdings sehr an den Ministerprä-
sidenten denken. Kurz vor der Wahl hat er nämlich
zum Thema Sportförderung erklärt:

„‚Die gesetzlich verankerten Zuwäch-
se in der Sportförderung muss es ge-
ben.‘ Die Gesellschaft könne - etwa in
den Bereichen Gesundheit und Sozi-
ales - durch den Sport sparen, sie
solle nicht am Sport sparen.‘ ... ‚Der
Sport braucht verlässliche Partner!
Wenn unsere Verfassung jetzt fordert,
dass Land und Kommunen den Sport
schützen und fördern müssen, dann
darf das kein Lippenbekenntnis blei-
ben, sondern muss Selbstverpflich-
tung sein. Deshalb darf die Sportför-
derung in Niedersachsen nicht bei je-
der Haushaltsklausur wieder auf die
Kürzungsliste kommen.“

(Beifall bei der SPD)

„Eine CDU-geführte Landesregierung
steht deshalb nachdrücklich zur Pla-
nungssicherheit in der Sportförderung
und damit zu den Verpflichtungen des
Lotterie- und Wettwesengesetzes.‘“

Herr Ministerpräsident - er ist leider nicht hier -, mit
diesen Äußerungen haben Sie sich und die ge-
samte CDU dermaßen diskreditiert, dass die Re-
den auf dem Landessporttag auch nicht gerade zu
Begeisterungsstürmen führen.

Meine Damen und Herren, offenbar handelt diese
Landesregierung gegenüber dem Sport frei nach
dem Motto: Ist der Ruf erst ruiniert, kürzt es sich
ganz ungeniert.

(Beifall bei der SPD)

Wie anders ist es zu erklären, dass das Haus-
haltsbegleitgesetz auch dieses Jahr wieder in
deutlichem Widerspruch zu den von mir zitierten
Versprechungen des heutigen Ministerpräsidenten
steht? - Immerhin hat die CDU-Fraktion Mittel dafür
zur Verfügung gestellt, dass jetzt statt 11 „nur“
10 % der Sportförderung gestrichen werden. Meine
Damen und Herren von der Regierungsfraktion,
unter einem verlässlichen Partner hat sich der
Sport etwas anderes vorgestellt.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zu-
nächst zu einem letzten Stichpunkt kommen. An-
dere Dinge wird man noch in der Debatte vertiefen
können. Auch das Thema Integration sieht diese
Landesregierung - ich will das einmal ganz vor-
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sichtig ausdrücken - mehr als Gelegenheit zur
parteipolitischen Profilierung denn als realpoliti-
sches Handlungsfeld. Ich finde es nicht in Ord-
nung, dass Sie sich finanziell aus der Integrations-
verantwortung verabschieden und in Ihrem Haus-
halt in diesem Bereich 1 Million Euro einsparen
wollen. Die SPD-Fraktion hält diese Kürzung für
falsch und schlägt darüber hinaus vor, die Mittel
aus der neuen Lotterie Keno von insgesamt
7 Millionen Euro gebündelt für Maßnahmen zur
Integration zur Verfügung zu stellen.

(Beifall bei der SPD)

Ich halte es schlicht für einen Witz, meine Damen
und Herren, dass die Landesregierung in Nieder-
sachsen eine neue Lotterie zulässt, dann aber
vergisst, die daraus entstehenden Einnahmen im
Haushalt zu verbuchen. Wem wollen Sie eigentlich
erzählen, dass sich die Regierungsfraktionen in
ihrem Änderungsantrag die Keno-Lotterie ausge-
dacht haben? In Wahrheit scheint mir das ein billi-
ger Trick zu sein, um den Regierungsfraktionen ein
bisschen Geld an die Hand zu geben, mit dem
Herr McAllister und Herr Rösler Haushaltspolitik
spielen. Das sind Tricks, aber keine seriösen
Haushaltsberatungen. - Ich danke Ihnen für Ihre
Aufmerksamkeit.

(Starker Beifall bei der SPD - Bernd
Althusmann [CDU]: Das war nichts
Neues! Das ist aber auch schwierig
für einen ausgedienten Minister!)

Vizepräsidentin Silva Seeler:

Bevor ich Herrn Lennartz das Wort erteile, stelle
ich die Beschlussfähigkeit des Hauses fest. Ich
bitte noch einmal darum, dass Sie, wenn Sie sich
zu Wort melden, auf den Wortmeldezettel schrei-
ben, zu welchem Bereich Sie sprechen wollen. -
Jetzt, Herr Lennartz, haben Sie das Wort.

Professor Dr. Hans-Albert Lennartz (GRÜ-
NE):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich
möchte mit einem Thema beginnen, das von Herrn
Bartling noch nicht angesprochen worden ist. Es
geht um das Haushaltsbegleitgesetz, und zwar um
Artikel 4. Das betrifft das Niedersächsische Be-
amtengesetz. Es geht um die Beihilferegelungen
und die Kürzungen im Bereich der Wahlleistungen
- § 87 c des Beamtengesetzes -, die Sie für pensi-
onierte und schwerbehinderte Beamtinnen und

Beamte vorsehen. Bislang ist zu Recht der Blick
sehr stark auf die dramatischen Kürzungen fokus-
siert worden, die Sie im Bereich des Landesblin-
dengeldes planen und die wir ablehnen. Das wird
heute in der Debatte noch eine Rolle spielen. Eine
vergleichbar betroffene Gruppe sind die schwer-
behinderten Beamtinnen und Beamten, die in Zu-
kunft massiv schlechter gestellt werden und die
offensichtlich nicht in vergleichbarer Weise wie die
Blinden in der Lage sind, ihren Protest zu artikulie-
ren. In dieser Gruppe gibt es Leute, die freiwillig in
der gesetzlichen Krankenversicherung versichert
sind und deshalb nicht die Möglichkeit haben, eine
Zusatzversicherung, wie sie bei den privaten Kas-
sen möglich ist, gegen entsprechenden Beitrag
abzuschließen. Sie müssen für diese Gruppe
- dem Finanzministerium ist im Zweifel bekannt,
um wie viele Beamtinnen und Beamte es sich han-
delt - noch eine Korrektur anbringen. Anderenfalls
werden die Betroffenen in ihrem Schwerbehinder-
tenstatus - insofern gibt es eine Vergleichbarkeit
mit den Blinden - massiv benachteiligt, obwohl sie
mit einer gewissen Berechtigung auch für die Zu-
kunft, für ihre Pensionszeit, damit rechnen konn-
ten, als Schwerbehinderte diese Krankenversor-
gung in Anspruch nehmen zu können.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Bei dem zweiten Punkt, den ich ansprechen
möchte, geht es um die Polizei. Im Polizei-
Extrablatt dieses Monats heißt es in einer Über-
schrift: Reform führt Polizei in die Zukunft. - Nun
muss die Polizei ja immer geführt werden. Das
wissen wir. Ich frage aber: Wer ist „Reform“? Wenn
es hieße: „Herr Schünemann führt die Polizei in die
Zukunft“, wäre das auch nicht korrekt. Wenn es
hieße: „Herr Bruns führt die Polizei in die Zukunft“,
könnte ich das nachvollziehen. Aber Reform führt
Polizei in die Zukunft? Das ist ein kleiner sprachli-
cher Ausrutscher, der nur am Rande erwähnt sei.

Am 1. November sind die neuen Polizeipräsiden-
ten eingeführt worden. Herr Schünemann sagte
damals, der 1. November sei der eigentliche Mei-
lenstein der Reform. Sie haben in einer Hinsicht
Recht, Herr Schünemann. Das war das erste Mal,
dass im Rahmen eines offiziellen Festprogramms
der Niedersächsischen Landesregierung das Nie-
dersachsen-Lied gesungen wurde.

(Zustimmung bei der CDU - Hans-
Christian Biallas [CDU]: Bravo!)



Niedersächsischer Landtag - 15. Wahlperiode - 50. Plenarsitzung am 15. Dezember 2004

5519

Das war eine ganz neue Qualität. Ansonsten gab
es nicht viel an neuer Qualität. Über die Polizeire-
form haben wir hier schon eine Reihe von Malen
gesprochen. Ich möchte mich deshalb auf einige
wesentliche Punkte beschränken. Während drau-
ßen vor dem Festort von Polizeibeamtinnen und
Polizeibeamten wegen der Kürzungen demonst-
riert wurde, die Ihnen Herr Bartling in der ganzen
Breite dargestellt hat und die Sie hoffentlich selbst
auch noch in Erinnerung haben, wurde drinnen
von der Festversammlung das Niedersachsen-Lied
geschmettert. Man durfte allerdings auch schwei-
gen. Ich gehörte zu denen, die es vorgezogen
haben, Ihnen zuzuhören.

(Beifall bei den GRÜNEN)

In der Festrede hat Herr Schünemann u. a. davon
gesprochen, dass diese Polizeireform für Präsenz
und Bürgernähe sorge. Er hat in diesem Kontext
auch das neue Polizeiverteilungsmodell angespro-
chen. Für unsere Begriffe führt diese Polizeireform
jedoch nicht zu mehr Bürgernähe, sondern sie ist
ein Instrument der Zentralisierung. Das beginnt bei
den neuen Direktionen und geht hinunter bis auf
die Ebene der Inspektionen. Sie reduzieren die
Zahl der Inspektionen. Damit zentralisieren Sie.
Damit entfernen Sie die Inspektionsdienstleistun-
gen von den Bürgerinnen und Bürgern. Deswegen
ist es eine falsche Behauptung, die Sie aufstellen.
Sie wird nicht dadurch richtiger, dass Sie sie stän-
dig wiederholen.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Stichwort „Polizeipräsenz“: Wir haben im letzten
Plenarsitzungsabschnitt über das Beispiel Hanno-
ver gesprochen. Sie ziehen aus Hannover 150
Beamte ab. Sie ziehen aus Braunschweig - das
wurde eben angesprochen - 150 Beamte ab. Aus
dem Zeitungsartikel ist zitiert worden. Es ist frag-
würdig, was beispielsweise in Braunschweig oder
auch in Hannover passiert. Das sind bekanntlich
Kriminalitätsschwerpunkte, das sind Schwerpunkte
polizeilicher Arbeit. Dementsprechend ist es höchst
unseriös, wenn Sie dort die Zahl der Polizeibeam-
ten zugunsten der Fläche reduzieren.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Es gibt aber auch Probleme in der Fläche. Ich
nenne nur einmal ein Beispiel, das im Rahmen
einer Kleinen Anfrage eine Rolle gespielt hat,
nämlich die Herabstufung des Polizeikommissari-

ats Friedland zur einer Polizeistation. Es gibt das
Problem der Reduzierung der Zahl der Verkehrs-
sachbearbeiter. Auch das ist bereits Thema einer
der vergangenen Debatten bzw. im Rahmen Klei-
ner Anfragen gewesen. Dass jetzt für eine Mehr-
zahl von Inspektionen nur noch ein Verkehrssach-
bearbeiter zur Verfügung steht, wirkt sich negativ
hinsichtlich der Beratung durch die Polizei in den
Schulen aus.

Meine Quintessenz dessen, was Sie begonnen
haben und umsetzen werden: Innerhalb der Polizei
hat Ihre Reform vielleicht in den Führungsetagen
Begeisterung ausgelöst. In der Breite der Beschäf-
tigten und der Beamtinnen und Beamten löst sie
überhaupt keine Begeisterung, sondern Missstim-
mung aus.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Kombiniert mit Reduzierungen, kombiniert mit Ein-
kommensverlusten für die Polizeibeamten, ergibt
sich hieraus eine brisante Mischung, die die Ge-
fahr der Reduzierung effizienter Polizeiarbeit bein-
halten kann.

Ich möchte nun noch auf zwei Punkte eingehen,
bei denen ich Aufklärungsbedarf habe. Herr Mi-
nister, Sie haben - vorgestern war das wohl - an-
gekündigt, dass es in Zukunft ein gemeinsames
Informations- und Analysezentrum von Polizei und
Verfassungsschutz in Niedersachsen geben wer-
de. Sie haben gesagt, dass die Planungen bereits
einige Zeit liefen. Das mag so sein. Das haben Sie
gut geheim gehalten. Nachdem es auf Bundes-
ebene kürzlich eine kontroverse Debatte gab,
nachdem Sie als Provinzfürsten in puncto Zustän-
digkeiten des BKA lange Zeit gemauert haben und
in der Föderalismuskommission noch immer mau-
ern - Herr Stoiber scheint inzwischen die Kurve zu
kriegen, indem er sagt, dass die Zuständigkeit für
terroristische Bedrohungen auf das BKA verlagert
wird -, nachdem Schily die beiden Lagezentren in
Berlin eröffnet, erklären Sie praktisch am gleichen
Tag: Wir machen so etwas jetzt hier auch. Uns
interessiert: Was bedeutet die Aussage, dass Sie
ein solches Zentrum „außerhalb der bürokratischen
Schranken“ etablieren wollen? Das möchte ich
gerne von Ihnen erklärt haben. Sie haben ja noch
Gelegenheit dazu, das nachher zu tun.

Der letzte Punkt, den ich ansprechen möchte, be-
trifft eine Planung der Koalitionsfraktionen hier im
Hause, die ich der Zeitung entnommen habe. In
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Zukunft sollen demnach Sexualstraftäter, wenn sie
in Haft waren und entlassen werden sollen, durch
Namensbekanntgabe und Fahndungsfoto sozusa-
gen der Öffentlichkeit bekannt gemacht werden
sollen. Das ist ja eine interessante politische Stra-
tegie. Bislang gibt es das Instrument des Fahn-
dungsfotos für den Fall, dass jemand als Tatver-
dächtiger gesucht wird, damit man ihn festnehmen
kann. In Zukunft scheint also die Fortsetzung des
Fahndungsfotos und der Identifizierung geplant zu
sein. Ich wollte Ihnen empfehlen: Bevor Sie even-
tuell mit einem solchen Antrag um die Ecke kom-
men, sollten Sie sich mit den verfassungs- und
datenschutzrechtlichen Problemen auseinander
setzen.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Herr Biallas, bevor Sie eventuell gleich wieder das
Wort vom Opferschutz vor dem Täterschutz füh-
ren: Auslöser sind offensichtlich der Fall der Tö-
tung von Levke

(Hans-Christian Biallas [CDU]: Sie
bestätigen, dass das notwendig ist?)

und die Ermittlungspanne, die es dort offensichtlich
im Kontext mit dem jetzt vermutlich festgestellten
Täter gegeben hat. Wenn Sie diese Konsequenz
ziehen würden, so wäre dies in meinen Augen
völlig falsch und eine Überreaktion. Es hat im Vor-
feld dieses Verfahrens bei den Ermittlungen viel-
leicht Fehler gegeben. Aber im Prinzip reichen die
Voraussetzungen aus, um einen solchen Fall für
die Zukunft nicht wiederholbar erscheinen zu las-
sen. - Schönen Dank.

(Lebhafter Beifall bei den GRÜNEN
und bei der SPD)

Vizepräsidentin Silva Seeler:

Als nächstem erteile ich Herrn Biallas von der
CDU-Fraktion das Wort.

Hans-Christian Biallas (CDU):

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen,
meine sehr geehrten Herren! Sie werden sich
wundern, wenn ich damit beginne, zum Ausdruck
zu bringen, dass ich dem Kollegen Bartling für
seine Ausführungen außerordentlich dankbar bin;
denn Sie, Herr Bartling, zeigen dem ganzen
Landtag, dass Sie in den 21 Monaten, in denen

Sie jetzt in der Opposition sind, nichts, aber auch
gar nichts dazugelernt haben.

(Beifall bei der CDU)

Wenn Sie hier vortragen, was alles nicht gekürzt
werden darf, dann machen Sie deutlich, dass Sie
auf Ihrem Weg, der dieses Land in den Ruin ge-
führt hat,

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Oh! bei der SPD)

fortfahren wollen, indem Sie immer mehr Geld
ausgeben wollen, das gar nicht da ist. Das geht
nicht, meine Damen und Herren.

Die Gewährleistung der inneren Sicherheit gehört
in der Tat zu den Kernbereichen der Politik dieser
Landesregierung und der sie tragenden Koalition
aus CDU und FDP. Meine Damen und Herren, Sie
können hier ja vortragen, was Sie wollen. Sie hö-
ren es zwar nicht im Landtag in Ihrer Fraktion, aber
draußen auf der Straße sagen Ihnen die Bürgerin-
nen und Bürger: Die Innenpolitik in Niedersachsen
ist gut, sie ist erfolgreich, und wir sorgen dafür,
dass das auch so bleibt, meine Damen und Her-
ren.

(Beifall bei der CDU - Zurufe von der
SPD - Ralf Briese [GRÜNE]: Da ken-
nen Sie Ihre eigenen Bürgerinnen und
Bürger nicht!)

- Herr Kollege Briese, Sie können nachher zu an-
deren Themen reden, jetzt hören Sie einmal zu. -
Meine Damen und Herren, wir sind dem Innenmi-
nister Schünemann außerordentlich dankbar, dass
er die Landespolizei reformiert hat. Dadurch wird
die Polizei in der Fläche verstärkt, die Führungs-
stäbe werden verschlankt, und die dringend not-
wendige Spezialisierung bei der Kriminalitätsbe-
kämpfung wird jetzt umgesetzt.

Meine Damen und Herren, Sie haben hier vorge-
tragen, in Braunschweig und Hannover seien Be-
amtinnen und Beamte abgezogen worden. Das ist
zwar richtig. Aber dabei, die Polizei im Lande Nie-
dersachsen aufgabengerecht zu verteilen - Herr
Bartling, Sie sind doch lange Innenminister gewe-
sen -,

(Klaus-Peter Bachmann [SPD]: Des-
wegen war sie so verteilt!)

müssen Sie doch berücksichtigen, dass gerade in
Hannover und Braunschweig die Möglichkeit be-
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steht, wenn Not am Mann ist, auf die Einheiten der
Landesbereitschaftspolizei zurückzugreifen. Das
geht in der Fläche des Landes nicht. Wir haben
gesagt: Wir wollen die Polizei in der Fläche des
Landes verstärken. Das haben wir gemacht. Das
passt Ihnen nicht. Aber das haben wir mehrheitlich
so beschlossen, und das wird auch so gemacht.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Meine Damen und Herren, ich schätze die Braun-
schweiger Zeitung außerordentlich. Aber Herr
Kollege Bartling, wenn Sie schon aus der Braun-
schweiger Zeitung vorlesen, dann hätten Sie doch
vielleicht auch einmal alle anderen Zeitungen aus
Niedersachsen zitieren können. Darin stand näm-
lich das genaue Gegenteil.

(Werner Buß [SPD]: Die Zeit hat er
doch gar nicht!)

Herr Kollege Bartling, jetzt möchte ich noch eines
sagen: Alle drei Berufsvertretungen der Polizei,
und nicht nur die Stäbe, wie hier vorgetragen wird,
haben diese Polizeiorganisationsreform begrüßt.
Wir sind dankbar dafür, dass jemand nicht nur wie
Sie herumkritisiert, sondern auch einmal sagt: Das
hat die Landesregierung gut gemacht, und wir
stehen dahinter.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Meine Damen und Herren, wenn wir schon über
Zahlen reden: Herr Kollege Bartling, vor dem Hin-
tergrund der finanziellen Situation dieses Landes
und der Tatsache, dass die Einnahmen bei weitem
nicht so sprudeln, wie Sie das visionär in der Mipla
vorhergesehen haben, erlaube ich mir einmal den
Hinweis, dass das Volumen des Polizeihaushalts
im Gegensatz zu allen anderen Haushaltspositio-
nen - bis auf den Bereich des Kultusministeriums -
im Vergleich zum letzten Haushaltsjahr angestie-
gen ist, nämlich um immerhin 10 Millionen Euro
von 977 Millionen auf 987 Millionen Euro. Damit,
meine Damen und Herren, kommt zum Ausdruck,
dass wir die innere Sicherheit weiter verbessern
wollen. Das ist auch ein Unterschied zur Vorzeit.
Wir nehmen das subjektive Sicherheitsgefühl der
Bürgerinnen und Bürger in diesem Lande sehr
ernst.

(Zustimmung bei der CDU)

Sie können sich daran erinnern, Herr Kollege Bart-
ling: Sie haben vorgetragen, Sie richteten sich
nach dem objektiven Sicherheitsgefühl. Dieses

führte bei Ihnen immer dazu, dass Sie im Bereich
des Personals gekürzt haben. Sie haben immer
weniger Personal in der Polizei gehabt. Deshalb
hatten wir ja zum Zeitpunkt der Regierungsüber-
nahme die schlechteste Polizeidichte in ganz
Deutschland. Wir arbeiten daran, dass das in ei-
nem Flächenland wie Niedersachsen besser wird.

(Beifall bei der CDU)

Nun komme ich zum Weihnachtsgeld. Herr Kollege
Bartling, selbstverständlich gibt es in der Koalition
niemanden, der sich freut, wenn man fleißigen
Beamtinnen und Beamten das Weihnachtsgeld
streichen muss. Nun ist es allerdings auch nicht
so, Herr Kollege Bartling, wie der eine oder andere
uns schreibt, dass mit der Streichung des Weih-
nachtsgeldes für alle Beamtinnen und Beamten
sozusagen das Weihnachtsfest ausfällt. Das ist ja
nicht der Fall.

(Heiner Bartling [SPD]: Der 24. De-
zember bleibt!)

Diese Streichung - das gebe ich zu - ist außeror-
dentlich schmerzlich. Aber wenn man sich die La-
ge des Landeshaushaltes anschaut, dann erkennt
man, dass in Wahrheit leider nichts an diesem
Weg vorbeiführt. Wenn wir wirklich Ihr uns hinter-
lassenes ruinöses Finanzdesaster beseitigen wol-
len,

(Oh! bei der SPD)

- das ist nun einmal so -, dann können wir das
nicht mit Populismus, so wie Sie das machen,
sondern dann kann man das nur mit klaren und
auch harten Schritten machen. Die muss man
verantworten. Das muss man einsehen. Das muss
man auch machen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU)

Nun will ich noch eines hinzufügen, Herr Kollege
Bartling. Wir hören vom Landesrechnungshof,
dass wir eigentlich noch viel mehr kürzen sollten.
Dazu will ich Ihnen eines sagen, meine Damen
und Herren von der SPD: Seien Sie bloß froh, dass
in Niedersachsen nicht der Landesrechnungshof
regiert. Denn dann sähe die Lage hier noch ganz
anders aus.

(Heiterkeit bei der CDU, bei der FDP
und bei den GRÜNEN)

Nun haben Sie ja selbst einen Vorschlag gemacht.
Sie haben gesagt: Wir beantragen, allen Beamten
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von A 2 bis A 10 soll das Weihnachtsgeld in Höhe
von 50 % erhalten bleiben. Aber was Sie hier nicht
vorgetragen haben: Gleichzeitig fordern Sie die
Absenkung der Beihilfeerstattungen für alle Be-
amte ausnahmslos.

(Sigmar Gabriel [SPD]: Nein, das hat
Herr Althusmann gefordert!)

- Das hat er nicht gefordert. Er hat eine Bundes-
ratsinitiative - - -

(Sigmar Gabriel [SPD]: Nein!)

- Jawohl, das weiß ich doch.

(Sigmar Gabriel [SPD]: Das werden
wir morgen vorlesen!)

- Ja, das kannst du morgen vorlesen. - Jedenfalls
fordert die SPD

(Sigmar Gabriel [SPD]: Althusmann!)

- das habe ich gelesen - eine Einsparung in Höhe
von 40 Millionen Euro, indem durch die Absenkung
der Beihilfe auf den Satz der gesetzlichen Kran-
kenversicherung jeder Beamte die Differenz aus
eigener Tasche zahlen soll. Herr Kollege Gabriel,
d. h. wenn man die Beamten von A 2 bis A 10 - - -

(Sigmar Gabriel [SPD]: Auch das ist
die schlichte Unwahrheit! Das haben
wir nicht beantragt!)

Das ist die alte SPD-Politik: Linke Tasche - rechte
Tasche, also Weihnachtsgeld rein, Beihilfe raus.

(Sigmar Gabriel [SPD]: Bei Ihnen gibt
es gar keine Taschen mehr!)

Für alle Beamten ab A 11 heißt das: gar kein
Weihnachtsgeld mehr - das haben Sie auch nicht
beantragt - und die volle Übernahme der Differenz
der Kosten durch die Absenkung der Beihilfe auf
das Niveau der GKV. Das ist Ihr Vorschlag; das
muss hier einmal gesagt werden.

(Sigmar Gabriel [SPD]: Auch das ist
schlicht falsch!)

Herr Kollege Gabriel, ich finde es auch nicht ver-
antwortlich, wenn Sie an die Öffentlichkeit treten
und in Bezug auf den Beschluss, dass wir den
Beamten mit kleinen und mittleren Einkommen
durch eine Einmalzahlung 300 Euro Weihnachts-
geld gewähren, sagen, das würde die Feuerwehr-
leute überhaupt nicht betreffen. Das ist schlicht die

Unwahrheit. Im Gegensatz zur Polizei haben wir
bei den Feuerwehrleuten die zweigeteilte Laufbahn
nicht eingeführt. Das heißt, Feuerwehrleute sind
Beamte des mittleren Dienstes

(Sigmar Gabriel [SPD]: Gehen Sie
mal raus und reden Sie mit denen!)

und werden deswegen, wenn sie nicht oberhalb
von Besoldungsgruppe A 8 eingruppiert sind,
Weihnachtsgeld bekommen.

(Sigmar Gabriel [SPD]: Die haben
A 9! Sie haben wirklich keine Ahnung!
Gehen Sie raus und reden Sie mit
denen! Dazu haben Sie keinen Mut!)

- Selbstverständlich haben wir dazu Mut.

(Zuruf von der CDU - Sigmar Gabriel
[SPD]: Das entscheiden nicht Sie, ob
ich hier im Landtag Zwischenrufe ma-
che! Das entscheide ich! - Zurufe von
der CDU - Hartmut Möllring [CDU]:
Man behauptet, Sie hätten A 7!)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wie oft
haben wir während Ihrer Regierungszeit darüber
gesprochen, dass keine Mittel vorhanden waren,
um für alle Beamten die dringend nötigen Schutz-
westen zu beschaffen. Damit Sie wissen, was wir
als Regierungskoalition im Haushalt bewegt haben
- Sie haben ja gestern kritisiert, dass wir insgesamt
nur 15 Millionen Euro umgeschichtet haben -: Ich
habe mir sagen lassen, dass während Ihrer Regie-
rungszeit die Haushaltsberatungen so abliefen,
dass es einen Regierungsentwurf gab, man zu-
sammenkam und nickte und überhaupt keine An-
träge gestellt hat. Wir haben immerhin etwas be-
wegt. Ihre Fraktion hat damals immer das mitge-
tragen, was Sie an Schuldenpolitik vorgeschlagen
haben.

(Zuruf von Wolfgang Jüttner [SPD] -
Anneliese Zachow [CDU]: Das wissen
wir noch!)

Wir hatten hier die Situation, dass ab dem Sommer
noch nicht einmal mehr der Treibstoff bezahlt wer-
den konnte, um Streifenwagen auf die Straße zu
schicken.

(Sigmar Gabriel [SPD]: Völliger Un-
sinn! - Zurufe von der CDU: Genau so
war es! - Heiner Bartling [SPD]: Sa-
gen Sie mal das Jahr! In welchem
Jahr?)
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- Herr Kollege Bartling, während Ihrer Regierungs-
verantwortung - - -

(Heiner Bartling [SPD]: Sagen Sie mal
das Jahr!)

- Ich weiß nicht, ob es 1998 oder 1999 war. Das ist
ja auch egal.

(Heiner Bartling [SPD]: Dann lügen
Sie, wenn Sie das behaupten! - Sig-
mar Gabriel [SPD]: Mann, Mann,
Mann!)

Ich weiß aber, dass wir darüber diskutiert haben.

(Zurufe von der SPD - Glocke des
Präsidenten)

Wir haben 850 000 Euro zusätzlich eingestellt und
werden dafür sorgen, dass das nicht wieder vor-
kommt.

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren, ich möchte noch ein
paar Worte zum kommunalen Finanzausgleich
sagen. In der Tat ist es vorgesehen, den kommu-
nalen Finanzausgleich um 150 Millionen Euro ein-
zukürzen. Herr Kollege McAllister hat Ihnen ges-
tern vorgetragen, was Sie während Ihrer Regie-
rungszeit diesbezüglich angerichtet haben. Ich will
das heute nicht wiederholen. Aber eines steht fest:
Sie sind die denkbar schlechtesten Ratgeber,
wenn es um die Frage der Kommunalfinanzen
geht.

(Beifall bei der CDU)

Herr Kollege Bartling, ich war vorhin etwas erhei-
tert - das muss ja auch so sein -, als ausgerechnet
Sie davon gesprochen haben, diese Kürzungen
seien haarsträubend. Dann habe ich Sie und auch
den Kollegen Hirche näher angeschaut und habe
gedacht, wenn Sie von haarsträubend sprechen,
kann es nicht so schlimm sein.

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU -
Lachen bei der SPD - Heiner Bartling
[SPD]: Ich bilde mir meine eigene
Meinung!)

- Entschuldigung, das haben Sie nicht dazugesagt.

(Sigmar Gabriel [SPD]: Lieber keine
Haare, als keinen Verstand, Herr
Kollege! - Oh! bei der CDU)

- Das ist schon richtig. Aber, Herr Kollege Gabriel,
es ist noch viel schlimmer, wenn man nichts im
Kopf und nichts auf dem Kopf hat. Das ist noch viel
schlimmer.

(Beifall bei der CDU - Sigmar Gabriel
[SPD]: Und nüchtern sollte man hier
auftreten! - Bernd Althusmann [CDU]:
Das war haarscharf!)

Ich möchte nur noch einen Aspekt ansprechen,
Herr Kollege Gabriel. Im Jahr 1990 haben Sie von
den Kommunen auf einen Schlag immerhin
250 Millionen Euro einkassiert. Sie haben damals
nicht wie wir heute gleichzeitig die Nettokreditauf-
nahme im Landeshaushalt zurückgeführt; Sie ha-
ben sie vielmehr deutlich erhöht. Das ist der große
Unterschied. Sie haben damals nicht bei sich ge-
spart, Sie haben weiterhin in Saus und Braus und
über Ihre Verhältnisse gelebt

(Sigmar Gabriel [SPD]: Da kennen Sie
sich ja aus!)

und gleichzeitig die Kommunen ruiniert. Das ist der
große Unterschied, meine Damen und Herren.

(Sigmar Gabriel [SPD]: Mit Saus und
Braus kennen Sie sich aus!)

- Herr Kollege Gabriel, Sie sollten noch einmal
überlegen.

(Sigmar Gabriel [SPD]: Ich weiß nicht,
ob Sie heute Morgen schon auf dem
Weihnachtsmarkt waren! Was Sie hier
eben mit dem Kollegen Bartling ver-
anstaltet haben - - - Gegenrufe von
der CDU - Unruhe)

- Ja, ja. Herr Kollege Gabriel, ich habe Ihren Hu-
mor schon immer sehr geschätzt.

(Zurufe von der SPD - Bernd Althus-
mann [CDU]: Ich erinnere an gestern!
- Ursula Körtner [CDU]: Sie müssen
auch einmal etwas einstecken kön-
nen! Nicht nur hier die Mimose spie-
len!)

Ich weiß nicht, warum diese ernste Rede alle so
erheitert. Vielleicht ist es auch ganz gut, dass man
den Kopf nicht hängen lässt, wenn einem das
Wasser bis zum Halse steht.

Herr Kollege Gabriel, es waren die CDU/CSU-
regierten Länder, die im Bundesrat die Absenkung



Niedersächsischer Landtag - 15. Wahlperiode - 50. Plenarsitzung am 15. Dezember 2004

5524

der Gewerbesteuerumlage von 28 auf 20 %
durchgesetzt haben. Es ist doch eine Tatsache,
dass dadurch die Kommunen - das Statistische
Bundesamt hat es herausgefunden - 240 Millionen
Euro mehr einnehmen. Außerdem hat das Statisti-
sche Landesamt Niedersachsen herausgefunden,
dass die Mehreinnahmen der Kommunen aus der
Gewerbesteuer in den ersten drei Quartalen dieses
Jahres immerhin 137 Millionen Euro betragen.

(Heinz Rolfes [CDU] spricht an der
Regierungsbank mit Minister Möllring)

Vizepräsidentin Silva Seeler:

Herr Biallas, warten Sie einen Augenblick. - Ich
bitte, dass die Gespräche an der Regierungsbank
aufhören. Wenn Sie mit dem Minister reden wollen,
gehen Sie bitte hinaus. Es stört.

(Unruhe bei der CDU )

Bitte, Herr Biallas!

Hans-Christian Biallas (CDU):

Im Übrigen möchte ich in Erinnerung rufen, dass
Niedersachsen das einzige Land ist, das die Ein-
sparung aus der Zusammenlegung von Arbeitslo-
sen- und Sozialhilfe in Höhe von 105 Millionen
Euro komplett an die Kommunen weitergibt. Dann
möchte ich vortragen, dass die Streichung des
Weihnachtsgeldes im Bereich der Kommunen zu
weiteren Einsparungen in Höhe von 70 Millionen
Euro führt.

Sie haben gesagt, wir hätten im Haushalt nichts
bewegt. Das haben wir eben doch. Wir haben da-
für gesorgt, dass die Landkreise und kreisfreien
Städte durch die Reform des Niedersächsischen
Nahverkehrsgesetzes als Aufgabenträger erstma-
lig ab dem kommenden Jahr fast 22 Millionen Euro
erhalten.

Meine Damen und Herren, wenn Sie von der SPD
sich dazu durchringen könnten, dem von uns
durch einen Gesetzentwurf eingebrachten Konne-
xitätsprinzip zuzustimmen, dann wäre das in der
Tat der erste ernst zu nehmende Beitrag zur Sa-
nierung der Kommunalfinanzen, der von Ihnen
geleistet wird.

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren, nun noch einige kurze
Bemerkungen zur Ausländer- und Sozialpolitik,

weil ich den Kollegen Bachmann dort sehe, der
sich auf diesem Gebiet ja sehr engagiert.

(Klaus-Peter Bachmann [SPD]: Sieh
dich vor!)

Die Ausländersozialarbeit wird seit vielen Jahr-
zehnten durch freie Träger geleistet. Sie wird im
Wesentlichen durch Mittel des Bundes finanziert
und durch Mittel des Landes kofinanziert. Nach
den Bestimmungen des Zuwanderungsgesetzes
wird es dies auch nach Auffassung des Bundes in
Zukunft so nicht mehr geben. An die Stelle der
Ausländersozialberatung tritt dann die Erstintegra-
tionsberatung. Die Kosten hierfür trägt nach den
Bestimmungen des Zuwanderungsgesetzes allein
der Bund. Deshalb sage ich sehr deutlich: Wir
können nicht an einem gemeinsamen Programm,
das seit Jahrzehnten von Bund und Land bezahlt
wird, allein festhalten, wenn sich der Bund zurück-
zieht.

Im Bereich der Migrationsberatung bleiben lan-
desweit immerhin 25 Stellen erhalten und werden
durch das Land kofinanziert. Wenn man bedenkt,
dass immer weniger Asylbewerber nach Deutsch-
land kommen, also auch der Beratungsbedarf nicht
steigt, sondern sinkt, halte ich das für angemes-
sen. Deswegen ist jede Form des Protestes gegen
eine angeblich ausländerfeindliche Politik dieser
Landesregierung falsch und führt am Ziel vorbei.

Ich habe hinlänglich ausgeführt, dass es auch über
diesen Haushalt, der ein Sparhaushalt ist, viel
Gutes zu berichten gibt. Ich glaube, dass wir auf
dem richtigen Weg sind. Je mehr Sie protestieren,
meine Damen und Herren von der SPD, desto
mehr fühlen wir uns darin bestätigt, dass es tat-
sächlich so ist. - Vielen Dank für Ihre Aufmerksam-
keit.

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei
der FDP)

Vizepräsidentin Silva Seeler:

Als Nächstem erteile ich Herrn Bode von der FDP
das Wort.

Jörg Bode (FDP):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Noch
17 Tage müssen wir in Niedersachsen abwarten,
dann werden wir nicht nur das neue Jahr begrü-
ßen, sondern dann wird auch eine völlig neue Zeit-
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rechnung in der Verwaltung Niedersachsens be-
ginnen.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU -
Lachen bei der SPD)

Als erstes Flächenland in Deutschland werden wir
eine zweistufige Verwaltung ohne Bezirksregierung
als Mittelinstanz haben. Dies ist wohl der größte
Beitrag zu einer mittelfristigen Sanierung unseres
Landeshaushalts überhaupt. Dies ist der Einstieg
in den Ausstieg aus der Kostenfalle.

(Zuruf von der SPD: „Der Einstieg in
den Ausstieg“ - ich lache mich tot!)

Hierbei haben wir uns auf etwas besonnen, was Ihr
Parteifreund Helmut Schmidt einst treffend gesagt
hat. Er sagte nämlich: Nicht alle Reformen kosten
Geld, und nicht alles, was Geld kostet, ist deshalb
schon eine Reform. - Ja, genau, wir haben es an-
ders gemacht als Sie: Sie haben in Ihrer Regie-
rungszeit teure Gutachten bestellt, viel Papier be-
kommen und keine Reform, nicht einmal in Anfän-
gen, begonnen. Das hat Unmengen an Geld unse-
rer Steuerzahler gekostet.

(Zurufe von der SPD)

Wir haben im Gegensatz dazu keine Gutachter
bestellt. Wir haben mit den Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern der Landesverwaltung, mit den Kun-
den der Verwaltung - ein ganz neuer Ansatz für
Sie -,

(Unruhe - Glocke des Präsidenten)

mit den Kommunen und mit der Wirtschaft ge-
meinsam eine Reform beschlossen, die bundes-
weites Lob und Anerkennung bekommen hat. Das
war eine Reform, die Verwaltung einfacher und
Verwaltung schneller gemacht hat und bereits im
nächsten Haushalt Geld spart - sogar nach Ein-
schätzung des Landesrechnungshofes nicht nur im
nächsten Haushalt, sondern mittelfristig weit über
200 Millionen Euro.

(Karin Stief-Kreihe [SPD]: Woher wis-
sen Sie das denn jetzt schon?)

Das hätte wohl selbst Helmut Schmidt einer Re-
form nicht zugetraut.

(Karin Stief-Kreihe [SPD]: Die Hoff-
nung stirbt zuletzt!)

Ein wesentlicher Punkt war und ist für die FDP die
Aufgabenkritik, die wir nachdrücklich eingefordert

und auch umgesetzt haben. Sowohl die Aufgaben
der Bezirksregierung als auch die Aufgaben ande-
rer Bereiche kamen auf den Prüfstand. Das war
das eigentliche Erfolgsmodell dieser Verwaltungs-
reform. Diese Verwaltungsreform ist auch ein Bei-
trag zur Wirtschaftsförderung - nicht nur, weil die
Verwaltungsverfahren einfacher und kürzer wer-
den, weil man aus drei oder vier Verwaltungsebe-
nen nur noch zwei gemacht hat, sondern auch,
weil wir auf die Bedürfnisse der Wirtschaft in Nie-
dersachsen, also der Kunden der Verwaltung,
gehört haben und sie berücksichtigt haben. Hierfür
ist das zentrale Beispiel die Gewerbeaufsicht. Sie
wird künftig der zentrale Ansprechpartner der Wirt-
schaft in Niedersachsen sein, und zwar in allen
Genehmigungs- und Überwachungsangelegen-
heiten. Für unsere Wirtschaft heißt das: Service
aus einer Hand.

Meine Damen und Herren, dies alles haben wir,
wie wir es versprochen haben, sozialverträglich
umgesetzt. Deshalb will ich Ihnen auch einmal die
Zahlen nennen. Wir haben im Rahmen dieses
Prozesses weit über 6 000 Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter versetzt bzw. umgesetzt - eine in einem
so kurzen Zeitraum enorm große Zahl. Die im
Rahmen dieses Prozesses durchgeführten Maß-
nahmen haben eine Beschwerdequote verursacht,
die weit unter 1 % und sogar unter 0,5 % liegt. Herr
Meyerding, Sie haben hiermit dem Begriff „sozial-
verträglich“ eine völlig neue Dimension gegeben.
Die FDP beglückwünscht Sie zu dieser Meister-
leistung!

(Beifall bei der FDP)

Aber schauen wir auch in die Zukunft. Herr Staats-
sekretär Meyerding, Herr Innenminister Schüne-
mann, nutzen wir die Fahrt, die die Verwaltung und
die Verwaltungsreform jetzt aufgenommen haben!
Der Weg ist richtig. Lassen Sie uns jetzt weiterma-
chen! Lassen Sie uns jetzt nicht nur die Umset-
zung dieser ersten Phase als Aufgabe betrachten,
sondern als Ziel, den Teil 2 aufzugreifen. Das
muss der Maßstab für das nächste, für das kom-
mende Jahr sein. Fassen wir auch die Ministerien
und die Landesämter an und schauen wir zusam-
men mit den Kommunen und der Wirtschaft nach
weiteren Verbesserungen bei den Verwaltungsab-
läufen! Insbesondere bei den Schnittstellen zwi-
schen Landesverwaltung und Kommunalverwal-
tung gibt es deutliches Potenzial, Bürokratie abzu-
bauen, die Verwaltung für den Kunden schneller
zu machen und Kosten für das Land, die Kommu-
nen und den Kunden zu sparen.



Niedersächsischer Landtag - 15. Wahlperiode - 50. Plenarsitzung am 15. Dezember 2004

5526

(Beifall bei der FDP)

Meine Damen und Herren, Sie sehen an allen
Ansätzen, die wir im Rahmen der Verwaltungsre-
form verfolgt haben und die wir uns für das
nächste Jahr vorgenommen haben: Die FDP ist
immer eine Idee voraus!

(Beifall bei der FDP)

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ges-
tern hatte ich hier schon ein wenig den Eindruck,
hier würde der Robin Hood der Kommunalfinanzen
reden. Ich habe zweimal hinschauen müssen, ob
es sich dabei wirklich um Sigmar Gabriel gehandelt
hat, den Sigmar Gabriel, der hier vor kurzem noch
als Ministerpräsident oder als Fraktionsvorsitzen-
der oder als Abgeordneter alles andere getan hat,
als den Kommunen zu helfen. Aber, meine Kolle-
ginnen und Kollegen, unsere Kommunalpolitiker
- und dazu gehöre auch ich - haben in diesen Din-
gen ein Gedächtnis wie ein Pferd. Wir sind zwar
nicht nachtragend, aber wir vergessen nichts.
Wenn ich mir die Situation einmal vergegenwärti-
ge, dann frage ich mich: Was war denn Ihre Alter-
native? - Das war doch: Nehmt es den Reichen
und gebt es den Kommunen! - Das ist ja schön.
Aber schauen wir uns doch einmal an, wer für Rot-
Grün eigentlich der Reiche ist. - Das sind die Be-
amten, denen Sie noch stärker in die Beihilfeer-
stattung eingreifen wollen, das sind die leistungs-
bereiten Niedersachsen, die bereit sind, einen
längeren Weg zur Arbeit auf sich zu nehmen, und
denen Sie die Pendlerpauschale kürzen wollen.
Das sind die Bauarbeiter, denen Sie durch die
Streichung der Eigenheimzulage den Arbeitsplatz
zerstören,

(Beifall bei der FDP)

und das sind die Familien mit Kindern, denen Sie
durch die Streichung der Eigenheimzulage das
kleine Häuschen im Grünen und damit vielleicht
den einzigen Traum, den sie haben, wegnehmen.
Nein, so geht das mit uns nicht!

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

In den Kommunen hat man nicht vergessen, was
man ihnen in der Vergangenheit angetan hat. Wir
wissen, dass unsere kommunalen Freunde die
Entscheidungen, die heute getroffen werden, im
Verhältnis dazu zu werten wissen. Genau so hat
es auch der Landkreistag für die kommunalen
Spitzenverbände im Innenausschuss gesagt: Man
könne durchaus verstehen, dass man derartige

Einschnitte mache, auch wenn man sich einmal
vergegenwärtige, dass wir auch beim Landesblin-
dengeld, beim Sport, bei den Wohlfahrtsverbänden
eingreifen, und dass dabei kein Bereich außen vor
bleiben dürfe. Das, meine Damen und Herren, ist
unsere Vorstellung. Das, so der Landkreistag,
könne man verstehen. Man erwarte dann, wenn
man diese Einschnitte mache, aber auch, dass
man den Kommunen die Möglichkeit gebe, darauf
zu reagieren, indem man Standards und Leistun-
gen anders und günstiger organisieren könne. - Ja,
da hat der Landkreistag Recht. Genau so muss
das sein. Die FDP ist auch bereit, den Kommunen
die Handlungsmöglichkeiten zu geben, um hierauf
reagieren zu können. Denn wir wissen, dass unse-
re Kommunalpolitiker nicht mit dem Hammer
draufhauen, sondern diese Herausforderung an-
nehmen und meistern; denn sie sind der SPD im-
mer um eine Idee voraus!

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Meine Damen und Herren, auch bei unserem
Schwerpunkt „Innere Sicherheit“ haben wir Maß-
stäbe gesetzt. So haben wir die Vorgabe der FDP,
die gefühlte Sicherheit zu erhöhen, konsequent
umgesetzt. Wir haben zusätzliche Polizeianwärter
eingestellt, wir haben die Polizei komplett umorga-
nisiert und haben dabei über 200 Beamte von
Verwaltungstätigkeiten entlastet und sie für die
eigentliche Polizeiarbeit freigestellt. Diese Polizei-
reform war ein Meilenstein - nicht nur wegen der
kurzen Zeit bis zur Umsetzung, sondern auch we-
gen der kostenbewussten Organisationsänderun-
gen und wegen der Beispiellosigkeit der Direkti-
onszuschnitte aus polizeilich-taktischer Sicht. Ja,
jetzt kann unsere Polizei noch besser dem Bürger
eine gefühlte und effektive Sicherheit bieten. Das
heißt für uns einerseits, dass die Bekämpfung der
schweren und der Wirtschaftskriminalität verstärkt
werden muss. Wir brauchen weiterhin die großen
Erfolge, die wir dort erzielt haben. Andererseits
bedeuten die Neuorganisation und die Verstärkung
des Personals, dass jetzt mehr Beamte Streifen-
dienst verrichten können, dass allein durch die
öffentliche Wahrnehmbarkeit der Beamten Delikte
wie Sachbeschädigung, Diebstahl und Graffiti-
sprayen von vornherein verhindert werden können.

Ich freue mich, dass sich die Fraktionen von CDU
und FDP entschlossen haben, bei ihren Änderun-
gen die Vollendung der zweigeteilten Laufbahn
aufzugreifen und denjenigen, die eine Zusage
hatten, unverzüglich die Beförderung in den geho-
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benen Dienst anzubieten und hierfür die Mittel
bereitzustellen.

Auch die Unterstützung durch die Erhöhung der
Sachmittel ist genau der richtige Weg. Dies alles
ist von uns gegenfinanziert worden.

(Beifall bei der FDP - David McAllister
[CDU]: Der Änderungsantrag!)

Hierfür möchte ich ein Beispiel nennen. Beim Lan-
desamt für Statistik wird man jetzt weniger Statisti-
ken erheben. Es werden nur noch die wichtigen
Statistiken erstellt. Das ist unsere Prioritätenset-
zung.

Meine Damen und Herren, auch bei der Bekämp-
fung des Terrorismus und des Extremismus müs-
sen wir weiterdenken. Liebe Grüne, es ist schon
ein Skandal, wenn Sie jetzt 50 Stellen beim Lan-
desamt für Verfassungsschutz und 12 Millionen
Euro bei der Sachmittelausstattung der Polizei
- also Schutzwesten, Einsatzfahrzeuge und Ben-
zin - streichen wollen, obwohl wir am Beispiel des
Besuches des irakischen Ministerpräsidenten in
Berlin gesehen haben, was bei uns passieren
kann. Daher war es richtig, dass wir hier in Nieder-
sachsen durch die Änderung des Verfassungs-
schutzgesetzes und das neue Polizeigesetz be-
reits im letzten Jahr Vorsorge getroffen und immer
weiter gedacht haben. So haben wir in diesem
Jahr mit der bundesweiten Anti-Terror-Datei einen
Vorschlag unterbreitet, wie man den Forderungen
nach einer besseren Zusammenarbeit von Polizei,
Verfassungsschutz und anderen Diensten ein
rechtsstaatliches Gesicht geben kann. Nur, leider
kam der Vorschlag hierfür wohl von der falschen
Seite: Rot-Grün hat ihn nicht umgesetzt. Das ist für
die Bürgerinnen und Bürger in Niedersachsen
bedauerlich. Aber so ist das eben, und das, ob-
wohl wir das Trennungsgebot von Polizei und
Verfassungsschutz beachtet haben. Die FDP war
auch hier wieder einmal eine Idee voraus. Aber
das war wohl zu viel für Rot-Grün.

Herr Dr. Lennartz, jetzt möchte ich auf die beiden
von Ihnen angesprochenen Punkte zurückkom-
men. Genau das Gleiche, was für die Anti-Terror-
Datei gilt, gilt natürlich bei GIAZ, dem gemeinsa-
men Informations- und Analysezentrum. Wir wer-
den dafür Sorge tragen, dass die strikte Trennung
von Polizei und Verfassungsschutz eingehalten
wird, und alles tun, was die Sicherheit verbessert,
dabei aber darauf achten, dass wir rechtsstaatlich
bleiben und die strikte Trennung einhalten. Darin

sind wir uns auch mit dem Innenminister sehr
schnell einig geworden.

(Beifall bei der FDP)

Das heißt aber nicht, dass man die bestehenden
Gesetze nicht auch optimal anwenden und nutzen
kann. Der Moloch, den Herr Schily baut, ist, ganz
ehrlich, vielleicht ein Fortschritt, aber viel zu kurz
gesprungen.

Hinsichtlich dessen, was Sie eben in den Raum
gestellt haben, dass es in Niedersachsen in Zu-
kunft möglicherweise wieder einen Pranger für
Sexualstraftäter geben würde, kann ich Sie beru-
higen. In Niedersachsen wird es selbstverständlich
keinen Pranger geben. Wenn Sie die Welt auch
ein paar Tage später gelesen hätten - ich habe
Ihnen die Zeitung mitgebracht; wir haben es ge-
prüft und darüber diskutiert -, dann wüssten Sie
jetzt, dass wir in Niedersachsen auch weiterhin
keinen einzigen Sexualstraftäter unverhältnismäßig
schützen werden. Das wissen auch Sie. Wir haben
nämlich dafür gesorgt, dass es auf Bundesebene
das Gesetz über nachträgliche Sicherungsverwah-
rung gibt. Wir unterbreiten aber nur Vorschläge,
die Sinn machen und rechtsstaatlich sind. Wir als
FDP garantieren Ihnen sehr gern, dass wir keinen
Pranger einführen werden, sondern dass weiterhin
das Grundgesetz und die Verfassung gelten wer-
den. Das ist unser Versprechen.

Auch das ehrenamtliche Engagement ist für uns
wichtig, meine Damen und Herren. Deshalb war es
für die FDP-Fraktion selbstverständlich, dass die
DLRG auch weiterhin einen Zuschuss für ihre
wichtige Arbeit bekommt, dass der Zuschuss an
den Landesfeuerwehrverband wieder auf die alte
Höhe aufgestockt wird und dass die Kürzung beim
Landessportbund auf das Niveau reduziert wird,
das vorher mit ihm besprochen worden ist. Wir
haben Deckungsvorschläge unterbreitet, die all
dies ermöglicht haben. Auch hier waren wir Ihnen
wieder einmal eine Idee voraus.

Meine Damen und Herren, genau so pragmatisch
werden wir auch die Integrationsarbeit anpacken,
Herr Bachmann. Die Mittel dafür werden zwar re-
duziert; das bedeutet aber nicht automatisch, dass
wir auch die Qualität der Arbeit zurückfahren.

(Klaus-Peter Bachmann [SPD]: Alles
nur Worte!)

Es kommt nicht darauf an, Herr Bachmann, wie
viel Geld man vorne in das System hineinsteckt,
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sondern viel wichtiger ist, welche Leistung hinten
herauskommt. Das andere hatten wir zuvor bei der
SPD. Wir machen es heute anders: Weniger Geld
für mehr Qualität. Wir haben in diesem Zusam-
menhang vor, verstärkt Träger mit einem höheren
Eigenfinanzierungsanteil zu wählen. Außerdem
haben wir kommunale Integrationslotsen angebo-
ten. Das ist eine intelligente Alternative gerade in
Zeiten knapper Kassen. Sie sehen, auch hier wa-
ren wir Ihnen wieder um eine Idee voraus.

(Zuruf von Klaus-Peter Bachmann
[SPD])

Sie sehen, dass wir die Vorgaben unseres Frakti-
onsvorsitzenden, die er gestern auch hier darge-
legt hat, umgesetzt. Das war die Grundlage für
unser Handeln. - Vielen Dank für Ihre Aufmerk-
samkeit.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Vizepräsidentin Silva Seeler:

Nächste Rednerin ist Frau Langhans von Bünd-
nis 90/Die Grünen.

Georgia Langhans (GRÜNE):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die
Niedersächsische Landesregierung und die sie
tragende schwarz-gelbe Koalition sind mit großen
Versprechungen angetreten. Ich darf Sie ganz kurz
daran erinnern - vielleicht ist es schon lange ver-
gessen -: Handlungsprogramm „Integration“,
Herbst 2003. - Wir können jetzt feststellen, dass
Sie in Niedersachsen zu einem Rundumschlag
gegen die Integration von Zuwanderinnen und
Zuwanderern ausgeholt haben. Wenn Sie auf der
einen Seite die mangelnde Integration an den
Pranger stellen, dann tun Sie nun alles dafür, die-
se dadurch zu verhindern, dass Sie genau dort
finanzielle Mittel kürzen und streichen, wo Integra-
tion vorangetrieben und konstruktiv begleitet wor-
den ist.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, das politische Signal,
das Sie damit setzen, ist eine Ohrfeige für all die-
jenigen, die sich im Bereich Migration und Integra-
tion erfolgreich engagiert haben und immer noch
bereit sind, sich zu engagieren. Es ist eine Ohrfei-
ge für diejenigen, die in ihrem Bemühen, sich in
die hiesige Gesellschaft einzugliedern, Ihre Unter-
stützung und Hilfe suchen.

Indem Sie unter dem vorgeschobenen Primat der
Sparpolitik eine Politik der Isolierung und der Mar-
ginalisierung von Migranten verfolgen, bereiten Sie
den Boden für das, was Sie den Betroffenen im
Nachhinein vorwerfen, dass Migranten nämlich
weder bereit noch fähig seien, sich besser zu in-
tegrieren. Stattdessen fordert der Innenminister
einen zusätzlichen Eid auf die Verfassung. Wel-
cher Nutzen bzw. welche Verbesserung sich dar-
aus für das Zusammenleben in unserer Gesell-
schaft ergeben soll, erschließt sich mir nicht.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Offensichtlich haben Symbole für die Landesregie-
rung einen weitaus höheren Stellenwert als kon-
krete Hilfestellungen für eine bessere Integration.

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich hier
auch Folgendes noch einmal ganz deutlich sagen:
Die von der CDU in diesem Zusammenhang er-
neut losgetretene Debatte über Leitkultur und Pat-
riotismus ist höchst problematisch. Eine Bielefelder
Forschungsgruppe weist in der Studie „Deutsche
Zustände“ auf zunehmende Fremdenfeindlichkeit
und Überfremdungsängste in Bezug auf den Islam
hin. Ich zitiere aus der Frankfurter Rundschau vom
3. Dezember:

„Rassismus, Islamophobie, aber auch
auf Umwegen daherkommender Anti-
semitismus rücken immer stärker vom
politischen Rand in die gesellschaftli-
che Mitte. Mit wachsender sozialer
Spaltung und Angst vor gesellschaftli-
chem Abstieg werden menschen-
feindliche Einstellungen mittlerweile
zunehmend salonfähig.“

Meine Damen und Herren, wer wachsenden feind-
seligen Einstellungen nur mit politischer Symbolik
zu begegnen versucht, der handelt fahrlässig.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wer mangelnde Integration ankreidet, der muss
intervenieren, präventive Strategien entwickeln
und Ausgleich schaffen. Stattdessen sollen nun
strukturelle Ansätze und Strategien zunichte und
handlungsunfähig gemacht werden, die bisher für
Integration einstehen. Das ist ein weiterer Schritt
hin zu mehr Ausgrenzung, für den Sie sich verant-
worten müssen.

Meine Damen und Herren, Integration bleibt Auf-
gabe von Bund, Ländern und Kommunen glei-
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chermaßen. Der Bund finanziert ab Januar die
Integrationskurse für Neuzuwanderer und bietet
darüber hinaus Kurse für einen Teil bereits hier
lebender Ausländer an. Wo bleibt aber das Ange-
bot Niedersachsens? - Wir vermissen von Ihnen
das Bekenntnis, dass Migranten in die Mitte unse-
rer Gesellschaft gehören. Ihre Unterstützung soll
nicht nur karitativen Charakter haben. Wir setzen
auf das Vertrauen in die Selbstkräfte von Migran-
ten, auf ihre Fähigkeiten und Stärken, sich in die
hiesige Gesellschaft einzubringen. Dazu brauchen
sie zumindest in der Übergangszeit eine kompe-
tente Begleitung und eine finanzielle Unterstüt-
zung.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, Integration gibt es nicht
zum Nulltarif. Nordrhein-Westfalen und Rheinland-
Pfalz erhöhen ihre Haushaltsansätze. Was aber
machen Sie? - Sie kürzen und verzichten damit auf
eine dringend notwendige, nachhaltige und umfas-
sende Integrationspolitik.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Vizepräsidentin Silva Seeler:

Jetzt erteile ich Herrn Dr. Stumpf von der CDU-
Fraktion das Wort.

Dr. Otto Stumpf (CDU):

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen
und Herren! Der Haushalt 2005 ist aus der Sicht
des Sports sicherlich keine Liebeserklärung, auf-
grund der Realität aber leider eine zwingende
Notwendigkeit. Dieser Haushalt verlangt vom Sport
wie von allen anderen Zuwendungsempfängern
Verständnis und Solidarität. Es ist unstreitig, dass
auch bei der Sportförderung die Erfordernisse und
die Möglichkeiten zunehmend auseinander klaffen.
Gleichwohl sehen wir uns aufgrund der dramati-
schen Haushaltslage in der Pflicht, auch beim
Sport zu sparen. Wir orientieren uns in unserem
Haushalt nicht, wie es einmal Willy Brandt formu-
liert hat, an den Ausgaben, sondern eindeutig an
den Einnahmen; denn das Geld, das wir nicht ha-
ben, können wir auch nicht ausgeben.

Meine Damen und Herren, Sport ist längst kein
Privatvergnügen Einzelner mehr. In unserem Land
treibt etwa ein Drittel der Menschen aktiv Sport,
und mindestens ein weiteres Drittel profitiert mittel-
bar vom Sport. Sport ist ein Wirtschaftsfaktor und
ein Förderer zentraler gesellschaftlicher Wertmoti-

ve wie Fairness und Ehrenamtlichkeit. Sport dient
aber auch der Pflege und der Verbesserung der
Gesundheit, der Integration, der Gleichstellung der
Frau und dem gesamten sozialen Gefüge in unse-
rem Staat. In diesem Staat bildet der Sport ein
besonderes gesellschaftliches Kapital und leistet
aktive Beiträge zur Entwicklung unserer Bürgerge-
sellschaft, aber auch zur Entwicklung des einzel-
nen Menschen.

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, der Lan-
dessportbund nimmt in seinem Leitbild für den
Sport das Motto in Anspruch: Mittendrin in unserer
Gesellschaft. - Der Sport bekennt sich zu einer
Klammerfunktion in unserem Land. Auch wenn er
die großen gesellschaftlichen Probleme nicht allein
lösen kann, ist er doch ein anerkanntes wirkungs-
volles Medium für deren Lösung. Wenn wir in die-
sem Jahr dem Sport die Finanzhilfe aus der Kon-
zessionsabgabe gleichwohl auf 24,16 Millionen
Euro reduzieren, so ändert das nichts an unserer
Bewertung des Sports als gestaltender Faktor
innerhalb unserer Gesellschaft. Wir würden gern
mehr Geld für den Sport einsetzen und die Sport-
förderung von der hinteren Position im Länderver-
gleich, auf der Sie, meine Damen und Herren auf
der linken Seite des Hauses, sie während Ihrer
Regierungszeit gefestigt haben, wieder weiter
nach vorne bringen. Die Verpflichtung zur Haus-
haltskonsolidierung lässt uns gegenwärtig jedoch
keine Möglichkeit dazu. Die jetzt vorgesehene
Kürzung zwingt den Landessportbund und die
Landesfachverbände, neue Wege zu gehen, Pro-
jekte neu zu strukturieren, personelle Strukturen zu
überdenken und neu zu gestalten und Schwer-
punkte bei der Förderung neu zu setzen. Maß-
nahmen zur Verwaltungsvereinfachung, die Ein-
führung einer Budgetierung bei den Fachverbän-
den und vereinfachte Abrechnungsverfahren sowie
aufgabenkritische Betrachtungen werden zuguns-
ten von Projekten und Fördermaßnahmen in Ver-
einen und Verbänden intern Kosten sparen.

Als im Sommer dieses Jahres bekannt wurde,
dass der Sporthaushalt für 2005 eine 10-pro-
zentige Kürzung erfahren würde, gab es in der
niedersächsischen Sportszene wahrhaftig keine
Freude. Aber es gab Verständnis im übergeord-
neten und langfristig orientierten Interesse. Ich
danke ganz besonders dem Landessportbund und
auch seinen Gremien dafür, dass sie - bei aller
Kritik an den finanziellen Einschnitten durch den
aktuellen Haushalt - eine große Solidarität bezüg-
lich der Sparpläne der Landesregierung zum Aus-
druck gebracht haben.
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Der Landessportbund hat im Sommer dieses Jah-
res sehr schnell nach Möglichkeiten der Anpas-
sung des eigenen Haushalts gesucht und die Er-
örterung mit den Fachverbänden und auch dem
Sportminister aufgenommen. Man war sich durch-
aus bewusst: Es hätte schlimmer kommen können.
Die Erhöhung der Sparquote von 10 % auf 11 %,
die von der Landesregierung nach der zweiten
Haushaltsklausur in Erwägung gezogen wurde, hat
auf der Seite des Sports erhebliche Proteste her-
vorgerufen. Diese zusätzliche Verringerung der
Finanzhilfe um ca. 270 000 Euro hätte vom Sport
nicht mehr erwirtschaftet werden können, ohne
dass seine Strukturen - bis hin zur existenziellen
Bedrohung wichtiger Aufgabenfelder - getroffen
worden wären. Ich denke dabei z. B. an die Finan-
zierung der Übungsleiter. Das Betreuungssystem
von 250 000 ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern bei nur ca. 130 hauptamtlichen Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern, die Ausbildung von
40 000 Ehrenamtlichen pro Jahr in der Akademie
des Sports, die Übungsleiterfinanzierung und das
neue Spitzensportkonzept wären erheblich be-
schädigt worden. Deshalb haben wir die Finanz-
hilfe endgültig auf 24,16 Millionen Euro und damit
die Kürzung auf 10 % festgelegt. Über diesen Be-
trag werden wir morgen entscheiden. Dafür bitte
ich um Ihre Zustimmung. Die SPD hat sich ja in
ihrem Antrag schon darauf festgelegt.

Abschließend möchte ich dem Innenminister und
seiner Mannschaft ganz herzlich dafür danken,
dass der Sport mit Aufgeschlossenheit und per-
sönlichem Engagement - wenn auch mit weniger
Mitteln - betreut und begleitet wird. Ich bin sicher,
dass wir im kommenden Jahr und in der weiteren
Zukunft auch mit weniger Mitteln viel Gutes für den
Sport in Niedersachsen tun und die Dinge positiv
bewegen werden. - Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizepräsidentin Silva Seeler:

Herr Minister Schünemann, Sie haben das Wort.

Uwe Schünemann, Minister für Inneres und
Sport:

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen
und Herren! Die Verwaltungsreform hat einen ganz
wichtigen und entscheidenden Beitrag zur langfris-
tigen Haushaltskonsolidierung in unserem Lande
geleistet.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Ich kann mich noch sehr gut an die Diskussion im
Sommer erinnern, als auch an meine Person ziem-
lich viele Anwürfe gerichtet worden sind. Sie alle
konnten sich nicht vorstellen, dass es möglich ist
- wahrscheinlich einmalig in Deutschland -, dass
man bereits im ersten Jahr bei der Umsetzung der
Verwaltungsreform einen gewichtigen Beitrag zur
Reduzierung der Verschuldung in unserem Land
leisten kann.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Ein Blick in den Haushalt zeigt, dass wir im ersten
Jahr bis zu 20 Millionen Euro einsparen, indem wir
im Jahr 2005 eine effektivere Verwaltung umset-
zen können. 20 Millionen Euro im ersten Jahr!
Meine Damen und Herren, das ist eine besondere
Leistung, auf die wir meiner Ansicht nach zu Recht
stolz sind.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Dann gibt es noch die Zahlen des Landesrech-
nungshofes für die Zukunft. Diese ist gar nicht so
weit weg. Schon im dritten oder vierten Jahr wer-
den wir bis zu 210 Millionen Euro einsparen kön-
nen. Das bezieht sich nur auf die Stelleneinspa-
rung der Gesetzesfolgeabschätzung von 5 500
Stellen. Wir haben aber in der Zielvereinbarung II
6 700 Stellen vereinbart, die gestrichen werden
müssen. Entsprechend wird sich die Einsparung
noch erhöhen. Das ist meiner Ansicht nach genau
der richtige Weg. Denn durch diese Kürzung,
durch die Verwaltungsreform entsteht kein Quali-
tätsverlust bei der Verwaltung, sondern im Ge-
genteil, wir werden eine Effektivitätssteigerung
haben. Genau das müssen wir in unserem Lande
umsetzen: kreativer und schlanker sein. Dann
können wir auch in der Zukunft den Haushalt in
den Griff bekommen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Herr Kollege Bartling, damit das gleich klar ist: Sie
haben gesagt, dass im Innenministerium 100 Stel-
len dazukommen. Das ist kurzfristig richtig. 64
Stellen haben einen kw-Vermerk. Bis zum Jahr
2009 werden diese abgebaut sein, sodass wir
auch im Innenministerium in der Zukunft keine
Aufblähung haben werden.

Die Haushaltssituation ist dramatisch. Das muss
ich hier nicht erwähnen. Insofern müssen alle Res-
sorts, alle Bereiche Einsparungen hinnehmen -
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auch das Innenressort; das ist überhaupt keine
Frage. Die Einschnitte sind teilweise sogar sehr
schmerzlich. Das wissen Sie. Wir werden - um die
Zahlen zu nennen - den Etat insgesamt um 5,4 %
reduzieren müssen. Aber wir haben, bevor wir an
die Regierung gekommen sind, gesagt, dass wir in
unserem Land Schwerpunkte setzen müssen.
Dazu gehört auch der Bereich der inneren Sicher-
heit. Trotz der schwierigen Situation ist es gelun-
gen - auch für den Haushalt 2005 -, dass wir im
Bereich der Polizei insgesamt noch eine Zunahme
von 1,3 % haben. Im Bereich der Personalkosten
ist es sogar eine Zunahme von 2,6 %. Das be-
deutet, dass wir in anderen Bereichen des Innen-
ressorts selber weitere Kürzungen vorgenommen,
aber eine Schwerpunktsetzung erreicht haben,
damit wir in der Zukunft die innere Sicherheit in
unserem Lande noch besser gewährleisten kön-
nen. Das ist der richtige Weg. So kann man kreativ
an die Sache herangehen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Ich bin froh, dass es gelungen ist, dass wir auch im
Verfassungsschutz aufgrund der besonderen Be-
drohungslage langfristig bis zu 20 Stellen zusätz-
lich zur Verfügung stellen können, um auch in den
Bereichen internationaler Terrorismus und Rechts-
extremismus neue Schwerpunkte setzen zu kön-
nen. Daran, dass das in unserem Lande erforder-
lich ist, kann es doch überhaupt keinen Zweifel
geben.

Es ist auch ein Erfolg, dass wir im Bereich der
Polizei auch im Haushaltsjahr 2005 sofort zu einer
besseren Präsenz kommen können, indem wir
200 Verwaltungsmitarbeiter direkt in die Polizei
übernehmen können und insofern die Polizei mehr
im operativen Geschäft tätig sein kann. Insofern
können wir unser gestecktes Ziel weiter verfolgen.

Meine Damen und Herren, wichtig ist aber auch,
dass man die Strukturen vernünftig einsetzt. Des-
halb, Herr Kollege Lennartz, will ich Ihnen das mit
dem Informations- und Analysezentrum gerne
etwas besser erläutern. Wir haben erst einmal sehr
lange warten müssen, bis wir gestern endlich auf
einer großen Pressekonferenz von der Einführung
des Informations- und Analysezentrums auf Bun-
desebene erfahren haben. Aber was wird denn da
jetzt gemacht? - Man macht wieder nur einen klei-
nen Schritt nach vorne. Es wird ein Zentrum im
Bereich Nachrichtendienste, ein Zentrum im Be-
reich der Polizei und ein Zentrum im Bereich MAD
eingesetzt. Das Ganze nennt sich PIAZ und NIAZ.

Damit eine vernünftige Analyse der vorliegenden
Informationen durchgeführt werden kann, müssen
Verbindungsbeamte sie vom NIAZ zum PIAZ und
vom PIAZ zum NIAZ bringen. Man braucht noch
sieben Koordinierungsgruppen, damit man das
vernünftig auswerten kann. Meine Damen und
Herren, da kann es doch nur eine Lösung geben,
indem man sagt: Wir machen etwas Neues. Natür-
lich muss das Trennungsgebot eingehalten wer-
den, deshalb können wir es nicht in der Linie orga-
nisieren. Man macht eine ganz schlanke Projektor-
ganisation und führt Mitarbeiter des Verfassungs-
schutzes und der Polizei zusammen, die die Infor-
mationen auswerten, vernünftige Lagebeurteilun-
gen machen und dann die notwendigen Maßnah-
men treffen. Meine Damen und Herren, die Antwort
auf PIAZ und NIAZ kann deshalb nur GIAZ sein.
Deshalb werden wir das in Niedersachsen auch so
einführen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Meine Damen und Herren, ich bin überrascht, dass
Sie hier immer noch die Polizeireform ansprechen
und sogar versuchen, Kritik anzubringen. Beson-
ders interessant finde ich, dass Sie auf die Pro-
testaktion bei der Einführung der Polizeipräsiden-
ten hingewiesen haben. Wer dabei gewesen ist,
weiß, dass selbst der Vertreter des Hauptpersonal-
rates in seiner Rede mindestens dreimal gesagt
hat, dies sei keine Kritik an der Polizeireform, keine
Kritik an der Einführung der Polizeibeamten, son-
dern eine Kritik an der Kürzung der Sonderzuwen-
dungen. - Darauf komme ich aber gleich noch. Die
Redakteure der Braunschweiger Zeitung mussten
ja schon den ehemaligen Staatssekretär Dohr
zitieren, um überhaupt jemanden zu finden, der an
dieser Polizeireform Kritik übt.

Meine Damen und Herren, diese Polizeireform war
notwendig, um die Polizeiarbeit sehr viel effektiver
zu gestalten. Dass Sie das neue Personalvertei-
lungskonzept kritisieren, kann ich dabei überhaupt
nicht nachvollziehen. Zum ersten Mal wird das
Personal nach klaren Fakten verteilt, nämlich nach
der Anzahl von Straftaten und Verkehrsdelikten.

(Beifall bei der FDP)

Wie sollte man es denn besser machen? - Wenn
es in Braunschweig mehr Delikte gibt, wird dorthin
auch mehr Personal verteilt; wenn es in der Fläche
mehr Delikte gibt, wird es dorthin verteilt. Was
kann denn daran falsch sein? - Mit dieser Kritik
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sollten Sie nun wirklich aufhören, denn die nimmt
Ihnen sowieso niemand ab.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir ha-
ben die Kompetenz nicht zentralisiert, sondern sie
sogar noch stärker regionalisiert. Herr Kollege
Bartling, in der Vergangenheit gab es 20 Polizeiin-
spektionen bzw. Polizeidirektionen mit so ge-
nannten Zusatzfunktionen. Alle diese Funktionen
übernehmen zukünftig die 30 Polizeiinspektionen.
Das heißt, wir haben sogar mehr Kompetenz in die
Region gebracht. Und genau das ist auch der rich-
tige Weg. Ich bin froh, dass die Polizeibeamten vor
Ort diese Polizeireform so hervorragend ange-
nommen haben und dass die Veränderungen so
schnell umgesetzt worden sind.

Ich will noch etwas zu der Streichung der Sonder-
zuwendung bei den Polizeibeamten sagen, weil
das natürlich ein ganz schwieriger Punkt ist. Sie
dürfen in diesem Zusammenhang aber nicht ver-
schweigen, dass die Polizeibeamten inzwischen
zum größten Teil im gehobenen Dienst sind, also
in den Besoldungsgruppen ab A 9, und dass ihre
besondere Arbeit natürlich auch durch die Polizei-
zulage gewürdigt wird. Das ist auch absolut not-
wendig und richtig.

Meine Damen und Herren, ich habe viele Gesprä-
che mit den Polizeibeamten geführt, so wie Sie
sicherlich auch. Dabei habe ich immer wieder ge-
hört, dass die Streichung vor allen Dingen für Fa-
milien mit Kindern ein schmerzlicher Einschnitt ist.
Die Polizeibeamten haben mir aber auch ganz klar
gesagt: Es kann nicht sein, dass wir nicht gegen-
steuern und einfach so tun, als wäre die Haus-
haltssituation nicht schwierig. Sie haben eingese-
hen, dass wir uns gemeinsam anstrengen müssen,
dass wir in der Gegenwart Abstriche hinnehmen
müssen, damit unsere Kinder in der Zukunft über-
haupt noch handlungsfähig sind, damit wir ihnen
eine Zukunft bieten können. - Meine Damen und
Herren, das wird von den Polizeibeamten besser
verstanden als von Ihnen.

Und Folgendes muss auch klar sein: Demotiviert
sind die Polizeibeamten in unserem Lande nicht.
Das sollten Sie ihnen nicht einreden. Sie leisten
hervorragende Arbeit und sind hoch motiviert.
Deshalb gilt mein Dank allen Polizeibeamtinnen
und Polizeibeamten in unserem Land.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Zum Thema Integration: Ich bin sehr froh, dass es
beim Zuwanderungsgesetz gelungen ist, die Integ-

ration zu einem Schwerpunkt zu machen und die
nachholende Integration über Sprachkurse abzusi-
chern. Mir ist klar, dass diese Maßnahmen noch
nicht ausreichend sind. Aber ich kenne natürlich
auch die finanzielle Situation des Bundes. Insofern
sind die angebotenen 50 000 Kurse zumindest ein
Schritt in die richtige Richtung.

Es ist wahr, dass wir in diesem Bereich 1 Million
Euro streichen. Aber Sie müssen sehen, wo wir
streichen. Wir streichen bei der Sozialberatung im
Rahmen der Erstintegration, weil diese Beratung
nach dem Kompromiss zum Zuwanderungsgesetz
in der Zukunft eine Bundesaufgabe ist. 571 000
Euro benötigen wir nicht mehr, weil diese Aufgabe
der Bund übernimmt.

Wir streichen auch bei der Integrationsberatung,
und zwar insgesamt acht Stellen; das trifft zu. Aber
wir stellen sicher, dass die Beratung im bestehen-
den Netz weiter fortgeführt wird.

Meine Damen und Herren, aber selbst wenn man
weniger Geld zur Verfügung hat, muss man dar-
über nachdenken, wie man die Integration und
Beratung noch weiter verbessern kann. Deshalb
werden wir den Landkreisen und den kreisfreien
Städten anbieten, im Rahmen der Verwaltungsre-
form freigestelltes Personal zu übernehmen, um
die Integrationsberatung selbst und vor Ort ver-
stärkt durchführen zu können. Das ist in dem Zu-
wanderungsgesetz auch geregelt worden:

Nach dem Zuwanderungsgesetz bekommen die
Kommunen zwar zusätzliche Aufgaben, aber der
Bund hat ihnen für diese zusätzlichen Aufgaben
keine zusätzlichen Mittel zur Verfügung gestellt.
Wir werden die Kommunen deshalb mit dem Vor-
schlag, den ich Ihnen gerade unterbreitet habe,
unterstützen; denn wir lassen sie nicht im Regen
stehen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Wir werden auch in anderen Bereichen neue Ak-
zente setzen. Ich freue mich sehr, dass der Kolle-
ge Oppermann unseren Vorschlag unterstützt, in
Friedland so genannte Willkommenskurse für die
Spätaussiedler anzubieten. Es kann doch nur rich-
tig sein, wenn man diejenigen, die dort ankommen,
nicht nur zwei oder drei Tage lang betreut, sondern
ihnen über einen Zeitraum von zwei Wochen eine
vernünftige Einführung in Form eines Crashkurses
Deutsch und eines Orientierungskurses bietet,
damit sie sehr viel besser vorbereitet sind, wenn
sie in die Kommunen kommen. Es ist einem Kraft-
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akt von MWK und MI zu verdanken, dass wir das
bereits im Jahr 2005 anbieten können. Damit leis-
ten wir einen wichtigen Beitrag für die Integration
von Spätaussiedlern in unserem Lande, und damit
sind wir wegweisend in der Bundesrepublik
Deutschland.

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich, weil
Sie das erwähnt haben, noch kurz etwas zu mei-
nem Vorschlag sagen, bei der Einbürgerung sollte
es auch einen feierlichen Akt geben, beispielswei-
se ein Eid auf unsere Verfassung. Ich habe die
Diskussion im Anschluss an die Vorfälle in den
Niederlanden verfolgt. Alle Fraktionen in diesem
Hause, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, FDP und
CDU, haben in dieser Diskussion gesagt, man
kann Integration nicht allein über Sprachkurse,
also über das Erlernen der deutschen Sprache,
herbeiführen, sondern Voraussetzung dafür, dass
man hier leben und sogar eingebürgert werden
kann, ist doch, dass man die Grundwerte, die in
unserem Land gelten, anerkennt und sich an die
freiheitliche demokratische Grundordnung in unse-
rem Land hält. - Das ist doch auch überhaupt kei-
ne Frage.

Aber wie läuft denn die Einbürgerung im Moment?
- Der Pass wird zugestellt, und das war es dann.
Würde man aber einen Eid auf die Verfassung
ablegen, dann wäre das ein Signal in beide Rich-
tungen. Zum einen würde man persönlich beken-
nen: Ich gehöre jetzt zur Bundesrepublik Deutsch-
land, ich bin Staatsbürger der Bundesrepublik
Deutschland, und ich will das auch nach außen
dokumentieren. Zum anderen würde ein solcher
Akt den Bürgerinnen und Bürgern in den Kommu-
nen zeigen: Hier ist jemand, der integriert werden
will.

Meine Damen und Herren das wäre genau das
richtige Signal. Deshalb bin ich froh, wenn es uns
auf Bundesratsebene, aber auch auf Bundesebene
gelingt, so etwas einzuführen. Das wäre mehr als
ein Signal, das wäre genau der richtige Beitrag in
der jetzigen Diskussion.

(Beifall bei der CDU)

Zum Sport. Der Sport leistet in unserem Land ei-
nen ganz wichtigen Beitrag nicht nur im Bereich
der Gesunderhaltung, sondern auch im Bereich
der Integration. Der Kollege Stumpf hat das hier
eindrucksvoll geschildert. Die 10-prozentige Kür-

zung für das nächste Jahr ist für die einzelnen
Verbände schwierig, keine Frage.

Aber ich möchte Ihnen auch sagen, wie der Lan-
dessportbund und die einzelnen Verbände darauf
reagiert haben. Sie haben gesagt, wir müssen
auch im eigenen Bereich einsparen, indem wir
beispielsweise die Verwaltung verschlanken. Sie
haben gesagt: Wenn im Land die Bezirksregierun-
gen abgeschafft werden können, dann können bei
uns die Bezirkssportbünde abgeschafft werden.
Dadurch haben wir weniger Bürokratie und können
mehr Geld für die Ehrenamtlichen zur Verfügung
stellen.

Meine Damen und Herren, das ist der richtige
Weg, und dieses Verhalten müssen wir anerken-
nen. Für die Zukunft bedeutet das, dass beim
Sport nicht so stark gekürzt wird wie in anderen
Bereichen, weil dort ganz wichtige Akzente gesetzt
werden.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Ein Letztes zu den Kommunen, damit Sie nicht
denken, ich als Kommunalminister würde nichts zu
den Kommunalfinanzen sagen. Es ist keine Frage:
Für die Kommunen wird es angesichts ihrer
schwierigen finanziellen Situation sehr schwierig
sein, die Kürzung des kommunalen Finanzaus-
gleichs um 150 Millionen Euro umzusetzen.

Aber ich darf darauf hinweisen, dass Ihre Aussage,
wir hätten kein Sofortprogramm aufgelegt, eben
nicht der Wahrheit entspricht. Als innenpolitischer
Sprecher habe ich seinerzeit gefordert, die Gewer-
besteuerumlage muss sofort abgesenkt werden.
Genau das haben wir im Bundesrat jetzt durchge-
setzt. Wir haben es mit beantragt und umgesetzt.
Das ist ein wichtiger Beitrag zu der großen Ge-
meindefinanzreform, die Sie in Berlin zusammen
mit Herrn Eichel an die Wand gefahren haben.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Das Schöne ist, dass diese Absenkung der Ge-
werbesteuerumlage für die Finanzlage der nieder-
sächsischen Kommunen schon im Jahr 2004 eine
klare Verbesserung bedeutet. Ich will Ihnen einmal
die Zahlen vorlesen: für das Jahr 2004 von
218 Millionen Euro, für das Jahr 2005 von 218 Mil-
lionen Euro, für das Jahr 2006 von 230 Millionen
Euro und für das Jahr 2007 von 240 Millionen Eu-
ro. Hinzukommen etwa 60 Millionen Euro pro Jahr
durch die Streichung der Sonderzuwendung für die
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Beamten; der Kollege Biallas hat darauf hingewie-
sen.

Meine Damen und Herren, keine Frage: Die Kür-
zung um 150 Millionen Euro ist schmerzlich. Aber
wir haben im Gegensatz zu Ihnen an anderer
Stelle dafür gesorgt, dass die Kommunen nicht im
Stich gelassen werden. Das dürfen Sie nicht außer
Acht lassen.

Deshalb ist der Innenhaushalt angesichts der Fi-
nanzlage des Landes vernünftig. Ich bin dankbar
dafür, dass wir heute für diesen Bereich gute Be-
schlüsse fassen und im nächsten Jahr genauso
schwungvoll weiterarbeiten können. - Danke
schön.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizepräsidentin Silva Seeler:

Jetzt hat sich noch einmal Herr Bartling von der
SPD-Fraktion zu Wort gemeldet.

Heiner Bartling (SPD):

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen
und Herren! Ich möchte gern noch ganz kurz zu
zwei Aspekten Stellung nehmen.

Herr Schünemann, ich bin der Koalition dankbar,
dass sie zugesagt hat, die zweigeteilte Laufbahn
umzusetzen. Es ist für die Betroffenen ein sehr
wichtiges Signal, dass das, was ihnen seinerzeit
versprochen worden ist, auch eingehalten wird.

Ihre Erklärungsversuche für die Kürzungen im
öffentlichen Dienst will ich aber nicht einfach so
hinnehmen. Ich wiederhole, was ich vorhin schon
gesagt habe: Wir haben Ihnen vor der Wahl in den
Diskussionen ausdrücklich vorgerechnet, dass das
Land Niedersachsen nicht in der Lage ist, die Ein-
stellung von 1 000 zusätzlichen Polizeibeamten
und 2 500 zusätzlichen Lehrern zu finanzieren,
weil sich daraus, wenn sie alle im Amt sind, für den
Haushalt eine Dauerbelastung von 250 Millionen
Euro ergibt. Gleichwohl haben Sie sich sehenden
Auges für die Einstellung entschieden. Und jetzt
finanzieren Sie diese Stellen mit dem, was Sie den
Beamtinnen und Beamten und denen, die sonst
noch im öffentlichen Dienst tätig sind, wegnehmen.
Ich halte das für einen falschen Weg.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Silva Seeler:

Herr Schünemann, bitte!

Uwe Schünemann, Minister für Inneres und
Sport:

Herr Kollege Bartling, es ist wichtig, dass wir die-
ses Land weiter nach vorne bringen. Wir werden
dieses Land aber nur dann nach vorne bringen,
wenn wir es schaffen, für die junge Generation die
Voraussetzungen dafür zu schaffen, dass sie im
Berufsleben eine Zukunft hat.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Deshalb ist es wichtig, dass wir eine Unterrichts-
versorgung haben, wie wir sie im Moment mit den
2 500 Lehrern abbilden können.

Und ich sage Ihnen: Wir haben eine neue Bedro-
hungslage in unserem Land. Davor einfach die
Augen zu verschließen und zu sagen, darauf wol-
len wir überhaupt nicht reagieren, finde ich absolut
nicht in Ordnung. Wenn wir die Schwerpunkte so
setzen und dies im eigenen Bereich erwirtschaften
und deshalb mehr Polizei auf die Straße bringen
können, um insofern auch das subjektive Sicher-
heitsgefühl der Bürgerinnen und Bürger abzusi-
chern, dann ist das genau das, was diese Landes-
regierung vor der Wahl gesagt hat und jetzt ganz
hervorragend umsetzt und absichert, meine Da-
men und Herren.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizepräsidentin Silva Seeler:

Jetzt hat sich Herr Gabriel zu dem Bereich gemel-
det. Ich erteile ihm das Wort.

Sigmar Gabriel (SPD):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich
habe mich zu Wort gemeldet, weil ich gerne mit
einer Legende aufräumen möchte, die gestern
schon aufgetaucht ist und die Herr Schünemann
eben mit Blick auf die Kommunalfinanzen und die
Gewerbesteuerumlage wiederholt hat.

Es gab einen Gesetzentwurf von SPD und Bünd-
nis 90/Die Grünen im Deutschen Bundestag, der
zur Verbesserung der Kommunalfinanzen im We-
sentlichen drei Vorschläge enthielt:

Erstens wurde beantragt, die Gewerbesteuerumla-
ge wieder zu senken. Das hat auch die CDU im



Niedersächsischer Landtag - 15. Wahlperiode - 50. Plenarsitzung am 15. Dezember 2004

5535

Bundesrat beantragt. Insofern ist das eine gemein-
same Position gewesen.

Zweitens ging es darum, Arbeitslosenhilfe und
Sozialhilfe zusammenzulegen und damit die Kom-
munen von der schwersten Belastung zu befreien,
die ihnen in der Vergangenheit aufgebürdet wurde,
nämlich von den Kosten der Langzeitarbeitslosig-
keit. Dazu, Herr Kollege Schünemann, hatte die
CDU 16 Jahre lang Gelegenheit. Das hat sie nicht
gemacht. Es sind die Sozialdemokraten und die
Grünen, die die Kommunen davon entlastet haben.

(Beifall bei der SPD)

Und nun das Dritte: die Revitalisierung der Gewer-
besteuer und die Einführung einer Gemeindewirt-
schaftssteuer. Das hätte die Kommunalfinanzen
entscheidend verbessert. Aber Sie haben im Bun-
desrat die Position aller Kommunalpolitiker von
SPD, CDU, FDP und Grünen verlassen und dage-
gen gestimmt. Damit haben Sie die Kommunen
erneut getroffen. Und deshalb erzählen Sie hier
bitte nicht, die Senkung der Gewerbesteuerumlage
hätte den Kommunen geholfen. Sie hat höchstens
geholfen, einen Teil der Dinge, die Sie verhindert
haben, wieder auszugleichen.

Warum haben Sie eigentlich nicht der Position der
CDU-Kommunalpolitiker bzw. der Position der
Präsidentin des Deutschen Städtetages - der
Oberbürgermeisterin von Frankfurt, Frau Roth
(CDU) - zugestimmt, die alle gesagt haben, wir
müssen die Gewerbesteuer verbreitern, weil nicht
einzusehen ist, dass ein Handwerksmeister mit
einem relativ kleinen Gewinn Gewerbesteuer zah-
len muss, ein Freiberufler mit einem hohen Ertrag
jedoch nicht.

Und jetzt kommen Sie bitte nicht mit der Belastung,
die der Wirtschaft dadurch entsteht! Sie wissen,
dass durch die Steuerreform 2000 Personenge-
sellschaften die Gewerbesteuer und die Einkom-
mensteuer gegenrechnen können. Das heißt, das
bedeutet keine zusätzliche Belastung.

Sie haben vorgeschlagen, die Gewerbesteuer
komplett abzuschaffen und für die kommunalen
Gebietskörperschaften ein Hebesatzrecht bei der
Einkommensteuer einzuführen. Das heißt, Sie
wollen nichts anderes, als die Unternehmen, die
das schon bei der Einkommensteuer gegenrech-
nen können, steuerlich zu entlasten und die Ar-
beitnehmer und ihre Familien steuerlich zu be-
lasten. Das ist Ihre Forderung, die Sie eingebracht
haben.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN - Widerspruch bei der CDU)

Und Sie wollen die Verantwortung des Landes-
und des Bundesgesetzgebers für vernünftige
kommunale Finanzen - die Gemeinden sind nach
unserer Verfassung Bestandteil der Länder - an
die Räte und Bürgermeister abgeben, die dann,
wenn sie Finanzprobleme bekommen, für ihre
Leute die Steuern erhöhen sollen, weil Sie zu feige
sind, das zu tun, was Ihre eigenen Kommunalpoli-
tiker wollen, nämlich eine vernünftige Gewerbe-
steuer in Deutschland zu schaffen. Darum geht es
hier.

Ich fand es unglaublich, dass Sie hier erzählen,
Sie hätten dazu beigetragen, dass es in Deutsch-
land bessere Kommunalfinanzen gibt.

(David McAllister [CDU]: Natürlich!)

Sie haben nichts anderes getan, als die Revitali-
sierung der Gewerbesteuer, die Sie früher hier im
Landtag mit gefordert haben, zu verhindern. Nichts
anderes haben Sie im Bundesrat getan. Das ist
Ihre Politik gewesen.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Silva Seeler:

Jetzt erteile ich Herrn Althusmann das Wort.

Bernd Althusmann (CDU):

Sehr verehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und
Herren! Damit es hier nicht bei der Geschichtsklit-
terung bleibt, möchte ich zu den Fakten kommen
und das klarstellen, was der Kollege Gabriel in
einer unglaublichen Art und Weise versucht hat
darzustellen.

Sie, Herr Kollege Gabriel, und Ihre rot-grünen Brü-
der und Schwestern und Genossinnen und Ge-
nossen auf Bundesebene sind dafür verantwort-
lich, dass sich die Kommunen in Deutschland in
der schwersten Finanzkrise befinden, in der sie
sich jemals befunden haben.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Meine Damen und Herren, nach sechs Jahren
Regierung Schröder sind die kommunalen Investi-
tionen völlig eingebrochen und die Defizite in den
Kommunalhaushalten auf ein Rekordniveau ge-
stiegen. Allein die Kassenkredite sind um mehr als
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5 Milliarden Euro auf inzwischen 16,25 Milliarden
Euro gestiegen. Das ist die Bilanz von Rot-Grün in
Sachen Kommunalhaushalte!

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Meine Damen und Herren, nun zur bundespoliti-
schen Lage. Sie haben 1998 versucht, eine Ge-
meindefinanzreform auf den Weg zu bringen. Aber
Sie haben schon zwei Jahre benötigt, um über-
haupt erst einmal den Auftrag zu formulieren.

Und jetzt zu den Fakten. Allein im Jahr 2003 hat
die rot-grüne Mehrheit drei Initiativen der Union im
Bundestag zurückgewiesen:

erstens den Entschließungsantrag Entwurf eines
Gesetzes zur Reform der Gewerbesteuer (Bun-
destagsdrucksache 15/1746 vom 15. Oktober
2003), abgelehnt am 17. Oktober 2003 durch SPD
und Grüne im Deutschen Bundestag,

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Karsten Behr [CDU]: Das war ein
Schuss in den Ofen!)

zweitens den Entschließungsantrag zur dritten
Beratung des Haushaltsgesetzes 2003 (Einzel-
plan 60 - Allgemeine Finanzverwaltung) (Bundes-
tagsdrucksache 15/639 vom 17. März 2003), ab-
gelehnt am 20. März 2003,

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

drittens den Entwurf eines Gesetzes zur Änderung
des Gesetzes zur Neuordnung der Gemeindefi-
nanzen (Gemeindefinanzreformgesetz) (Bundes-
tagsdrucksache 15/30 vom 5. November 2002),
abgelehnt in namentlicher Abstimmung am
13. Februar 2003.

Lieber Kollege Gabriel, so viel zu den Fakten. -
Herzlichen Dank.

(Starker Beifall bei der CDU und bei
der FDP - David McAllister [CDU]:
Versenkt!)

Vizepräsidentin Silva Seeler:

Jetzt hat noch einmal Herr Gabriel von der SPD-
Fraktion das Wort.

Sigmar Gabriel (SPD):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Herr
Althusmann, wissen Sie, was der Unterschied

zwischen uns beiden ist? - Ich kenne die Inhalte
der Gesetze und Sie nur die Überschriften.

(Beifall bei der SPD - Lachen bei der
CDU und bei der FDP)

Sie lesen die Überschriften der Gesetze und wir
die Inhalte.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN - Lachen bei der CDU und
bei der FDP)

Ich sage Ihnen: Wir werden keinem Gesetzentwurf
zustimmen, mit dem Sie beantragen, dass die
Steuern für die Arbeitnehmer und ihre Familien
erhöht und gleichzeitig für die Freiberufler und die
Handwerksmeister abgesenkt werden.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Das ist die Position dieser Landesregierung: Sie
sind für die Abschaffung der Gewerbesteuer und
für die Einführung eines eigenen Hebesatzrechtes
für die Städte und Gemeinden zur Einkommen-
steuer. Das bedeutet Steuererhöhungen für die
Arbeitnehmer und ihre Familien - die nämlich keine
Steuergestaltungsmöglichkeiten wie die Unter-
nehmen haben - und Steuersenkungen für die
Unternehmen. Deswegen stimmen wir gegen sol-
che Vorschläge der Landesregierung.

Ich sage Ihnen: Ihre eigenen Kommunalpolitiker
mit Frau Roth an der Spitze - der Deutsche Städ-
tetag, der Deutsche Landkreistag und der Deut-
sche Städte- und Gemeindebund - haben Sie auf-
gefordert, dem Gesetzentwurf von SPD und Bünd-
nis 90/Die Grünen zur Revitalisierung der Gewer-
besteuer im Vermittlungsausschuss zuzustimmen.
Sie haben Ihre Kommunalpolitiker im Regen ste-
hen lassen. Das ist die Realität.

(Lebhafter Beifall bei der SPD und bei
den GRÜNEN)

Vizepräsidentin Silva Seeler:

Herr Ministerpräsident Wulff, bitte!

Christian Wulff, Ministerpräsident:

Verehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten
Damen und Herren! Um der Wahrheit Genüge zu
tun, Herr Kollege Gabriel, möchte ich hier noch
einmal ausdrücklich festhalten, dass das, was Sie
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gerade vorgetragen haben, nicht der Wahrheit
entspricht.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Die Entwicklung zur Gemeindefinanzreform ist so,
wie sie vorgetragen wurde. Sie haben 1997 - das
ist inzwischen sieben, fast acht Jahre her - hier im
Hause gesagt: Wenn wir die Verantwortung für
Deutschland im Deutschen Bundestag bekommen,
dann werden wir eine Gemeindefinanzreform ma-
chen und unverzüglich zur Entlastung der ange-
spannten kommunalen Finanzlage beitragen.

Dann aber haben Sie jahrelang überhaupt nichts
getan. Nach Jahren haben Sie dann eine Kommis-
sion eingesetzt. Diese hat ein Modell vorgeschla-
gen. Aber das Modell, das diese Expertenkommis-
sion vorgeschlagen hat, haben Sie niemals zum
Gegenstand einer Beschlussfassung im Deutschen
Bundestag gemacht. Stattdessen haben Sie sich in
einem Chaos der Gewerbesteuerreform mit Mehr-
belastungen verheddert. Am Ende sind Sie ge-
scheitert, und zwar auch an den kommunalen Spit-
zenverbänden, die sich niemals für Ihr Modell er-
wärmt, sondern immer eine grundlegende Ge-
meindefinanzreform gefordert haben, die Sie bis
heute im Deutschen Bundestag nicht zustande
gebracht haben.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Die zweite Bemerkung ist mir noch wichtiger. In
einem Zustand, in dem die Bundesregierung nicht
handlungsfähig ist, in dem sie es nicht auf die Rei-
he bekommt, in dem sie die Jahre ins Land ziehen
lässt und Zeit vertrödelt, haben wir - Bayern und
Niedersachsen - gesagt: Wir beantragen die Ab-
senkung der Gewerbesteuerumlage, weil das die
einzige Maßnahme ist, die in diesem Dickicht so-
fort Hilfe verspricht.

Wir haben diesen Antrag durchgesetzt, und zwar
sowohl im Bundesrat - Antragsteller Bayern und
Niedersachsen - als auch im Vermittlungsaus-
schuss. Da ich der Verhandlungsführer Nieder-
sachsens im Bundesrat und im Vermittlungsaus-
schuss war, kann ich Ihnen sagen: In den Sitzun-
gen, auch in den kleinen Runden, ist von uns ge-
nau dieser Antrag zur Bedingung für die Zustim-
mung zu anderen Beschlüssen gemacht worden.

Dann haben wir das durchgesetzt, und diese Ent-
lastung merken die Kommunen jetzt real. Alles
andere, was Sie hier erzählen, ist das Werfen von
Nebelkerzen und im Grunde genommen ein Ab-

lenkungsmanöver. Die Einzigen, die geholfen ha-
ben, sind wir gewesen.

(Starker, lang anhaltender Beifall bei
der CDU und bei der FDP)

Vizepräsidentin Silva Seeler:

Herr Gabriel hat noch einmal um das Wort gebe-
ten.

Sigmar Gabriel (SPD):

Herr Ministerpräsident, wir werden das so machen
wie gestern: Wir werden Sie immer wieder damit
konfrontieren, was Sie hier an Unwahrheiten vor-
tragen.

(Beifall bei der SPD - Oh! bei der CDU
und bei der FDP)

Erstens. Sie haben gerade behauptet, ich hätte die
Sache falsch dargestellt. Sie selbst und Ihr Fi-
nanzminister - das konnten Sie in allen Zeitungen
lesen - waren für die Abschaffung der Gewerbe-
steuer und für die Einführung eines kommunalen
Hebesatzrechtes. Ich wiederhole: Das bedeutet
Steuererhöhungen für die Arbeitnehmer und ihre
Familien und Steuersenkungen für die Unterneh-
men.

(Beifall bei der SPD)

Zweitens. Da Sie ja offensichtlich an Zitaten noch
nicht genug haben, lese ich Ihnen noch einmal
eines vor. Die Präsidentin des Deutschen Städte-
tages Roth (CDU) ruft zu parteiübergreifendem
Konsens bei der Gewerbesteuer auf. Frau Roth
schreibt:

„Nach dem Koalitionskompromiss“

- damit meint sie SPD und Grüne im Bundestag
und nicht etwa Sie hier im Landtag -

„darf es jetzt nicht zu einer Blockade
im Bundesrat kommen. Die Gewerbe-
steuer muss stabilisiert und gestärkt
werden. Dazu sind beide Elemente
erforderlich: eine Erweiterung des
Kreises der Steuerpflichtigen wie auch
eine Verbreiterung der Bemessungs-
grundlage. ... Parteitaktik“

- das war in Ihre Richtung gemeint -
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„sollte zurücktreten, damit den Städ-
ten und ihren Bürgerinnen und Bür-
gern jetzt rasch geholfen wird.“

Das war die Position des Deutschen Städtetages.
Sie haben sich diesem Kompromiss verweigert.

(Beifall bei der SPD)

(Präsident Jürgen Gansäuer über-
nimmt den Vorsitz)

Sie sagen uns, wir hätten erst einmal eine Kom-
mission eingerichtet, und es wäre erst nach vier,
fünf oder sechs Jahren - nach fünf Jahren insge-
samt - zu einer Verbesserung der Gemeindefinan-
zen gekommen. Herr Wulff, Sie haben doch
16 Jahre lang gewusst, dass die Sozialhilfeleistun-
gen für Langzeitarbeitslose zu hoch sind. Sie ha-
ben nichts getan. Herr Wulff, es war doch Ihr Vor-
gänger von der CDU, Herr Albrecht, der das erste
Mal den Versuch unternommen hatte, die Länder
von den zu hohen Kosten der Langzeitarbeitslo-
sigkeit zu befreien. Das war doch eine Albrecht-
Initiative. Dafür gab es im Kompromisswege die so
genannten Strukturhilfemittel. Das waren für Nie-
dersachsen damals 650 Millionen DM. Davon ha-
ben ungefähr 150 Millionen DM die Städte und
Gemeinden direkt bekommen. Der Rest ging an
das Land. Diese Strukturhilfe sollte bis 1998 lau-
fen. Aber 1994 hat Ihr damaliger Bundesfinanzmi-
nister Theo Waigel diese Strukturhilfe ersatzlos
gestrichen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD)

Er hat das vor dem Hintergrund der Kosten der
deutschen Einheit getan. Dazu kann man stehen.
Allerdings hat das dazu geführt, dass die Städte
und Gemeinden in Niedersachsen und in ganz
Deutschland weiterhin auf den Sozialhilfeleistun-
gen für die Langzeitarbeitslosigkeit hängen geblie-
ben sind. Diejenigen, die das abgeschafft haben,
waren SPD und Grüne mit Hartz IV. Das haben Sie
ja noch „Hartz-Gequatsche“ genannt. Und jetzt
sind Sie schon wieder dabei, die Sozialhilfelasten
für die Städte und Gemeinden in Niedersachsen
zu erhöhen, weil Sie erstens die Leute in die Blin-
denhilfe schicken und zweitens dafür sorgen, dass
Menschen in den Altenheimen - weil Sie dort die
Zuschüsse zu den Investitionen streichen - auf-
grund zu hoher Pflegesätze in die Sozialhilfe
kommen.

Das ist das, was die Kommunen bei Ihnen kennen
lernen. Das ist Ihr Verständnis von Konnexität.

Frau Roth und Ihre eigenen CDU-Kommunal-
politiker haben Sie dafür kritisiert, dass Sie die
Gewerbesteuerreform haben scheitern lassen. Da
können Sie sich leider nicht rausreden.

(Starker Beifall bei der SPD)

Präsident Jürgen Gansäuer:

Das Wort hat der Herr Ministerpräsident.

Christian Wulff, Ministerpräsident:

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Wenn ich so argumentie-
ren würde wie Herr Gabriel - was ich auch in den
nächsten Jahrzehnten aber nicht zu tun beabsich-
tige -, dann würde ich jetzt sagen: In den Albrecht-
Jahren ist ein glänzender Vorschlag gemacht wor-
den, da ist Erfolg erzielt worden, da ist etwas
durchgesetzt worden, nämlich über zehn Jahre
675 Millionen DM im Jahr.

(Zuruf von der SPD: Das hat er auch
gesagt!)

Auch in den jetzigen Zeiten wurde etwas erreicht,
nämlich eine Absenkung der Gewerbesteuerumla-
ge. Aber in der Zeit dazwischen wurde der seiner-
zeit erreichte Erfolg von Ihrem Ministerpräsidenten
Schröder im Bundesrat aufgegeben. - Soweit so-
zusagen die Epochendarstellung.

(Beifall bei der FDP - Sigmar Gabriel
[SPD]: Da klatschen nicht einmal Ihre
eigenen Leute!)

Ich erinnere mich sehr genau daran, wie die
Landtagsprotokolle verzeichnen: Es war ein gigan-
tischer Erfolg, ein Superverhandlungsergebnis von
Schröder, dass es ihm gelungen sei, die Albrecht-
Strukturhilfemittel für Niedersachsen in einen neu-
en Bund-Länder-Finanzausgleich einzubringen
und dass unter dem Strich Niedersachsen als Land
und auch die Kommunen nachhaltig von diesem
Verhandlungserfolg profitieren. Wenn Sie also
sagen, 1994 war es ganz schlimm, wie das verän-
dert wurde, dann müssen Sie einmal nachlesen,
wie Sie den damaligen Kompromiss zur Aufgabe
der Albrecht-Mittel hier im Landtagsplenum abge-
feiert haben, dass das ein Verhandlungserfolg von
Gerhard Schröder gewesen sei. Da kann ich nur
sagen: Nur eines kann richtig sein.

Die andere Bemerkung zur Gewerbesteuer. Ihre
eigenen Parteifreunde haben die Forderung nach
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der Revitalisierung der Gewerbesteuer im Vermitt-
lungsverfahren am Ende aufgegeben. Warum? -
Weil sie gemerkt haben, dass das stimmen könnte,
was Sie in Ihrem vorhergehenden Beitrag unter-
stellt haben. Sie haben in Ihrem vorhergehenden
Beitrag gesagt - wir werden das im Protokoll
nachlesen können -, für die Wirtschaft, für die Frei-
berufler, die dann auch gewerbesteuerpflichtig
werden, ergibt sich keine Mehrbelastung, weil dies
ja mit der Einkommensteuer verrechenbar ist.
Wenn sich für die aber keine Mehrbelastung ergibt,
dann ergibt sich für die Kommunen auch keine
Mehreinnahme. Das ist das Prinzip Adam Riese,
mit dem Sie hier ständig auf Kriegsfuß stehen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Zurufe von der SDP)

Diese sich potenziell ergebende Mehreinnahme,
die man rechnerisch in den Expertenkommissionen
ermittelt hatte, wird durch eine gigantische Büro-
kratie aufgefressen, und zwar auf beiden Seiten,
bei denen, die zahlungspflichtig würden, wie bei
denen, die das in den Finanzverwaltungen zu be-
rechnen hätten. Vor diesem Hintergrund ist das
Prinzip, das dort vorgeschlagen war, was ja auch
ziemlich verquer war, nicht weiter verfolgt worden.

Sie werden einen neuen Anlauf bis 2006 machen
müssen. Da Sie das aber nicht vorhaben und auch
nicht hinbekommen, werden wir nach 2006 eine
durchgreifende, große Steuerreform in diesem
Lande machen, damit der einzelne Steuerpflichtige
endlich das Gefühl hat, dass er fair und gerecht
behandelt wird.

Wir hören seit gestern Morgen von Ihnen, wie Sie
die Probleme unseres Landes lösen wollen, näm-
lich durch immer mehr Steuererhöhungen, durch
eine immer stärkere Verbreiterung von Bemes-
sungsgrundlagen und durch die Erzielung von
immer mehr Einnahmen.

Unser Ansatz ist ein anderer. Wir werden durch
Wachstum, durch die Entfesselung der dynami-
schen Wachstumskräfte unserer Wirtschaft,

(Lachen bei der SPD)

dafür sorgen, dass in diesem Lande wieder Mehr-
einnahmen erzielt werden. Dadurch entstehen
nämlich auch wieder Verteilungsspielräume. Ein
halbes Prozent Wachstum bringt für Niedersach-
sen 625 Millionen Euro in den nächsten drei Jah-
ren. Das heißt, nichts ist besser, lukrativer und

wirkungsvoller als ein Wachstum unserer Volks-
wirtschaft.

Ihr rot-grünes Agieren in Berlin hat dazu geführt,
dass wir seit drei Jahren Stagnation haben, dass
wir seit drei Jahren faktisch kein Wachstum haben.

(David McAllister [CDU]: Nullwachs-
tum!)

Das ist das eigentlich Verhängnisvolle: Alle ande-
ren Industriestaaten um uns herum, in Europa und
in der Welt, haben mehr Wachstum als Deutsch-
land. Solange diese Situation anhält, sind Sie mit
Ihrer gesamten Politikkonzeption der Steuererhö-
hungen grundlegend gescheitert. Wir brauchen ein
anderes Umfeld in Berlin!

(Starker Beifall bei der CDU und bei
der FDP)

Präsident Jürgen Gansäuer:

Das Wort hat noch einmal der Kollege Gabriel.

(Oh! bei der CDU - Bernd Althusmann
[CDU]: Mein Gott, der ist ja unbelehr-
bar! - Weitere Zurufe von der CDU)

Sigmar Gabriel (SPD):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es ist
doch gut, wenn das Plenum wirklich einmal eine
echte Diskussion führt und hier nicht nur Reden
vorgetragen werden.

(Beifall bei der SPD)

Herr Ministerpräsident, erstens. Sie sollten inzwi-
schen eigentlich wissen, dass die Zerlegung der
Einkommensteueranteile nicht den Effekt hat, dass
bei der Gegenrechnung von Gewerbesteuerein-
nahmen zu den Einkommensteuerzahlungen die
Kommunen die Hauptlast zu tragen haben. Nein,
die Hauptlast zu tragen haben der Bund und die
Länder. Das ist der Kompromiss der Unterneh-
mensteuerreform 2000 gewesen.

(Beifall bei der SPD)

Ich habe zwar gestern darauf hingewiesen, dass
Ihr Kultusminister die Regeln der Mathematik neu
erfinden müsste. Aber Sie als Ministerpräsident
sollten inzwischen zumindest die Zerlegungsregeln
bei der Einkommensteuer kennen.
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Zweitens. Wir haben im Jahre 2000 die Steuern
gesenkt. Ab dem 1. Januar beträgt der Eingangs-
steuersatz nur noch 15 % - im Gegensatz zu mehr
als 20 % zu Ihrer Regierungszeit.

(Ulrich Biel [SPD]: 25 %!)

Der Spitzensteuersatz betrug in Ihrer Regierungs-
zeit 53 %. Das waren ja fast Zustände wie im So-
zialismus, meine Damen und Herren, also wie
etwas, was Sie ganz schlimm finden. Ich bin nicht
der Befürworter einer Senkung auf 42 %. Das war
der Kompromiss bei der Unternehmensteuerre-
form, damit Rheinland-Pfalz zustimmen konnte. Mir
würden 45 % reichen.

Sie sind diejenigen gewesen, die in Ihrer Regie-
rungszeit gigantische Steuersätze in Deutschland
produziert haben, nicht wir, meine Damen und
Herren.

(Beifall bei der SPD)

Wenn Sie hier über Wachstum reden, dann sage
ich Ihnen, das Haupthindernis für Wachstum in
Deutschland sind die hohen Lohnnebenkosten.
Das wissen Sie doch. Und wenn das so ist, dann
frage ich mich: Warum haben Sie eigentlich dafür
gesorgt, dass die Lohnnebenkosten ins Giganti-
sche explodiert sind, nämlich dadurch, dass Sie
die deutsche Einheit nicht von allen haben bezah-
len lassen, sondern nur von Arbeitern und Ange-
stellten in Deutschland?

(Lebhafter Beifall bei der SPD)

Bis 1998 musste für die 17 Millionen Menschen
aus der ehemaligen DDR kein Beamter, kein
Selbstständiger, kein Minister, kein Abgeordneter
auch nur eine müde Mark Beiträge zu den Sozial-
versicherungen zahlen. Das haben nur Arbeiter
und Angestellte und die mittelständischen Unter-
nehmer tun müssen. Das ist doch der Grund, wa-
rum wir heute so hohe Lohnnebenkosten haben.
Das sind die Wachstumshemmnisse.

(Lebhafter Beifall bei der SPD)

Ich bin dafür, dass wir mit den Lohnnebenkosten
herunterkommen, damit es mehr Wachstum gibt.
Das bedeutet aber, dass Sie Ihre Planungen ein-
stellen müssen, nach einer vielleicht gewonnenen
Bundestagswahl die Mehrwertsteuer zu erhöhen.
Die Mehrwertsteuer dürfen Sie nur dann erhöhen,
wenn Sie das Geld nutzen, um die Lohnneben-
kosten zu senken, aber nicht, damit Ihr Finanzmi-

nister mehr Geld in die Kasse bekommt, meine
Damen und Herren.

Dann zum Thema Steuerreform der CDU, die Sie
ja sehr befürworten. Ich sage Ihnen einmal, was
Sie da machen. Sie machen nichts anderes, als
dass Sie im Wesentlichen für Leute, die schon viel
haben, die Steuern auf einen Spitzensteuersatz
von 38 % senken wollen. Damit bedienen Sie die
Ackermänner dieses Landes, meine Damen und
Herren. Die kriegen die Steuersenkung noch ge-
schenkt.

(Lebhafter Beifall bei der SPD)

Herr Wulff, weil das mit dem Rechnen anschei-
nend etwas schwierig ist: Sagen Sie doch Ihren
Kolleginnen und Kollegen hier im Landtag, dass
eine Steuersenkung, wie Sie sie vorhaben - mal
ganz jenseits des Irrsinns mit der Kopfpauschale,
also ohne das, was Sie da auch noch an Steuer-
mehrausgaben produzieren -, Niedersachsen je-
des Jahr 450 Millionen Euro kosten wird. Wenn Sie
Steuern senken, dann haben Sie erst einmal weni-
ger in der Kasse. Sie sagen, das wird sich dann
durch Wirtschaftswachstum ausgleichen. Mindes-
tens in den ersten Jahren haben Sie hier eine hal-
be Milliarde Euro weniger für Schulen, für Sozial-
politik. Sie haben doch den Blinden jetzt schon das
Geld weggenommen. Was wollen Sie denn da-
nach machen? Die Rollstühle für Behinderte in
Niedersachsen abschaffen?

(Starker Beifall bei der SPD)

Herr Wulff, Sie zeigen in diesem Haushalt, wie Sie
agieren wollen. Sie schonen beim Subventionsab-
bau Ihre Klientel und die Steuerprivilegien der
Grundstücks- und Aktienbesitzer. Als Nächstes
haben Sie vor, denen auch noch die Einkom-
mensteuersätze auf 38 % zu senken. Das ist Ihre
Politik. Da Sie dann zu wenig an Geld im Haushalt
haben, kürzen Sie die Mittel für die Sprachförde-
rung bei den Kindern und den Blinden das Blin-
dengeld. Das ist Ihre Politik. Den einen wird viel
gegeben, und den anderen lassen Sie kaum noch
etwas. Das ist Ihre Form. Das ist der Wulff‘sche
Dreisatz: immer gegen Kinder, gegen Behinderte
und gegen Kommunen, meine Damen und Herren!

(Starker, nicht enden wollender Beifall
bei der SPD - Lebhafter Widerspruch
bei der CDU - Weitere Zurufe von der
CDU: Pfui!)



Niedersächsischer Landtag - 15. Wahlperiode - 50. Plenarsitzung am 15. Dezember 2004

5541

Präsident Jürgen Gansäuer:

Das Wort hat der Herr Ministerpräsident.

Christian Wulff, Ministerpräsident:

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und
Herren! Auch ich schätze, wenn man diskutiert und
sich darüber austauscht, wie die Lage unseres
Landes ist. Ein Problem von Ihnen, Herr Gabriel,
ist - das ist auch zugestanden -, dass Sie die Aus-
einandersetzung auf der bundespolitischen Bühne
wollen, anstreben, brauchen, und wir gönnen sie
Ihnen. Wir stehen mit Sicherheit nicht im Wege,
wenn Sie 2006 in den Deutschen Bundestag ein-
ziehen wollen und dort einen neuen Aufschlag
versuchen. Die Frage ist nur, ob Sie dadurch die
Debatte im Niedersächsischen Landtag bereichert
haben - das kann man im Protokoll nachlesen -,
indem Sie jedes Mal, wenn hier Einlassungen wa-
ren, bei der Erwiderung ein neues Fass aufge-
macht haben. Dann ist eine Debatte über die je-
weiligen Punkte natürlich außerordentlich schwie-
rig.

Die Lage, in der wir uns jetzt befinden, ist die, dass
Ihre mittelfristige Finanzplanung, Herr Gabriel, aus
dem Jahre 2002 für das kommende Jahr an Ein-
nahmen 2 650 Millionen Euro mehr vorhergesagt
hat, als tatsächlich eingehen werden. Diese
2 650 Millionen Euro sind die Erblast, die Sie uns
im Hause hinterlassen haben. Niemand hat mehr
Schulden gemacht als Sie in Ihren Regierungsjah-
ren als Niedersächsischer Ministerpräsident.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
David McAllister [CDU]: Über 2 Milli-
arden!)

Wir zahlen heute jeden Tag wegen Ihres Desas-
ters, das Sie hinterlassen haben. Rot-Grün hat
1990 bis 2003 die Verschuldung des Landes ver-
doppelt. Kein anderes Bundesland in Deutschland
hat in diesem Zeitraum die Schulden so stark ge-
steigert wie Sie in Ihren 13 Regierungsjahren - erst
Rot-Grün und dann Rot - in Niedersachsen.

(Beifall bei der CDU)

Wir zahlen jeden Tag 7 Millionen Euro Zinsen, jede
Woche 50 Millionen Euro Zinsen. Damit könnte ich
eine ganze Menge an Solidaritäts-, an Unterstüt-
zungs- und an Hilfsmaßnahmen machen. Aber Sie
haben die Solidarität, die Sie geheuchelt haben,
immer dann gemacht, als das Geld gar nicht zur

Verfügung stand, nämlich auf Kosten kommender
Generationen. Das ist der unglaubliche Vorgang.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Wenn ich heute auch noch die 2,65 Milliarden Euro
hätte, die wir jetzt für die im Wesentlichen von
Ihnen aufgenommenen Schulden zahlen müssen,
dann hätte ich über 5 Milliarden Euro und könnte in
diesem Land eine Politik machen, die sich von
Ihrer wohltuend abhebt und die Anschluss findet
an die Länder Bayern, Baden-Württemberg und
andere, die sehr viel weniger Zinsen zu zahlen
haben als wir, weil dort wesentlich weniger Schul-
den gemacht worden sind. Das ist die Problemla-
ge, mit der wir uns auseinander zu setzen haben.
Ich mache eine Politik nicht mit, die uns in
20 Jahren jungen Leuten nicht glaubhaft in die
Augen dafür schauen lässt, dass wir jetzt das Not-
wendige gemacht haben, was gemacht werden
muss.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Ich finde es absolut unerträglich, nicht nachhaltig
und nicht generationengerecht, dass wir den 20-
Jährigen, die den Landtag besuchen, um sich die
Debatten anzuhören, zumuten: Ihr sollt mehr Kin-
der in die Welt setzen, als wir bereit waren, in die
Welt zu setzen, ihr sollt Karriere machen, obwohl
eure Aussichten auf Karriere schlechter sind, ihr
sollt die sozialen Sicherungssysteme tragen, aber
später, wenn ihr darauf angewiesen seid, werden
die euch nicht mehr tragen, und deswegen sollt ihr
auch noch zusätzlich privat vorsorgen. - Das ist
das Signal dieser Gesellschaft an die junge Gene-
ration. Die jungen Leute werden dann auswan-
dern, sie werden ins Ausland flüchten, Schwarzar-
beit nachgehen, denn sie fühlen sich in diesem
Lande bei Politikern wie Ihnen, die ständig die
Zukunft verfrühstücken, nicht mehr geborgen.

(Starker Beifall bei der CDU und bei
der FDP)

Sie bleiben nicht regierungsfähig und in der Oppo-
sition, solange Sie diesen Anschein erwecken:
Wenn Sie morgen dran wären, dann könnten Sie
diese Dinge tun, die Sie hier verkünden. - Ihre
Anträge stehen doch absolut unter diesem Ge-
sichtspunkt - das will ich gar nicht kritisieren -, und
sie - Gabriel I, Gabriel II und jetzt die Änderungs-
anträge zum Haushalt - sind doch am Ende des
Prozesses doch marginal. Angesichts eines Haus-
haltsvolumens von 22 Milliarden Euro geht es in
Ihren Änderungsanträgen um ein paar Milliönchen.
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Wir wollen Landesblindenhilfe bis 600 Euro
- 585 Euro - für die Betroffenen, wir wollen den
Mobilitätsfonds in Höhe von 3 Millionen Euro, wir
wollen für Betroffene bis zum Alter von 27 Jahren
sogar mehr als bisher tun mit 300 Euro - - -

(Zuruf von der SPD)

- Die jüngeren Blinden haben bisher weniger be-
kommen, und zwar 209 Euro. Die bekommen jetzt
300 Euro. Wir wollen in der Phase sozusagen der
Berufsfindung unterstützen und Mobilität erleich-
tern, was gerade bei Blinden ein richtiges Anliegen
der Gesellschaft ist. Dann geben wir 27 Millionen
Euro für die 11 500 betroffenen Einzelschicksale,
und Sie geben vielleicht 29 oder 30 Millionen Euro
aus, weil Sie das Landesblindengeld für alle unab-
hängig von Einkommens- und Vermögensprüfung
durchhalten wollen, und zwar mit etwa 360 Euro
nach Ihren Anträgen, also auch wiederum gekürzt
auf ein niedrigeres Niveau. Wer daraus - ob 29
oder 27 Millionen Euro, ob Betrachtung von Ver-
mögens- oder Einkommenslage oder einkom-
menslos - einen solchen Popanz aufbaut,

(Zuruf von der SPD: Popanz?)

dass er hier dem anderen sozusagen das unter-
stellt, was Sie seit zwei Tagen unterstellen, der
begibt sich auf eine Ebene der Diskussionskultur,
mit der er in diesem Lande Stimmung machen
kann. Das hält eine halbe Stunde an, aber wenn
Sie morgen früh aufwachen, werden Sie sagen:
Die Situation des Landes haben wir mit unseren
Beiträgen nicht getroffen. - Das kann aber von
Ihnen erwartet werden.

(Starker, nicht enden wollender Beifall
bei der CDU und bei der FDP)

Präsident Jürgen Gansäuer:

Das Wort hat der Kollege Gabriel.

(Unruhe)

Sigmar Gabriel (SPD):

Ich weiß nicht, was Sie wollen. Sie haben früher
einmal beantragt, dass wir die Geschäftsordnung
ändern sollen, damit solche Debatten möglich wer-
den. Ich verstehe Sie nicht.

(Beifall bei der SPD)

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Zu drei
vom Kollegen Wulff angesprochenen Punkten
würde ich gerne etwas sagen.

Sie haben eben gesagt, wir hätten ein paar Milli-
önchen verändern wollen.

Erstens. Ich stelle fest, unser Änderungsantrag
umfasst 113 Millionen Euro Umschichtungen, der
der CDU und der FDP 15 Millionen Euro. Wenn es
also ein paar Milliönchen gegeben hat, dann offen-
sichtlich nur die in der Fantasie Ihrer Kollegen. Bei
uns sind das 113 Millionen Umschichtung, Herr
Kollege McAllister, nicht Mehrausgaben.

(David McAllister [CDU]: Sie haben
doch keine Deckungsvorschläge!)

Zweitens. Herr Wulff, Sie sprechen von Wachstum.
Wir sagen, verschenkt doch bitte nicht 18 Millionen
Euro im Volumen bei der Städtebauförderung, weil
Sie zu dem Zeitpunkt Recht hatten, als Sie hier
Reden gehalten und darauf hingewiesen haben,
dass sich das Volumen durch Kommunen und
durch den Bund erst verdreifacht und dann versie-
benfacht. Dadurch, dass Sie 18 Millionen Euro im
Haushalt streichen, die wir bei diesen
113 Millionen wieder einsetzen wollen, verschen-
ken Sie 450 Millionen Euro an Bauaufträgen im
Lande. Sie produzieren hier Arbeitslose, meine
Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD)

Sie haben früher, als wir noch eine 10-prozentige
Investitionsquote im Land hatten, gesagt, das sei
zu wenig. Sie haben heute eine Investitionsquote
von nur noch 7,2 % in Ihrem Haushalt. Sie sind
doch diejenigen, die Arbeitslosigkeit produzieren.

Drittens. Hinten sitzt in der unteren Loge eine be-
troffene Frau; man kann das an der Blindenbinde
erkennen. Es geht nicht, dass Sie versuchen, der
Öffentlichkeit vorzumachen, Sie würden den Blin-
den mehr Geld geben. Erst haben Sie ihnen das
Blindengeld komplett gestrichen, und jetzt geben
Sie einem kleinen Teil ein bisschen mehr, allen
anderen nichts, und dann sagen Sie, Sie hätten
den Blinden mehr Geld gegeben. Das ist doch
unglaublich, was Sie hier abziehen.

(Beifall bei der SPD)

Dann etwas zum Thema Verschuldung. Die haben
völlig Recht - das habe ich gestern auch gesagt -:
Auch Sozialdemokraten sind mit dafür verantwort-
lich, dass wir in Deutschland und auch in Nieder-
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sachsen zu hohe Schulden haben. Aber erstens
lesen Sie doch einmal, was der Steuerzahlerbund
in Niedersachsen dazu schreibt, nämlich unter
wem sich „die Schuldenspirale so richtig zu drehen
begann“. Das bezog sich auf den Kollegen Alb-
recht. Zweitens. Wenn Sie etwas dafür tun wollen,
dass wir schneller von der Verschuldung herunter-
kommen, warum verweigern Sie sich dann dem
Antrag der SPD-Fraktion - die Grünen sehen das
nicht anders -, endlich zu einem Subventionsab-
bau zu kommen? Warum stimmen Sie im Bundes-
rat immer dagegen? Warum ist Ihnen die Eigen-
heimzulage wichtiger

(Oh! bei der CDU)

als die Entschuldung des Landes?

(Beifall bei der SPD)

Sie behaupten, mit der Eigenheimzulage würden
Bauaufträge geschaffen. Erstens - das habe ich
Ihnen eben schon gesagt – verschenken Sie
450 Millionen Euro in der Städtebauförderung, und
zweitens wissen Sie doch ganz genau, dass sei-
nerzeit schon zwei Jahre nach Einführung der
Eigenheimzulage die Grundstückspreise gestiegen
sind. Wir haben mit der Eigenheimzulage nicht die
Familien, sondern die Grundstücks- und Immobi-
lienbesitzer gefördert. Das möchten Sie gerne
fortsetzen. Sie bedienen Ihre Klientel und erhöhen
damit die Verschuldung, statt sie zu verringern.
Das ist die Wahrheit beim Thema Verschuldung in
Niedersachsen unter Ihrer Regierung.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Jürgen Gansäuer:

Das Wort hat der Herr Finanzminister.

(Lothar Koch [CDU]: Halte dich nicht
zurück!)

Hartmut Möllring, Finanzminister:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Herr Gabriel, es wäre besser gewesen,
wenn Sie nach vorne gekommen und wie beim
„Schiffe versenken“ gesagt hätten: Treffer, ver-
senkt. - Das wäre ehrlicher gewesen.

(Sigmar Gabriel [SPD]: Er hat doch
selbst gemerkt, dass er versenkt wur-
de! Warum soll ich ihm das noch sa-
gen?)

- Sie sind versenkt worden.

(Hans-Werner Schwarz [FDP]: Das
hat er noch nicht einmal gemerkt!)

Wenn Sie behaupten, wir würden 450 Millionen
Euro bei der Städtebauförderung verschenken,
dann ist das schlicht falsch. Eine solch große Zahl
stand noch nie im Haushalt.

(Sigmar Gabriel [SPD]: Das sind Ihre
Zahlen! Es war der Kollege Biest-
mann, der das behauptet hat!)

Ich wollte aber etwas ganz anderes sagen, Herr
Gabriel. Darüber sollten Sie noch einmal nachden-
ken. Laut Protokoll über die Sitzung von gestern
hat Sigmar Gabriel (SPD) folgenden Zwischenruf
gemacht:

„Das ist doch die schlichte Unwahr-
heit, was Sie sagen! Das ist der Fi-
nanzminister, wie man ihn kennt! Lü-
gen, bis sich die Balken biegen!“

Ich hatte zuvor Folgendes ausgeführt:

„Sie unterliegen auch einer völligen
Fehleinschätzung der haushaltsmäßi-
gen Auswirkung der von Ihnen vorge-
schlagenen Steuerrechtsänderung.“

- Sie haben eben wieder dazu Stellung genom-
men. -

„Unterstellt werden von Ihnen Steu-
ermehreinnahmen in Höhe von sage
und schreibe 459 Millionen Euro,“

- das haben Sie eben wiederholt -

„insbesondere durch die Streichung
der Eigenheimzulage und die Kürzung
der Entfernungspauschale bereits im
Jahr 2005. Weitere Entlastungen
sollte der Landeshaushalt durch deut-
liche Anhebung von Förderzins und
- ich habe es eben gesagt - eine Kür-
zung der Beihilfe für Beamte schaffen.
Das waren Ihre ursprünglichen Zah-
len.

(Sigmar Gabriel [SPD]: Stimmt gar
nicht!)

Letztendlich hatten Sie auch noch
Änderungen des Personalvertre-
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tungsgesetzes von 1 000 Stellen ein-
gebracht.

(Sigmar Gabriel [SPD]: Das stimmt
doch gar nicht! Zitieren Sie doch
einmal den Landeshaushalt!)

Sie haben erklärt, dass durch die
Steuerrechtsänderung 459 Millio-
nen - - -“

An dieser Stelle werde ich von Herrn Gabriel un-
terbrochen, der mir vorwirft, die Unwahrheit zu
sagen bzw. gelogen zu haben, bis sich die Balken
biegen. Ich habe aus dem Papier von Herrn Sig-
mar Gabriel zur Haushaltsberatung 2005 zitiert. Ich
habe gesagt: Das sind Ihre ursprünglichen Zahlen.
Auf Seite 15 haben Sie ausgeführt: Zum Ausgleich
der dadurch entstehenden Mindereinstellungen
werden die Zuständigkeiten, Mitbestimmungs-
rechte und Freistellungsregelungen des Nieder-
sächsischen Personalvertretungsgesetzes ent-
sprechend den Vorschlägen des Landesrech-
nungshofs überprüft. Nach Berechnungen des
Landesrechnungshofs können dadurch bis zu
1 000 Vollzeitstellen erwirtschaftet werden.

Auf Seite 20 haben Sie Mehreinnahmen aus der
Erhöhung des Förderzinses um 100 Millionen Eu-
ro, heruntergerechnet auf Niedersachsen 10 Milli-
onen Euro, und die aus dem Subventionsabbau zu
generierende Summe von 459 Millionen Euro ge-
nannt. Genau das habe ich gesagt. Sie haben
behauptet, dies sei eine Lüge. Wer seine eigenen
Papiere als Lüge bezeichnet, sollte an dieser Dis-
kussion nicht mehr teilnehmen.

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei
der FDP - Bernd-Carsten Hiebing
[CDU]: Endgültig versenkt!)

Präsident Jürgen Gansäuer:

Herr Kollege Möhrmann, bitte schön!

Dieter Möhrmann (SPD):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr
Finanzminister, Sie hätten erstens über unseren
Haushaltsantrag zu reden gehabt. In dem Haus-
haltsantrag ist ein Volumen von rund 100 Millionen
Euro für das erste Jahr des Subventionsabbaus
- das wäre das Jahr 2005 - genannt. Insofern wa-
ren Ihre Aussagen zu diesem Punkt falsch; sie
haben nicht der Wahrheit entsprochen.

(Beifall bei der SPD - David McAllister
[CDU]: Wir werden doch Ihre Papiere
noch zitieren dürfen!)

Zweitens. Die Summe von 459 Millionen Euro
- auch das will ich hier deutlich sagen - ergibt sich,
weil die Beträge langsam aufwachsen.

(Ursula Körtner [CDU]: Er hat aus ei-
nem SPD-Papier zitiert!)

Drittens. Herr Gabriel hat hier ausdrücklich nicht
die völlige Abschaffung der Pendlerpauschale
gefordert, sondern er hat gesagt, ab 20 km könne
man das künftig machen; das führe zu Ersparnis-
sen. Wenn wir hier redlich diskutieren wollen, Herr
Möllring, müssen Sie auf dieser Basis diskutieren
und Ihre Äußerungen noch einmal überprüfen. -
Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Jürgen Gansäuer:

Das Wort hat Herr Minister Hirche. Bitte schön!

Walter Hirche, Minister für Wirtschaft, Arbeit
und Verkehr:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! In sol-
chen Debatten geht es um Glaubwürdigkeit. Herr
Gabriel, Sie haben gestern behauptet, dass die
Jugendarbeitslosigkeit in früheren Jahren
- Regierung Albrecht/Hirche - um 40 000 gestiegen
sei.

(Sigmar Gabriel [SPD]: Auf 90 000!)

- „Um 40 000“ haben Sie gesagt.

(Sigmar Gabriel [SPD]: Auf 90 000!)

Meine Damen und Herren, die Wahrheit ist Fol-
gende: Ich lese aus der Drucksache 14/3476
- Antwort des Ministerpräsidenten Gabriel auf eine
Große Anfrage der SPD-Fraktion vom 19. Februar
2004 vor: 1985 - - -

(Zurufe von der SPD: Das kann nicht
sein!)

- Prüfen Sie es nach! - Entschuldigung.

(Sigmar Gabriel [SPD]: Da war ich
nicht Ministerpräsident!)

Es sind in dieser Zeit 44 667 Jugendliche weniger
arbeitslos geworden - nicht mehr, sondern weni-
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ger. In den 13 Jahren, in denen die SPD in diesem
Lande regiert hat, zwischen 1990 und 2003, waren
es 245 weniger. Ich stelle fest: Unter meiner Ver-
antwortung hat sich die Zahl der Jugendlichen um
50 % verringert.

(Heiterkeit bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

- Die Zahl der arbeitslosen Jugendlichen hat sich
verringert. - Sie können natürlich darüber lachen,
wenn man sich im Landtag verspricht.

(Bernd-Carsten Hiebing [CDU]: Das
ist ein Klamaukhaufen!)

In Wirklichkeit geht es um etwas anderes. Kalt-
schnäuzig hat der SPD-Fraktionsvorsitzende in
diesem Landtag das Gegenteil der Wahrheit ge-
sagt, und zwar nicht zum ersten Mal.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Er hat am 19. Februar dieses Jahres behauptet - in
einer Rede hat er das schlank gesteigert -: Es
waren 70 000, 72 000, 75 000, 76 000 junge Men-
schen ohne Arbeit. In Wirklichkeit waren es 43 000
und damit 44 000 weniger als vorher. Herr Gabriel,
ich stelle fest: In Ihrer Amtszeit ist im Unterschied
zu dem, was vorher gelaufen ist, nichts für den
Abbau der Jugendarbeitslosigkeit getan worden.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU -
Widerspruch bei der SPD)

Präsident Jürgen Gansäuer:

Das Wort hat Kultusminister Busemann.

(Zurufe von der CDU: Wir wollen
Plaue! - Weitere Zurufe - Unruhe)

- Meine Damen und Herren! Wenn wir diese Dis-
kussion führen wollen, was gefordert worden ist,
dann haben wir uns auch so zu benehmen, dass
wir miteinander diskutieren können.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Sigmar Gabriel [SPD]: Das gilt aber
für alle!)

- Das gilt für alle. Sie wissen von mir, dass ich das
so sehe. Es kann nicht sein, dass, wenn der eine
Redner nach vorn kommt, sich die andere Seite so
benimmt und umgekehrt.

Herr Minister, Sie haben das Wort.

Bernhard Busemann, Kultusminister:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Sie
lieben ja die offene Debatte, aber wenn es in die-
sen Minuten insbesondere darum geht, dass über
die Wahrheitsliebe der Oppositionsführer debattiert
wird, dann muss das an einigen Punkten mit Daten
und Fakten gerade gerückt werden.

Hier ist vorhin in, wie ich meine, reichlich bösarti-
ger Weise, gesagt worden: Die Landesregierung
spart u. a. bei den Behinderten, bei den Kindern
usw.

(Zuruf von der SPD: Ja!)

- Ja, ja! Das kann ich heute Nachmittag näher
ausführen. - Ich kann nur sagen: Im letzten Jahr
Ihrer Regierung, Herr Gabriel, betrug der Anteil
des Kultusetats 16,5 % am gesamten Haushalt, im
letzten Haushaltsjahr hatten wir 17,8 % am Gan-
zen. Im anstehenden Haushaltsjahr haben wir
19,1 % am Ganzen. Wo wird denn da auf dem
Rücken der Kinder gespart? Das nur einmal dazu!

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Zurufe von der SPD)

Die Zeiten sind schwierig. Aber in diesen Zeiten zu
schaffen, mehr für Bildung, mehr für Kinder zu tun,
könnten Sie auch einmal würdigen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Zurufe von der SPD)

Nächster Punkt, meine Damen und Herren: Die
Sprachförderung wird in diesen Tagen zur Anwen-
dung gebracht. Sie hatten sie in Ihr Gesetz ge-
schrieben, aber weder durch Stellen noch durch
Geld belegt. Wir haben es erstmals im letzten Jahr
und auch wieder in diesem Jahr hinbekommen, die
Sprachförderung vor der Einschulung durchzufüh-
ren.

(Zurufe von der SPD)

Das hat den Gegenwert von 288 Vollzeitlehrer-
stellen. Ganz gleich, wie man rechnet: Das alleine
macht 12 bis 14 Millionen Euro aus. Wir sind zwar
bei den Budgetmitteln von etwa 6 Millionen auf
4,8 Millionen Euro zurückgegangen, aber in der
Gesamtwirkung ergibt sich eine Steigerung. Sie
können das anhand von Zahlen in anderen Bun-
desländer nachvollziehen: Kein anderes Land
macht so viel - und zwar nach Ihrer Regierungs-
zeit - wie wir für die Sprachförderung in diesem
Bereich. Erkennen Sie auch das bitte an.
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(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Dann haben Sie gestern an zwei oder drei Stellen
aus dem Handgelenk geschüttelt gesagt: Der Kul-
tusminister baut mal eben so 1 400 Stellen ab. Das
stimmt absolut nicht. Wir haben in dem Rekordjahr
2003/2004 - das haben wir in diesem Jahr durch-
gehalten - 69 000 Vollzeitlehrerstellen. Die sind in
diesen Tagen alle besetzt. Das ist ein Rekord im
Land Niedersachsen. Das haben Sie nicht andeu-
tungsweise hingekriegt.

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei
der FDP)

Unterhalten Sie sich einmal mit Herrn Schröder:
Zwischen 1995 und 1998 haben Sie 2 300 Stellen
abgebaut, von den 700 Stellen im November 2002
einmal ganz zu schweigen.

Herr Gabriel, dann gibt es diesen Sprachgebrauch,
der mir absolut nicht gefällt. Den gab es schon in
den letzten Monaten, und gestern ging es in die
gleiche Richtung.

(Zuruf von der CDU: Richtig!)

Da hieß es „Trickbetrüger“, „Da wird manipuliert!“
usw. Ich kann Ihnen nur sagen: 69 000 Vollzeitleh-
rerstellen haben wir, und sie sind auch besetzt. Sie
haben sich mit der Mipla auseinander gesetzt und
gesagt, es sollten Stellen abgebaut werden. Das
ist richtig, weil - was Sie hier verschweigen - die
Schülerzahlen sukzessive nach unten gehen. Da
kann man als Kultusminister in Zeiten knappen
Geldes dem Finanzminister nicht zumuten, dass
alles so bleiben soll, wie es ist. Wenn die Kinder-
zahlen heruntergehen, darf man auch reagieren.
Das heißt aber nicht, dass wir notwendige Stellen
gestrichen haben. Dies ist ein himmelweiter Unter-
schied. Das müssen Sie auch sagen.

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei
der FDP)

Auf diesen 69 000 Vollzeitstellen sitzen 81 000
Lehrerinnen und Lehrer, die mehr Unterricht denn
je machen. Was wir zusätzlich in den Bereichen
Sprachförderung, Hochbegabtenförderung, Ganz-
tagsschulen, Abitur nach Jahrgangsstufe 12 ma-
chen - in manchen Bereichen machen wir auch
mehr Unterricht -, das haben wir im Grunde ge-
nommen erwirtschaftet - ich bin völlig einverstan-
den, wenn Ihnen das nicht gefällt -, indem wir Ent-
lastungsstunden gestrichen haben, indem wir im
Schwimmunterricht, bei den Beratungslehrern usw.

etwas gemacht haben. Darüber können Sie gerne
mit mir streiten. Aber das mache ich mit offenem
Visier. Die Ergebnisse sind so, dass ich den Kopf
dafür hinhalten kann. Aber bitte nicht dieser
Sprachgebrauch wie „Trickbetrüger“, „Manipulati-
on“ usw. Ob Ihr Sprachgebrauch gestern parla-
mentsfähig war, kann ich nicht entscheiden.
Schulfähig ist er aber nicht.

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei
der FDP)

Präsident Jürgen Gansäuer:

Das Wort hat jetzt Frau Kollegin Helmhold. Danach
hat das Wort Frau Kollegin Seeler.

Ursula Helmhold (GRÜNE):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Das, was hier eben im Zusammenhang mit
dem Blindengeld gesagt worden ist, hat mich ver-
anlasst, mich etwas vor der geplanten Zeit zu Wort
zu melden. Ich möchte gerne einen Begriff auf-
greifen, den Herr Hirche eben gebraucht hat. Ich
finde, es ist fast schon der Gipfel der Kaltschnäu-
zigkeit, hier zu behaupten, dass das, was Sie mit
dem Blindengeld vorhaben, keinen großen Unter-
schied machen würde. Für die Betroffenen macht
das aber einen ziemlich großen Unterschied. Sie
behaupten hier, manche würden 100 Euro im Mo-
nat mehr bekommen. Das stimmt: knapp 100 Euro
mehr für die bis 27-Jährigen. Das sind ganze 700
Betroffene in Niedersachsen. Aber 11 400 be-
kommen überhaupt nichts mehr. Das macht für sie
einen großen Unterschied. Da sind es nämlich
409 Euro im Monat weniger. Darüber können Sie
hier nicht mal eben so kalt lächelnd hinweggehen.
Das finde ich wirklich unmöglich.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Den Rest verschieben Sie in die Kommunen. Das
versehen Sie dann mit einem Haushaltsvermerk.
Nach Maßgabe der Haushaltslage wollen Sie das
Geld den Kommunen ersetzen, maximal
21 Millionen Euro im nächsten Jahr. Ich bitte Sie:
Da weiß doch jeder, was in Zukunft passiert. Sie
tricksen und werden dieses Geld den Kommunen
auf die Dauer nicht geben wollen.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD - Bernd Althusmann [CDU]:
Falsch! - Zuruf von der CDU: Das
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kann doch nicht wahr sein! Wer trickst
denn da?)

Lassen Sie mich nur noch eines festhalten: Mehr
als 90 % der blinden Menschen in Niedersachsen
bekommen in Zukunft keine Leistungen mehr. Sie
verabschieden sich hier in Niedersachsen als ers-
tes Bundesland von dem solidarischen Gedanken
des Nachteilsausgleichs und schicken die Betrof-
fenen reihenweise in die Armenfürsorge. Und dann
behaupten Sie auch noch: Was wir machen, ist
gerecht. - Ich bitte Sie: Wenn es gerecht sein soll,
dass Sie den blinden Menschen viel eher als allen
anderen ein Leben auf Sozialhilfeniveau zumuten,
dass Sie blinden Menschen zumuten, nie im Leben
mehr als 2 600 Euro für irgendetwas ansparen zu
können, dann weiß ich nicht, wie Ihr Gerechtig-
keitsbegriff aussieht. Es ist nämlich nicht gerecht.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Das ist eine ganz schnöde und sehr kaltherzige
Abzocke bei einer Gruppe. Diese Gruppe ist das
Bauernopfer der Sozialministerin in diesem Haus-
halt geworden und erbringt über die Hälfte des
Sparvolumens im Sozialhaushalt. Dann haben Sie
noch die Stirn, einen Härtefonds anzubieten. Den
nennen Sie jetzt Mobilitätsfonds. Das ist vielleicht
ein schöneres Wort. Er ist überhaupt nicht dem
parlamentarischen Zugriff zugänglich, und es ist
völlig unklar, wer unter welchen Voraussetzungen
was erhält. Dieses Verfahren ist völlig intranspa-
rent, und es ist vorgestrig, auf solche Mildtätigkeit
nach Gutsherrenart zurückzugreifen.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Niedersachsen hat ja wirklich eine höchst unrühm-
liche Vorreiterrolle übernommen, meine Damen
und Herren. Wenn das vielleicht dazu dienen soll,
die Sozialministerin für weitere Aufgaben auf Bun-
desebene vorzubereiten, dann hoffe ich, dass das
aber wirklich keine gute Empfehlung ist und sie
gerade deswegen keine weiteren Aufgaben wahr-
nehmen wird.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Meine Damen und Herren, ich möchte, dass Sie in
diesem zentralen Punkt des Sozialhaushalts heute
noch einmal deutlich die Verantwortung für das
übernehmen, was Sie hier tun. Deswegen bean-
tragt meine Fraktion eine namentliche Abstimmung

über Artikel 12 des Haushaltsbegleitgesetzes, d. h.
zum Blindengeld. Dann muss hier jede und jeder
von Ihnen noch heute vor den blinden Menschen
in Niedersachsen geradestehen. Wenn er oder sie
es wirklich vor dem Gewissen verantworten kann,
dann stimmen Sie an der Stelle mit Ja. Aber Sie
müssen dann auch mit Ihrem Namen dafür gera-
destehen. - Ich danke Ihnen.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Präsident Jürgen Gansäuer:

Frau Kollegin Helmhold, Sie sagten „heute“. Die
Abstimmung ist morgen.

(Ursula Helmhold [GRÜNE]: Ich dan-
ke für den Hinweis!)

- Okay. Damit kein falscher Eindruck entsteht.

Meine Damen und Herren, ich habe jetzt noch zwei
Wortmeldungen zu einer Debatte, die eigentlich
unter „Inneres und Sport“ läuft. Das Letztere würde
ich bestreiten wollen.

(Sigmar Gabriel [SPD]: Sie ist durch-
aus sportlich!)

Aber ich habe damit kein Problem. Ich bin ja alter
Handballschiedsrichter. Okay. Die Debatte läuft
unter „Inneres und Sport“. Frau Kollegin Seeler
und Herr Kollege Jüttner haben sich zu Wort ge-
meldet. Ich möchte mir persönlich den Rat erlau-
ben, dass es auch der Bereich Justiz verdient hät-
te, dass wir über ihn reden. Das ist aber nur ein
Vorschlag. Ich kann hier nur Wortmeldungen ver-
teilen. Das müssen Sie wissen. - Jetzt hat Frau
Kollegin Seeler das Wort, bitte sehr!

Silva Seeler (SPD):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr
Busemann, Sie haben hier eben so getan, als ob
die prozentuale Steigerung des Kultushaushaltes
eine besondere Leistung dieser Landesregierung
sei.

(Zustimmung bei der SPD)

Sie haben allerdings verschwiegen, dass der Kita-
Bereich aus dem Sozialministerium zusätzlich zum
Kultusbereich gekommen ist. Das sind hunderte
von Millionen Euro. Da ist nicht ein einziger zu-
sätzlicher Cent hinzugekommen.
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(Hört, hört! bei der SPD - Ursula Kört-
ner [CDU]: Das war im letzten Jahr
auch schon so!)

Ferner verschweigen Sie, dass das Ganztags-
schulprogramm ausschließlich aus Bundesmitteln
finanziert wird; auch dazu haben Sie nichts getan!

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN - Ursula Körtner [CDU]: Das
ist in den anderen Bundesländern
auch so!)

Die prozentuale Steigerung hat deswegen also
überhaupt nichts mit mehr Mitteln für Unterricht
oder Förderung zu tun, sondern ist ausschließlich
auf die Umschichtung von Mitteln im Landeshaus-
halt zurückzuführen.

(Unruhe - Glocke des Präsidenten)

Und das wollen Sie als Leistung bezeichnen? -
Schämen Sie sich eigentlich nicht?

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Präsident Jürgen Gansäuer:

Herr Kollege Jüttner, Sie haben das Wort.

Wolfgang Jüttner (SPD):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich
stelle mit Genugtuung fest, dass Herr McAllister
augenscheinlich gestern so angeschlagen vom
Felde gezogen ist,

(Lachen bei der CDU)

dass heute das halbe Kabinett als Ausputzer auf-
laufen muss. Das ist auch eine interessante Ge-
schichte. Es macht Freude.

(Beifall bei der SPD - Ursula Körtner
[CDU]: Wir gehen sparsam mit der
Redezeit um, Herr Jüttner!)

Wir lassen nicht zu, dass Sie hier Unwahrheiten in
die Welt setzen, meine Damen und Herren. Herr
Busemann, in der Mipla ist der Abgang von 1 400
Stellen vorgesehen. Sie haben eben den gegentei-
ligen Eindruck zu erwecken versucht. Das lassen
wir nicht zu. Es ist dort verankert.

(Beifall bei der SPD - Zurufe von der
CDU)

Mit Blick auf die Unterrichtsversorgung behaupten
Sie hier, es würde mehr Unterricht erteilt. Erst vor
wenigen Wochen haben Sie mir schriftlichen ge-
antwortet, dass die Zahl der Lehrer-Sollstunden in
Niedersachsen um 33 000 abgesenkt worden ist.
Sonst hätten Sie Ihre 100 %-Schummelei nicht
erreicht. Das ist die Realität, meine Damen und
Herren.

(Beifall bei der SPD)

Sie verbraten die Unterrichtsstunden in einem
antiquierten Schulgesetz. Machen Sie mal lieber
Ihre Schularbeiten ordentlich!

(Beifall bei der SPD)

Präsident Jürgen Gansäuer:

Herr Minister Busemann hat noch einmal
das Wort.

Bernhard Busemann, Kultusminister:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Viel-
leicht nur zwei Anmerkungen. Ansonsten würde ich
sagen, dass wir uns lieber heute Mittag richtig über
den Bereich Kultus streiten sollten.

Die Mittel für die Ganztagsschulen und die Kin-
dertagesstätten sind schon im Etat des Jahres
2004 enthalten. Wenn wir jetzt den Haushaltsplan
2005 beraten und dieser eine Steigerung vorsieht,
können Sie diese Tatsache nicht mit diesen beiden
Argumenten wegwischen. Es ist so, wie es ist. Das
sollten Sie anerkennen.

Es ist so was von fadenscheinig - - -. Wir wollen
uns jetzt vielleicht auch nicht mehr aufregen, weil
der Justizbereich behandelt werden soll. Ihre Be-
schlusslage war doch so, dass Sie die 2 500 Leh-
rer, die wir im Jahr 2003 zusätzlich beschlossen
und eingestellt haben, von Anfang an nicht haben
wollten.

(Zurufe von der CDU: So ist es! - Wi-
derspruch bei der SPD)

Ein anderes Thema sollten wir vielleicht heute
Mittag miteinander abklären. Ihre Überlegungen,
Herr Gabriel, zur Anpassung der Lehrerarbeitszeit,
zur Umstellung vom Beamtenstatus auf den Ange-
stelltenstatus bei den Lehrern, wohlgemerkt bei
geänderten Lehrerarbeitszeiten sind ein hochinte-
ressanter Vorgang. Ich freue mich auf heute Mit-
tag.
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(Beifall bei der CDU - Zuruf von der
SPD: Eine schwache Antwort!)

Präsident Jürgen Gansäuer:

Vielen Dank. - Es hat Frau Ministerin von der Ley-
en um das Wort gebeten.

Dr. Ursula von der Leyen, Ministerin für So-
ziales, Frauen, Familie und Gesundheit:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Weil
das Thema Landesblindengeld mehrfach angeführt
worden ist und ich persönlich des Öfteren darauf
angesprochen worden bin, möchte ich dazu auch
an dieser Stelle noch einmal Stellung nehmen; wir
werden darüber sicherlich im Zusammenhang mit
dem Sozialhaushalt noch einmal diskutieren.

Über eines sollten wir uns in diesem Hause einig
sein - ich denke, darüber besteht Konsens -, dass
keine Generation einer nächsten mehr zumuten
darf, als sie selbst zu tragen bereit ist. Damit ist der
eng begrenzte Handlungsrahmen klar, in dem wir
uns bewegen.

Ich bin mir völlig darüber im Klaren, dass man,
wenn man sich auch angesichts der Landesfinan-
zen dieser Prämisse unterordnet, dafür kein Lob,
sondern die Art von Beschimpfungen erntet, die wir
am gestrigen Tage von Herrn Gabriel vorexerziert
bekommen haben und die wir heute erlebt haben.
Diese Auseinandersetzungen sind die Folge, die
man dann durchstehen muss.

Aber es trägt natürlich keinen Deut zur Sachdis-
kussion bei, Herr Gabriel, wenn Sie gestern und
heute tosende Tiraden loslassen, die eine Mi-
schung von Pharisäerpredigt und Unschuldsengel
gewesen sind; denn Sie haben Ihren Teil dazu
beigetragen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Sigmar Gabriel [SPD]: Das müssen
ausgerechnet Sie sagen!)

Wenn wir die Frage der Generationengerechtigkeit
stellen, dann betrifft diese nicht nur jede politische
Ebene, die kommunale, die Landes- und die Bun-
desebene, die sich davor nicht drücken kann - man
kann das nicht immer auf die andere Ebene weiter
schieben -, sondern auch jedes Ressort. Denn ich
kann im Sozialressort die Finanzverantwortung
nicht einfach auf die anderen Ressorts abdrücken.
Diese haben genauso ihre Berechtigung.

Meine Damen und Herren, wenn im Sozialhaushalt
34 Millionen Euro fehlen, wird es sehr konkret.
Dann muss man danach handeln. Es ist klar, dass
es dann entsprechende Reaktionen von Ihrer Seite
gibt, weil das Handeln sehr viel schwieriger ist als
das Reden darüber.

(Beifall bei der CDU)

Wenn wir heute diesem Parlament die Frage stel-
len würden, ob wir ein Landesblindengeld oder
einen vermögens- und einkommensunabhängigen
Nachteilsausgleich für eine andere Gruppe von
Menschen mit Handikaps neu einführen sollen,
wäre unter den heutigen Bedingungen die ehrliche
Antwort in diesem Parlament ein Nein.

(Beifall bei der CDU)

Denn wenn sie nicht so ausfallen würde, müsste
man konsequenterweise das Fass aufmachen
- Herr Gabriel, das habe ich bei Ihrer Rede gestern
vermisst - und einen einkommens- und vermögen-
sunabhängigen Nachteilsausgleich für alle Men-
schen mit Behinderungen fordern.

Ich will einen Leserbrief zitieren, der am
9. September 2004 in der Hannoverschen Allge-
meinen Zeitung erschienen ist. Dieser spricht mei-
nes Erachtens Bände im Hinblick auf die Frage,
worin in unserer heutigen Diskussion das Dilemma
besteht und wovor man sich nicht einfach drücken
kann, indem man andere beschimpft.

Die Überschrift lautete: Wovon andere nur träu-
men. Der Leserbrief betraf den Bericht vom
20. August 2004 unter dem Titel „Rotstift gegen
Blinde“. Die Autorin schreibt - ich zitiere -:

„Es ehrt Sie, dass Sie sich der Prob-
leme von Sehbehinderten annehmen.
Nun müssen Sie sich fragen lassen,
warum Sie nicht für alle Gruppen von
Schwerbehinderten streiten. Eigent-
lich müssten Sie sich dafür einsetzen,
dass alle Gruppen diesen
Nachteilsausgleich erhalten, weil fast
alle anderen Schwerbehindertengrup-
pen ebenfalls große finanzielle Prob-
leme haben.“

(Axel Plaue [SPD]: Eine Sozialminis-
terin spielt die Behinderten gegenein-
ander aus!)

„Wer z. B. durch Multiple Sklerose auf
den Rollstuhl angewiesen ist, kann
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unter Umständen auch nicht allein
einkaufen, kommt überhaupt nicht hin
zur Sporthalle und kann allein keine
Reisen unternehmen. Auch diese
Gruppe Behinderter möchte Hilfeleis-
tungen mal belohnen können, wenn
sie, wie Sie schreiben, in Würde leben
können. Von einer monatlichen Leis-
tung von 409 Euro träumen wir nur.
Für viele MS-Schwerbehinderte, die
schon in ihrer Jugend von dieser
Krankheit betroffen wurden und ihren
Beruf nicht mehr ausüben können,
wären diese 409 Euro mehr als die
eigene Minirente.“

(Zurufe von der SPD)

„Nicht nachvollziehbar ist in Ihrem Ar-
tikel, dass Sie von einer Merkwürdig-
keit der Debatte sprechen, wenn z. B.
der Sozialverband VdK die Linie der
Landesregierung befürwortet.“

Wie perfide und wie vergiftend Ihre Argumentation
ist, Herr Gabriel, zeigt sich, wenn Sie etwa wörtlich
sagen: Erst nehmen Sie den Blinden das Geld weg
und dann den Rollstuhlfahrern die Rollstühle.

(Zuruf von der CDU: Ungeheuerlich! -
Axel Plaue [SPD]: Die Kaltschnäuzig-
keit, mit der Sie solche Leserbriefe
vorlesen, die ist perfide!)

Wer wie Sie, Herr Gabriel, so bewusst die Tatsa-
chen unseres Sozialstaates mit den Füßen tritt,
dem glaubt man nicht mehr.

(Beifall bei der CDU - Widerspruch bei
der SPD)

Denn die Tatsache unseres Sozialstaates ist, dass
wir das Netz der Blindenhilfe haben. Die Tatsache
unseres Sozialstaates ist, dass wir den Status quo
aus eigener Wirtschaftskraft heute nur mit Mühe
aufrechterhalten können. Die Tatsache unseres
Sozialstaates ist, dass wir uns gerade deshalb,
weil wir dieses Netz der sozialen Sicherung für die
sozial Schwachen aufrechterhalten wollen, die
schwierige Frage stellen müssen, ob vermögens-
und einkommensunabhängige Leistungen heute
noch angemessen und finanzierbar sind. Wenn
man diese Leistungen weiter finanziert, muss man
an anderer Stelle im Sozialressort darauf reagie-
ren.

Gerade weil es so schwer ist, diese Dinge zu tun,
müssen wir diesen Schritt gehen. Denn sonst
bleibt der Staat nicht stark genug, um das zu tun,
was wir einfordern, nämlich dass den sozial
Schwachen geholfen wird. Deshalb begebe ich
mich in diese Diskussion. Täte ich das nicht,
müsste ich erbarmungslos den Weg weitergehen,

(Walter Meinhold [SPD]: Das tun Sie!)

den die SPD gegangen ist.

(Walter Meinhold [SPD]: Nein!)

Die SPD hat während ihrer Regierungszeit die
Nettoneuverschuldung erbarmungslos von 5 auf
13 % hinaufgetrieben. Deshalb erstickt heute das
Land an den Zinszahlungen für diese Schulden.
Die Zinszahlungen betragen heute jährlich
2,5 Milliarden Euro. Das ist mehr als der gesamte
Sozialetat.

Stellen Sie sich vor, wir hätten diese 2,5 Milliarden
Euro heute im Land zur Verfügung. Dann könnten
wir sie für Leistungen einsetzen. Aber wir haben
sie nicht. Sie haben sie verspielt. Sie haben die
Zukunft verhökert.

(Starker, anhaltender Beifall bei der
CDU und bei der FDP - Werner Buß
[SPD]: Das ist doch keine Sozialmi-
nisterin! Sie spielt den Part eines Fi-
nanzministers!)

Präsident Jürgen Gansäuer:

Ich finde das alles spannend. Aber die Justiz hat
keine Chance. - Herr Kollege Gabriel, bitte schön!

Sigmar Gabriel (SPD):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Frau
Ministerin, gestern habe ich Ihnen gesagt, dass es
nicht Ihre Aufgabe ist, Ihren Vater zu verteidigen,
sondern die Behinderten. Heute sage ich Ihnen,
Sie sind im Kabinett Sozialministerin.

Wissen Sie, was erbarmungslos ist? Erbarmungs-
los ist, wenn man sich hier hinstellt und eine Grup-
pe von Behinderten gegen die andere auszuspie-
len versucht. Das ist erbarmungslos.

(Starker Beifall bei der SPD und bei
den Grünen - Widerspruch bei der
CDU)
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Ihre Rede hätte dann Bestand und Glaubwürdig-
keit, wenn Sie im Bundesrat dem Gesetzentwurf
zur Abschaffung von 99 Millionen Euro an unnöti-
gen Steuerprivilegien im Jahr 2005 zugestimmt
hätten, bevor Sie den Behinderten das Landes-
blindengeld gestrichen hätten.

(Beifall bei der SPD - Unruhe bei der
CDU)

Solange Sie als Sozialministerin einem Kabinett
angehören, in dem Sie zustimmen, dass Grund-
stücks- und Aktienspekulanten in Deutschland
nicht angemessen besteuert werden

(Unruhe bei der CDU)

und das Land Niedersachsen dadurch nachweis-
lich in jedem Jahr 25 Millionen Euro verliert, kön-
nen Sie hier nicht glaubwürdig sagen, dass Sie
den Blinden das Landesblindengeld streichen
müssten, weil kein Geld da sei, meine Damen und
Herren.

(Lebhafter Beifall bei der SPD)

Ich kann gut damit leben, dass Sie behaupten, ich
würde den Sozialstaat mit Füßen treten. Ich weiß
nicht, woher Sie diese Erkenntnis nehmen, aber
mich belastet das nicht. Sie sollte es aber be-
lasten, was der Blindenverband über diese Sozi-
alministerin sagt, die heute im Kabinett sitzt. Ich
lese es Ihnen noch einmal vor, weil Sie das, was
ich Ihnen gestern vorgelesen habe, anscheinend
schon wieder vergessen haben. Er schreibt:

„Es entsetzt uns und macht ohnmäch-
tig, mit ansehen zu müssen, wie eine
Sozialministerin die ihrem Arbeitsbe-
reich anvertraute Gruppe Blinder eis-
kalt und berechnend so verheerenden
Folgen ausliefert.“

Das ist das Bild, das Sie, Frau von der Leyen, in
der Öffentlichkeit abgeben.

(Starker Beifall bei der SPD)

Präsident Jürgen Gansäuer:

Das Wort hat der Kollege McAllister.

(Axel Plaue [SPD]: Der braucht wohl
ein Sauerstoffzelt! - Werner Buß
[SPD]: Ganz schön blass um die Na-
se!)

David McAllister (CDU):

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Ich höre mir diese Debatte jetzt anderthalb
Stunden an - - -

(Widerspruch bei der SPD - Zuruf von
Thomas Oppermann [SPD])

- Herr Oppermann, warum sagen Sie jetzt Nein?

(Thomas Oppermann [SPD]: Ich habe
nicht Nein gesagt! Ich bin kein Nein-
sager! - Heiterkeit bei der SPD)

Seit anderthalb Stunden höre ich mir die Debatte
an, und über eines wundere ich mich jetzt: Nor-
malerweise verläuft die Haushaltsberatung so:
gestern die große Generaldebatte, die Ausspra-
che, heute die Einzelberatung zu ausgewählten
Haushaltsschwerpunkten der einzelnen Ressorts,
und morgen die Schlusserklärungen und die
Schlussabstimmungen. - Nachdem wir jetzt eigent-
lich beim Punkt „Inneres und Sport“ angelangt sind
und der Präsident bereits versucht hat, darauf
hinzuweisen, dass jetzt die Justiz dran ist, schlage
ich vor, dass wir uns ein wenig an die vorgegebe-
ne Tagesordnung halten.

(Werner Buß [SPD]: Das ist Ihnen un-
angenehm! - Walter Meinhold [SPD]:
Kommen Sie zur Sache!)

Herr Kollege Gabriel, Sie versuchen, die offen-
sichtlich nicht ganz in Ihrem Sinne verlaufene Ge-
neraldebatte von gestern - - -

(Lachen und Heiterkeit bei der SPD -
Wolfgang Jüttner [SPD]: Warst du
gestern auch da? Gestern warst du
aber nicht da, oder?)

- Herr Kollege, mit Verlaub, die Art und Weise, wie
Sie gestern Nachmittag mit persönlichen Angriffen
gegen Mitglieder der Regierung und ihre Familien-
angehörigen gewettert haben, war ungezogen und
ungehörig.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Widerspruch bei der SPD)

Da Sie in Ihrer eigenen Fraktion unter einem be-
stimmten Rechtfertigungsdruck stehen - wir wissen
als CDU nie, wer bei Ihnen welche Schicht macht
und gerade die Fraktionsführung innehat, Sie oder
Herr Jüttner -, versuchen Sie heute Vormittag wie-
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derum, mit billiger Polemik in den eigenen Reihen
Punkte zu machen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Ich sage Ihnen als Fraktionsvorsitzender vielleicht
auch als freundschaftlichen Tipp:

(Lachen bei der SPD - Sigmar Gabriel
[SPD]: Nein, danke!)

Je mehr Sie hier reden, desto mehr verliert die
SPD an Redezeit. Das haben Ihre Fachspreche-
rinnen und Fachsprecher, die sich auf die Einzel-
planberatungen vorbereitet haben, nicht verdient.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Denken Sie immer daran: Eine kluge Fraktion be-
steht aus einem Team und nicht aus einer One-
Man-Show. Auch das wollten wir Ihnen mit auf den
Weg geben.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Ich übernehme das gerne, weil ich auch die ver-
zweifelten Blicke Ihres tüchtigen parlamentari-
schen Geschäftsführers sehe. Ich empfehle Ihnen,
jetzt wenigstens für einige Minuten zu schweigen,
damit wir in der Debatte vorankommen. Das haben
Ihre Fachsprecher nicht verdient. - Danke.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Lachen bei der SPD - Sigmar Gabriel
[SPD]: Wenn du so bettelst, will ich
gerne aufhören! - Werner Buß [SPD]:
Das ist Ihnen sichtlich unangenehm,
Herr McAllister! - Zuruf von der SPD:
Mal sehen, ob Herr Wallbaum das
wieder hinkriegt! - Heiterkeit bei der
SPD)

Präsident Jürgen Gansäuer:

Frau Helmhold, Sie haben das Wort. - Ich finde
schon, dass wir hier den Nachweis erbringen soll-
ten, dass wir kultiviert miteinander diskutieren
dürfen. - Bitte schön!

Ursula Helmhold (GRÜNE):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Herr McAllister, nachdem Sie eben wieder,
wie gestern schon einmal, geradezu beschwörend
an uns appelliert haben, die Familien der Kabi-
nettsmitglieder aus der politischen Debatte he-
rauszuhalten und sie in Frieden zu lassen, möchte

ich Ihnen Folgendes sagen: Ich stimme Ihnen aus-
drücklich zu. Aber entschuldigen Sie einmal, Herr
McAllister, es muss doch einmal erlaubt sein, die
Frage zu stellen, ob Sie hier nicht unter Umstän-
den Ursache und Wirkung verwechseln. Jeden
Samstag liefert uns die Bild-Zeitung rührende Ge-
schichten aus dem Hause der Sozialministerin frei
Haus.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Es werden öffentlich Kekse gebacken, es werden
Spielplätze besucht, im Gästehaus der Landesre-
gierung wird die Familie als weihnachtlicher Chor
vorgeführt. Entschuldigen Sie bitte, aber ist Ihr
Appell vor diesem Hintergrund nicht auch ein klei-
nes bisschen scheinheilig?

(Starker Beifall bei den GRÜNEN und
bei der SPD)

Wer seine Familie derart einspannt und öffentlich
präsentiert und sie, wie neulich ein Kommentator
bemerkte, quasi wie eine Monstranz vor sich her-
trägt, der darf sich doch nicht wundern, dass dann
auch öffentlich darüber gesprochen wird. - Danke.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD - Karsten Behr [CDU]: Unerhört!)

Präsident Jürgen Gansäuer:

Das Wort hat Frau Ministerin von der Leyen.

(Oh! bei der SPD)

Dr. Ursula von der Leyen, Ministerin für So-
ziales, Frauen, Familie und Gesundheit:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Frau
Helmhold, da Sie es angesprochen haben: Dazu
nehme ich gerne Stellung. - Wir leben in einer
Gesellschaft, die es per se, von vornherein, für
richtig hält, Kinder zu verstecken und Kinder als
Nachteil anzusehen.

(Widerspruch bei der SPD und bei
den GRÜNEN)

Wir leben in einer Gesellschaft, die den Frauen
entweder klarmacht, dass sie Rabenmütter sind,
weil sie arbeiten, oder aber ihnen rät, sie möglichst
zu verstecken und sich möglichst für ihre Existenz
zu entschuldigen.
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(Wolfgang Jüttner [SPD]: Das ist doch
die Höhe!)

Ich lebe danach nicht. Ich beziehe diese Kinder in
meinen Lebensalltag mit ein.

(Beifall bei der CDU)

Ich beziehe diese Kinder mit ein in die Diskussio-
nen, die ich führe, weil ich diesem Land auch zei-
gen will, dass man mit Kindern auch eine Teilhabe
an den Erwerbsmöglichkeiten hat und dass man
mit Kindern auch Teilhabe an den Entscheidungs-
möglichkeiten hat. Ich werde diese Kinder nicht
verstecken und mich nicht für ihre Existenz ent-
schuldigen.

(Zurufe von der SPD und von den
GRÜNEN)

Denn was ist denn die Alternative, die Sie sonst
haben? - Sie regen sich darüber auf, dass ich die
Themen anspreche, die die ganz normalen Men-
schen beschäftigen. Das mögen Sie hier in Ihrem
Elfenbeinturm tun. Wir sind aber dazu da, dass wir
diese Punkte thematisieren, uns mit ihnen ausein-
ander setzen, sie ernst nehmen und auch in der
Öffentlichkeit über sie sprechen. Dafür sind wir
politisch gewählt. Wenn das nicht der Fall wäre,
dann könnten wir uns zurückziehen, aber nicht als
Politiker arbeiten. Wenn man als Politiker arbeitet,
dann steht man als ganze Person da, und wenn
ich als ganze Person beurteilt werde, dann stehe
ich für dieses Bild in der Öffentlichkeit auch mit
allem, was ich lebe, und dazu gehören auch meine
Kinder.

Schlussendlich, Herr Gabriel: Wenn ich mein Bild
in der Öffentlichkeit hätte schützen wollen, dann
hätte ich mich in der Tat nicht in diese schwierige
Sozialstaatsdebatte begeben. Aber weil es nicht
nur um mein eigenes persönliches Bild in der Öf-
fentlichkeit geht, das man immer weichzeichnen
könnte, sondern weil es mir darum geht, dass auch
diese Kinder langfristig eine Chance haben, in
dieser Gesellschaft zu überleben und in Zukunft
die Lasten zu tragen, die alle hier im Parlament
ihnen hinterlassen werden - Pensionen und Ren-
ten, die wir ihnen hinterlassen und die zu erwirt-
schaften sind, und die Strukturen des Sozialstaa-
tes, nämlich auch die Strukturen und die Antworten
auf die Fragen, die wir uns selber nicht stellen
wollen -, weiß ich, dass dieses Bild in der Öffent-
lichkeit nicht immer der einfache Weg ist. Aber ich
gehe diesen Weg, weil wir ihn gehen müssen.

(Starker Beifall bei der CDU und bei
der FDP)

Präsident Jürgen Gansäuer:

Herr Kollege Jüttner hat das Wort.

Wolfgang Jüttner (SPD):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich
verwahre mich im Namen der SPD-Fraktion aus-
drücklich gegen diese Art und Weise, seine per-
sönlichen Angelegenheiten in die Politik einzubrin-
gen. Das ist wirklich unerhört.

(Beifall bei der SPD - Karl-Heinz Klare
[CDU]: Wer treibt es denn hier so
weit? - Karsten Behr [CDU]: Ihr
schmeißt doch mit Dreck!)

Jeder von uns macht seine persönlichen Angaben
im Handbuch des Niedersächsischen Landtages.
Dort steht sein Familienstand. Dort ist die Zahl der
Kinder notiert. Die Zahl der Kinder spielt überhaupt
keine Rolle bezüglich der Mitwirkung an der politi-
schen Demokratie in Niedersachsen. Das muss
jeder mit sich selbst ausmachen.

(Beifall bei der SPD)

Viele Kinder sind ein Gewinn für das Land. Das ist
überhaupt keine Frage. Wenn Sie, Frau von der
Leyen, aber beanspruchen, Ihre Familie hier nicht
zu thematisieren, gleichzeitig aber die Zahl Ihrer
Kinder nicht nur für das Handbuch angeben, son-
dern sie regelmäßig auch in den politischen Alltag
einführen, dann instrumentalisieren Sie Ihre Fami-
lie für die Politik. Das ist das Problem.

(Beifall bei der SPD)

Sie tun dies nicht nur bei Veranstaltungen, son-
dern Sie beschreiben auch jeden Sonnabend, wie
es bei Ihnen zuhause im Detail zugeht.

(Ursula Körtner [CDU]: Das ärgert
euch!)

Ob es Spaß macht, das zu lesen, wage ich anheim
zu stellen. Das ist auch völlig egal.

(David McAllister [CDU]: Wir sind in
einer Haushaltsdebatte! Schon den
ganzen Vormittag diesen Unsinn!
Jetzt reicht es aber!)
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- Entschuldigung, welche Debattenkonstruktion
wird denn hier eingeführt? Herr Gabriel hat gestern
deutlich gemacht, dass uns Ihr Sozialstaatsver-
ständnis überhaupt nicht passt und dass es die
gesellschaftlichen Gruppen in diesem Lande belei-
digt. Davon nehmen wir nichts zurück.

(Beifall bei der SPD)

Wenn Frau von der Leyen hier diese Nummer
spielt und uns zu unterstellen wagt, wir würden hier
die Zahl ihrer Kinder diskreditieren, dann muss ich
Ihnen sagen, dass dies überhaupt nicht der Punkt
ist.

(Ursula Körtner [CDU]: Das ist der
blanke Neid! Neid ist die deutsche
Form der Bewunderung!)

Sie kann mit ihren Kindern machen, was sie will.
Sie muss nur sehen, dass sie sie aus der Politik
heraushält. Dann gibt es auch keinen Aufhänger
dafür, dieses Thema in die Debatte einzubeziehen.
Das ist das Problem.

(Beifall bei der SPD - Karl-Heinz Klare
[CDU]: Jetzt muss Herr Gabriel noch
einen draufsetzen, damit auch er
noch für die SPD spricht!)

Präsident Jürgen Gansäuer:

Meine Damen und Herren, bleiben Sie doch ruhig.
- Herr Gabriel hat sich zu einer persönlichen Erklä-
rung gemeldet. Sie wissen, was Sie dabei tun
dürfen und was nicht. Sie sind da latent gefährdet.
Bitte schön!

Sigmar Gabriel (SPD):

Herr Präsident! Frau Ministerin, ich weiß nicht, ob
Sie in Bezug auf die Debatte über Ihre Familie
eben mich gemeint haben. Ich hoffe, nicht. Des-
halb möchte ich gern darauf hinweisen, dass ich
kein Wort zu Ihren Kindern gesagt habe. Das wür-
de ich übrigens auch nicht machen.

(Zuruf von Ministerin Dr. Ursula von
der Leyen [CDU])

- Okay, dann sind wir uns einig. Nicht, dass wir uns
falsch verstehen. Ich hatte mich auf eine politische
Debatte in Ihrer Fraktion bezogen und nicht auf
mehr. Wenn das eben ein Missverständnis war,
dann ist das in Ordnung. Ich dachte, Sie meinten
mich eben damit. - Ich danke Ihnen.

Präsident Jürgen Gansäuer:

Meine Damen und Herren, es ist unfassbar, aber
zu diesem Thema - was auch immer es war - lie-
gen mir keine weiteren Wortmeldungen mehr vor.
Formell befinden wir uns beim Haushaltsschwer-
punkt Inneres und Sport.

Sie sind sicherlich einverstanden damit, dass ich
jetzt den Haushaltsschwerpunkt

Justiz

aufrufe. - Dagegen erhebt sich kein Widerspruch.
Das ist ja fantastisch.

Meine Damen und Herren, jetzt sind alle aufgeru-
fen, die zu diesem Themenschwerpunkt etwas
sagen möchten. Wortmeldungen liegen mir bisher
aber nicht vor. Deshalb kann ich diesen Themen-
schwerpunkt auch gleich schließen, meine Damen
und Herren. - Zum Haushaltsschwerpunkt Justiz
liegen mir keine Wortmeldungen vor. Ich schließe
damit die Beratungen des Haushaltsschwerpunkts
Justiz.

(Zurufe)

Wir kommen jetzt zum Haushaltsschwerpunkt

Soziales, Frauen, Familie und Gesundheit

(Weitere Zurufe)

- Nein, der Justizbereich ist geschlossen. Das tut
mir Leid.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
David McAllister [CDU], an die SPD
gewandt: Ihr seid ein Saftladen! -
Weitere Zurufe - Unruhe)

- Nein, diese Spielereien mache ich nicht mit. Ich
habe den Justizbereich mehrfach aufgerufen. Ich
habe diesen Bereich dann beendet. Wir kommen
jetzt zum Sozialbereich. Dazu hat sich Frau Kolle-
gin Mundlos gemeldet. Sie erhält jetzt von mir das
Wort. Bitte schön!

(Unruhe)

- Der Justizbereich ist erledigt. Jetzt sprechen wir
über den Bereich Soziales.

(Anhaltende Unruhe)
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Meine Damen und Herren, die Kollegin wird nicht
eher anfangen, bis hier im Saal Ruhe ist.

(Unruhe - Glocke des Präsidenten)

- Meine Damen und Herren, Herr Kollege Klare,
Herr Kollege Althusmann, nehmen Sie bitte Platz
oder verlassen Sie den Saal. Das gilt auch hier für
den Herrn Geschäftsführer. - Das kann doch nicht
angehen.

(Karl-Heinz Klare [CDU]: Ich habe
mich überhaupt noch nicht geäußert!)

Sie haben das Wort. Bitte schön!

Heidemarie Mundlos (CDU):

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Es stimmt schon nachdenklich, wenn ein
ehemaliger Ministerpräsident die niedersächsi-
schen Kassen erst geplündert hat, um heute dar-
über zu klagen, die eine Hand aufzuhalten und die
andere Hand drohend zur Faust zu ballen frei nach
dem Motto: Wenn ihr mir nichts gebt, dann singe
ich das Lied vom sozialen Kahlschlag und der
Hartherzigkeit der Niedersächsischen Landesre-
gierung. - Das ist leicht, aber keine Lösung, und zu
sozialer Gerechtigkeit führt das auch nicht. Ge-
rechte Sozialpolitik darf nicht dem geben, der am
lautesten ruft, sondern dem, der wirklich bedürftig
ist. Ich sage Ihnen: Gerechtigkeit heißt, dass jeder
das bekommen soll, was ihm zusteht. Das heißt
aber auch, dass dabei auch die persönliche Situa-
tion berücksichtigt werden muss. Das ist gerecht.
Ungerecht ist, wenn alle das Gleiche erhalten, egal
zu welchen Leistungen sie in der Lage sind.

Soziale Gerechtigkeit heißt auch, bei aktuellen
Entscheidungen die künftigen Generationen mit in
den Blick zu nehmen. Ihr Kanzler hat das erkannt
und auf dem Sonderparteitag der SPD im März zu
Recht gesagt: Ich will nicht, dass unsere Kinder
uns einmal vorwerfen, wir hätten nur im Augenblick
gelebt, wir hätten es uns an der großen Festtafel
des Lebens gemütlich gemacht, wir hätten alles
aufgezehrt mit der Folge, dass sie die Zeche für
das bezahlen müssten, was sie gar nicht bestellt
hätten. Diesem Zitat des Kanzlers stimme ich aus-
nahmsweise ausdrücklich zu.

Ein Sozialstaat kann nur funktionieren, wenn Soli-
darität und Subsidiarität dauerhaft verwirklicht wer-
den. Dabei ist ständig zu überprüfen und neu zu
bewerten, was die Solidargemeinschaft tragen
muss und was ein Einzelner tragen kann. Wir

müssen dabei die Eigenverantwortung und die
Selbsthilfekräfte der Menschen stärken. Nur so
werden die Mündigkeit und die Würde der Men-
schen in unserer Gesellschaft gewahrt und die
Freiheit der Menschen damit begründet. Denn es
geht nicht nur um Geld.

Deshalb noch einmal: Was der Einzelne zumutbar
selbst leisten kann, muss er auch selbst leisten.
Die staatliche Hilfe darf lediglich ergänzen, unter-
stützen und fördern. Sie darf die Eigeninitiative
aber nicht ersetzen. Ansprüche und materielle
Besitzstände finden dort ihre Grenzen, wo sie zu
einer Verringerung der Lebenschancen anderer
Menschen führen.

Es muss endlich auch Ihnen auf den Oppositions-
bänken klar werden, dass soziale Gerechtigkeit
dauerhaft eben nicht durch eine wachsende
Staatsquote und eine immer höhere Staatsver-
schuldung verwirklicht werden kann, sondern nur
durch praktizierte Solidarität und Subsidiarität. Vor
diesem Hintergrund muss der Haushalt verstanden
werden. Deshalb haben wir die beschriebenen
Akzente zur Förderung blinder Kinder und Jugend-
licher bis zum 27. Lebensjahr genau so gesetzt,
wie es heute schon mehrfach thematisiert worden
ist. Darüber hinaus haben wir einen Mobilitätsfonds
eingerichtet. Unabhängig davon steht die Bundes-
blindenhilfe all denjenigen zur Verfügung, die nicht
aus eigener Kraft in der Lage sind, ihren Lebens-
unterhalt zu bestreiten. Dabei gelten die Regeln
des Sozialgesetzbuches, wie sie für alle Menschen
mit Behinderungen gelten.

(Uwe Harden [SPD]: Es wäre schön,
wenn man sie wenigstens lesen
könnte!)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, be-
stimmte Kreise, allen voran die Opposition, versu-
chen immer wieder, unser soziales Niedersachsen
schlecht zu reden.

(Uwe Harden [SPD]: Nein, Sie ma-
chen es schlecht! Wir reden es nicht
schlecht!)

Sie nehmen dabei bewusst die Verunsicherung der
Menschen in Kauf

(Uwe Harden [SPD]: Sie verunsichern
die Menschen!)
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und verschweigen absichtlich, dass die Landesre-
gierung im Sozialbereich anerkannt gute Akzente
zum Wohle der Menschen in Niedersachsen setzt.

(Uwe Harden [SPD]: Zum Wohle ist
das hier!)

Die Einzelheiten wird Ihnen Frau Jahns gleich
auflisten. Ich will nur zwei Zahlen nennen.

(Uwe Harden [SPD]: Das ist auch ge-
nug!)

Nach wie vor gibt die Landesregierung im Einzel-
plan 05 1 412 500 000 Euro für Menschen mit
Behinderungen aus. Das sind fast 60 % des ge-
samten Sozialetats. Ich meine, diese Zahl sollte
man sich merken.

(Uwe Harden [SPD]: Wie viel davon
sind Bundesmittel?)

Es ist im Übrigen auch nicht so, Herr Harden, dass
sich derjenige an der Gerechtigkeit vergeht, der
einzelne Maßnahmen des Sozialstaates hinter-
fragt.

(Uwe Harden [SPD]: Das hat niemand
behauptet!)

Im Gegenteil: Wenn wir nichts ändern, dann wer-
den die Verhältnisse immer ungerechter. Das ist
dann in der Tat unsozial. Stabilität und Verlässlich-
keit können wir nur dann gewährleisten,

(Uwe Harden [SPD]: Sie können ja
noch nicht einmal Partnerschaft ge-
währleisten!)

wenn wir Mut zu Veränderungen aufbringen. Sie,
meine sehr geehrten Damen und Herren von der
SPD-Fraktion, sind davon weiter entfernt denn je.
Sie ersetzen Mut durch Polemik und Handeln
durch Blockieren. Gerade damit gefährden Sie die
soziale Gerechtigkeit in Niedersachsen mehr als
jeder andere.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Uwe Harden [SPD]: Mühsamer Bei-
fall!)

Präsident Jürgen Gansäuer:

Vielen Dank. - Herr Kollege Möhrmann zur Ge-
schäftsordnung. Bitte schön!

Dieter Möhrmann (SPD):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wir
beantragen, dass die Frau Sozialministerin an der
Debatte teilnimmt.

(Bernd Althusmann [CDU]: Sie sitzt
hier neben mir!)

- Entschuldigung, das habe ich nicht gesehen.

Präsident Jürgen Gansäuer:

Frau Kollegin Helmhold, Sie haben das Wort zum
Sozialbereich. Bitte schön!

Ursula Helmhold (GRÜNE):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Seit Regierungsantritt beschwört diese
Landesregierung nahezu gebetsmühlenartig eine
verlässliche und partnerschaftliche Sozialpolitik.
Nun heißt es aber: An ihren Taten sollt ihr sie
messen.

(Zuruf von der CDU: Genau!)

An diese Messlatte hält sich die Landesregierung
einem Hochspringer vergleichbar, der die Weltre-
kordmarke anpeilt und dann auf dem Bauch unter
der Stange hindurch kriecht. Denn tatsächlich be-
treibt diese Landeregierung eine Sozialpolitik der
warmen Worte, dies aber kalten Herzens und vor
allem mit zugeknöpftem Geldbeutel.

(Norbert Böhlke [CDU]: Wir sind
Zehnkämpfer, Frau Kollegin!)

Blinde, Behinderte, Drogen- und Suchtkranke,
Aidskranke, Nichtsesshafte, alte Menschen und die
Menschen, die sich ihrer annehmen, sie alle sind
von teilweise existenzbedrohenden Sparmaßnah-
men dieser Landesregierung betroffen.

(Bernd Althusmann [CDU]: Sie wissen
doch, dass das nicht stimmt!)

Tatsächlich zwingt diese Landesregierung die
Wohlfahrtsverbände dazu, einvernehmlich Brand-
briefe zu schreiben, mit denen auf die Gefährdung
von Strukturen im Bereich der sozialen Arbeit hin-
gewiesen wird. Tatsächlich kündigten Sie im letz-
ten Jahr kurzfristig und ohne Vorwarnung den
Lotto/Toto-Vertrag und kürzten Sie die Mittel aus
der Konzessionsabgabe. Das machen Sie dieses
Jahr schon wieder. Damit bringen Sie die Wohl-
fahrtsverbände und die Träger der sozialen Arbeit
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an den Rand einer Existenzkrise. Auf der anderen
Seite bauen Sie ein neues Lotteriespiel - KENO -
als Gelddruckmaschine für den Landeshaushalt
auf. Wer soll diese widersprüchliche Haushaltspo-
litik eigentlich noch begreifen?

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Durch Ihren Umgang mit den Wohlfahrtsverbänden
zerstören Sie eine wichtige, vertrauensvolle Bezie-
hung. Das haben Ihnen diese in der jüngsten Ver-
gangenheit auch in mehreren Briefen sehr deutlich
ins Stammbuch geschrieben. So geht man mit
Partnern nicht um, jedenfalls nicht, wenn man be-
hauptet, partnerschaftlich arbeiten zu wollen.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Mit diesem Vorgehen schädigen Sie die Struktur
sozialer Arbeit enorm; denn an jedem Euro aus
den Lotto/Toto-Mitteln hängen erhebliche Summen
an Kofinanzierungen, die durch Ihre Politik der
sozialen Arbeit dann noch zusätzlich entzogen
werden. Ich nenne das leichtfertig. Leichtfertig
schädigen Sie auch das bürgerschaftliche Enga-
gement, das hier in hohem Maße erbracht wird.
Dafür stehen allein in Niedersachsen 300 000 Eh-
renamtliche im Zusammenhang der Verbände.
Dieses Engagement braucht aber hauptamtliche
Strukturen, um überhaupt existieren zu können. Mit
Ihrer Politik schädigen Sie die Zivilgesellschaft.
Regelmäßige warme Worte und Preise für das
Ehrenamt sind nur Ihre weiße Salbe, um von Ihrer
tatsächlichen Politik des sozialen Kahlschlags
abzulenken.

Bezeichnenderweise, meine Damen und Herren,
ist der Sozialpolitik in Ihrer fünfseitigen Erklärung
vom 26. Februar 2004 nach einem Jahr CDU/FDP-
Regierung nicht eine einzige Zeile gewidmet. Wirt-
schaft, Verkehr, Bildung, innere Sicherheit, Euro-
papolitik - alles ist wortreich erläutert. Das soziale
Niedersachsen kommt nicht vor. Tatsächlich sind
Sie ja auch gerade dabei, es abzuschaffen. Das
wollten Sie im Februar nicht auch noch aufschrei-
ben. Dafür habe ich sogar ein gewisses Verständ-
nis.

Die bisherige Arbeit der Landesregierung ist auch
von erheblichen Rückschlägen für die Frauen in
Niedersachsen gekennzeichnet, meine Damen
und Herren. Zunächst fiel man über die Frauenbe-
auftragten her. Die Zahl der hauptamtlichen wird
um 60 % dezimiert und die Arbeit der verbliebenen

erheblich erschwert. Dann überraschte die Sozial-
ministerin die Öffentlichkeit mit der Ankündigung,
den Gewaltschutzbereich neu zu strukturieren, zu
kommunalisieren und die Haushaltmittel in den
nächsten Jahren zweimal um 10 % zu kürzen. Dies
stieß verständlicherweise auf erheblichen Wider-
stand der Betroffenen und auch der Kommunen,
die nämlich nicht der schwarze Peter von Frau von
der Leyen werden wollten. Unter diesem Druck
verkündete die Ministerin dann zwar, Streichungen
werde es im Gewaltschutzbereich nicht geben.
Tatsächlich aber kürzen Sie bei den Mädchenhäu-
sern, stellen die Landesförderung für die Frauen-
gesundheitszentren und die therapeutische Frau-
enberatung ein und halten die BISS-Stellen nur
unter erheblich verschlechterten Bedingungen
aufrecht.

Tatsächlich streichen Sie komplett und äußerst
kurzfristig die Mittel für alle Frauenprojekte. Sie alle
sind damit in ihrer Existenz bedroht. Stattdessen
nehmen Sie die gesamten Mittel und tun sie in
einen Topf „Maßnahmen zur Förderung der Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf“, für die noch
nicht einmal Richtlinien erlassen sind.

In seinem Internetauftritt verkündet das Sozialmi-
nisterium, sich den Prinzipien von Gender
Mainstreaming verpflichtet zu fühlen. Tatsächlich
nehmen Sie aber alle Mittel aus den Frauenpro-
jekten und subsumieren sie unter „Vereinbarkeit
von Familie und Beruf“. Das aber ist unter Gender-
Gesichtspunkten kein reines Frauenthema. Denn
gerade in diesem Punkt sind das Problem doch
nicht die Frauen, sondern die Männer. Wäre das
Gender-Konzept angewendet worden, dann dürf-
ten die Mittel nicht aus dem Frauenministerium
kommen, sondern z. B. im Wirtschaftsministerium
ressortieren. Das Konzept würde außerdem vor
allem darauf abstellen müssen, auch Männer zur
Teilhabe an der Familienarbeit zu bringen. Denn
da liegen die Defizite in diesem Bereich, meine
Damen und Herren.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Wer anders arbeitet, der zeigt, dass er Gender
Mainstreaming noch nicht wirklich verstanden hat.
Wie notwendig eine spezifische Gleichstellungspo-
litik aber weiterhin ist, zeigt der gerade veröffent-
lichte Bericht über die Umsetzung des Niedersäch-
sischen Gleichberechtigungsgesetzes. Noch im-
mer sind Frauen auf allen Ebenen erheblich unter-
repräsentiert. Die Frauenförderung wird aber ab-
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gebaut. Auch hier also, meine Damen und Herren:
Warme Worte auf der Homepage als weiße Salbe -
und die Axt in der Hand, um die spezifische Frau-
enförderung zu zerschlagen.

Es kann einem angst und bange werden, wenn
man sieht, mit welcher Konsequenz und Beharr-
lichkeit diese Landesregierung gesellschaftliche
Anforderungen im sozialen Bereich nicht zur
Kenntnis nimmt oder mit den falschen Antworten
darauf reagiert. Mittelfristig schaffen Sie nicht
durch immer mehr Repression und Polizei Sicher-
heit in diesem Land, sondern vor allem durch eine
Sozialpolitik, die den Menschen Chancen auf Teil-
habe und Perspektiven für ihre weiteres Leben
lässt, die Diskriminierungen - aus welchem Grunde
auch immer - abbaut und mit den Akteuren der
Zivilgesellschaft vertrauensvoll arbeitet. Dann ha-
ben wir eine Chance - anders nicht. - Ich danke
Ihnen.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Präsident Jürgen Gansäuer:

Vielen Dank. - Das Wort hat Frau Kollegin Jahns.

Angelika Jahns (CDU):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Zur
finanziellen Situation des Landes haben wir ges-
tern und auch heute Morgen schon sehr viel ge-
hört, und wir wissen, wie dramatisch die Situation
ist. Für den Sozialhaushalt betone ich aber aus-
drücklich: Wir müssen lösungsorientiert an der
Verringerung der Verschuldung in Niedersachsen
arbeiten und können bei Kürzungen leider auch
den Sozialhaushalt nicht außen vor lassen. Wir
stehen vor drastischen Einschnitten. Trotz der
dramatischen Situation haben es sich CDU und
FDP nicht leicht gemacht und versucht, die Belas-
tungen für die Betroffenen so gering wie möglich
zu halten. Dies wird sicherlich unterschiedlich be-
wertet, aber wir schaffen mit dem vorliegenden
Haushaltsentwurf eine solide Grundlage für die
soziale Zukunft in Niedersachsen.

(Zustimmung bei der CDU und bei der
FDP)

Meine Damen und Herren, Sie wissen, dass es
gerade im Sozialetat kaum finanzielle Spielräume
gibt. 98 % der Mittel sind gesetzlich gebunden; nur
2 % des Sozialhaushalts stehen für freiwillige
Leistungen zur Verfügung. Gerade deshalb erfor-

dert die Verteilung dieser wenigen Mittel ein be-
sonderes Fingerspitzengefühl, um den vielen For-
derungen und Anträgen gerecht zu werden und
den wirklich Bedürftigen auch weiterhin die Unter-
stützung zu gewährleisten, die sie brauchen. Für
uns war es deshalb besonders wichtig, ganz ge-
zielt Prioritäten zu setzen durch Maßnahmen, die
den Menschen in Niedersachsen zugute kommen.
Hilfe, wo Hilfe Not tut, ist die Maxime der Sozialpo-
litiker der Fraktionen von CDU und FDP. Eine För-
derung nach dem Gießkannenprinzip, wie sie in
der Vergangenheit unter der Vorgängerregierung
durchgeführt wurde, wird es mit uns nicht mehr
geben. Wir setzen die wenigen Mittel gezielt ein.
Unsere sozialpolitischen Schwerpunkte werden die
Mehrheit der Menschen erreichen. Wir zeigen
Gestaltungswillen in der Sozialpolitik auch in Zei-
ten fast leerer Kassen.

Einer unserer Schwerpunkte gleich zu Beginn der
Regierungszeit war die Änderung des Landespfle-
gegesetzes. Unsere Priorität liegt darin, die ambu-
lante Versorgung zu stärken und auch den Men-
schen in den Familien die Hilfe zukommen zu las-
sen.

(Zustimmung bei der CDU und bei der
FDP)

Darüber hinaus setzen wir uns auch für die Integ-
ration von benachteiligten Jugendlichen auf dem
Arbeitsmarkt ein. Gerade diese Jugendlichen ha-
ben es in der Vergangenheit besonders schwer
gehabt, weil sie viele verschiedene Institutionen
aufsuchen mussten. Die Jugendlichen in den länd-
lichen Bereichen hatten besondere Probleme, weil
es ihnen aufgrund der fehlenden Mobilität vielfach
nicht möglich war, das Sozialamt, das Arbeitsamt,
RAN oder RABaZ oder das Jugendamt aufzusu-
chen.

(Zuruf von der CDU: Das haben wir
verbessert!)

Deshalb haben wir die Pro-Aktiv-Centren ins Le-
ben gerufen, in denen die benachteiligten Jugend-
lichen endlich Beratung unter einem Dach finden,
was wir als große Verbesserung innerhalb der
letzten zwei Jahre angesehen haben.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Hier bekommen Jugendliche jetzt die erforderliche
speziell auf sie abgestimmte Beratung. An dieser
Stelle möchte ich dem Ministerium und auch den
engagierten Kommunen ein Dankeschön ausspre-
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chen; denn immerhin ist es innerhalb kurzer Zeit
gelungen, 44 Pro-Aktiv-Centren in Niedersachsen
einzurichten. Das bedeutet eine fast flächende-
ckende Versorgung und ist eine tolle Leistung in-
nerhalb dieser kurzen Frist.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Zuruf von der CDU: Das ist vorbild-
lich!)

Natürlich sind auch in einem großen Umfang Mittel
dafür bereitgestellt worden, immerhin 15 Millionen
Euro aus dem Landeshaushalt und darüber hinaus
auch ESF-Mittel. Gerade unter dem Gesichtspunkt,
dass am 1. Januar Hartz IV in Kraft treten wird und
eigentlich die Bundesagentur diese Beratung
übernehmen müsste, möchte ich dies besonders
hervorheben. CDU und FDP legen ein besonderes
Augenmerk auf diese Jugendlichen, die aufgrund
verschiedener Benachteiligungen Schwierigkeiten
bei der Integration in das Berufsleben haben. Wir
setzen diese Mittel sinnvoll ein.

In diesem Zusammenhang möchte ich auch das
Problem der Nichtsesshaften erwähnen. Zunächst
war vorgesehen, diese Mittel zu streichen, weil die
Unterstützung und Wiedereingliederung der Nicht-
sesshaften nach In-Kraft-Treten von Hartz IV ab
1. Januar 2005 Aufgabe der Arbeitsgemeinschaf-
ten oder der optierenden Kommunen ist. Aber
auch hier hat sich unsere Fraktion überzeugen
lassen, dass eine Übergangsregelung gefunden
werden muss, damit diese Betroffenen auch wei-
terhin versorgt sind.

(Zustimmung bei der CDU und bei der
FDP)

Ein weiterer politischer Schwerpunkt sind die von
unserer Sozialministerin ins Leben gerufenen
Mehrgenerationenhäuser,

(Zurufe von der SPD und von den
GRÜNEN: Oh!)

die die Fraktionen von CDU und FDP auch unter-
stützen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

In den Kommunen und auch bei den privaten Trä-
gern stößt dieses Vorhaben auf große Resonanz.
Bis jetzt wurden 13 Häuser eingeweiht; weitere
zehn sollen 2005 folgen. Im Haushalt sind für die-
se Objekte 550 000 Euro eingeplant.

(Uwe Harden [SPD]: Ich dachte, die
gäbe es schon!)

Bereits jetzt ist zu erkennen, dass durch die Mehr-
generationenhäuser die früher vorhandenen Fami-
lienstrukturen wieder belebt werden und damit die
Verständigung zwischen Alt und Jung gefördert
wird.

(Zustimmung bei der CDU und bei der
FDP)

Die Mehrgenerationenhäuser sind mittlerweile
beliebte Anlaufstellen für alle Generationen. Ob
Kindergartenkinder, junge Mütter, allein Erziehen-
de oder auch Großeltern - alle Generationen be-
werten diese Begegnungsstellen als wertvoll. Da-
mit hat Niedersachsen Modellcharakter in der Fa-
milien- und Generationenverständigung.

Frau Helmhold hat bereits angesprochen, dass wir
einen neuen Titel zur Vereinbarkeit von Familie
und Beruf mit einem Volumen von 250 000 Euro
schaffen. Das ist eine ganz wichtige neue Einrich-
tung, damit Frauen auch in Zukunft in ihrem Inte-
resse, Familie und Beruf zu vereinbaren, in Nie-
dersachsen unterstützt und beraten werden.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Anschließend an dieses Thema möchte auf die
demographische Entwicklung in unserem Land
eingehen, die sich dramatisch gerade auch in den
Familien auswirken wird. Die CDU-Fraktion hat
sich bereits bei den Haushaltsberatungen im ver-
gangenen Jahr der Steigerung der Fallzahlen der
demenziell Erkrankten angenommen. Die seeli-
sche und körperliche Belastung der Familienange-
hörigen dieser Erkrankten ist unglaublich hoch.
Leider wird diese Krankheit bisher in den Sozialge-
setzbüchern nicht berücksichtigt. Es können ledig-
lich ein jährlicher Betrag von 460 Euro für die Inan-
spruchnahme von Kurzzeitpflegeeinrichtungen
oder ein Betrag bis ca. 1 400 Euro für die so ge-
nannte Verhinderungspflege geltend gemacht
werden. Die allgemeinen Betreuungsleistungen
können nicht abgerechnet werden. Meine Damen
und Herren von der Opposition, hier muss endlich
die Bundesregierung initiativ werden und die Pfle-
geversicherung entsprechend ergänzen.

(Zustimmung bei der CDU und bei der
FDP)

Wir haben bereits im vergangenen Jahr geron-
topsychiatrische Zentren unterstützt, die sich mit
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dem Aufbau von niedrigschwelligen Angeboten
befassen, um flächendeckend für Betreuung zu
sorgen. Zur Sicherung der Qualität bedürfen diese
niedrigschwelligen Angebote der staatlichen Aner-
kennung nach § 45 SGB XI. In Niedersachsen gibt
es bereits jetzt 88 nach diesen neuen Richtlinien
anerkannte Angebote und für 2005 liegen bereits
72 Förderanträge nach diesen Richtlinien vor. Die
Fraktionen von CDU und FDP haben hier einen
Schwerpunkt zur Unterstützung der Familien ge-
setzt und bereits im vergangenen Jahr dafür über
1 Million Euro bereitgestellt. Im kommenden Haus-
haltsjahr wird ebenfalls ca. 1 Million Euro zur Ver-
fügung gestellt.

Meine Damen und Herren, die Vorgängerregierung
hat die Einrichtung von Beratungs- und Informati-
onsstellen bei häuslicher Gewalt, die so genannten
BISS-Stellen, modellhaft gefördert. Dieses Modell-
projekt mit den sechs BISS-Stellen war befristet bis
31. Dezember und wäre ohne die Unterstützung
der Fraktionen von CDU und FDP ausgelaufen.

(Zustimmung bei der CDU und bei der
FDP)

Auch wir haben uns immer für den Schutz von
Kindern und Frauen vor häuslicher Gewalt einge-
setzt. Deshalb haben CDU und FDP dafür Sorge
getragen, dass die BISS-Stellen auch im Jahr
2005 weiter gefördert werden. Darüber hinaus
haben wir dafür gesorgt, dass ein Konzept für eine
flächendeckende Beratung und eine Angliederung
an die 33 Polizeiinspektionen entwickelt wird, so-
dass im ganzen Land eine Beratung und Unter-
stützung für von Gewalt betroffene Kinder und
Frauen gewährleistet wird.

(Zustimmung bei der CDU und bei der
FDP)

Wir haben weiter dafür gesorgt, dass für das
ethno-medizinische Zentrum, für das zunächst
auch keine Mittel zur Verfügung gestellt werden
sollten, für das Jahr 2005 ein Betrag von
69 000 Euro eingesetzt wird, weil wir es auch für
besonders wichtig halten, dass diese Aufgabe
- z. B. die Dolmetschertätigkeit, die Beratung für
Migranten etwa in Krankheitsfällen in Krankenhäu-
sern oder bei Arztbesuchen - weitergeführt werden
kann. Wir sind aber auch der Auffassung, dass
über neue Strukturen nachgedacht werden soll,
weil diese Aufgabe ja eigentlich von den Kranken-
kassen bzw. von anderen Trägern übernommen
werden müsste.

Darüber hinaus - das ist eben kurz angesprochen
worden - sind natürlich Kürzungen bei den Lot-
to/Toto-Mitteln erforderlich. Aber auch diese Kür-
zungen wurden etwas abgemildert. Die Kürzungen
betragen jetzt nicht mehr 11 %, sondern nur noch
10 %. Das bedeutet, dass die Wohlfahrtsverbände
insgesamt über ca. 230 000 Euro mehr verfügen
können.

Kritisiert wurde gestern, dass die Regierungsfrakti-
onen den Vorschlag der Landesregierung auf Aus-
setzung des Städtebauförderungsprogramms nicht
korrigiert haben, weil dadurch für Niedersachsen
ein erheblicher Investitionsausfall gerade für das
Baugewerbe eintritt. Diese Diskussion haben wir
mit den betroffenen Kommunen geführt. Es ist
ausdrücklich signalisiert worden, dass in vielen
Kommunen eine Weiterführung der angefangenen
Maßnahmen möglich ist und dass eine Aussetzung
für ein Jahr durchaus akzeptiert wird.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Einzigartig im Bundesgebiet hat sich die Nieder-
sächsische Landesregierung für eine Erhöhung
der Investitionen in Krankenhäusern eingesetzt,
die von den Regierungsfraktionen unterstützt wird.
Die Vorgängerregierung hatte einen Investitions-
stau von mehreren Milliarden hinterlassen, den wir
abbauen werden.

(Beifall bei der CDU)

Wir wollen dazu beitragen, dass der Strukturwan-
del in der Krankenhauslandschaft auch unter Be-
rücksichtigung der Einführung der DRGs, der Re-
duzierung der Betten, der Veränderungen im Ge-
sundheitswesen unterstützend begleitet wird. Des-
halb hat das Land die Mittel um 500 Millionen Euro
aufgestockt.

Meine Damen und Herren, zum Schluss möchte
ich mir einen Seitenhieb auf Herrn Gabriel nicht
verkneifen. Herr Gabriel, Sie haben gestern den
großen Sozialpolitiker markiert. Ich darf Sie daran
erinnern, dass Sie weder in Ihrer Regierungserklä-
rung noch in Ihrer Einjahresbilanz noch in Ihrer
Zehnjahresbilanz ein einziges Wort über Sozialpo-
litik verloren haben.

(Sigmar Gabriel [SPD]: Zehnjahresbi-
lanz? So lange habe ich gar nicht re-
giert!)

Sie haben das Wort Sozialpolitik überhaupt nicht
gekannt. Ich darf daran erinnern, dass Ihre Sozial-



Niedersächsischer Landtag - 15. Wahlperiode - 50. Plenarsitzung am 15. Dezember 2004

5561

politiker sehr, sehr unglücklich darüber gewesen
sind, dass Sozialpolitik in Ihrem Wortschatz über-
haupt nicht vorkam. Insofern sollten Sie sich über-
legen, ob Sie andere dementsprechend angreifen.
- Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Präsident Jürgen Gansäuer:

Das Wort hat der Kollege Schwarz.

Uwe Schwarz (SPD):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich
möchte vorab den Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern des Sozialministeriums danken. Sie haben
uns eine schnelle und konstruktive Haushaltsbe-
ratung ermöglicht. Das ist bei uns seit vielen Jah-
ren Tradition, und ich finde es gut, dass das fort-
gesetzt worden ist.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Kollegin Jahns, ich weiß nicht, was Sie eben ge-
meint haben mit „ist in Ihrem Vokabular nicht vor-
gekommen“. Richtig ist, dass wir in der Zeit der
SPD-Regierung mit den Vorlagen der Regierung
zur Sozialpolitik nicht immer im Einklang standen.
Aber richtig ist auch, dass wir sie in der Regel
dann sehr maßgeblich korrigiert haben. Ich hätte
mir gewünscht, Ihnen wäre das auch möglich ge-
wesen.

(Beifall bei der SPD)

Nach den ersten 150 Tagen Ihrer Regierung müs-
sen wir feststellen: Die Regierung hat ihre sozial-
politischen Wahlversprechen kaltblütig gebrochen
und betreibt eine rigorose Politik des Kahlschlags
auf Kosten der Kleinen und Schwachen in unserer
Gesellschaft. Sie haben Kürzungen vorgenommen
bei den Behinderten, bei Kindern, bei Obdachlo-
sen, bei den Wohnungssuchenden, bei alten Men-
schen, die auf Pflege angewiesen sind. Sie haben
den Gang in die soziale Eiszeit angetreten. Sie
haben begonnen, die seit langem gewachsenen
und mit viel Mühe aufgebauten sozialen Strukturen
in Niedersachsen systematisch zu zerschlagen.

(Beifall bei der SPD - Zuruf von der
CDU)

- Auf diesen Zwischenruf habe ich gewartet. Da-
mals verzeichnete das Protokoll Beifall auf Ihrer
Seite. Das war nämlich ein Originalzitat aus der

Rede von Christian Wulff vom 8. Dezember 1994,
meine Damen und Herren!

Es gibt allerdings einen erheblichen Unterschied
zu damals. Damals hat es sich verglichen mit dem,
was Sie heute im Haushalt anrichten, um Peanuts
gehandelt. Die jetzige Regierung hat keine zwei
Jahre benötigt, um genau das umzusetzen, was
Sie der SPD-Regierung damals vorgeworfen ha-
ben:

Sie haben nicht gekürzt, sondern Sie haben die
Mittel für obdachlose Menschen ersatzlos gestri-
chen.

Sie haben die Zuschüsse für Nachsorgeeinrich-
tungen für Drogenabhängige auf Null gesetzt.

Sie haben die Zuschüsse für geistig Behinderte in
Wohngemeinschaften innerhalb von zwei Jahren
von 640 000 Euro auf 130 000 Euro gekürzt und
werden sie nächstes Jahr auf Null setzen.

Sie haben die Mittel für die Ausbildung zu Fach-
kräften in der Behindertenpflege schon 2004 er-
satzlos gestrichen. In den Behinderteneinrichtun-
gen haben Sie vergangenes Jahr 14 Millionen
Euro eingespart, eine Nullrunde durchgesetzt und
damit 250 Fachkräfte in die Arbeitslosigkeit ge-
schickt. Für 2005 planen Sie nun exakt das Glei-
che. Das bedeutet weniger Fachkräfte, schlechtere
Bezahlung und vor allem weniger Zeit für die Zu-
wendung an Schwerstbehinderte.

Meine Damen und Herren, in der eingangs von mir
zitierten Rede des jetzigen Ministerpräsidenten
hatte dieser von Kaltblütigkeit und sozialer Eiszeit
gesprochen. Ich finde, „kaltblütig“ ist der zutreffen-
de Ausdruck für das, was Sie den Behinderten mit
diesem Haushalt antun.

(Beifall bei der SPD)

Dass die Ministerin nach vollmundigen Ankündi-
gungen zu Beginn der Amtszeit noch immer keinen
Gesetzentwurf zur Gleichstellung von Behinderten
eingebracht hat, vervollständigt übrigens dieses
Bild, und die Betroffenen werden es zu beurteilen
wissen.

In der Jugendpolitik predigt die Ministerin zwar in
diversen Talkshows darüber, was sich alles ändern
muss, damit sich in Deutschland wieder mehr
Menschen für Kinder entscheiden. Die Diagnose
ist meistens sogar zutreffend. Doch die Realität im
eigenen Verantwortungsbereich sieht gänzlich
anders aus:
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Die Förderung von Trägern der Jugendarbeit nach
dem Jugendförderungsgesetz ist innerhalb von
zwei Jahren um 75 % - ich wiederhole: um 75 % -
von 2,6 Millionen Euro auf 0,5 Millionen Euro ge-
kürzt worden.

Die Mittel für den Kinder- und Jugendplan haben
Sie von ebenfalls 2,6 Millionen Euro auf Null ge-
setzt. Die Landesstelle für den Jugendschutz
stellte dazu am 23. Juli dieses Jahres fest:

„Außer dem Thema Jugendarbeitslo-
sigkeit haben jugendpolitische The-
men bei dieser Sozialministerin kei-
nen Stellenwert. Eine Fortschreibung
eines landesweiten Kinder- und Ju-
gendplanes ist derzeit nicht mehr in
Sicht.“

In der Tat, Frau Ministerin, sind Sie jugendpolitisch
bisher nur damit aufgefallen, dass Sie eine Bun-
desratsinitiative angekündigt haben, um - zur Sa-
nierung Ihres Haushalts - die Kinder- und Jugend-
hilfe einkommensabhängig auszugestalten. Diese
Bundesratsinitiative ist anscheinend aber nicht auf
den Weg gebracht worden. Ersatzweise haben Sie
sich erst einmal die Blinden vorgenommen.

Und wer in der Frauenpolitik glaubte, dass eine
Ministerin, die auch Frauenministerin ist, Gleichbe-
rechtigung einfordern und Maßnahmen zur Durch-
setzung der Gleichberechtigung fördern würde,
wurde schnell eines Besseren belehrt. Die Frau-
enministerin hat gerade alle Frauenprojekte er-
satzlos gestrichen. Frauenpolitik ist unter dieser
Ministerin nicht mehr Förderung der Gleichberech-
tigung, sondern nur noch Förderung der Verein-
barkeit von Familie und Beruf.

(Beifall von Christina Bührmann
[SPD])

Solange die Gleichberechtigung nicht erreicht ist,
brauchen wir aber auch spezielle Frauenprojekte
sowie Frauen- und Gleichstellungsbeauftragte, die
sich vor allem für die Chancengleichheit von Frau-
en einsetzen.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Mit dem jetzt vorgelegten Gesetzentwurf zur Ände-
rung der Gemeindeordnung werden die Frauenbe-
auftragten weitgehend abgeschafft und der örtli-
chen Kassenlage geopfert.

(Reinhold Hilbers [CDU]: Das ist doch
falsch! Den Kommunen wurde das
anheim gestellt! Sie wissen doch ganz
genau, dass das keine Abschaffung
bedeutet!)

- Es ist ja schön, dass Sie so viel von Frauenpolitik
verstehen!

Diese Frauenpolitik ist ein bewusster Rückfall in
die 60er-Jahre. Die zwei Alibifrauen im Kabinett
können darüber auch nicht hinwegtäuschen.

(Beifall bei der SPD)

In der Geschichte Niedersachsens hat es bis heute
zweimal einen Krisengipfel der Wohlfahrtsverbän-
de gegeben: am 4. November 2003 und am
25. November 2004, also beide in der kurzen
Amtszeit von Frau Ministerin von der Leyen.

(Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo über-
nimmt den Vorsitz)

Ich finde, das ist keine Leistung, auf die man stolz
sein muss. Ich finde, das ist eher eine Leistung, die
beschämend ist.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

In einer gemeinsamen Erklärung stellte der Paritä-
tische Niedersachsen fest:

„Blinde Menschen, behinderte Men-
schen, drogen- und suchtkranke Men-
schen, Mädchen und Frauen,
Migranten und Aidskranke, Gesund-
heitsförderung - diese Reihe ließe
sich beliebig fortsetzen, sie alle sind
von zum Teil existenzbedrohenden
sog. Sparmaßnahmen der Nieder-
sächsischen Landesregierung betrof-
fen. Langjährig und notwendig aufge-
baute Strukturen sozialer Hilfe werden
zerstört ... Darüber hinaus hat sich die
Landesregierung erneut der den Ver-
bänden der Freien Wohlfahrtspflege
zustehenden Lottomittel bemächtigt.
Innerhalb von zwei Jahren werden ca.
25 % abkassiert.“

Das, meine Damen und Herren, ist keine Wort-
schöpfung der Opposition, sondern das schreiben
Ihnen die Wohlfahrtsverbände unverblümt ins
Stammbuch. Das Schlimme daran ist, sie haben
an jeder Stelle Recht, meine Damen und Herren.
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(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Sie sollten endlich kapieren, dass Wohlfahrtsver-
bände nicht zu ihrem Selbstzweck arbeiten, son-
dern nach dem Subsidiaritätsprinzip staatliche
Aufgaben wahrnehmen.

(Reinhold Hilbers [CDU]: Deshalb för-
dern wir sie ja auch!)

- Deshalb fördern Sie sie im nächsten Jahr mit
knapp 3 Millionen Euro weniger. Darüber kann
dieses 1 %, das Sie wieder drauflegen, nicht hin-
wegtäuschen. Sie haben ihnen innerhalb von zwei
Jahren 25 % der Mittel weggenommen. Das ist die
Realität.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN - Reinhold Hilbers [CDU]:
Und Sie haben Geld ausgegeben, das
Sie gar nicht hatten!)

- Wenn Sie ihnen etwas wegnehmen, dann müs-
sen sie das vorher bekommen gehabt haben,
nämlich von der SPD-Regierung. Seien Sie doch
einmal logisch, Herr Kollege!

Ich weiß im Übrigen wirklich nicht, was Sie treibt;
denn entgegen Ihren Sonntagsreden zerstören Sie
an dieser Stelle nicht nur die Arbeitsgrundlage für
die Wohlfahrtsverbände, sondern zerstören Sie
zusätzlich das viel gerühmte ehrenamtliche Enga-
gement. Das ist genau das Gegenteil dessen, was
immer verkündet wird.

Die Wohlfahrtsverbände haben uns mitgeteilt, dass
am 22. November dieses Jahres ein Gespräch mit
der Ministerin geplant war, um wenigstens die
atmosphärischen Störungen zu beseitigen. Aller-
dings - ich zitiere - habe die Ministerin wieder
kurzfristig abgesagt und ihren Staatssekretär ge-
schickt.

Meine Damen und Herren, diese Verhaltensweise
der Ministerin wird uns zunehmend auch von ande-
ren Verbänden und Einrichtungen zugetragen. Die
Ministerin geht zu Smiling-Terminen, zieht ihre Ein-
Personen-Show ab, steckt beim Hinausgehen
noch die Hütte an und überlässt das Löschen ih-
rem Staatssekretär.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN - Zurufe von der CDU)

- Sie können ruhig den Kopf schütteln. Sie sollten
einmal mit Verbänden reden, wie viele hier gegen

die Wand laufen, wenn sie einen Termin haben
möchten und wie kurzfristig Termine wieder abge-
sagt werden. Auch das ist einmalig im Umgang
einer Regierung mit Verbänden, meine Damen und
Herren.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

In einem Spiegel-Interview sagte die Ministerin vor
wenigen Tagen: „Ich traue mir noch vieles zu.“

(Wolfgang Jüttner [SPD]: Wir ihr
auch!)

Sehr geehrte Frau von der Leyen, angesichts Ihres
Umganges mit den Wohlfahrtsverbänden, mit Be-
hinderten und Blinden sage ich Ihnen: Wir trauen
Ihnen zwischenzeitlich alles zu.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Beim Städtebau hat die Landesregierung mit ihrer
wirtschafts- und sozialpolitischen Kompetenz eine
Einsparung von knapp 100 000 Euro vorgenom-
men. Dies wird dazu führen, dass in den nächsten
fünf Jahren Investitionen in Höhe von 450 Millio-
nen Euro in Niedersachsen unterbleiben. Damit
verzichtet die Landesregierung im Städtebau auf
insgesamt 23 Millionen Euro Bundes- und Europa-
mittel. Sie haben vor Ihrem Amtsantritt Investitio-
nen in Milliardenhöhe gerade zur Förderung der
Bauwirtschaft gefordert. Sie tun heute auch an
dieser Stelle genau das Gegenteil dessen, was Sie
von uns immer eingefordert und was Sie verspro-
chen haben.

Zu Ihrem Hinweis - der ist gerade wieder gekom-
men -, dass im Jahre 2006 die Städtebauförderung
weitergeführt wird, sage ich Ihnen: Warten wir
vorsichtshalber erst einmal ab. Die Erfahrungen
mit Ihren Zusagen gegenüber Blinden und Behin-
derten haben eindrucksvoll bewiesen, dass Ver-
trauen und Verlässlichkeit jedenfalls keine Stärken
dieser Sozialministerin sind.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, ganz nebenbei gesagt:
Im Maßregelvollzug kappen Sie 6 Millionen Euro
und verringern die Anzahl der Fachkräfte. Ich sage
Ihnen: Diese Position halten Sie genau so lange
durch, bis es dort die erste ernsthafte Entweichung
gegeben hat.
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Zur Begründung der Streichung des Blindengeldes
hat Frau von der Leyen den Generationenvertrag
und die Generationengerechtigkeit vorgebracht.
Das ist in der Tat eine neue Argumentation. Ich
glaube nämlich nicht, dass es etwas mit Generati-
onengerechtigkeit zu tun hat, wenn Sie alte, blinde
Menschen zu ihren Kindern schicken, damit sie
dort betteln müssen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Ich glaube, dass es in der Endphase Ihrer Haus-
haltsdebatte überhaupt nicht mehr um Haushalts-
politik ging. Es gab jedenfalls keine haushaltspoli-
tischen Gründe mehr, die Sie hier in den Vorder-
grund stellen. Es hat genug Kompromisslinien
gegeben - Kompromisslinien vom Blindenverband,
aber auch aus der CDU-Fraktion heraus, die
ernsthaft eingebracht worden sind. All diese sind
unberücksichtigt gelassen worden. Sie hätten es
regeln können, aber es ging an dieser Stelle nur
noch um eine kalte Machtdemonstration der
CDU/FDP-Regierung.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN - Reinhold Hilbers [CDU]:
Das ist doch eine Parteitagsrede!)

Ich finde es problematisch, dass Sie die jahrzehn-
telang bestehende konstruktive Zusammenarbeit
mit dem Blindenverband zerstört und das Entge-
genkommen des Verbandes schamlos ausgenutzt
haben.

Der Scheinkompromiss, den Sie heute schließen
werden, wird dazu führen, dass ein Großteil der
12 000 Zivilblinden in diesem Land mittelfristig in
die Heime abgeschoben und in die Isolation ge-
trieben wird. Das Schlimme ist: Sie wissen das
auch ganz genau, weil nämlich ein Teil Ihrer Sozi-
alpolitiker Sie vor dieser Entwicklung gewarnt hat,
meine Damen und Herren.

Sie protzen zurzeit in Pressemitteilungen mit tollen
Einkommen, die Blinde angeblich zukünftig haben,
wenn sie vom Sozialamt Leistungen erhalten. Sie
verschweigen bewusst, dass blinde Menschen
überhaupt erst dann einen Anspruch auf Blinden-
hilfe bekommen, wenn ihr Vermögen 2 600 Euro
nicht überschreitet.

(Reinhold Hilbers [CDU]: Das hat
auch niemand bestritten!)

- Ich möchte Ihnen nur einmal sagen, falls Sie es
vergessen haben sollten, Herr Kollege: Das ist die
Hälfte einer Monatsdiät eines Abgeordneten. Mit
2 600 Euro bekommen Sie in Deutschland noch
nicht einmal eine vernünftige Beerdigung geregelt.
Aber genau mit diesem Betrag speisen Sie Blinde
ab, bevor sie überhaupt einen Anspruch haben.
Sie sorgen dafür, dass Blinde erstens keine Rück-
lagen mehr bilden können, zweitens nichts mehr
ansparen können und drittens wirklich ihren letzten
Notgroschen aufopfern müssen, bevor sie über-
haupt Leistungen vom Sozialamt bekommen. Und
das hat nach Ihrer Ausrichtung etwas mit sozialer
Gerechtigkeit zu tun? Sie können mir nur Leid tun,
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN - Norbert Böhlke [CDU]:
Völlig lebensfremd!)

Die Wahrheit ist ganz anders. Die Wahrheit ist,
dass Sie an dieser Stelle - ob bewusst oder unbe-
wusst, weiß ich nicht, aber nach den vielen Argu-
menten muss ich unterstellen, Sie tun das be-
wusst - den blinden Menschen das Selbstbestim-
mungsrecht nehmen, und - noch viel schlimmer -
Sie nehmen ihnen auch das Selbstwertgefühl.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Sie haben bewusst ein Exempel statuiert. Herr
Rösler hat dies ja auch bestätigt. Er hat gesagt, es
sei wichtig, dass man beim Blindengeld den Sys-
temwechsel geschafft habe. - Ich finde, das ist
gerade für einen Augenarzt eine ungeheuerliche
Aussage.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Alle Mitglieder der CDU-Fraktion, die sich wirklich
bemüht haben, das Unheil abzuwenden, hatten
keine Chance gegen den neuen Shootingstar der
Union, der - das will ich zugeben - kalt lächelnd
und zielorientiert den Systemwechsel betrieben
hat.

In der Kolummne der Bild-Zeitung vom
6. November 2004 beschäftigte sich Frau von der
Leyen unter Namensnennung ihrer Zwillinge Victo-
ria und Johanna - Sie haben die dort genannt - mit
dem Umgang gehandicapter Menschen. Ich zitiere:

„Wir tendieren oft dazu, nur die Han-
dicaps zu sehen, und verpassen die
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Chance, von dem Lebensmut, der
Lebensfreude und dem Lebenswillen
der behinderten Menschen zu lernen.
Diese Botschaft versuche ich auch
meinen Kindern weiterzugeben.“

Sehr geehrte Frau Ministerin, es wäre gut, wenn
Sie diese Lebensweisheit nicht nur Ihren Kindern
weitergeben würden, sondern wenn Sie sie selbst
beherzigt hätten. Dann nämlich wäre den Blinden
in diesem Land viel erspart geblieben.

(Lebhafter Beifall bei der SPD und bei
den GRÜNEN)

Wir fordern Sie auf: Kehren Sie um! Machen Sie
Schluss mit dieser Politik des sozialen Kahlschlags
auf Kosten der Ärmsten und der Schwächsten in
unserem Land! Hören Sie auf, die soziale Infra-
struktur in Niedersachsen zu zerstören! - Meine
Damen und Herren, das sagte Christian Wulff in
seiner Haushaltsrede am 8. Dezember 1994. Ich
finde, dem ist aktuell nichts mehr hinzuzufügen.

(Starker Beifall bei der SPD und bei
den GRÜNEN)

Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:

Das Wort hat Frau Meißner für die FDP-Fraktion.

Gesine Meißner (FDP):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich
beginne mit Zitaten, und zwar von Herrn Gabriel.
Leider ist er nicht da.

(Wolfgang Jüttner [SPD]: Wir sagen
es ihm!)

- Es ist schön, dass Sie ihm das sagen wollen.

(Wolfgang Jüttner [SPD]: Aber nur,
wenn es sich lohnt!)

Zitat 1 - von gestern -: Ziel der Landesregierung ist
nicht konsequente Sozialpolitik, sondern konse-
quenter Umbau des Sozialstaates. - Das ist richtig,
das ist aber auch notwendig. Auch Sie von der
SPD wissen sicherlich, dass die soziale Sicherung,
wie wir sie heute haben, einfach nicht mehr be-
zahlbar ist und dass wir deshalb einen Umbau des
Sozialstaates brauchen. Deswegen kann man es
fast als ein Kompliment verstehen, wenn Herr Gab-
riel uns genau dieses vorwirft.

Zitat 2. Herr Gabriel hat gesagt: Sie werden hier im
Lande nicht fürs Lächeln bezahlt, sondern fürs
Regieren.

(Zuruf von der SPD: Da hat er Recht!)

Dazu muss ich sagen, das Lächeln kann einem bei
dem Haushalt auch ziemlich vergehen, erst recht
bei der Sozialpolitik.

(Wolfgang Jüttner [SPD]: Das stimmt!)

Dass wir fürs Regieren bezahlt werden, das wissen
wir. Wir nehmen das Regieren auch ernst. Gerade
darum betreiben wir ja diesen Umbau, der notwen-
dig ist, damit der Sozialstaat wieder bezahlbar
wird.

Mein drittes Zitat kommt nun nicht von Herrn Gab-
riel, sondern von Dietrich Bonhoeffer. Dietrich
Bonhoeffer hat gesagt: „Die letzte entscheidende
Frage ist, wie man das Leben der kommenden
Generationen sichern kann.“

(Jan-Christoph Oetjen [FDP]: So ist
es!)

Recht hat der Mann. Gerade deshalb müssen wir
jetzt - leider - Einschnitte vornehmen. Um die So-
zialpolitik für die Zukunft zu sichern, brauchen wir
Einsparungen. Die Frage ist nur, wo eingespart
wird.

Ich bin im Sommer beim Vorstand der Landesar-
beitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtsverbände
gewesen. Dort hat man mir gesagt, wo überall
nicht gespart werden darf: bei den Toto/Lotto-
Mitteln für die Wohlfahrtsverbände, beim Blinden-
geld und bei der Nichtsesshaftenhilfte. Am Besten,
hieß es, sparen Sie gar nicht im Sozialhaushalt. -
Ich habe darauf gesagt: Ich kann zwar nachvoll-
ziehen, dass Sie das so sehen, aber wir müssen
überlegen, wo wir Einsparungen hinbekommen,
um in Zukunft überhaupt noch einen Sozialhaus-
halt zu haben. Das Unsozialste sind nämlich weite-
re Schulden. Darüber haben wir oft gesprochen,
und das versuchen wir zu beherzigen.

Jetzt kommt das dritte Zitat von Herrn Gabriel. Er
hat gesagt, es wäre erbarmungslos, eine Gruppe
Behinderter gegen eine andere auszuspielen.

(Zurufe von der SPD: Ja!)

Das ist in der Tat schwierig. Wir müssen im Mo-
ment zwar nicht eine Gruppe gegen die andere
ausspielen, aber eben ganz genau hinsehen, wer
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was bekommt, und versuchen, das möglichst ge-
recht zu verteilen. Das macht keinen Spaß, ist aber
erforderlich, weil der Haushalt so ist, wie er ist, und
weil wir auch in Zukunft noch eine Sozialpolitik für
unsere Kinder, Enkelkinder usw. finanzieren wol-
len.

In einigen Bereichen konnten wir Kürzungen ab-
wenden bzw. haben wir gar keine Kürzungen vor-
gesehen, z. B. - was mich sehr freut - im Bereich
Aids, im Bereich Sucht, beim Täter/Opfer-Aus-
gleich, also bei der sozialpädagogischen Betreu-
ung jugendlicher Straftäter, beim Ehrenamt und bei
den Selbsthilfegruppen.

In anderen Bereichen mussten wir allerdings an-
ders verfahren. Der erste Bereich ist - das ist
schon vielfach thematisiert worden - das Landes-
blindengeld. Dazu möchte ich Folgendes sagen:
Das war für alle eine enorm schwierige Entschei-
dung, auch für mich persönlich.

Das Landesblindengeld wurde bis jetzt vermögens-
unabhängig gezahlt. Wir sind das erste Bundes-
land, das aus dieser vermögensunabhängigen
Zahlung eines Nachteilsausgleichs aussteigt. Der
Verantwortung, die wir damit tragen, sind wir uns
sehr wohl bewusst gewesen; das können Sie mir
glauben. Der Punkt ist nur: Dass das bis jetzt noch
niemand gemacht hat, heißt nicht, dass alle ande-
ren es richtiger oder sozial gerechter machen.

Alle Landesregierungen, die jetzt neu an die Re-
gierung gekommen sind, haben darüber diskutiert,
ob man hier einen Systemwechsel, wie es so
schön heißt, nämlich den Ausstieg aus der vermö-
gensunabhängigen Nachteilsausgleichszahlung,
verantworten kann und ob man ihn vollziehen soll.
Darüber hatte auch die frühere SPD-Regierung
diskutiert, und darüber hat auch ganz aktuell die
neue SPD/PDS-Regierung in Berlin diskutiert.
Gemacht hat es letztlich niemand. Aber es erfor-
dert ja auch Mut, so etwas zu machen, von dem
viele denken, dass es eigentlich richtig wäre, weil
wir nicht mehr alles bezahlen können, was wir
bezahlen wollen.

Nun bin ich nicht gerade besonders stolz darauf,
dass wir die Ersten sind, die sich trauen. Mir ist
das auch enorm schwer gefallen. Ich halte es aber
den anderen gegenüber für gerecht und für richtig.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Dabei ist aber auch Folgendes wichtig: Es ist häu-
fig die Rede davon, dass es, wenn wir das Lan-

desblindengeld streichen, keine Mittel mehr für
Blinde gibt. Das ist aber gerade nicht der Fall.
Wenn das so gewesen wäre, hätten wir das Lan-
desblindengeld auf keinen Fall gestrichen. Es gibt
auf jeden Fall weiterhin die Mittel über das
SGB XII, früher das BSHG. Diese Mittel muss man
beantragen. Herr Schwarz hat gesagt, dass die
Bemessungsgrundlage besonders hoch ist. Das
weiß ich auch. Der Punkt ist aber: Das SGB XII ist
von der rot-grünen Bundesregierung so verab-
schiedet worden und sieht nun einmal eine geringe
Schlechterstellung der blinden Menschen vor. Das
haben nicht wir zu verantworten. Das ist Bundes-
recht.

Im Zusammenhang mit dem Landesblindengeld ist
auch immer wieder auf Artikel 3 Abs. 3 des Grund-
gesetzes verwiesen worden: „Niemand darf wegen
seiner Behinderung benachteiligt werden.“ Das ist
uns bewusst. Ich sage nur: Alle Menschen mit
Behinderungen, und zwar egal welcher - dabei ist
Blindheit sicherlich die schwerste Behinderung -,
bekommen entsprechende Zahlungen über die
sozialhilferechtlichen Möglichkeiten, die wir in
Deutschland haben. Das ist von allen Parteien so
geregelt worden. Dem haben alle zugestimmt,
auch die rot-grüne Bundesregierung.

Im Zusammenhang mit dem Systemwechsel ha-
ben Sie Herrn Rösler zitiert. Das, was er gesagt
hat, ist mit Sicherheit ungünstig herübergekom-
men. Ich weiß sehr wohl, dass das auch ihm nicht
leicht gefallen ist.

Wir haben jetzt ein neues System für die Zahlun-
gen an Blinde. Das Landesblindengeld gibt es nur
noch für die 0- bis 27-Jährigen. Herr Wulff hat es
schon gesagt: Für die 0- bis 18-Jährigen gibt es
jetzt sogar noch mehr als vorher, nämlich 300 Eu-
ro.

(Unruhe)

Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:

Meine Damen und Herren, ich bitte, die Zweier-
und Dreiergespräche draußen zu führen. Ich habe
den Eindruck, es hört kaum noch jemand zu.

Gesine Meißner (FDP):

Das ist leider so. Es ist schade, dass gerade bei
Sozialpolitik so ein Raunen durch den Saal geht
und niemand mehr richtig zuhört.
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Wir haben jetzt noch 27 Millionen Euro für blinde
Menschen in Niedersachsen zur Verfügung. Damit
haben wir 2 Millionen Euro auf das draufgelegt,
was vom Bund zur Weitergabe an die Kommunen
erwartet wird. 3 Millionen Euro sind für die 0- bis
27-Jährigen. Die 0- bis 18-Jährigen werden besser
gestellt. Sie bekommen statt 204,5 Euro jetzt 300
Euro im Monat. Wir haben den Mobilitätsfonds mit
3 Millionen Euro und 21 Millionen Euro, die über
die Kommunen auf Antrag verteilt werden können.

Mir persönlich wäre es lieber gewesen, wir hätten
die Altersgrenze noch anders festsetzen können.
Ich habe in vielen Gesprächen nämlich erfahren,
dass es für blinde Menschen dann besonders
schwierig ist, wenn sie im Rahmen ihrer Berufstä-
tigkeit erblinden. Gerade dann brauchen sie den
entsprechenden Nachteilsausgleich. Auch da
greifen zwar die verschiedensten Gesetze, aber
gleichwohl hätte ich mir gut vorstellen können,
dass man das anders berücksichtigt.

Der Systemwechsel als solcher ist aber absolut
richtig. Ich habe auch für ihn gestimmt; das möchte
ich ausdrücklich sagen. Wer ein Leben lang gear-
beitet und etwas angespart hat, kann sich auch in
vertretbarem Umfang bei Erhalt staatlicher Leis-
tung beteiligen.

Jetzt zum nächsten Punkt - Herr Schwarz hat ihn
schon angesprochen -, dem Gleichstellungsgesetz
für Menschen mit Behinderung. Sie haben ange-
mahnt, dass es dieses Gesetz noch nicht gibt. Das
ist richtig. Aber auch die vorherige Landesregie-
rung hat keinen Gesetzentwurf dazu vorgelegt,
obwohl das keine Entschuldigung sein soll.

Es ist im Moment schwierig, dieses Gleichstel-
lungsgesetz auf den Weg zu bringen, und zwar
aus folgenden Gründen: Wir haben in der Regie-
rungserklärung Konnexität versprochen. Wir haben
den Kommunen gesagt, wir wollen sie nicht mit
Kosten befrachten, die wir oben beschließen. Sie
wissen ganz genau, dass dort über Behinderten-
räte und Behindertenbeauftragte gesprochen wird,
die wir so bislang nicht haben. Dort müssen wir
sehr genau prüfen, ob man das durchsetzen kann
und wie man das durchsetzen kann. Darum gibt es
auch noch kein Gesetz.

(Unruhe - Glocke der Präsidentin)

Ich weiß genau, dass in den Einrichtungen für
Menschen mit Behinderungen - und ich bin in vie-
len solcher Einrichtungen gewesen, auch in Ein-
richtungen für Menschen mit Schwerstbehinderun-

gen - Schwerstarbeit geleistet wird. Es gibt leider
immer mehr Menschen, die mehrfach schwerstbe-
hindert sind. Auf diese Menschen müssen wir un-
ser besonderes Augenmerk legen. Deshalb enthält
der Haushalt des Sozialministeriums auch immer
noch mehr als 60 % der Mittel zur Unterstützung
dieser Menschen.

Nächster Punkt: die BISS-Stellen. Im Sommer
rauschte durch den Blätterwald, dass der Gewalt-
schutzbereich kommunalisiert werden soll; Frau
Helmhold sprach das auch an. Genau das ist aber
nicht der Fall. Das war nur ein kurzzeitiges Ge-
rücht. Wir haben uns alle vehement dagegen ge-
wehrt. Gewaltschutz kann man nicht kommunali-
sieren. Er muss auf jeden Fall eine Landesaufgabe
bleiben, und das tut er auch.

Die BISS-Stellen haben in dem Modellprojekt ge-
zeigt, dass sie sehr wertvolle und wichtige Arbeit
leisten, um Frauen, Mädchen und Kindern mehr
Sicherheit zu geben. Deswegen wollen wir sie
auch erhalten; das ist schon angesprochen wor-
den.

Dass es in diesem Bereich jetzt weniger Geld gibt
als vorher, hat damit zu tun, dass wir uns nunmehr
nach dem Bemessungsschlüssel richten, der in
dem Modellprojekt - nachzulesen im begleitenden
Bericht - ermittelt wurde: eine BISS-Stelle für
500 000 Einwohner. In diesem Umfang finanzieren
wir die BISS-Stellen jetzt. Dass das im Einzelfall
bedeutet, dass für eine bestimmte Kommune dann
weniger Geld zur Verfügung steht, ist zwar richtig,
aber, wie gesagt, wir haben als Bemessungs-
grundlage das zugrunde gelegt, was als notwendig
erachtet wird.

Wir haben auch gesagt, dass wir die BISS-Stellen
landesweit ausweiten wollen. Das ist ab 2006 ge-
plant. Ich hoffe, dass wir das schaffen. Jedenfalls
bräuchten wir dafür im Jahr 2006 800 000 Euro,
eventuell etwas weniger, nämlich dann, wenn sich
das Innenministerium - Herr Minister, Sie sind ja
gerade da - dafür stark macht, dass das PPS-
Projekt in Hannover fortgeführt wird. Wir sind je-
denfalls dazu bereit, uns dafür noch mehr einzu-
setzen.

Die drei Mädchenhäuser mussten deswegen Strei-
chungen und Kürzungen hinnehmen; das ist rich-
tig. Das finde ich schade, weil ich mich davon habe
überzeugen können, dass sie wirklich sehr gute
Arbeit leisten. Darum habe ich mich auch dafür
stark gemacht, dass zumindest um 10 000 Euro
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pro Mädchenhaus weniger gekürzt wird. Das ist
zwar nicht viel, aber immerhin etwas.

(Beifall bei der FDP)

Die Mädchenhäuser leisten auch überregionale
Arbeit. Dem ist hiermit Rechnung getragen.

Frauenprojekte sind ebenfalls angesprochen wor-
den. Im Jahr 2004 haben wir 2,4 Millionen Euro für
die Integration von Frauen in das Erwerbsleben
ausgegeben, im kommenden Jahr werden es
2,5 Millionen Euro sein, also sogar noch mehr.

Hier wurde gesagt, die Frauenpolitik würde auf
diesen Punkt reduziert. Frau Helmhold, in einem
Punkt haben Sie sogar Recht; denn weder das
Gender-Thema noch das Thema Vereinbarkeit von
Familie und Beruf sind reine Frauenthemen, auch
wenn sie in erster Linie Frauen betreffen dürften.
Dem müssen wir Rechnung tragen, und darauf
müssen wir reagieren. Dass jetzt mehr dafür getan
wird als vorher - das wird sogar in Hartz IV berück-
sichtigt -, ist ja nur gut.

(Unruhe - Glocke der Präsidentin)

Auch Hartz IV ist schon angesprochen worden. Im
Zusammenhang mit Hartz IV müssen wir im Haus-
halt sogar mehr bereitstellen, als wir eigentlich
eingeplant hatten. Aufgrund der Umlagen ist es
nun notwendig, 105 Millionen Euro Wohngeld aus-
zuzahlen anstatt - wie ursprünglich geplant -
90 Millionen Euro. Auch die mussten wir erst ein-
mal irgendwie wuppen und unterbringen.

Ansonsten möchte ich zu Hartz IV nur noch so viel
sagen: Es ist ganz wichtig, dass wir gemeinsam,
also überfraktionell alle Anstrengungen unterneh-
men, um möglichst viele Menschen in Arbeit zu
bringen. Dabei müssen wir auch unklare und unge-
regelte Fälle ansprechen, etwa die stationäre Un-
terbringung, die über sechs Monate hinaus geht.
Wir müssen prüfen, ob diese Menschen trotzdem
arbeitsfähig sind oder nicht. Das gilt sowohl für
Nichtsesshafte als auch für Menschen mit Behin-
derungen. Da muss die Arbeitsfähigkeit das ent-
scheidende Kriterium für den Bezug des Arbeitslo-
sengeldes II und für die Eingliederung in den Ar-
beitsmarkt sein. Bei der Umschulung muss man
darauf achten, dass alles erhalten bleibt, was sich
bewährt hat. Mit einigen Fortbildungen wurde
schließlich eine Vermittlungsquote von 100 % er-
reicht.

Hinsichtlich der Nichtsesshaftenhilfe - das haben
sowohl Frau Jahns als auch ich schon angespro-
chen - haben sich CDU und FDP gemeinsam dafür
stark gemacht, dass sie nicht gestrichen wird, son-
dern dass es Übergangslösungen gibt. Das ist
gelungen, und das ist gut so. Denn die Begrün-
dung, warum die Nichtsesshaftenhilfe gestrichen
werden sollte, war de facto nicht richtig. Es lagen
falsche Zahlen vor. Darum ist es gut, dass ent-
sprechend reagiert wurde.

Auch den Jugendbereich hat Frau Jahns schon
angesprochen. Neben den Pro-Aktiv-Centren fährt
das Wirtschaftsministerium auch noch andere Pro-
gramme zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosig-
keit. Das ist sehr wichtig für die Jugendlichen. Ich
spreche zum Thema Chancengleichheit für Ju-
gendliche auch ganz bewusst das Hauptschulpro-
filierungsprogramm an, das aus meiner Sicht sehr
gut dazu dient, die Chancen zu verbessern.

(Zustimmung von Jan-Christoph Oet-
jen [FDP])

Genauso verweise ich auf alles das, was wir tun,
um die Gesundheit der Kinder zu fördern, durch
bessere Ernährung und durch Bewegung vom
Kindergarten an. Damit tun wir etwas für die Kinder
und Jugendlichen, also für die künftige Generation.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Zum Jugendbereich gehört auch Steinkimmen. Ich
bedauere sehr, dass die Kürzung dort nicht abzu-
wenden war. Gekürzt worden ist sowohl bei Stein-
kimmen als auch bei Juist. Juist kann es, meine
ich, allein schaffen; bei Steinkimmen ist das äu-
ßerst schwierig. Wir als FDP haben uns dafür sehr
stark gemacht; einige in der CDU auch. Leider hat
sich dafür in der CDU keine Mehrheit gefunden,
sodass in diesem Bereich gestrichen werden
musste. Ich bedauere das sehr, aber das ließ sich
nicht verhindern.

(Beifall bei der FDP)

Zur Homosexuellenselbsthilfe. Frau Janssen-Kucz
hat letztes Jahr gesagt, sie geht davon aus, dass
wir die Mittel dafür in diesem Jahr endgültig strei-
chen würden. Das haben wir nicht gemacht. Wir
haben zwar um 5 000 Euro gekürzt, aber
47 000 Euro sind noch vorhanden. Auch das finde
ich sehr gut. Daran kann man sehen: Manchmal
sind wir gar nicht so schlimm, wie die Opposition
das erwartet.
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Nun zu den letzten Punkten. Ganz wichtig war es,
bei den Wohlfahrtsverbänden nur 10 % statt 11 %
zu kürzen. Sicherlich wäre es am besten gewesen,
gar nicht zu kürzen.

(Beifall bei der SPD)

Das ging aber leider nicht. Herr Schwarz hat ge-
sagt, dass es zwei Krisengipfel gegeben hat. Nun
gut. Aber wir machen ständig Krisengipfel, weil wir
versuchen müssen, diesen Haushalt für die Zu-
kunft über die Runden zu bringen.

Wir kürzen bei den Wohlfahrtsverbänden also nur
um 10 %. Dem Sport wurde ja schon sehr früh
versprochen, dass bei ihm nur um 10 % gekürzt
werde. Uns war wichtig, dass die Wohlfahrtsver-
bände dem Sport gleichgestellt werden; denn sie
leisten hervorragende Arbeit. Ich möchte an dieser
Stelle all denjenigen, die in Wohlfahrtsverbänden
arbeiten, ausdrücklich danken.

Im Städtebaubereich wird die Förderung ausge-
setzt; auch das ist schon angesprochen worden. In
einigen wenigen Fällen ist dies schwierig, z. B. in
Wilhelmshaven, wo keine Mittel mehr aus 2004
vorhanden sind, die 2005 genutzt werden könnten.
In den meisten Fällen ist diese Maßnahme jedoch
tragbar. Im Jahre 2006 nehmen wir die Städte-
bauförderung aber wieder auf.

(Unruhe)

Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:

Meine Damen und Herren, ich bitte Sie jetzt zum
letzten Mal, die Gespräche zu unterbrechen. Wenn
Sie unbedingt etwas besprechen müssen, dann
gehen Sie doch raus!

Gesine Meißner (FDP):

Danke. Leider geht das alles von meiner Redezeit
ab.

Das Ethno-medizinische Zentrum ist eine bundes-
weit einmalige Sache. Deshalb fördern wir es auch
in dem Umfang, der tatsächlich benötigt wird. Die-
ses Zentrum organisiert nicht nur den Dolmet-
scherdienst für die ausländischen Mitbürger, die ja
ein Anrecht darauf haben, beim Arzt und in Bezug
auf Medikamente Aufklärung zu erhalten - dies ist
also ein wichtiger Punkt der Integration unserer
ausländischen Mitbürger -, sondern macht auch
weitere sinnvolle Dinge. So hat es z. B. erreicht,
dass der Durchimpfungsgrad der Kinder entschei-

dend verbessert wurde und dass die interkulturelle
Mundgesundheit besser geworden ist. Das klingt
nicht nur gut, sondern das ist auch wichtig und
richtig.

Bei der Krankenhausplanung - das ist schon ge-
sagt worden - ist Niedersachsen zukunftsweisend.
Wir machen hier mehr als alle anderen Länder. Vor
kurzem ist beschlossen worden, dass im nächsten
Jahr wieder entscheidend in diesen Bereich inves-
tiert wird.

Mein Fazit: Ich möchte mich zunächst bei all den-
jenigen bedanken, die sich im sozialen Bereich in
diesem Jahr tatkräftig eingesetzt haben. Ich ver-
spreche von dieser Stelle aus, dass wir auch im
nächsten Jahr weiterhin das Gespräch mit allen
führen und über alles Notwendige diskutieren wer-
den.

Als Letztes - ich habe es schon zu Anfang ge-
sagt -: Wir wollen für die Menschen in Niedersach-
sen eine bezahlbare und möglichst gerechte Sozi-
alpolitik, und zwar nicht nur heute, sondern auch
morgen. Dem haben wir entsprochen.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:

Jetzt hat Frau Janssen-Kucz von der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen das Wort.

Meta Janssen-Kucz (GRÜNE):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Frau
Meißner, ich bewundere Ihren Optimismus. Aber
ich würde einmal sagen: mitgehangen - mitgefan-
gen.

(Beifall bei der SPD)

Da nützt auch Ihr Bedauern nichts, das Sie hier
15 Minuten lang geäußert haben. Sie tragen die-
sen Haushalt mit, und damit stehen Sie in der Ver-
antwortung!

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Der Sozial-, Gesundheits- und Jugendhaushalt,
den die Landesregierung vorgelegt hat, ist depri-
mierend. Da haben auch alle Versuche der Regie-
rungskoalition, noch etwas zu kitten, nichts ge-
nutzt. Das ist alles Makulatur.
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Das gilt auch für Ihr Versprechen, nach 2005 wird
es besser. Wissen Sie was? - Ich habe Sie und
Ihre Versprechen bislang immer so erlebt: Die
Milch wird ganz schnell sauer.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Sie haben die Entscheidung getroffen, die Städte-
bauförderung, die Förderung der Sozialen Stadt
auszusetzen. Dabei wissen Sie doch ganz genau,
vor welch immensen Herausforderungen die
Kommunen im Zuge des demografischen Wan-
dels, der Globalisierung, der Zersiedelung, der
Suburbanisierung stehen. Aber das scheint Sie
irgendwie nicht zu interessieren. Sie lassen die
Kommunen und die Städte in diesen schwierigen
Zeiten im Stich. Sie sollen sich erst einmal über
das Jahr retten, und dann warten wir auf Ihr Ver-
sprechen. Sie, die Sie immer kommunalfreundlich
sein wollten, sind eindeutig kommunalfeindlich.
Das sage ich Ihnen als Kommunalpolitiker.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Gerade in den Projekten der Sozialen Stadt, gera-
de dort, wo Arbeitslosigkeit und soziale Bedürftig-
keit zu einer Kumulation von Problemen führen, ist
es notwendig, Perspektiven für die Menschen auf-
zubauen. Es geht nicht darum, in Beton zu inves-
tieren, wie die Ministerin sagt. Es geht darum, in
die Menschen, in ihr Wohn- und Lebensumfeld zu
investieren.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Das wollen wir mithilfe der Bundesmittel fortsetzen.
Aber was machen Sie? - Aussetzen und dann
einmal weiter gucken.

Generell scheint der Begriff der sozialen Infra-
struktur für diese Landesregierung ein Fremdwort
zu sein. Zur sozialen Infrastruktur gehört auch die
Gesundheitspolitik. Ich glaube, sogar in Ihrer Koa-
litionsvereinbarung steht, dass Sie mehr im Be-
reich der Prävention und der Gesundheitsförde-
rung tun wollen. Gerade in diesem Bereich haben
Sie aber ganz heftig gekürzt bzw. die Ansätze
gleich auf null gesetzt. - Ich nenne die Gesund-
heitszentren in Osnabrück und Göttingen. Sie ver-
nichten einfach Einrichtungen. Dort haben wir Ein-
richtungen, in denen mit viel ehrenamtlichem En-
gagement wirklich etwas für die Menschen auf den
Weg gebracht wird. Sie zerschlagen das jetzt ein-

fach. Sie treten den Menschen vors Schienbein.
Sie sind es doch, die immer Eigenverantwortlich-
keit predigen. Aber hier hauen Sie drauf.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Ehrenamtliches Engagement ist nicht zum Nulltarif
zu haben. Man braucht im Hinblick auf die Perso-
nal- und Sachkosten schon eine angemessene
Infrastruktur.

Ihre Streichorgien und Kürzungen bedeuten keine
Einsparungen für das Land. Sie bewirken genau
das Gegenteil, wenn Sie von Nachhaltigkeit und
Generationengerechtigkeit reden. Wenn gesund-
heitsfördernde und präventive Maßnahmen weg-
fallen, kommen auf die Gesellschaft gewaltige
Folgekosten zu. Vor diesen Folgekosten verschlie-
ßen Sie einfach die Augen.

Beim EMZ haben Sie die Augen gerade noch ein-
mal aufbekommen und zumindest einen Teil der
Mittel wieder eingestellt. Aber Sie planen, die Mittel
in den Präventionstopf zu verlagern. Das ist ganz
einfach: So entlastet sich das Land zulasten der
GKV-Präventionsstiftung. Dort entsteht höchst-
wahrscheinlich ein bürokratisches Monstrum unter
Beteiligung der Ministerin in der Bund-Länder-AG.

Ich halte diese Politik für verantwortungslos. Sie
trifft in diesem Bereich die Schwachen, die Min-
derheiten und die kranken Menschen; sie haben
bei ihnen keine Lobby.

(Norbert Böhlke [CDU]: Stimmt nicht!)

Drogensuchtpolitik - das ist ein Bereich, der von
Ihnen bereits beim letzten Mal hart geschoren
wurde. Jetzt fällt auch noch die externe Suchtbe-
ratung in den Knästen weg. Die hat sich die Ge-
sundheitsministerin einfach vom Hals geschafft.
Dafür ist jetzt die Justizministerin zuständig, die
aber keine Haushaltsmittel hat. Dort gibt es fach-
lich ab sofort keine hoch kompetente Arbeit mehr.
Die Folgen werden - das kann ich Ihnen schon
jetzt sagen - fatal sein. Auch in diesem Bereich
kommen Folgekosten auf die Kostenträger, auf die
GKV und die Rentenversicherungsträger zu. Hier
organisiert die Landesregierung einen Verschiebe-
bahnhof zulasten anderer Kostenträger.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Meine Damen und Herren, Sie haben heute auch
die Beratungs- und Präventionsarbeit der Aidshilfe
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abgefeiert. De facto wird doch aber gerade der
minimale Standard so eben gehalten. Das ist nicht
ausreichend. Die Arbeit ist doch weiterhin unterfi-
nanziert. Alarmierend ist die Sorglosigkeit vieler
Jugendlicher im Umgang mit den Risiken einer
HIV-Infektion. Die immensen krankheitsbedingten
Folgekosten stehen in keiner Relation zu einem
vergleichsweise minimalen finanziellen Einsatz.
Das sollten Sie sich ins Stammbuch schreiben,
wenn Sie Ihre Aufgabe und Verantwortung als
Landesgesundheitsministerin ernst nehmen.
HIV/Aids kennt keine Grenzen. Die Folgekosten
hat die Gesamtgesellschaft zu tragen. Aids macht
auch kostenmäßig an keiner Grenze Halt. Gegen
Aids gibt es immer noch keinen Impfstoff. Das
sollten Sie auch bei den Impfkampagnen, die Sie
im Lande propagieren, deutlich machen. Man kann
und wird sich auch zukünftig nicht gegen alles und
jedes impfen lassen können. Prävention hat ein-
deutig im Vordergrund zu stehen. Diesen Grund-
satz treten Sie hier mit Füßen.

Meine Damen und Herren, das gesundheitspoliti-
sche Bewusstsein der schwarz-gelben Landesre-
gierung passt eigentlich hervorragend zu dem
Agieren der Ministerin auf Bundesebene, wenn es
um die Kopfprämie geht. Das von Ihnen unter-
stützte Modell ist Murks, bleibt Murks und wird
hoffentlich ein Papiertiger bleiben. Aber es zeigt
doch deutlich den Weg, den die CDU auf Bundes-
ebene gehen will und der hier in Niedersachsen
schon einmal geebnet wird, den Weg nämlich in
eine ungerechte und vor allem unsolidarische Pri-
vatisierung der Gesundheitsrisiken bei geringer
Basisversorgung. Sie wollen den Weg in den That-
cherismus, komme, was da wolle. Das werden wir
aber verhindern; das verspreche ich Ihnen!

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Meine Damen und Herren, nun noch ein paar
Worte zur Kinder- und Jugendpolitik. Außer dem
Mehrgenerationenhaus haben Sie in diesem Be-
reich nicht allzu viel auf den Weg gebracht. Eigent-
lich lassen Sie die Familien mit Kindern insbeson-
dere in schwierigen Verhältnissen im Regen ste-
hen. Gestrichen haben Sie - das ist ja positiv - die
kostenintensive und unsinnige Unterbringung in
geschlossenen Einrichtungen. Diesen Kinderknast
mit pädagogischem Anstrich haben wir immer ab-
gelehnt. Doch anstatt jetzt innovative Konzepte zur
Unterstützung der Familien und der kommunalen
Jugendhilfe im Umgang mit mehrfachdelinquenten
Kindern auf den Weg zu bringen, legen Sie die

Hände in den Schoß. Sie haben die Einsparsum-
me gebraucht. Die Kinder sind Ihnen egal. Soll die
Justizministerin in den nächsten Jahren, wenn die
Schlagzeilen wieder groß sind, nach dem Alten-
knast auch den Kinderknast übernehmen? Dann
ist zumindest die Sozialministerin die finanziellen
Sorgen los.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Wo bleibt Ihre Unterstützung für diese Kinder, für
diese Familien und für die kommunale Jugendhil-
fe?

Der Bereich der Jugendsozialarbeit ist trotz aller
schönen Worte ein Stiefkind Ihrer Politik. Die Be-
ratung und Vermittlung jugendlicher Arbeitsloser ist
vorerst übergangsweise gesichert, aber auch nur
deshalb, weil die Landesregierung ansonsten bis
2006 EU-Mittel verschenken würde. Was nach
2006 kommt, ist unklar. Viele Mitarbeiter in RAN-,
RABaZ- und Pro-Aktiv-Centern bangen jetzt schon,
was kommen wird und was sich diese Landesre-
gierung noch alles einfallen lässt.

Verweisen Sie bitte nicht nur auf Hartz IV, und
reden Sie bitte nicht nur über Mehrkosten, Frau
Meißner. Die Kosten werden doch vom Bund
durchgereicht. Das Land soll sie an die Kommunen
weitergeben. Sie belasten das Land nicht so, wie
Sie dies dargestellt haben.

Nun noch einmal zum Jugendbereich. Er hat be-
reits beim letzten Mal ganz heftig geblutet. Jetzt
haben Sie noch einmal etwas weggenommen. Die
Auswirkungen spüren wir alle doch vor Ort in der
Jugendverbandsarbeit. Jeder Einzelne von Ihnen,
der Kommunalpolitiker ist, weiß, welche Ein-
schränkungen in diesem Bereich passiert sind und
noch weiter geschehen werden.

Aber Ihnen ist ein einmaliges Husarenstück gelun-
gen. Sie haben mit einem Schlag die politische
Bildungsarbeit von über 30 Jahren in Niedersach-
sen zerschlagen. Sie wickeln nicht nur die Landes-
zentrale für politische Bildung einfach ab, sondern
Sie treiben den Jugendhof Steinkimmen in die
Insolvenz. Auch für die Jugendbildungsstätte Juist
ist die Situation äußerst kritisch. Die Arbeit der
Bildungsstätte ist aus unserer demokratischen
Geschichte nicht wegzudenken.

(Unruhe - Glocke der Präsidentin)
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In diesem Bereich ist sehr viel in der Landesju-
gendakademie getan worden. Sie ist eine tragende
Säule der überverbandlichen Jugendbildungsar-
beit. Aber Sie reißen diese Säule um. Sie sind
nicht einmal bereit, an einer Übergangsfinanzie-
rung zu arbeiten, geschweige denn, darüber nach-
zudenken. Es soll einfach in die Insolvenz gehen.
In meinen Augen ist dieses Verhalten schon fast
schizophren. Auf der einen Seite treiben Sie den
Jugendhof Steinkimmen in die Insolvenz, und auf
der anderen Seite bauen in unmittelbarer Nähe
Volksverhetzer eine Bildungsstätte auf, um rechte
politische Agitation zu betreiben. Das kann doch
wohl nicht wahr sein!

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Schauen Sie noch einmal in den Haushalt, ob wir
den Jugendhof nicht retten können.

Meine Damen und Herren, diese Art von Politik-
gestaltung, die Sie uns heute nahe zu bringen
versuchen, ist nicht motivierend, sie ist nicht inno-
vativ und auch nicht nachhaltig. Mit Gerechtigkeit
hat sie beileibe nichts zu tun. Sie ist einfach nur
deprimierend, zerstörerisch und destruktiv.

Herr Sander, was sagen Sie immer? - Wir machen
Politik mit den Menschen und nicht gegen die
Menschen. - Hier machen Sie Politik gegen die
Menschen im Lande Niedersachsen. - Danke.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:

Liebe Kolleginnen und Kollegen, bevor ich der
Ministerin von der Leyen das Wort erteile, möchte
ich kurz etwas zu den Zeitbudgets sagen. An Re-
dezeit stehen noch zur Verfügung für die CDU-
Fraktion 30 Minuten, für die SPD-Fraktion 12 Mi-
nuten, für die FDP-Fraktion 17 Minuten und für die
Fraktion der Grünen 11 Minuten. Die Landesregie-
rung hat bereits um 2 Minuten überzogen. Es sind
noch zwei Politikbereiche zu besprechen. Sofern
die Landesregierung jetzt noch weiter überzieht,
können die Fraktionen von der Möglichkeit Ge-
brauch machen, zusätzliche Redezeit zu beantra-
gen. Diese zusätzliche Redezeit müsste dann aber
von der Mittagspause abgehen, weil wir pünktlich
um 15 Uhr weitermachen müssen. Sie haben das
selbst in der Hand.

(Wolfgang Jüttner [SPD]: Die Landes-
regierung hat das in der Hand!)

Frau Ministerin, Sie haben das Wort.

Dr. Ursula von der Leyen, Ministerin für So-
ziales, Frauen, Familie und Gesundheit:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Mir ist
klar, dass ich mich kurz halten muss. - Herr
Schwarz, jedes Ihrer Schmähworte, das Sie über
die Bedingungen der Blindenhilfe gesagt haben,
trifft für die Behindertenhilfe nach SGB XII in Gän-
ze zu, das die Bundesregierung mit allen Ländern
beschlossen hat. Mit anderen Worten: Jedes Ihrer
Worte müssen Sie also mit Ihrer Partei vor jedem
Menschen in Deutschland verantworten, der Leis-
tungen nach dem SGB XII beansprucht. So weit zu
diesem Punkt.

(Zustimmung bei der CDU - Zuruf von
der CDU: Sehr richtig!)

Die Frage, über die wir hier streiten, ist Folgende:
Können wir den Nachteilsausgleich noch in Gänze,
frei von allen finanziellen Bedingungen, zahlen,
oder müssen wir Transferleistungen dort leisten,
wo der Staat subsidiäre Hilfe leisten muss? Die
Entscheidung ist uns schwer gefallen; das zeigt
auch die Debatte hier. Sie löst viele kontroverse
Diskussionen aus. Aber niemand kann sich vor der
Frage nach der Subsidiarität drücken.

Frau Janssen-Kucz, Sie haben zu Recht eingefor-
dert, wenn wir auf Dauer die soziale Marktwirt-
schaft auch in Zeiten einer dramatischen Wirt-
schaftsschwäche - ich möchte hier nicht themati-
sieren, woher sie kommt - sichern wollen, dann
müssen wir akzeptieren, dass der Staat denen hilft,
die sich nicht alleine helfen können. Wir haben die
Rahmenbedingungen gehört, unter denen das
Land handeln muss.

Deshalb lassen Sie mich in der Kürze der Zeit, die
der Landesregierung noch zur Verfügung steht,
ganz knapp ein paar Worte zu den Themen sagen,
die bereits dankenswerterweise von Frau Jahns
ausführlich angesprochen worden sind.

In der Wohngeldreform - Hartz IV - werden wir die
Entlastungen an die Kommunen wie verabredet in
Höhe von 105 Millionen Euro weitergeben. Wir
werden die Städtebauförderung für ein Jahr aus-
setzen. Das ist auch richtig so. Wir werden aber
2006 wieder einsteigen. Frau Janssen-Kucz, Sie
sagten zu Recht, jeder Bereich muss seinen Bei-
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trag leisten, und auch in der Städtebauförderung
muss dies erfolgen.

Das Programm für Nichtsesshafte muss neu über-
arbeitet werden. Es hat bei der Evaluierung
schlecht abgeschnitten. Wir haben jetzt Hartz IV.
Wir werden Mittel einstellen, sie sind im Haushalt
verankert, sodass wir bis spätestens Mitte August
eine Übergangszeit haben werden, in der die neu-
en Träger, die für die Qualifizierung und Beschäfti-
gung Nichtsesshafter zuständig sind, ihre Arbeit
aufnehmen können.

(Zustimmung bei der CDU)

Ich möchte noch einige Worte zu den politischen
Schwerpunkten, die auch hier schon thematisiert
worden sind, sagen. Zunächst einmal gehe ich auf
das Thema Integration in das Arbeitsleben ein. Wir
haben für benachteiligte Jugendliche im ganzen
Land Pro-Aktiv-Centren geschaffen, die in der
wissenschaftlichen Evaluation als wegweisend, als
effizient und als zukunftsträchtig ausgezeichnet
worden sind. Wir werden dieses Programm wei-
terführen. Alle Landkreise und Kommunen - 44
haben sich bereits beteiligt; die letzten vier sind
dabei, sich zu beteiligen - arbeiten mit. Das zeigt,
dass wir auf diesem Weg mit großem Erfolg ar-
beiten, um die benachteiligten Jugendlichen mit-
hilfe eines gebündelten Programms in Arbeit zu
bringen.

Für die Integration von Frauen in das Arbeitsleben
stellen wir 2,5 Millionen Euro Landesmittel und
6,3 Millionen Euro aus dem Europäischen Sozial-
fonds bereit. Selbstverständlich legen wir den
Schwerpunkt auf eine familienbewusste Arbeits-
welt. Für Väter und Mütter ist es wichtig, das Recht
und die Möglichkeit zu erstreiten - auch mit den
Möglichkeiten, die das Land hat -, Teilhabe an der
modernen Arbeitswelt zu haben. Ich nenne einige
Programme stichwortartig: Die Offensive mit den
Unternehmerverbänden in Niedersachsen, die
Qualifizierung der Tagesmütter und das Programm
für junge allein erziehende Mütter in einer dualen
Ausbildung in Teilzeit mit Kinderbetreuung, um
eine Chance auf den ersten Arbeitsmarkt und eine
Chance, aus einer fast sicheren Sozialhilfekarriere
herauszukommen, zu haben. Ferner nenne ich
unser Programm zur Unterstützung von Existenz-
gründerinnen, die Mehrgenerationenhäuser und
den Familien-TÜV. Der Fokus, meine Damen und
Herren, liegt in der Tat - das ist ein politischer
Schwerpunkt dieser Landesregierung - darauf,
Vätern und Müttern mit Kindern eine reelle Chance

in der modernen Arbeitswelt zu geben; denn sozial
ist, was Arbeit schafft.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Beim Gewaltschutz ist ausgeführt worden, dass wir
das Gesamtvolumen von 3,8 Millionen Euro nicht
angetastet haben und es dennoch gelungen ist,
das Modellprojekt BISS, das zunächst auslaufen
sollte, das wir aber für richtig gehalten haben,
weiterhin fortzuführen. Wir werden im nächsten
Jahr an einen flächendeckenden Ausbau herange-
hen.

Meine Damen und Herren, wir tragen mit dem
Entwurf dieses Sozialhaushaltes einer sehr
schwierigen Haushaltslage Rechnung. Das ist die
Anerkennung der Realitäten, vor denen wir uns
nicht drücken können. Wir ziehen den Kopf nicht
ein. Wir verhökern nicht weiterhin die Zukunft der
Kinder, wie das hier die SPD mit der Landespolitik
vorgemacht hat und wie sie es im Bund weiterhin
tut.

(Beifall bei der CDU - Zurufe von der
SPD)

Auch wenn es unpopulär ist: Wir stellen uns wei-
terhin der Tatsache, dass Deutschland unter Rot-
Grün ärmer geworden ist.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:

Es hat sich noch einmal Herr Schwarz zu Wort
gemeldet. Herr Schwarz, ich erteile Ihnen das
Wort.

Uwe Schwarz (SPD):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Frau
Ministerin, Sie hören ja immer nur bruchstückweise
zu, wenn jemand aus der Opposition redet. Inso-
fern haben Sie sich wieder die entsprechenden
Stellen herausgesucht. Ich will Ihnen nur eines
sagen: SGB XII ist, wie Sie genau wissen, ein
Ausfluss aus dem gemeinsam verabschiedeten
Hartz-IV-Gesetz. Es gibt aber einen großen Unter-
schied zu dem, was Sie gerade gesagt haben. Die
bisherigen Sozialgesetzbücher in Deutschland
stellten einen richtungsweisenden Paradigmen-
wechsel in der Sozialpolitik dar. Dabei wurde be-
wusst von dem Fürsorgesystem weggegangen,
und es wurde bewusst zum Nachteilsausgleich für
Menschen mit Handikaps hingegangen. Das war
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eine riesige sozialpolitische Leistung. Was Sie in
Niedersachsen machen, stellt dieses bundesweit
einmalig auf den Kopf. Das ist die Tatsache, meine
Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD - Dr. Harald No-
ack [CDU]: Sie sagen das mit großer
Überzeugung! Aber das ist falsch!)

Das Nächste, was ich Ihnen sagen möchte, das
meine ich auch so: Ich habe, wie vielleicht einige
von Ihnen, die letzten drei Demonstrationen, die
die Blinden hier durchgeführt haben, zum Teil ge-
sehen, zum Teil begleitet. Mir persönlich geht das
ziemlich durch und durch, wenn ich dort Menschen
mit ihren weißen Stöcken und ihren gelb-
schwarzen Kappen - - -

(Zuruf von der CDU: Dann heulen Sie
doch!)

- Ich finde, dass „Heul doch!“ ein toller Zwischenruf
ist. Ich sage Ihnen ehrlich: Mir sind fast die Tränen
gekommen. Aber man muss wahrscheinlich Ihren
Charakter haben, um so reagieren zu können, wie
Sie das gerade gemacht haben.

(Lebhafter Beifall bei der SPD)

Ich will genau das sagen: Ich finde es erschre-
ckend, wenn man die Hilflosigkeit dieser Menschen
sieht. Ich finde es auch erschreckend, dass - Frau
von der Leyen hat das heute Vormittag gesagt -
die Hilflosigkeit auch von anderen schwerbehin-
derten Menschen sieht. Aber man kann doch nicht
die, die etwas ganz früh auf den Weg gebracht
haben, dafür büßen lassen, weil man nun sozial-
politisch wieder genau in die Urzeit zurück möchte.
Es ist doch nicht in Ordnung, wenn man hier den
Versuch unternimmt, die eine Gruppe gegen die
andere ausspielen zu wollen. Das lassen die übri-
gens auch nicht mit sich machen. Die Behinder-
tenverbände und Wohlfahrtsverbände stehen ge-
schlossen, obwohl sie alle Interessengruppen von
Behinderten zu vertreten haben, meine Damen
und Herren.

(Beifall bei der SPD)

Ich habe vorgestern, wie vielleicht der eine oder
andere von Ihnen auch, die Sendung „heute-
journal“ gesehen. Es hat sich mit diesem Thema
befasst. Das war übrigens überhaupt nicht reiße-
risch gemacht. Da ist über ein junges blindes Ehe-
paar berichtet worden, dem es finanziell relativ gut
geht. Frau von der Leyen ist da auch zweimal ein-

gespielt worden. Das war ein blindes Ehepaar,
deren Morgen damit beginnt, dass ein sprechen-
den Wecker sagt, wie spät es ist. Dieses Ehepaar
hat als Hilfsmittel ein Gerät, das ihnen sagt, welche
Farbe ihr Kleidungsstück hat, damit sie sich nicht
wie ein Clown anziehen. Das ging damit weiter,
dass sie Händchen haltend in den Supermarkt
gingen, weil sie sich nur so orientieren konnten. Im
Supermarkt bekamen sie ihren Rucksack voll ge-
steckt, weil das Vertrauensverhältnis da war. Das
konnten die nicht allein. Dann gingen sie nach
Hause und haben ihre Lebensmittel eingeräumt.
Dazu hat dann der junge Mann gesagt: Ein Se-
hender braucht dafür zehn Minuten. Ich brauche
dafür zwei Stunden. Aber ich mache das, weil das
ein Stück Selbständigkeit ist. - Dann schaute er auf
die Uhr - bildlich. Er machte das nämlich mit den
Fingern. Er hatte eine blindengerechte Uhr. Im
Übrigen hat er einen blindengerechten Computer.
Er war nämlich intelligent und arbeitete. Er sagte
dann: Das alles habe ich mir vom Blindengeld
leisten können. Wenn ich das nicht gekonnt hätte,
hätte ich diesen Job nicht.

(Heidrun Merk [SPD]: Genau so ist
es!)

Im Übrigen kann ich nur sagen, für mich lohnt es
sich zukünftig überhaupt nicht mehr zu arbeiten,
weil ich mit Blindenhilfe mehr bekäme, als wenn
ich meinen Lebensunterhalt selbst verdiene.

Frau von der Leyen hat darauf geantwortet. Ich
fand, nicht sehr qualifiziert; aber das lasse ich ein-
mal außen vor.

An dieser Stelle ist wirklich sehr eindringlich und
ohne emotional reißerisch zu wirken - das kann
man auch machen -, unter Beweis gestellt worden,
welchen Lebensinhalt und welche Lebensperspek-
tive Sie mit Ihrer Entscheidung diesen bedauerns-
werten Menschen wegnehmen.

Ich bin fest davon überzeugt, dass Sie das nor-
malerweise mit Ihrem Gewissen nicht vereinbaren
könnten. Ich verstehe nicht, dass eine so große
Fraktion nicht in der Lage ist, sich in einer so zent-
ralen Frage gegen solche Hardliner in ihren Rei-
hen durchzusetzen.

(Starker, anhaltender Beifall bei der
SPD)
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Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:

Frau Mundlos, Sie haben sich noch einmal zu Wort
gemeldet. Bitte schön, Sie haben das Wort.

Heidemarie Mundlos (CDU):

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Ich meine, Herr Schwarz, dass Sie bei
manchen Dingen ein kleines bisschen offener sein
und aufmerksamer zuhören sollten.

(Ursula Körtner [CDU]: Mehr als ein
kleines bisschen!)

Wir wollen niemanden gegen einen anderen aus-
spielen.

(Zurufe von der SPD: Das tun Sie
aber!)

Wir maßen uns nicht an zu sagen - wie Sie es
machen -, dass die eine Behinderung schwerer
wiegt als eine andere Behinderung.

(Wolfgang Jüttner [SPD]: Das war Ihre
Argumentation von heute Morgen!)

Es gibt dramatische Behinderungen, bei denen alle
betroffenen Menschen den Anspruch haben, dass
ihnen der Staat zur Seite steht. Deshalb sage ich
Ihnen in aller Deutlichkeit zu den Dingen, die Sie
vorhin erwähnt haben: Wir reden mit den Verbän-
den, die Landesregierung redet mit den Verbän-
den.

(Silva Seeler [SPD]: Aber sie hört
nicht darauf, was diese sagen!)

Es sind nie zuvor so viele Gespräche geführt wor-
den wie in den letzten Monaten.

(Zuruf von der SPD: Was haben die
denn davon gehabt?)

Und Ihr Herr Gabriel, der sich als Sozialpolitiker
aufgespielt hat, hat durch Abwesenheit geglänzt,
als es zur Sachdiskussion überging und er seinen
Showauftritt gehabt hatte.

(Beifall bei der CDU - Lachen bei der
SPD)

Ich kann Ihnen nur sagen, wir nehmen unsere
soziale Verantwortung sehr ernst. Wir haben es
uns nicht leicht gemacht. Sie dagegen ergehen
sich im Moment im Schüren von Sozialneid.

(Beifall bei der CDU - Lachen bei der
SPD)

Ich sage Ihnen: Das wird Sie über kurz oder lang
einholen, und zwar ganz gewaltig.

(Beifall bei der CDU - Heidrun Merk
[SPD]: Das holt Sie ein!)

Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:

Jetzt hat noch einmal Gesine Meißner das Wort.

Gesine Meißner (FDP):

Herr Schwarz, ich habe mich noch einmal gemel-
det, weil Sie die Sendung angesprochen haben,
die auch ich mir angeschaut habe. Ich habe in der
letzten Zeit alles gelesen und alles angeschaut,
was irgendwie mit blinden Menschen zu tun hat,
weil mir das sehr wichtig war.

Ich wollte nur an einer Stelle eine Richtigstellung
vornehmen. Sie haben das zunächst alles richtig
berichtet. Dann haben Sie gesagt, dass dieses
Ehepaar nur wegen des Landesblindengeldes der
Erwerbstätigkeit nachgehen konnte. Das ist nicht
richtig.

(Ulrich Biel [SPD]: Sich das erlauben
konnten!)

Die Hilfsmittel für den Arbeitsplatz bekommt man
auch so. Nun zu der Finanzsituation des Paares:
Sie haben gesagt, sie hätten, wenn sie weiter ar-
beiten würden, wegen des Wegfalls des Landes-
blindengeldes nur 200 Euro mehr, als wenn sie
nicht arbeiten würden. Es ist mir wichtig, das richtig
zu stellen. Ich finde es wichtig, über solche Be-
richte zu reden. Dann muss man aber die Tatsa-
chen richtig darstellen.

(Zuruf von der SPD)

- Es geht schon darum, dass man berufstätig sein
kann. Dafür wird gesorgt. Das ist genau der Punkt.
Das haben wir uns vorher sehr genau angeschaut.

(Zuruf von der SPD: Es geht nicht
ums Reden, ums Helfen! Geredet ist
genug! - Weitere Zurufe von der SPD
- Glocke der Präsidentin)

Ich wollte es richtig stellen. Ich halte es für wichtig,
darüber zu reden, dann aber auch so, wie es tat-
sächlich war.
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(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:

Wir kommen jetzt zum Bereich

Kultus

Ich erteile Herrn Jüttner das Wort.

Wolfgang Jüttner (SPD):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die
Kultuspolitiker haben den anderen schon oft Zeit
geklaut. Heute ist es umgekehrt. Wir tragen es mit
Fassung. Haushaltsplanberatung 2005 zum Kul-
tusbereich heißt, die Arbeit eines Ministers zu bi-
lanzieren, der sich jovial und pragmatisch gibt.
Aber, Herr Busemann, unser Fazit vorweg: Verset-
zung hochgradig gefährdet.

(Beifall bei der SPD - David McAllister
[CDU]: Ich denke, du willst das Sit-
zenbleiben abschaffen!)

- Er will es ja behalten. - Wäre dies nur unser Ein-
druck, könnten Sie damit sicherlich leben. Aber
nicht nur die Opposition in diesem Hause kommt
zu diesem Fazit; es sind viele Eltern, Kollegien,
Schülervertretungen, die GEW, der VBE und der
Schulleitungsverband, bei denen der Unmut über
Ihr tägliches Tun kontinuierlich wächst. Gerade die
mangelnde Reputation im Kreise der Schulleiterin-
nen und Schulleiter müsste Ihnen zu denken ge-
ben. Wurden Sie vor einem Jahr noch mit Wohl-
wollen bedacht, war das Gesamtfazit von Frau
Ackermann auf der diesjährigen Tagung pointiert:
Der niedersächsische Kultusminister hat seinen
Kredit verspielt. - Das war die Aussage dort.

(Beifall bei der SPD)

Wenn wir uns die Leistungsbilanz anschauen wol-
len, komme ich zunächst zu Ihrem Haupttrumpf,
der Unterrichtsversorgung. Herr Busemann, der
100-%-Mann. Das ist Ihre Messlatte, Herr Buse-
mann.

(Ulrich Biel [SPD]: Mister 100 %!)

Mit dieser Prozentzahl kann man vielleicht steuern,
dass die Unterrichtsstunden im Lande einigerma-
ßen gleichmäßig verteilt werden, mehr aber nicht.
Sie sagt nichts darüber aus, wie viel Pflichtunter-
richt erteilt werden soll. Sie sagt nichts darüber

aus, inwieweit Pflichtunterricht tatsächlich erteilt
wird. Um das Ziel medienwirksam verkaufen zu
können, musste ein neues Berechnungsmodell
her.

(Ursula Körtner [CDU]: Das haben wir
immer gefordert! Wenn ihr das mal
gemacht hättet!)

Die Details können Sie in der Antwort auf eine
Kleine Anfrage nachlesen, meine Damen und Her-
ren. Ich fasse zusammen: Der Anspruch der
Schulen auf eine 100-prozentige Unterrichtsver-
sorgung kann bei Herrn Busemann mit deutlich
weniger Stunden gewährleistet werden als vorher.
Die Zahl der Lehrersollstunden ist um 33 000 ge-
senkt worden. Das entspricht 1 200 Lehrerstellen.

(Reinhold Coenen [CDU]: Wer hat Ih-
nen das aufgeschrieben?)

- Das steht in der Antwort des Kultusministeriums.
- Mit weniger Lehrerstunden wird bei steigenden
Schülerzahlen eine höhere prozentuale Unter-
richtsversorgung erreicht. Wir nennen das Schön-
rechnerei oder Zauberei oder wie Sie wollen. Un-
redlich ist das allemal, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD)

Dieses Signal kommt auch aus den Schulen. Nicht
nur Verbände, nein, die zahlreichen Briefe aus
allen Teilen des Landes signalisieren, es fällt
überall und regelmäßig Pflichtunterricht aus. Was
helfen 100 %, wenn Englisch, Mathe, Deutsch und
andere Fächer regelmäßig über Wochen ausfal-
len?

Das Problem wird sich verschärfen, meine Damen
und Herren. Die Absenkung der Personalmittel um
40 Millionen Euro im nächsten Jahr wird dazu füh-
ren, dass mehr als 700 durch Pensionierungen
zum 1. Februar 2005 frei werdende Stellen nicht
nachbesetzt werden können und dass der traditio-
nelle Einstellungstermin am 1. August weitestge-
hend ignoriert werden muss.

Wie wäre es, Herr Busemann, wenn Niedersach-
sen den Schuljahresbeginn aus finanzpolitischen
Gründen auf den 1. Dezember legen würde? Den-
ken Sie einmal darüber nach.

Auch wenn Sie es nicht hören wollen: Ihre Proble-
me bei der Unterrichtsversorgung haben auch
damit zu tun, dass Sie ein Schulgesetz beschlos-
sen haben, das Lehrerstunden aufbraucht, ohne
zusätzlichen Unterricht zu schaffen - Vorlage 44



Niedersächsischer Landtag - 15. Wahlperiode - 50. Plenarsitzung am 15. Dezember 2004

5577

vom Kultusministerium, alles nachlesbar. - Das
heißt in der Konsequenz: Jedes Jahr geben Sie
90 Millionen Euro für Ihre ideologische Verblen-
dung aus, statt diese Mittel in konkreten Unterricht
zu stecken, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD)

In der mittelfristigen Finanzplanung wird es
schlimmer. Darüber haben wir heute Morgen
schon geredet.

Aber nicht nur bei der Unterrichtsversorgung, son-
dern auch an anderer Stelle ist Versagen festzu-
stellen. Beispiel Ganztagsschule: Im Kern passt
das natürlich nicht in Ihr Frauen- und Familienbild.
Aber Sie haben gemerkt, dass diese Position nicht
mehr haltbar war. Das hat Frau Bulmahn mit ihrem
Ganztagsprogramm erreicht.

Herr Busemann, ganz Pragmatiker: Nach eigener
Einschätzung ist er inzwischen der Erfinder der
Ganztagsschule. Das ist ganz beeindruckend. Die
Wahrheit ist, Herr Busemann, Sie diskreditieren
eine Idee, indem Sie genehmigte Ganztagsschulen
finanziell kurz halten und sie pädagogisch zahnlos
machen. Wir wissen, dass ein pädagogisch ausge-
richteter Ganztagsbetrieb ein zentraler Baustein
eines erfolgreichen Bildungskonzepts ist. Deshalb
unser Haushaltsantrag: 6,5 Millionen Euro, damit
alle genehmigten Ganztagsschulen über ein Bud-
get verfügen können.

(Beifall bei der SPD)

Nächster Punkt: Ihr Hohelied auf die Stärkung des
vorschulischen Bereichs. Die Verabredung mit den
Trägern wurde getroffen. Das ist auch in Ordnung.
Aber erklären Sie diesen Trägern und uns: Warum
Kürzung der Sprachförderung bereits im Jahre
2004? Warum Kürzung der Sprachförderung im
Jahre 2005? Warum Wegfall bzw. Kürzung im
muttersprachlichen Unterricht? Warum Streichung
der Hausaufgabenhilfe? - Meine Damen und Her-
ren, wir wollen diese Kürzungen nicht. Das unstrit-
tige Hauptdefizit ist ausweislich der internationalen
Untersuchungen der sich verschärfende Zusam-
menhang zwischen sozialem Status und Bildungs-
erfolg. Wir sind uns doch sicherlich einig darin,
dass die gezielte Therapie heißt: Förderung der
frühkindlichen Phase, zusätzliches Engagement in
sozialen Brennpunkten. - Was kommt von Ihnen? -
Fehlanzeige. Was halten Sie dagegen? - Stärkung
des Hauptschulbereichs. Aber, meine Damen und
Herren, ein Blick über die Grenze müsste deutlich
machen: In anderen Ländern ist die CDU weiter,

sie weiß, dass diese Position nicht zu halten ist,
und erlaubt Kooperationen. In Niedersachsen:
Abgrenzung! Meine Damen und Herren, das Kon-
zept mag im Emsland noch aufgehen, in großen
Teilen des Landes nicht mehr. Sie sollten mit uns
daran arbeiten, dass die Risikogruppen, die natür-
lich insbesondere an der Hauptschule vertreten
sind, eine ernsthafte Chance zu ihrer Persönlich-
keitsentwicklung und zur Berufstauglichkeit be-
kommen. Das findet bei Ihnen nicht statt.

(Beifall bei der SPD - Ursula Körtner
[CDU]: So wie bei euch früher!)

Ich will einmal nicht PISA zum Ausgangspunkt
nehmen, sondern das Schulwahlverfahren der
Niedersachsen. Bei uns gibt es 69 000 Schülerin-
nen und Schüler auf Privatschulen. Ich glaube,
dass die pädagogische Reformfreude auf diesen
Schulen im Schnitt größer als in den anderen
Schulen ist.

(Ursula Körtner [CDU]: Oh, oh, oh!)

Dort wird Heterogenität der Lerngruppen als Berei-
cherung begriffen, mit der Rhythmisierung des
Schulalltags gearbeitet, und die Elternarbeit ist
intensiv. In einem Teil dieser Schulen sind Zensu-
ren und Sitzenbleiben sogar Fremdwörter. Gleich-
wohl, meine Damen und Herren, gibt es Men-
schen, die ihre Kinder dort anmelden und dafür
zum Teil sogar hunderte von Euro im Monat be-
zahlen. Ich habe den Eindruck, dass diese Kinder
sogar noch gerne in diese Schulen gehen und
durch das, was sie an diesen Schulen gelernt ha-
ben, vernünftig durch das Leben kommen. Meine
Frage, Herr Busemann: Könnten wir vielleicht von
den Privatschulen lernen? Müssen wir die staatli-
chen Schulen nicht attraktiver machen, um eine
Entwicklung entlang des Portmonees - Gutbetuch-
te auf Privatschulen, der Rest verbleibt im staatli-
chen Bildungswesen - zu verhindern? - Das sind
die Fragen, die mich umtreiben. Denn in der Tat,
Herr McAllister: Es geht um Unterrichtsqualität.
Das ist die zentrale Frage.

(Beifall bei der SPD)

Was macht Herr Busemann? - Er belebt die De-
batten aus den 70er-Jahren um Einheitsschule.
Platt und peinlich, sage ich Ihnen.

Der zweite Teil meiner Rede - vielleicht redet er;
dann kann ich dazu anschließend etwas sagen -
befasst sich mit den Fragen, die wirklich wichtig
sind, und diese Fragen liegen auf ganz anderem
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Felde. Ich hoffe, ich habe die Gelegenheit, hier
auch diesen Teil noch vorzutragen; sonst gebe ich
ihn zu Protokoll. - Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:

Das Wort hat jetzt der Kollege Klare von der CDU-
Fraktion.

(Uwe Bartels [SPD]: Das wird schwer,
Karl-Heinz!)

Karl-Heinz Klare (CDU):

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Sehr geehrter Herr Jüttner, Sie proklamie-
ren draußen die Abschaffung von Sitzenbleiben;
ich will mich darüber im Moment nicht unterhalten.
Aber den Kultusminister wollen Sie heute sitzen
bleiben lassen. Ganz so ernst scheint also das,
was Sie draußen gesagt haben, wohl doch nicht
gemeint gewesen zu sein. Im Übrigen nur ein Satz:
Man muss immer wissen, woher man kommt. Ins-
besondere dann, wenn man über Förderstufen und
die anderen Fragen redet, müssen Sie sich ein
bisschen an Ihre eigene Vergangenheit erinnern.
Ich komme darauf gleich noch zu sprechen. Ihr
Verhalten, sich hier hinzustellen, gerade im Hin-
blick auf Schulen in freier Trägerschaft diesen
Anspruch zu erheben und unsere bevorstehenden
Einschnitte so zu kritisieren, ist in Anbetracht der
vier massiven Kürzungen, die Sie vollzogen haben
- ich habe mitdemonstriert -, Scheinheiligkeit in
tiefster Form.

(Beifall bei der CDU)

So können wir nicht miteinander umgehen, sich
also nach 22 Monaten so aus der Verantwortung
zu stehlen und uns hier einen Berg an Schulden zu
hinterlassen. Ein bisschen Ehrlichkeit gehört schon
auch hier zum Geschäft.

Meine Damen und Herren, die Regierungsfraktio-
nen haben der Bildung einen hohen Stellenwert
beigemessen, so wie es auch nötig ist.

(Walter Meinhold [SPD]: Erklären!
Beispiele!)

Ich meine, das wird auch in diesem Haushalt deut-
lich. Der hohe Stellenwert spiegelt sich in diesem
Haushalt wider. Aber eines muss ich sagen: Wir
müssen auf die von Ihnen ererbte Verschuldung
Rücksicht nehmen. Wenn Sie diese 7 Millionen

Euro, die wir hier Tag für Tag an Zinsen bezahlen
müssen, auf Schule herunterbrechen, dann könnte
man ins Träumen kommen, wenn man das Geld
hätte, oder man kann traurig werden, weil wir das
Geld eben nicht mehr haben. Ich bin traurig. Für
7 Millionen Euro, auf Schulen heruntergebrochen,
könnten Sie jeden Tag eine Schule bauen. Für
7 Millionen Euro könnten Sie den gesamten
Schülertransport im Landkreis Diepholz ein Jahr
lang bezahlen. Für 7 Millionen Euro könnten Sie
auch jeden Tag über 100 Lehrer zusätzlich ein-
stellen. Das ist die Erblast, über die wir reden
müssen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Trotzdem haben wir selbstverständlich weiterhin in
Schule investiert, weil das die beste Investition ist,
die man sich überhaupt vorstellen kann. Davon
hängt die Zukunftsfähigkeit unserer jungen Men-
schen ab. Das ist auch unsere Motivation. Unsere
Motivation für unser Handeln ist die Zukunftsfähig-
keit der jungen Menschen. Herr Jüttner, Folgendes
ist auch eine Motivation, aber eine negative: Wir
mussten jahrelang miterleben, was für eine ver-
fehlte, was für eine chaotische Bildungspolitik Sie
auf dem Rücken der Kinder betrieben haben.

(Uwe Harden [SPD]: Und Sie setzen
dem Ganzen die Krone auf!)

Meine Damen und Herren, ich sage es Ihnen kon-
kret: Wenn 20 bis 22 % eines Jahrgangs die
Schule verlassen, ohne die notwendigen Kenntnis-
se zu haben, die man braucht, um eine berufliche
und persönliche Perspektive zu haben, dann ist
das ein sozialer Sprengstoff, den Sie uns hinter-
lassen haben, den man in seiner Dimension über-
haupt noch nicht einschätzen kann. Das ist ein
sozialer Sprengstoff für die gesamte Gesellschaft,
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Die zentrale Frage der Schulpolitik ist sicherlich die
Unterrichtsversorgung. Nach dem, was ich hier
gerade gehört habe, haben wir dazu etwas andere
Wahrnehmungen. Es hat einen Paradigmenwech-
sel gegeben, und ich bin stolz darauf, dass wir
einen Paradigmenwechsel geschaffen haben. Wir
befinden uns nämlich zum ersten Mal seit über
zehn Jahren in einer Situation, in der endlich der
Unterricht stattfindet, der in den Stundentafeln
dargestellt ist. Das hat es zehn Jahre lang nicht
gegeben.
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(Beifall bei der CDU - Lachen bei der
SPD - Walter Meinhold [SPD]: Das
stimmt nicht!)

Meine Damen und Herren, ich habe hier die De-
batten geführt, und ich sage auch Ihnen sehr kon-
kret: Wir lassen Sie, insbesondere weil das lang-
fristige Perspektiven sind, hier nicht aus der Ver-
antwortung. Herr Jüttner, Sie reden von Tricks. Ich
habe erlebt, dass die alte Landesregierung den
Schulen 14 % nach oben geschönte Statistiken
vorgelegt hat. Das nenne ich Manipulation und
Statistiktrickserei.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Das ist von niemandem in der ehemaligen Landes-
regierung bestritten worden, sondern das war Fakt,
und die Schulleiter haben es Ihnen immer in das
Stammbuch geschrieben.

(Uwe Harden [SPD]: Was haben sie
denn Ihnen ins Stammbuch geschrie-
ben? Um 30 % geschönt!)

Jetzt haben wir einen Unterrichtserlass, in dem
man die Unterrichtsversorgung sehr klar erkennen
kann. Die nötige Transparenz ist jetzt da, und die
Eltern sind dankbar, dass sie die Angaben durch-
schauen können.

(Beifall bei der CDU - Walter Meinhold
[SPD]: Das ist etwas ganz Neues! -
Uwe Harden [SPD]: Die kenne ich
nicht, die Eltern)

Folgendes ist wichtig, weil wir innerhalb dieser
Strukturen besondere Schwerpunkte geschaffen
haben. Wir haben z. B. die Pflichtstundenzahl für
Schüler erhöht. Das bedeutet für die Grundschule
plus sechs Unterrichtsstunden, für die Realschule
plus vier Unterrichtsstunden. Andere Schulformen
haben mehr Unterrichtsstunden bekommen. Wir
haben Wert darauf gelegt, dass innerhalb der
Pflichtstunden mehr Unterrichtsstunden für grund-
legende Bildung in den Vordergrund gestellt wer-
den.

(Uwe Harden [SPD]: Das nenne ich
Tonnenideologie!)

- Darauf komme ich gleich zu sprechen. - Grundle-
gende Bildung ist auch deshalb als pädagogische
Maßnahme wichtig, weil wir wissen, dass bei uns
Kinder die Grundschule verlassen haben, ohne
lesen, schreiben und rechnen zu können. Meine
Damen und Herren, deshalb haben wir hier rea-

giert. Wir sind sogar in der Situation, dass Schüler
aus der Hauptschule entlassen worden sind, ohne
richtig lesen, schreiben und rechnen zu können.
Deshalb müssen wir darauf reagieren und haben
darauf mit grundlegender Bildung reagiert. Ich bin
davon überzeugt, dass diese Schwerpunktsetzung
auf grundlegende Bildung auch im Hinblick auf
Standards und Prüfungen von besonderer Bedeu-
tung ist.

Was die Lehrereinstellung anbetrifft, so weiß ich
nicht, ob Sie auch insoweit komische Wahrneh-
mungen haben. Herr Gabriel hat früher während
seiner Amtszeit als Ministerpräsident tolle Szena-
rien aufgebaut. Er wusste nicht, ob es sich um
Neueinstellungen, neue Lehrer oder zusätzliche
Lehrer handelte. Das waren tolle Sachen. Die Bi-
lanz ist eindrucksvoll, meine Damen und Herren

(Uwe Harden [SPD]: Welche?)

- die kommt jetzt -: 2003/2004 4 202 neue Lehr-
kräfte, davon 2 500 zusätzliche.

(Walter Meinhold [SPD]: Und wie viele
abgebaut?)

- Ich habe es ja gesagt: 4 202 neue und 2 500
zusätzliche. Ich erlaube mir, Ihnen zu sagen: Ein
bisschen mehr zuhören.

Im Jahr 2004/05 wurden 1 400 eingestellt. Im Jahr
2005, also mit dem Haushalt, den wir jetzt beraten,
werden 2 500 neue Lehrer eingestellt. Sie werden
gestaffelt eingestellt, wie hier schon dargestellt
worden ist.

(Uwe Harden [SPD]: Das heißt, sie
stehen in der Statistik, sind aber nicht
da!)

- Das ist völliger Unsinn. Sie sollen zum 1. Fe-
bruar, zum 1. August und zum 1. November ge-
staffelt eingestellt werden, weil wir dafür sorgen
müssen, dass diejenigen, die ihre Studienseminare
abschließen, auch eine Chance haben, sich in
Niedersachsen zu bewerben.

(Zustimmung bei der CDU)

Die gehen sonst in andere Bundesländer. Wir
wollen aber, dass die Besten aus den Studiense-
minaren und auch diejenigen mit den besten Fä-
cherkombinationen in Niedersachsen bleiben.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)
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Ich sage Ihnen angesichts der Berechnung, die Sie
hier angestellt haben, noch eines, Herr Jüttner: Ich
lasse Sie an dieser Stelle nicht aus der Verant-
wortung, gerade weil Lehrereinstellungen immer
langfristig angelegt sind. Sie haben die Einstel-
lungskorridore während Ihrer Regierungszeit auf
Null gesetzt. Sie haben nur jede zweite frei wer-
dende Stelle wieder besetzt.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Deshalb haben wir jetzt diese problematische Situ-
ation, die wir nun nach und nach aufzufangen ver-
suchen. Das ist die Situation.

Ich bitte Sie herzlich, Herr Jüttner. Sie hatten ja
nicht mehr die Gelegenheit, können aber gleich
wieder nach hier vorn kommen.

(Heinrich Aller [SPD]: Sie sind ein
schlechtes Vorbild für die Schüler!)

Herr Gabriel hat immer noch nicht klar gesagt, ob
die 2 500 Lehrer nun wieder nach Hause geschickt
werden oder nicht.

(Heinrich Aller [SPD]: Das machen
Sie doch! Das machen Sie doch
selbst!)

Kommen Sie hierher und erklären Sie, was Sie
wirklich wollen! Er jedenfalls läuft durchs Land und
gebärdet sich als Sparkommissar, indem er sagt,
die 2 500 Lehrkräfte wären eigentlich die Einspar-
masse gewesen.

(Walter Meinhold [SPD]: Keine Mär-
chen, Herr Kollege Klare!)

- Da Sie auch jetzt dazwischen gerufen haben,
sage ich Ihnen noch eines: Es ist unglaubwürdig
hoch drei, wenn er hier den Sparkommissar macht,
gleichzeitig aber Ihre Abgeordneten durchs Land
laufen lässt, um ständig das Fehlen eines einzel-
nen Lehrers an einer Schule zu kritisieren. Das ist
eine komische Art von Politik, die niemand ver-
steht.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Uwe Harden [SPD]: Und was haben
Sie 13 Jahre lang gemacht?)

Meine Damen und Herren, nun ein Wort zur Kür-
zung der Anrechnungsstunden für Schulleiter. Ich
sage Ihnen: Wenn sich ein Ministerpräsident a. D.,
der so wenig Ahnung von der Situation der Schul-
leiter hat, erdreistet, die Kürzung der Zahl der An-

rechnungsstunden für Schulleiter zu fordern, dann
ist das daneben. Er hat vom schulischen Alltag
keine Ahnung.

(Wolfgang Jüttner [SPD]: Wo haben
Sie das denn gelesen? - Uwe Harden
[SPD]: Wo haben Sie das denn her? -
Weitere Zurufe von der SPD)

- Kennen Sie das Papier des Ministerpräsiden-
ten a. D. gar nicht? - Ich habe es Ihnen doch vor-
gehalten. Ich habe im Kultusausschuss Ihre über-
raschten Gesichter gesehen, weil Sie dieses Pa-
pier gar nicht kannten.

(Walter Meinhold [SPD]: Keine Mär-
chenstunde!)

Meine Damen und Herren, die Situation ist anders.
Sie haben den Schulleitern alle möglichen Ver-
waltungsaufgaben zugeteilt. Sie müssen aber be-
rücksichtigen, dass es gerade auf den Schulleiter
ankommt, wenn der Betrieb einer Schule gelingen
soll.

(Heinrich Aller [SPD]: Herr Klare, in
der Opposition waren Sie besser!)

Sie sollten sich einmal die Situation der Bewerber
für Schulleiterstellen ansehen. Einige Schulen
warten drei Jahre. Ich kann nur sagen: Hören Sie
auf mit Ihrem unverantwortlichen Gerede, das Sie
da in die Welt setzen! Sie verunsichern, statt Si-
cherheit hinsichtlich dessen zu schaffen, was in
der Schule positiv läuft.

Jetzt laufen Sie durchs Land - vor allem Sie, Herr
Jüttner - und behaupten, dass die von uns einge-
stellten Lehrer durch unsere Schulreform quasi
wieder „aufgefressen“ würden. Wenn Sie auf diese
Weise durchs Land laufen, dann müssen Sie bitte
auch sagen, was Sie wieder abschaffen wollen.

(Walter Meinhold [SPD]: Richtig!)

Wollen Sie - dafür sind die Lehrer nämlich einge-
stellt worden - die Sprachförderung im Vorschulal-
ter abschaffen?

(Walter Meinhold [SPD]: Nein!)

Wollen Sie die Ganztagsbetreuung abschaffen?
Die Hochbegabtenförderung?

(Walter Meinhold [SPD]: Nein! Kein
Mensch!)
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Das Abitur nach Klasse 12? Die Stärkung der Na-
turwissenschaften? Die Stärkung der grundlegen-
den Bildung? - All das ist mit den zusätzlichen
Lehrern geschaffen worden, meine Damen und
Herren.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Walter Meinhold [SPD]: Nein, leider
nicht!)

Sie aber schicken sie wieder nach Hause. Das
kann doch nicht wahr sein!

In anderen Bundesländern beneidet man uns um
die Maßnahmen, die wir hier durchgeführt haben.
Sie aber mäkeln daran herum. Ich kann nur sagen:
Wenn Sie einmal eine große Opposition werden
wollen - „groß“ im Sinne von anerkannt -, dann
sollten Sie offensichtlich unbestreitbare Erfolge der
Landesregierung nicht so klein kariert abtun. Das
macht sich am Ende nicht bezahlt. Das kann ich
Ihnen sagen. Insofern machen Sie weiter so!

Wissen Sie, was auch zur Erblast gehört? - Über
die November-Lehrer haben wir geredet. Unfinan-
ziert. Komisch.

(Walter Meinhold [SPD]: Die Lehrer
sind keine Erblast!)

Ich nenne Ihnen jetzt noch ein zweites Problem,
das Sie uns hinterlassen haben: Sie haben die
Lehrer auf Arbeitszeitkonten arbeiten lassen. Dar-
über muss hier geredet werden. Arbeitszeitkonten
bedeuten seit einigen Jahren zwei Stunden mehr.
Wenn Sie einmal umrechnen, was das für die
Haushalte bedeutet

(Jacques Voigtländer [SPD]: Hätte!)

und in welcher Weise uns diese Erblast belastet,
dann bedeutet dies: Unsere Lehrer haben bis zum
jetzigen Zeitpunkt 45 000 Unterrichtsstunden auf-
gearbeitet. Das entspricht einem Gegenwert von
1 730 Lehrerstellen. Das wiederum entspricht ei-
nem Gegenwert von 77,8 Millionen Euro, meine
Damen und Herren. Das haben Sie uns unterge-
schoben, und damit müssen wir jetzt klarkommen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Ich sage Ihnen, weil Herr Aller, der ehemalige Fi-
nanzminister, gerade hier vorne sitzt: Das ist eine
gewaltige Erblast.

(Heinrich Aller [SPD]: Wo ist das denn
eine Erblast?)

Es ist eine typische SPD-Methode, die Probleme
der Gegenwart auf Kosten der Zukunft zu lösen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Heinrich Aller [SPD]: Gucken Sie ein-
mal in die Privatwirtschaft, wie das da
gemacht wird! Sie haben keine Ah-
nung, Herr Kollege! Das gibt’s gar
nicht!)

Meine Damen und Herren, wir haben gestern über
PISA geredet. Über die Art, in der diese Debatte
geführt worden ist, habe ich mich gewundert. Dazu
kann ich nur sagen: Die Bundesbildungsministerin
hat ziemlich dumpf - um es freundlich zu sagen -
die Abschaffung der Hauptschule gefordert. Es gibt
außer Frau Bulmahn keinen Wissenschaftler und
keinen Bildungspolitiker, der aus der letzten PISA-
Studie die Abschaffung der Hauptschule heraus-
gelesen hat.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Ich sage Ihnen: Das ist eine bewusste Täuschung
und Irreführung der Öffentlichkeit. Wer diese Stu-
die nutzen will, um Debatten zu führen, wie sie vor
30 Jahren geführt worden sind, der läuft Gefahr,
von den wesentlichen Fragen abzulenken.

Herr Jüttner, wir haben an der Gesetzesberatung
teilgenommen. Jetzt aber sagen Sie, kombinierte
Systeme seien nicht möglich. Wir haben mehr als
200 kombinierte Systeme, also Haupt- und Real-
schulen, Haupt-, Grund- und Realschulen. Selbst-
verständlich kann jeder Schulträger kombinierte
Systeme, kooperative Systeme einführen - natür-
lich mit schulzweigbezogenem Unterricht. Wir ha-
ben jetzt nach dem neuen Schulgesetz 180 oder
200 solcher kombinierten Systeme. Von daher
kann ich nicht sagen, dass es keine kombinierten
Systeme und auch keine Zusammenarbeit gebe.
Es gibt sie. Die Vielfalt in der Schule ermöglicht es,
dass auch andere noch kombinieren und zusam-
menarbeiten. All das ist nach dem Schulgesetz
möglich.

(Heinrich Aller [SPD]: Wie viele ko-
operative Systeme würden Sie denn
zulassen, Herr Kollege?)

Ich weiß auch nicht, Herr Jüttner, woraus Sie die
Einheitsschule, die Sie jetzt einführen wollen, ei-
gentlich ableiten. Ich kann nur sagen: Die so ge-
nannte Realschule ist nichts anderes als eine Ein-
heitsschule, aber mit den bekannten Problemen im
Leistungsbereich und im sozialen Bereich. Nun
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haben Sie die Orientierungsstufe gerade abge-
schafft, meiner Meinung nach auch aus guten
Gründen. Jetzt aber wollen Sie wieder eine integ-
rierte Schule schaffen. Das kann nicht angehen.
Das müssen Sie auch einmal jemandem erklären:
zuerst abschaffen und dann wieder einführen.
Beiläufig müssten Sie auch die Realschulen und
die Gymnasien auflösen. Wie Sie das gegenüber
der Öffentlichkeit begründen wollen, müssen Sie
einmal überzeugend erklären. Jetzt habe ich gele-
sen, dass Herr Oppermann - er ist jetzt leider nicht
da - die Vorklassen wieder flächendeckend einfüh-
ren wolle. Auch da bin ich sehr gespannt. Sie ha-
ben die Vorklassen während Ihrer Regierungszeit
abgeschafft, und jetzt wollen Sie sie wieder einfüh-
ren. Ein bisschen Unklarheit besteht hier noch. Sie
müssen das selbst zusammenbringen. Noch ge-
spannter bin ich darauf, wie Sie das finanzieren
wollen.

Was man aus PISA ableiten kann, ist, dass für den
Unterricht die Qualität entscheidend ist. Die we-
sentlichen Fragen beziehen sich erstens auf die
Stärkung des frühen Lernens, zweitens auf die
Verbesserung der Lernstrategien, drittens auf die
Gerechtigkeit beim Zugang zur Bildung und vier-
tens auf verbesserte Wege der Integration ange-
sichts der Tatsache, dass wir in Deutschland einen
hohen Prozentsatz von Kindern mit Migrationshin-
tergrund haben.

Meine Damen und Herren, wenn Sie jetzt sagen
- wie aus Ihren Zwischenrufen ja herauszuhören
ist -, dass da nichts getan worden sei, dann kann
ich Ihnen nur entgegenhalten, meine Damen und
Herren: Sie gehen ja nicht durch die Gegend und
registrieren gar nichts mehr. Die neue Landesre-
gierung hat entscheidende Schritte eingeleitet.
Erstens legt sie ein besonderes Augenmerk auf die
frühkindliche Bildung. Diese Aufgabe haben doch
wir alle jahrelang vernachlässigt. Diesbezüglich
haben die anderen uns etwas vorgemacht. Jetzt
hat der Minister hier aber die Weichen gestellt

(Jacques Voigtländer [SPD]: Nein, hat
er nicht!)

und in die frühkindliche Bildung Geld hineinge-
steckt und den Orientierungsplan geschaffen. An-
gesichts dessen können Sie doch nicht sagen,
dass nichts gemacht worden sei. Endlich ist das
Notwendige gemacht worden, meine Damen und
Herren!

(Beifall bei der CDU - Walter Meinhold
[SPD]: Auf Papier geschrieben!)

- Für die Sprachförderung von nicht oder nur
schlecht Deutsch sprechenden Kindern sind es
Lehrer, Herr Meinhold. Diese Sprachförderung ist
nicht nur ein hervorragendes Instrument zur Integ-
ration von Kindern, sondern auch ein hervorragen-
des Instrument zur Integration von Familien. Denn
über die Sprachförderung geht die deutsche Spra-
che auch in die Familien hinein, die sonst mit der
deutschen Sprache - jedenfalls zum Teil - über-
haupt nicht in Verbindung gebracht werden.

(Wolfgang Jüttner [SPD]: Warum wird
dann da gekürzt?)

Das ist also ein hervorragendes Mittel. Aber nun
dieses Gerede über Kürzungen. Wenn Sie den
Bereich der Kindertagesstättenförderung - in die-
sem Bereich ist tatsächlich gestrichen worden; ich
habe Ihnen ja am Anfang gesagt, wie schwer das
ist - und den Bereich der Sprachförderung vor der
Schule gemeinsam betrachten, dann werden Sie
feststellen, dass die Mittel dafür im Haushalt er-
höht, nicht aber gekürzt worden sind.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Ich bitte Sie, einmal in den Haushaltsplan zu gu-
cken und Ihre Behauptungen nachzuweisen. Die-
ses Gerede darf so nicht weitergehen, weil es
falsch ist. Sie sollten es aufgeben.

Zum ersten Mal gibt es jetzt nach dem Schulgesetz
eine verbesserte und verpflichtende Zusammenar-
beit zwischen Kindergarten und Schule. Das wird
beiden gut tun. Vor allem wird es den Kindern, die
jetzt begleitet werden, gut tun. Es gibt die Stärkung
der grundlegenden Bildung schon in der Grund-
schule. Ich habe schon vorhin etwas dazu gesagt.

Die Maßnahmen zur Sprachförderung sind übri-
gens so gut angelaufen, dass wir schon jetzt über
eine faktische Senkung des Einschulungsalters
reden können. Auch darüber muss man nachden-
ken. Das ist schon kurz nach Einführung der
Sprachförderung vollzogen. Ein Beispiel ist auch
die Stärkung der Elternarbeit durch den verpflich-
tenden Dialog: Zum ersten Mal schreibt eine Lan-
desregierung einen verpflichtenden Dialog in das
Gesetz, meine Damen und Herren. Das kann man
doch auch einmal begrüßen, weil es eine sehr
positive Maßnahme ist.

(Beifall bei der CDU)
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Oder nehmen Sie die inhaltlich neuen Schwer-
punkte der Stärkung der Naturwissenschaften, der
Fremdsprachen und der neuen Technologien.
Oder nehmen Sie die Ganztagsangebote. Meine
Damen und Herren, auch bezüglich der Ganztags-
angebote laufen Sie durch die Gegend. Das passt
Ihnen irgendwie nicht.

(Walter Meinhold [SPD]: Wieso das
denn?)

Ich habe festgestellt, dass die Eltern das Ganz-
tagsangebot wegen der hohen Flexibilität als ihr
Ganztagsangebot ansehen. Entsprechende Anträ-
ge laufen im Lande. Die Eltern wünschen diese
Maßnahme.

(Wolfgang Jüttner [SPD]: Ach!)

Die Schulen können doch - so wie sonst auch -
ihren Unterricht anders strukturieren. Sie können
sich dem Lernrhythmus der Schüler anpassen und
außerschulische Angebote in die Schulen holen.

(Wolfgang Jüttner [SPD]: Bei dem
Erlass geht das gar nicht!)

- Dann haben Sie keine Ahnung. Sie sollten sich
das einmal anschauen. Wir haben doch immer
davon geträumt, dass wir außerschulische Ange-
bote z. B. von Musikschulen und Sportvereinen in
die Schulen hineinbekommen.

(Heinrich Aller [SPD]: Das alles wollen
Sie doch gar nicht!)

Meine Damen und Herren, ich will das jetzt klar
sagen: Wenn das mit weniger Lehrerstunden er-
reicht werden kann - wie das in den Schulen ja der
Fall ist -, dann soll uns das doch recht sein, weil es
trotzdem hoch attraktiv ist.

(Beifall bei der CDU)

Herr Meinhold, ich kenne ja Ihre Haltung. Was Sie
bei diesem Thema wirklich ärgert, ist, dass Ihr so
genanntes Supermodell, den verpflichtenden
Ganztagsbereich - d. h. die Schüler sind von mor-
gens bis nachmittags verpflichtend in der Schule,
ob sie wollen oder nicht -, in Niedersachsen kein
Mensch mehr will. Die Menschen wollen ein fle-
xibles Modell.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Wir setzen auf Bildungsstandards und zentrale
Prüfungen - übrigens bundesweit. Daran muss
man nicht herumdiskutieren, sondern das ist eine

gemeinsame Überlegung aller. Durch die Formulie-
rung von Bildungsstandards wird endlich wieder
der Blick auf die lange vernachlässigten Ergebnis-
se der schulischen Arbeit und deren Vergleichbar-
keit gerichtet. Natürlich wird sich Schule durch
Bildungsstandards verändern. Aber angesichts von
PISA kann das ja keine Drohung sein, sondern das
muss als Chance verstanden werden.

Meine Damen und Herren, das ist auch Ziel unse-
rer Politik und der Politik der Landesregierung: Ein
in Niedersachsen erworbener Abschluss - Haupt-
schul-, Realschul- und Gymnasialabschluss - wird
dann zum Gütesiegel, mit dem der Staat garantiert,
dass bestimmte Dinge verbindlich gekonnt werden.
Darauf warten die ausbildende Wirtschaft und die
Hochschulen.

(Zustimmung von Ursula Körtner
[CDU] und Gesine Meißner [FDP])

Meine Damen und Herren, in der letzten OECD-
Teilstudie wurde festgestellt: In Deutschland müs-
sen weder Lehrer noch Schulen Rechenschaft
darüber ablegen, was sie leisten und wie sie ihre
Ziele erreichen. - Das heißt, unsere Schulen sind
die am wenigsten kontrollierten staatlichen Ein-
richtungen. Wir werden jetzt die Schulinspektionen
einführen und die Schulaufsicht reformieren. Unser
Ziel ist, durch häufigen und unmittelbaren Kontakt
gemeinsam mit den Schulen Stärken und Schwä-
chen zu erkennen und Qualitätsverbesserungen
durchzusetzen. Es gibt auf Dauer keine gute Ar-
beit, wenn sie nicht zugleich reflektiert, überdacht
und durch gemeinsames Planen verbessert wird.
Man kann auch verkürzt sagen: Es gibt auf Dauer
keine gute Arbeit ohne Controlling.

Aber, meine Damen und Herren, auch hier ein
Blick zurück in die Geschichte: Wir haben gerade
bei Ihnen - Grüne und SPD - über die Jahre hin-
weg immer wieder eine Abneigung gegen alles,
was im Schulbereich mit Aufsicht und Leitung zu
tun hat, festgestellt.

(Wolfgang Jüttner [SPD]: Das ist doch
Unfug!)

- Fragen Sie einmal den Schulleitungsverband! Der
kann Ihnen das bestätigen. - Dieses Verhältnis
muss wieder auf die richtige Bahn gebracht wer-
den. Mit Inspektion und neuer Schulaufsicht ma-
chen wir das.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)
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Meine Damen und Herren, leider hat die Vorgän-
gerregierung die berufsbildenden Schulen völlig
aus dem Blick verloren.

(Beifall bei der CDU - Lachen bei der
SPD)

Wir haben hier nicht darüber geredet. Damals ist
kein Lehrer eingestellt worden.

(Zuruf von Jacques Voigtländer
[SPD])

- Ich weiß, dass es einen einzelnen Rufer gegeben
hat. Aber der hat bei diesem Thema nichts zu sa-
gen gehabt. Das darf ich einmal in Ihre Richtung
sagen. - Wir stärken die berufsbildenden Schulen
mit der Zukunftsoffensive Berufliche Bildung. Das
ist die Schulform, die immerhin 70 % eines Jahr-
gangs besuchen. Unsere berufsbildenden Schulen
bieten den jungen Menschen eine hochwertige
Ausbildung auf der einen Seite, und sie beschulen
die Schwachen in unserer Gesellschaft - z. B. im
BVJ, im Berufsvorbereitungsjahr, in dem sie ihrer
Schulpflicht genügen müssen - auf der anderen
Seite, also von Hightech bis hin zu dieser wichti-
gen sozialen Aufgaben. Das sind unsere berufsbil-
denden Schulen. Das, was da geleistet wird, muss
man anerkennen. Das möchte ich im Namen unse-
rer Fraktion hier auch anerkennend sagen. Ich
möchte auch einen Dank an die berufsbildenden
Schulen, die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und
die Kollegen schicken.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Berufliche Bildung läuft partnerschaftlich. Sie ha-
ben gelesen, dass die Regierungsfraktionen die
Mittel für die überbetriebliche Lehrlingsausbildung
wieder in den Haushalt eingestellt haben. Das hat
eine entsprechende Signalwirkung nach außen,
vor allem an die kleinen und mittelständischen
Betriebe, die nämlich ihre Ausbildungsleistung
über das normale Maß hinaus erfüllen. Ich sage
das auch in einer wirtschaftlich schwierigen Zeit:
Die CDU-Fraktion dankt vor allem den mittelstän-
dischen und kleinen Betrieben für die großartige
Ausbildungsleistung.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Meine Damen und Herren, wir als CDU-Fraktion
haben uns immer als Sachwalter von Sonder- und
Förderschulen sowie von behinderten Kindern
verstanden. Wir haben Anträge eingebracht und
immer wieder über mehrfach schwerstbehinderte

Kinder, Sonderschulen und Integration diskutiert.
Wir haben direkt nach der Regierungsübernahme
die Verbesserung der Unterrichtsversorgung an
den Förderschulen eingeleitet. Das Schlimmste,
was ich draußen hörte, war, dass diejenigen, die
den meisten Unterrichtsbedarf hatten, in Ihrer Re-
gierungszeit am schlechtesten abgeschnitten ha-
ben, meine Damen und Herren. Wir haben im
letzten Jahr 150 zusätzliche Lehrer eingestellt. In
diesem Jahr haben wir 52 Lehrer eingestellt, um
die Unterrichtsversorgung an den Sonderschulen
zu verbessern. Unser Ministerpräsident Christian
Wulff hat zum ersten Mal überhaupt in einer Regie-
rungserklärung den besonderen Stellenwert von
Sonderschulen und ihrer Schülerinnen und Schüler
dargestellt.

(Heinrich Aller [SPD]: Die Regie-
rungserklärung ist doch hinfällig!)

Zum ersten Mal gibt es einen gemeinsamen Erlass
für alle Förderschulen und für alle Förderschwer-
punkte. Nach den jahrzehntelangen Diskussionen
über alle Bereiche kann ich sagen: Dieser neue
Erlass ist ein wirklicher Meilenstein in der Ge-
schichte der Förderschulen und für die Integration
von Behinderten in der Schule in diesem Lande.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Meine Damen und Herren, weil es hier gerade
passt, sage ich etwas zu der Landeszentrale für
politische Bildung.

(Walter Meinhold [SPD]: Lieber nicht!)

Vielleicht können wir nachher noch darüber reden.
Wir haben die Aufgaben, für die die Landeszent-
rale zuständig war, weitestgehend in andere Be-
reiche übernommen. Das kann man nicht bestrei-
ten. Ein Beispiel ist die Gedenkstättenarbeit. Sie
wissen das.

(Silva Seeler [SPD]: Das stimmt doch
gar nicht! - Wolfgang Jüttner [SPD]:
Das glauben Sie doch selber nicht!)

Aber ich will Sie auch daran erinnern, dass Sie die
Mittel für die Landeszentrale für politische Bildung
vor drei Jahren um 60 % gekürzt haben. Das ge-
hört zur ganzen Wahrheit dazu, wenn Sie hier
vollmundige Erklärungen abgeben. 60 % weniger
Mittel für die Arbeit unserer Landeszentrale und
dann hier dicke Backen machen, das passt nicht
zusammen.
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(Beifall bei der CDU - Zurufe von der
SPD)

Meine Damen und Herren, unser Schulgesetz ist
das vielleicht elternfreundlichste in der Geschichte
des Landes Niedersachsen. Wir haben zum ersten
Mal den verpflichtenden Dialog von Schule und
Elternhaus in das Schulgesetz geschrieben - ich
habe es vorhin angedeutet; jetzt sage ich es kla-
rer - mit dem Ziel, das Vertrauensverhältnis zwi-
schen Elternschaft und Schule zu stärken. Wir sind
uns über die zentrale Bedeutung der Erziehungs-
verantwortung von Eltern einig. Aber die Eltern
müssen diese auch wahrnehmen. Wir wollen mit
den Eltern bezogen auf die Schule gemeinsame
Wege gehen. Das ist auch unser Appell von hier
aus. Wir danken dem Landeselternrat für die gute
und vertrauensvolle Zusammenarbeit und wün-
schen ihm für die vielen Arbeiten alles Gute auch
im nächsten Jahr.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Meine Damen und Herren, ich möchte mich zum
Schluss ganz herzlich bei der Landesregierung
bedanken, bei Herrn Kultusminister Bernd Buse-
mann und natürlich auch bei den Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern des Hauses - zum einen für die
hervorragende Vorbereitung des Haushalts, zum
anderen für die wirklich großartige und anstren-
gende Arbeit bei der Umsetzung der Schulreform,
die, was die innere Schulreform anbetrifft, auch
noch weiter andauern wird. Ich habe nicht ge-
glaubt, dass wir nach so relativ kurzer Zeit schon
so weit kommen würden, wie wir jetzt gekommen
sind. Ich beziehe in unseren herzlichen Dank auch
den Arbeitskreis Kultus der CDU-Landtagsfraktion
mit der Vorsitzenden Ulla Körtner ein. Ihr habt eine
tolle Arbeit geleistet!

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Walter Meinhold [SPD]: Was ist das
denn? Das ist ja wunderbar!)

- Herr Meinhold, Sie dürfen immer Zwischenrufe
machen. Das sind wir ja auch so gewohnt. Aber ich
lade Sie und die gesamte Opposition herzlich ein,

(Walter Meinhold [SPD]: In euren Ar-
beitskreis!)

mit uns gemeinsam an der vielleicht seit Jahr-
zehnten tiefgreifendsten Bildungsreform unseres
Landes Niedersachsen mitzuarbeiten. Ich würde
mich freuen, wenn Sie das Angebot endlich an-

nehmen und nicht ständig nur mäkeln und kleinka-
rierte Politik machen würden. - Herzlichen Dank.

(Starker, anhaltender Beifall bei der
CDU und bei der FDP)

Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:

Das Wort hat jetzt die Kollegin Korter von der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

Ina Korter (GRÜNE):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe
Kolleginnen und Kollegen! Keine Angst, so lange
wie Herr Klare werde ich jetzt nicht reden.

(Karl-Heinz Klare [CDU]: So viel Zeit
haben Sie auch nicht!)

Dyskalkulie beim Kultusminister? Leidet der Kul-
tusminister unter Rechenschwäche? - Man könnte
fast auf diese Idee kommen, kokettiert er doch
selbst in der Öffentlichkeit in letzter Zeit so gern
damit, er sei wegen Mathematikschwäche sitzen
geblieben. Rechenschwäche - das frage ich mich,
wenn ich mir den Kultushaushalt anschaue. Es
gelingt dem Kultusminister einfach nicht, sein
Zahlenwerk mit den vollmundigen Ankündigungen
und der großspurigen Selbstdarstellung seiner
Schulpolitik in Einklang zu bringen. Diese Glei-
chung, Herr Minister, geht einfach nicht auf. Was
behaupten Sie nicht alles zu tun: mehr frühkindli-
che Bildung, mehr Sprachförderung, mehr indivi-
duelle Förderung. Im Kultushaushalt ist das alles
nicht wiederzufinden.

(Zustimmung von Wolfgang Jüttner
[SPD])

Für die so wichtige frühkindliche Bildung findet sich
in Ihrem Haushalt nichts; die steht nur auf dem
Papier. Und für die Sprachförderung? - Die alte
Landesregierung hatte noch 8 Millionen Euro pro
Jahr für die Sprachförderung der 3- bis 6-Jährigen
im Kindergarten vorgesehen. Damit konnte die
Förderung dort angeboten werden, wo mindestens
40 % der Kinder in einer Kindergartengruppe be-
sondere Sprachprobleme haben. Zugegeben, das
war zu wenig, aber immerhin ein Anfang. Die neue
Landesregierung hat diese Summe 2004 um 10 %
gekürzt, sodass in vielen Kindergärten die gerade
angelaufene gute Sprachförderung schon wieder
eingestellt werden musste.
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(Zustimmung bei den GRÜNEN und
bei der SPD)

2005 wollen Sie jetzt noch einmal 2,4 Millionen
Euro gegenüber dem ursprünglichen Ansatz strei-
chen. Aber Sie, Herr Minister Busemann, schämen
sich nicht, sich für die Sprachförderung in den
Kindergärten immer wieder selbst zu loben. Wahr-
scheinlich werden Sie auch dann noch prahlen,
wenn das Land nur noch in einem einzigen Kin-
dergarten die Sprachförderung finanziert. Sie re-
den von Integration, aber ausgerechnet in diesem
wichtigsten Bereich kürzen Sie.

Bei der Sprachförderung vor der Einschulung ist es
nicht viel besser. Auch hier lobt sich der Minister
gern und häufig für ein Programm, das er von der
Vorgängerregierung übernommen hat.

(Ursula Körtner [CDU]: Aber nicht fi-
nanziert! Keine müde Mark!)

Doch bislang hat er nichts dafür getan, um die
offenkundigen Schwächen dieses Programms zu
beheben. Die Sprachförderung beschränkt sich auf
das letzte halbe Jahr vor der Einschulung, und
selbst in diesem halben Jahr fällt sie wegen des
Mangels von Lehrern und Vertretungskräften häu-
fig aus.

(Karl-Heinz Klare [CDU]: Das stimmt
nicht!)

Damit bin ich schon beim Thema Unterrichtsver-
sorgung. Hier erleben wir geradezu ein Lehrstück
in Sachen Verschleierung. Das wissen Sie genau,
Herr Klare. Vor der Wahl hat die CDU lautstark von
einer gesetzlichen Unterrichtsgarantie gesprochen.
Davon ist heute keine Rede mehr. Dafür hat sich
Minister Busemann selbst auf seine Herkules-
schultern für die 2 500 Lehrerstellen geklopft, die
er angeblich geschaffen hat.

(Ursula Körtner [CDU]: Was heißt
„angeblich“?)

2 500 Stellen sehen nach einer tollen, soliden Zahl
aus. Aber was ist tatsächlich aus seiner Herkules-
nummer geworden? - Gleich zu Anfang hat er die
700 Stellen, die die SPD geschaffen hatte, wieder
kassiert. Übrig waren noch 1 800 Stellen.

(Zustimmung bei den GRÜNEN und
bei der SPD - Zurufe von der CDU)

- Rechnen Sie ruhig mit! - Im kommenden Haus-
halt will die Landesregierung 40 Millionen Euro bei

den Lehrern sparen. Dafür werde keine einzige
Stelle gestrichen, sagt der Minister. Aber wie wol-
len Sie dann die 40 Millionen Euro sparen? - Er
wird jede Menge Stellen unbesetzt lassen. Für die
Lehrkräfte, die bis zum 1. Februar aus dem Schul-
dienst ausscheiden, wird es zumindest bis zum
Sommer, vielleicht sogar bis zum 1. November,
keinen Ersatz geben. Dabei geht es nicht um Ein-
zelfälle. Wenn diese Stellen nur sechs Monate,
also bis zu den Sommerferien, unbesetzt bleiben,
geht es um fast 1 800 Stellen, um auf die Einspar-
summe von 40 Millionen Euro zu kommen.

(Karl-Heinz Klare [CDU]: Das müssen
Sie anders rechnen!)

Das heißt, dass die gesamten 1 800 Stellen, die
Sie selbst noch neu geschaffen haben, mindestens
ein halbes Jahr lang unbesetzt bleiben werden.

(Karl-Heinz Klare [CDU]: Die Rech-
nung ist völlig falsch!)

Außerdem beginnen Sie 2005 bereits mit dem
ersten Stellenabbau in der mittelfristigen Finanz-
planung. Ihre selbstgefällige Herkulesnummer,
Herr Minister Busemann, ist eine Luftnummer.

(Zustimmung bei den GRÜNEN und
bei der SPD)

Eine hundertprozentige Unterrichtsversorgung
können Sie ohnehin nur rechnerisch erfüllen, weil
Sie einfach die Bedarfszahlen verändert haben.
Was heute nach Ihrem neuen Unterrichtsversor-
gungserlass 100 % sind, wären nach dem alten
Erlass nur 97,2 % gewesen. Da können wir dann
doch nicht mehr von Dyskalkulie sprechen, Herr
Minister, sondern das ist eine trickreiche Irrefüh-
rung der Öffentlichkeit,

(Reinhold Coenen [CDU]: Na, na!)

die mit Wahrheit und Klarheit der Haushaltsführung
nichts mehr zu tun hat.

(Zustimmung bei den GRÜNEN und
bei der SPD)

Sie haben die Klassenfrequenzen auf 32 herauf-
gesetzt, Sie haben Förder- und Zusatzstunden
gestrichen. Die Lehrerstunden pro Schüler und
Schülerin sind bereits heute wieder auf dem glei-
chen schlechten Stand wie vor der Wahl. Aber Sie
reden die Lage schön, dass man sich nur die Au-
gen reibt.
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Meine Damen und Herren, in der vorigen Woche
ist uns der neueste PISA-Bericht vorgelegt worden.
Wir haben gestern bereits darüber gesprochen.
Wieder mussten wir zur Kenntnis nehmen, dass in
unserem Schulsystem Kinder aus benachteiligten
sozialen Verhältnissen so schlechte Chancen ha-
ben wie in keinem anderen Land. Herr Jüttner hat
dazu bereits gesprochen. Unsere Gesellschaft
leistet sich noch immer den skandalösen Luxus,
mehr als 20 % der Schülerinnen und Schüler ohne
das nötigste Rüstzeug aus der Schule zu entlas-
sen. Der Kultusminister aber weigert sich, auch nur
den kleinsten Gedanken daran zuzulassen, ob
nicht auch unsere überkommene gegliederte
Schulstruktur mitverantwortlich sein könnte. Nein,
sagt der Minister, und lässt keinen Zweifel zu. Eine
wirkliche Reform will er überhaupt nicht. Er prahlt
lieber mit der so intensiven Sprachförderung vor
der Schule und mit der individuellen Förderung in
der Schule.

Über die Sprachförderung vor der Schule habe ich
bereits gesprochen; das ist noch viel zu wenig und
nicht effizient genug. Wo aber bleibt die individu-
elle Förderung in der Schule? - Die ist nun wirklich
Ihr größter Bluff, Herr Minister. Der Philologenver-
band hat vor kurzem dringend mehr Förderstunden
angemahnt. Die Antwort des Ministers war kühl:
Eine Förderstunde pro Klasse sei unbezahlbar.
Wer so etwas fordere, sei selber Schuld, wenn
eine Arbeitszeitverlängerung wieder in die Diskus-
sion komme. So stopft der Kultusminister selbst
seinen Freunden den Mund und bereitet, wie man
aus zuverlässigen Quellen hört, langsam eine Ar-
beitszeitverlängerung für die Lehrer vor. Nächstes
Jahr um diese Zeit werden wir sehen, was hier
vorgelegt wird.

In die Grundsatzerlasse für die verschiedenen
Schulformen hat der Minister hineinschreiben las-
sen, für jede Schülerin und jeden Schüler solle ein
individuelles Förderkonzept festgelegt werden.
Und wo bleiben die Ressourcen dafür? - Realität
ist, dass in vielen Klassen jetzt 32 und mehr
Schülerinnen und Schüler sitzen und die Lehrer
weniger Zeit denn je haben, sich um diese Kinder
zu kümmern. Meine Damen und Herren, wir haben
einen Kultusminister, der Jurist ist, nicht Pädago-
ge. Dieser Minister scheint allzu gern an seine
Paragrafen zu glauben. Aber Paragrafen sind nicht
von selbst wirksam, wenn man für die Umsetzung
nichts tut.

Der Kultusminister hat auch eine Verordnung
schreiben lassen, wonach Schülerinnen und

Schüler einen Anspruch haben, bei entsprechen-
den Leistungen auf höhere Schulformen aufzustei-
gen. Nun behaupten Sie, Herr Minister, unser
Schulsystem sei nach oben durchlässig. So ein-
fach ist das. Um eine Schule nach oben durchläs-
sig zu machen, muss man einen neuen Paragrafen
ins Gesetz schreiben oder eine Verordnung erlas-
sen. Aus den Schulen hören wir, dass schon jetzt
die ersten Kinder auf die Hauptschule wechseln
müssen. Das ist die Durchlässigkeit nach unten,
die wir schon ein halbes Jahr nach Ihrer großarti-
gen Schulreform erleben müssen! Förderung ha-
ben diese Kinder nicht erlebt, nur Aussortierung.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Herr Minister, von Finnland wollen Sie nicht lernen,
dass Kinder besser gemeinsam lernen. Sie sollten
sich dort aber wenigstens abgucken, dass die Kin-
der dort auch deshalb besser vorankommen, weil
in jeder Schule zusätzliche Fachkräfte zur Verfü-
gung stehen. Das sei wieder viel zu teuer, werden
Sie sagen, aber gleichzeitig verschwenden Sie in
Ihrem Schulsystem ungeheure Beträge. Ca.
80 Millionen Euro könnten jährlich gespart werden,
wenn nicht jeder dritte Schüler mindestens einmal
in seiner Schulzeit sitzen bleiben würde. Wie inef-
fektiv das ist, wissen Sie genau.

(Ursula Körtner [CDU]: Das ist ein
Hammer nach dem anderen!)

Auch bei den Lehrkräften verschleudern Sie unge-
heure Beträge. Kosten in Höhe von mehr als
100 Millionen Euro pro Jahr entstehen dem Land,
weil ein Großteil der Lehrkräfte vorzeitig in Früh-
pension gehen muss. Trotzdem fehlen noch immer
effektive Programme zur Gesunderhaltung der
Lehrkräfte. Wenn der Minister die Pension auch
gar nicht bezahlen muss - die Frühpensionierun-
gen tauchen nicht im Kultushaushalt auf -, dann
fühlt sich der Minister auch nicht dafür verantwort-
lich.

(Walter Meinhold [SPD]: Das ist doch
klar!)

Für eine gute Schule müssen Sie, Herr Minister,
aber auch in die Personalentwicklung investieren.
Sie sagen immer, es komme Ihnen vor allem auf
die Verbesserung der Unterrichtsqualität an. Herr
Klare hat das auch wieder gesagt. Aber woher soll
diese Qualität kommen, wenn Sie gleichzeitig die
Lehrerfortbildung fast auf Null herunterfahren? Sie
glauben wohl, wenn Sie noch einen Paragrafen ins
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Schulgesetz hineinschreiben, würde alles besser,
vielleicht ein Paragraf: „Der Unterricht soll besser
werden.“

Herr Minister, Sie haben in der Schulpolitik bislang
mächtig dicke Backen gemacht. Aber bis heute
haben Sie es nur geschafft, eine Schulform, die
Orientierungsstufe, zu zerschlagen, und das in
Rekordzeit.

(Angelika Jahns [CDU]: Gott sei
Dank!)

Sie sind überhaupt der Meister des Zerschlagens:
Orientierungsstufe zerschlagen, KMK am liebsten
auch, Hausaufgabenhilfe, Lernmittelfreiheit und
nun die Landeszentrale für politische Bildung.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Sie haben bislang nichts auf den Weg gebracht,
was man allen Ernstes als nachhaltige Qualitäts-
verbesserung bezeichnen könnte.

(Zuruf von der CDU: Das haben Sie
gar nicht mitbekommen!)

Ihr Ehrgeiz, jede Woche der Landespresse eine
neue schulpolitische Großtat verkünden zu wollen,
hat Sie zu hektischem Aktionismus verleitet - ob
bei der Abschaffung der OS, für deren Nachfolge
wir bis heute noch keine Rahmenrichtlinien haben,
der Einführung Ihres Mietmodells, der Oberstufen-
reform. All das haben Sie unüberlegt und in Aktio-
nismus gemacht, und Sie haben sich mehr und
mehr in dem Ehrgeiz verzettelt, jede Woche eine
neue Schlagzeile zu ergattern.

(David McAllister [CDU]: Glauben Sie
das eigentlich selbst, was Sie da sa-
gen?)

Ich komme zum Schluss. Herr Minister, es ist nicht
Ihre erste Aufgabe, sich um Ihre persönliche Profi-
lierung zu kümmern, sondern nachhaltig die Unter-
richts- und Bildungsqualität in unserem Land zu
verbessern. Als ich kürzlich in Hamburg war, ist mir
dort ein Slogan auf den Plakaten aufgefallen, die
man dort im Moment überall in der Fußgängerzone
sehen kann - das passt umgewandelt sehr gut für
Niedersachsen -: CDU-Politik in Niedersachsen -
wo bleibt eigentlich die Bildung?

(Lebhafter Beifall bei den GRÜNEN
und bei der SPD - Walter Meinhold
[SPD]: Auf der Strecke!)

Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:

Das Wort hat jetzt der Kollege Hans-Werner
Schwarz für die FDP-Fraktion.

Hans-Werner Schwarz (FDP):

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen
und Herren! Ich mag eigentlich diesen Zeitdruck
nicht. Man kann da so wenig ins Detail gehen.
Trotzdem muss ich zwei, drei Anmerkungen zu
Themen machen, die meine Vorrednerin gerade
präsentiert hat.

Es ist mir in der Tat nicht klar, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, verehrte Frau Korter, wie
penetrant man sich der Tatsache verweigern kann,
dass wir eine Rekordzahl von Lehrern haben,
nämlich 69 000. Das hatten wir bisher noch nie.
Das muss man doch einmal zur Kenntnis nehmen.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Ich bitte Sie dringend: Schüren Sie doch nicht ewig
den Gedanken, die Hauptschule sei eine Rest-
schule, sie sei nicht leistungsfähig. Sie tun damit
sehr vielen Lehrkräften und sehr vielen Schülern
ausgesprochen weh. Lassen Sie das in der Zu-
kunft!

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Da Sie ja immer wieder die Einheitsschule propa-
gieren, möchte ich ganz kurz einen Ausschnitt aus
der Frankfurter Allgemeinen Zeitung vom 10. De-
zember zitieren:

„Jeder finnische Lehrer würde den
Kopf schütteln, wenn er leistungsstar-
ke, schwach begabte und verhaltens-
gestörte Kinder in einer Klasse unter-
richten müsste. Die scheinbare Ein-
heitlichkeit der finnischen Schule ist
eine optische Täuschung.“

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Setzen Sie sich doch bitte einmal mit diesem Ge-
danken auseinander! Ich erwarte von Ihnen wirk-
lich einmal eine konstruktive Diskussion auf allen
Seiten. Das würde uns insgesamt und vor allen
Dingen den niedersächsischen Kindern wirklich
helfen.

Eine weitere Vorbemerkung, die ich ein bisschen
auf einer versöhnlichen Ebene machen möchte.
Bei der Wahl zum Wort des Jahres, so habe ich
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vernommen, kam der Begriff „PISA-gebeutelte
Nation“ auf Platz 3. Deswegen macht es wirklich
Sinn, wenn man in einer Haushaltsdebatte - da
schließe ich mich Herrn Jüttner an - nicht unbe-
dingt immer über PISA reden muss. Ich glaube,
das ist dann auch mal hilfreich.

Bekanntlich ist der Haushalt die in Zahlen wieder-
gegebene Politik. Die Positionen im Einzelplan 07
sind den schwierigen Rahmenbedingungen und
den Zielsetzungen der Bildungspolitik von CDU
und FDP entsprechend angepasst aufgestellt. Im
Zusammenhang mit Schule gibt es kluge Men-
schen, die behaupten, wir hätten kein Bildungs-
problem, sondern ein Finanzierungsproblem. Für
mich ist das zumindest in Teilen nachvollziehbar.
Wer Bildungsqualität verbessern will, braucht Geld
- Geld, das in der Vergangenheit zuungunsten der
Bildungspolitik in unserem Land ausgegeben wor-
den ist. Das ist übrigens auch sehr leicht nachzu-
vollziehen und abzulesen.

Wir haben als Auswirkung Ihrer Einstellungspolitik,
meine sehr verehrten Damen und Herren von der
SPD-Fraktion, einen Lehrerberg zwischen 52 und
59 Jahren. Das ist ein deutlicher Hinweis darauf,
dass Sie über viele Jahre hinweg keine Lehrer
eingestellt haben und das sozusagen auf dem
Rücken der Kinder ausgetragen haben.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Die Sparmaßnahmen tun insbesondere dem Kul-
tushaushalt weh; denn er setzt sich bekanntlich
hauptsächlich aus Personalkosten zusammen. Ich
meine, es ist positiv anzumerken, dass sich der
Anteil am Gesamtvolumen immerhin erhöht. Das
ist der Schritt in die richtige Richtung. Wir liegen
bei ca. 19 % am Gesamtvolumen. Nach meiner
Überzeugung hat aber der Bildungsanteil - ich
glaube übrigens, in allen Bundesländern - bei
weitem noch nicht den hohen Stellenwert erreicht,
der notwendig ist. Er ist notwendig, um der heran-
wachsenden Generation Chancen im Wettbewerb
um gute Bedingungen für das Berufsleben zu er-
möglichen.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Ich will hier nur einige Punkte nennen, die aus
unserer Sicht angesprochen werden müssen.

Zur Landeszentrale für politische Bildung: Nun
glaube doch bitte niemand ernsthaft, dass es Spaß
macht, eine solche Einrichtung aufzulösen. Das ist
ein wahrlich schmerzhafter Eingriff. Dennoch muss

man mal die Dinge hier ins rechte Licht rücken.
Wenn Herr Gabriel in seinem emotionsgeladenen
und zugegebenermaßen auch kurzweiligen Beitrag
gestern zum Haushalt den aus seiner Sicht drin-
gend erforderlichen Erhalt der Landeszentrale
damit begründet hat, dass die rechte Szene wieder
verstärkt in die Parlamente einzieht, dann liegt das
schlicht daneben. Fakt ist, dass rechtsextreme
Gruppierungen in der Vergangenheit in Parla-
mente eingezogen sind, obwohl es Landeszentra-
len für politische Bildung gegeben hat. Ich spreche
mich dafür aus, an unterschiedlichen Stellen pri-
vate Initiativen, z. B. Stiftungen, zu unterstützen,
die politische Bildung zum Ziel haben.

(Beifall bei der FDP)

Nächster Punkt: Freie Schulen dürfen nicht aus-
bluten. Die FDP-Fraktion hat sich ganz besonders
für die Mittel für die Schulen in freier Trägerschaft
eingesetzt. Wir sind froh, dass es gelungen ist, für
diese Schulen die Sparauflagen abzufedern; denn
die freien Schulen sind eine Bereicherung für die
niedersächsische Schullandschaft.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Ihre Vielfalt schafft Wahlmöglichkeiten, und Wahl-
möglichkeiten fördern den Wettbewerb und damit
die Qualität unserer Schulen. Sie nehmen genau
wie öffentliche Schulen den Bildungsauftrag des
Landes wahr. Jedem im Saal hier ist, glaube ich,
klar, dass es für Niedersachsen erheblich teurer
wäre, wenn das Land die Arbeit dieser Schulen
durch öffentliche Schulen ersetzen müsste.

(Astrid Vockert [CDU]: So ist es!)

Wir gehen davon aus, dass bei der Verteilung der
jetzt zur Verfügung stehenden Mittel alle Schulen
in freier Trägerschaft, auch die starken, die sich
einer Konkurrenz gegenübergestellt sehen, die
sich im Wettbewerb beweisen müssen, berück-
sichtigt werden.

Wichtig ist jedenfalls, für die Zukunft ein verlässli-
ches Finanzierungskonzept für diese Schulen zu
entwickeln, das den realen Gegebenheiten ange-
passt wird. Stichworte wie Bildungsgutscheine,
feste Sockelbeträge usw. können daher in die Dis-
kussion mit allen Beteiligten einfließen.

Nächster Punkt, der im unmittelbaren Zusammen-
hang mit dem gerade Gesagten steht: Wir haben
den Begriff „eigenverantwortliche Schule“ deshalb
im Schulgesetz festgeschrieben, weil wir der Auf-
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fassung sind, dass genau diese Bezeichnung den
Weg kennzeichnet, den wir gehen wollen.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Der Bildungsstandort Niedersachsen wird erfolg-
reich sein, wenn den Schulen die Möglichkeit ge-
geben wird, Schritt für Schritt in eigener Verant-
wortung festgeschriebene Ziele und Bildungsstan-
dards zu erreichen - natürlich immer unter Berück-
sichtigung des Artikels 7 des Grundgesetzes; das
ist völlig klar. Leider finden wir in diesem Haushalt
noch keine Entlastung im Zusammenhang mit der
Kultusministerkonferenz. Ich begrüße den nieder-
sächsischen Vorstoß in dieser Frage außerordent-
lich.

(Beifall bei der FDP)

Nach den bisher eingeleiteten Schritten wird das
zwar erst 2006 ein Thema im Haushalt werden,
aber man kann ja jetzt schon erwähnen, dass eine
Bewegung in diesem Bereich überfällig gewesen
ist. Fast 300 000 Euro Erhöhung sind angesichts
unserer Verhältnisse im Moment kein Pappenstiel.
Hier sind unserer Meinung nach die Bedingungen
für eine gute Ausgangsposition geschaffen wor-
den. Ich freue mich auf diese Diskussion bei dem
nächsten bzw. übernächsten Haushalt.

(Zustimmung von Ursula Körtner
[CDU])

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Ver-
besserung der Bildungsqualität hängt insbesonde-
re von der Lehrerausbildung ab. Wir brauchen
Lehrer, die das Vertrauen zu ihren Schülern fin-
den, aber wir brauchen vor allen Dingen, dass
Schüler das Vertrauen zu ihren Lehrern finden. Wir
brauchen in Zukunft Lehrer, die diagnosefähig sind
und die vor allen Dingen schulformbezogen aus-
gebildet worden sind. Wir müssen noch ganz
schön die Augen aufmachen, dass das auch um-
gesetzt wird.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

In einer zukünftig eigenverantwortlichen Schule
wird man Kompetenzen von außen einkaufen kön-
nen. Ich glaube, das ist auch der richtige Weg.

Die Klammer zwischen Schulinspektion und
Schulaufsicht muss geschlossen werden. Ich halte
es für außerordentlich wichtig, diesen Prozess jetzt
aufmerksam zu begleiten, damit wir, weil wir uns ja
in den Anfängen befinden, nicht plötzlich irgend-
welche Wege gehen, die nach links oder rechts

ausscheren, und dabei dann plötzlich eigenständi-
ge Positionen herauskommen.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU -
Ursula Körtner [CDU]: Sehr gut!)

Ich möchte Herrn Klare herzlich dafür danken,
dass er noch einmal betont hat, dass wir den Dia-
log mit den Eltern in das Schulgesetz aufgenom-
men haben.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Das ist eine ausgesprochen wichtige Aufgabe, die
wir damals in den Koalitionsvereinbarungen ge-
meinsam diskutiert haben. Ich bin froh, dass unse-
ren Vorstellungen weitestgehend gefolgt werden
konnte.

Zu den weiteren Punkten. Bei der Ganztagsschule
sind wir uns, glaube ich, alle weitestgehend einig.
Auch für die Sprachförderung muss etwas getan
werden. Ich finde, hier ist Kritik durchaus berech-
tigt. Warum soll man das nicht sachlich und fair
miteinander austragen? Wir würden in diesem
Bereich gerne viel mehr investieren. Aber man
kann - das habe ich schon an anderer Stelle ge-
sagt - einem nackten Mann nun einmal nicht in die
Tasche greifen. Deswegen gibt es da Probleme.
Aber wir werden weiterhin den Schwerpunkt auf
Sprachförderung und auf Ganztagsschulen setzen.

Unsere Position zu den Ganztagsschulen ist Ihnen
bekannt. Wir möchten nicht, dass die Eltern ge-
zwungen werden, ihre Kinder schlicht und einfach
abzugeben. Das hatten wir schon in anderen Sys-
temen, die uns nicht sonderlich gepasst haben und
die letztlich zu einer Entfremdung der Familien
geführt haben. Dem wollen wir entgegenwirken.
Ich glaube, wir sind aber auch in dieser Frage auf
einem guten Weg.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Wir haben ein tolles Schulgesetz verabschiedet.
Ich glaube, dass dieser Haushalt eine Menge her-
gibt, was die Begleitung dieses Schulgesetzes
betrifft. Wir sind auf einem guten Weg. Ich freue
mich auf die weitere Arbeit in diesem Bereich.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:

Das Wort hat jetzt der Kultusminister Herr Buse-
mann.
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Bernhard Busemann, Kultusminister:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die
Redezeiten sind erschöpft. Wir haben uns gestern
Vormittag über Bildung ausgetauscht, wir haben
heute Vormittag über Bildung debattiert, und wir
haben auch jetzt einiges ausgetauscht. Man muss
nicht immer alles künstlich wiederholen.

Ich darf mich zunächst einmal bei den Vertretern
der Regierungsfraktionen für die ausführliche Dar-
stellung unserer gemeinsam getragenen Politik
bedanken. Damit ist vieles ausgeräumt worden,
was hier an Irrtümern verbreitet wurde.

Herr Jüttner, dass wir in der einen oder anderen
Frage miteinander ringen, ist doch völlig klar, das
entspricht doch auch der parlamentarischen Auf-
gabenteilung.

Bei Ihnen, Frau Korter, fällt es mir allerdings lang-
sam schwer. Ich weiß nicht, aus welchem bil-
dungspolitischen Nirwana heraus Sie Ihre Be-
trachtungen anstellen. Da kann ich Ihnen nur noch
schlecht folgen.

(Beifall bei der CDU)

Ich habe aber die Bitte - das sage ich mit Bedacht,
wie ich es vor ein paar Wochen auch schon getan
habe -: Hören Sie auf, Gerüchte zu streuen! Was
jetzt von Ihnen wieder in Sachen Lehrerarbeits-
zeiten verbreitet wird, entbehrt jeder Grundlage.
Vier Wochen später muss ich mich hier rechtferti-
gen, weil von Ihnen Gerüchte gestreut wurden. So
geht das nicht!

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Wir alle wissen, dass die Zeiten schwierig sind.
Aber wenn wir es geschafft haben - ich habe das
heute Morgen angesprochen -, dass immerhin
19,1 % des Gesamtetats für Bildung vorgesehen
sind - ein wachsender Anteil in einem insgesamt
abfallenden Etat -, dann ist das eine gute Botschaft
in schwieriger Zeit. Das mögen Sie nun kritisieren,
wie Sie wollen. 100,8 % Unterrichtsversorgung in
diesen Tagen ist ein Wert, der sich sehen lassen
kann. Da und dort gibt es zwar Einzelfälle, bei
denen das nicht stimmt. Aber man merkt doch an
der Ruhe in der Schulszene im Lande, dass dieser
100-prozentige Wert stimmt. Deshalb sollte nicht
immer künstlich irgendetwas an Problemen hinein-
geredet werden.

(Hans-Jürgen Klein [GRÜNE]: Das ist
Ihre Interpretation!)

Nun zu einem ganz entscheidenden Punkt - das
sage ich gerade zu den Sozialdemokraten -: Wir
haben 2 500 Lehrerstellen mehr im Geschäft. Die-
se wollten Sie nicht. Wir haben sicherlich zu
schwierigen Maßnahmen, z. B. Entlastungsstun-
den, Klassenobergrenzen usw., gegriffen. Wir ha-
ben noch einmal im Gegenwert von mehr als
2 000 Lehrervollzeitstellen Leistungen für Unter-
richt erwirtschaftet, was der Schule zugute kommt
und dadurch auch der Unterrichtsversorgung.

Ich habe heute Morgen schon angedeutet: Mit den
Vorstellungen, die Sie, Herr Gabriel, und auch
andere von der sozialdemokratischen Seite in Be-
zug auf die Umwandlung von Lehrerbeamtenstel-
len in Angestelltenverhältnisse haben - das hat ja
auch Auswirkungen auf die Arbeitszeit -, würden
Sie ein Fehl von etwa 1 900 Stellen erzeugen.
Zwischen dem, was wir machen, und dem, was Sie
tun würden, wenn Sie denn könnten, liegen fast
7 000 Vollzeitlehrerstellen, meine Damen und Her-
ren: 10 % Unterrichtsversorgung. Zwischen uns
liegen Welten. Rechnen Sie es einmal durch.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Ich bin dankbar, dass wir durch Aktivitäten und
Beratungen in den Regierungsfraktionen noch
zusätzliches Geld für die freien Träger mobilisieren
können. Das nimmt gewissermaßen den Druck
heraus. So können wir vernünftig gucken, wie wir
das Jahr 2005 überstehen und für 2006 vielleicht
neue Finanzierungsverhältnisse miteinander er-
mitteln können.

Ich bin auch dankbar, dass wir durch zusätzliche
Mittel - wenn es morgen so beschlossen wird -
jegliche Probleme im Bereich der überbetrieblichen
Ausbildung wegbekommen. Dadurch können wir
dem Handwerk sagen - Herr Hermann, das wird
Sie freuen -: Miteinander, mit unseren Partnern
schaffen wir es, dass auch in Zukunft eine ver-
nünftige überbetriebliche Ausbildung gemacht
wird.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Ein Punkt, den ich noch ansprechen möchte, ist
die Landeszentrale für politische Bildung. Ich ver-
stehe den politischen und auch den haushalts-
technischen Vorstoß der Sozialdemokraten nicht
so ganz. Wir haben vor etwa vier Wochen die Stif-
tung „Niedersächsische Gedenkstätten“ beschlos-
sen, die ca. 30 % bis 40 % des Etats der Landes-
zentrale ausmacht, und zwar ohne Kürzung von
Mitteln und Personal. Das ist doch in Ordnung. Wir
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haben deutlich gemacht, dass in Zukunft die Rest-
aufgaben der Landeszentrale vernünftig von ande-
ren Stellen erledigt werden. Alleine zum Broschü-
rendrucken kann man doch eine Landeszentrale
nicht aufrechterhalten. Da muss doch jeder ein-
räumen: Das ist nun anders geregelt, und so mag
es gut sein.

Ich möchte Ihnen an dieser Stelle aber auch sa-
gen: Wenn ein Koordinierungsbedarf besteht, ge-
rade wenn es um politische Felder geht, dann wer-
de ich in meinem Hause einen Koordinator instal-
lieren, der sich speziell um die politische Arbeit im
Lande kümmert, sodass wir auch dieses Feld zu
Ihrer Zufriedenheit bedienen werden.

Meine Damen und Herren, man könnte noch viele
Bereiche ansprechen. Ich sage nur: Das Geld ist
knapp, und jeder könnte noch ein bisschen mehr
Geld gebrauchen. Aber wir werden mit unserem
morgigen Beschluss das Schulwesen für das Jahr
2005 zur Zufriedenheit der Eltern, der Schülerin-
nen und Schüler und des gesamten Schulbetriebs
über das Jahr bringen. Das muss man in dieser
schwierigen Zeit auch einmal sagen dürfen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Es wird natürlich auch Innovationen geben. Dazu
ist viel angesprochen worden. Sie wissen, wie
stark ich frühkindliche Bildung gewichte. Ich habe
angekündigt, dass wir in den nächsten Monaten in
den individuellen Förderplan einsteigen werden.
Da können auch Sie sich entsprechend einbringen.
Das Thema Sprachförderung wird weiterverfolgt
werden. Es kommen auch höchst wichtige Innova-
tionen in der Verwaltung, die ich z. B. mit den Be-
griffen „eigenverantwortliche Schule“, „Schulin-
spektion“ und anderen mehr beschreibe. Ich sage
Ihnen: Der Kultusminister wird nicht untätig blei-
ben. Bei aller Haushaltskürzung, die auch wir er-
fahren: Die Kreativität des Kultusministeriums ist
ungebrochen.

(Bernd Althusmann [CDU]: Grenzen-
los!)

Wir werden Ihnen schon in den nächsten Monaten
interessante Vorschläge unterbreiten, mit denen
wir die Schule weiter nach vorne bringen wollen.
Herr Jüttner, wenn Sie sich daran beteiligen
möchten, sind Sie herzlich dazu eingeladen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:

Meine Damen und Herren, wir sind damit am Ende
der Beratung des Haushaltsschwerpunkts Kultus
angelangt und treten jetzt in die Mittagspause ein.
Die Fraktionen haben sich darauf verständigt, dass
die Mittagspause eine Stunde dauern soll. Wir
treffen uns also wieder pünktlich um 15.30 Uhr
wieder.

Unterbrechung: 14.29 Uhr.

Wiederbeginn: 15.30 Uhr.

Vizepräsident Ulrich Biel:

Meine Damen und Herren, wir setzen die Sitzung
fort. Zunächst erteile ich dem Abgeordneten Gab-
riel einen Ordnungsruf. Er hat gestern in der De-
batte zum Haushalt in einem Zwischenruf gegen-
über dem Finanzminister das Wort „lügen“ ge-
braucht.

(Sigmar Gabriel [SPD]: Mea culpa!)

Wir setzen die Haushaltsberatungen fort mit

noch:

Tagesordnungspunkt 9 bis 15:
Fortsetzung zweite Beratung Haushalt
2005 - Debatte über ausgewählte Haushalts-
schwerpunkte (einschl. einzubringender Ände-
rungsanträge) unter Einbeziehung der betrof-
fenen Ressortminister (Wissenschaft und
Kultur - Wirtschaft, Arbeit und Verkehr - Um-
welt - Ländlicher Raum, Ernährung, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz - Bundes- und
Europaangelegenheiten und Medien)

Wir kommen nun zum Themenbereich

Wissenschaft und Kultur

Von der SPD-Fraktion hat sich die Abgeordnete
Dr. Andretta gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

Dr. Gabriele Andretta (SPD):

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und
Herren! Es wäre zu schön gewesen, und man
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hatte schon Hoffnung geschöpft, dass die Landes-
regierung aus den selbstkritischen Einsichten in
ihre Sparpolitik Konsequenzen für den Haushalt
2005 zieht.

(Zuruf von der CDU: Hat sie doch!)

So stellte der Minister bei einer ersten Bilanz des
HOK nüchtern fest, dass Effekte entstehen - ich
zitiere -, „die kurz- und mittelfristig eine geordnete
strukturelle Entwicklung der niedersächsischen
Hochschulen behindern.“ Der Staatssekretär
musste einräumen - ich zitiere -, „dass die Hoch-
schulen nicht gezielt Stellen streichen, weil diese
erst in einigen Jahren frei werden. Einige Hoch-
schulen gehen jetzt mit dem Rasenmäher vor.“ Der
Minister sieht ein, dass der Begriff „Optimierungs-
konzept“ wohl als Euphemismus aufgefasst wer-
den muss. Und war es nicht Herr Rösler, der be-
reits vor einem Jahr die Einsicht hatte - ich zitiere -:
„Es gibt einen Unterschied zwischen intelligentem
Sparen und dem, was jetzt passiert.“ - Sie haben
alle so Recht.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN - Bernd Althusmann [CDU]:
Verhaltener Beifall!)

Doch trotz dieser Einsichten wird die perspektivlo-
se Sparpolitik fortgesetzt. Da muss es den Hoch-
schulen wie Hohn und Spott in den Ohren klingen,
wenn der Ministerpräsident erklärt, dass man in
den Kürzungen „sehr zurückhaltend gewesen“ sei.
Herr Ministerpräsident, hat man Ihnen nicht ge-
sagt, dass die Hochschulen die für das Haushalts-
jahr 2004 beschlossenen Kürzungen in Höhe von
40,6 Millionen Euro auch 2005 wieder abliefern
müssen? Hat man Ihnen verschwiegen, dass im
nächsten Jahr noch einmal weitere 10 Millionen
Euro an Kürzungen dazukommen? Wissen Sie
denn nicht, dass wieder einmal die Studierenden
herhalten müssen, um die Haushaltslöcher des
Finanzministers zu stopfen?

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Mussten im letzten Jahr die Langzeitstudiengebüh-
ren beim Finanzminister abgeliefert werden, so
wird dieses Mal der Verwaltungskostenbeitrag um
50 % erhöht. Übrigens, kein einziger Cent, den die
Studierenden zahlen, kommt der Verbesserung
ihrer Studien- und Prüfungsbedingungen zugute.
Alles kassiert der Finanzminister.

(Axel Plaue [SPD]: Riesenskandal!)

Ich glaube, es bedarf keiner allzu großen Phanta-
sie in diesem Hause, um sich auszumalen, was
passieren wird, wenn die Studierenden auch noch
Studiengebühren zahlen sollen.

(Zuruf von der CDU: Die bleiben dort!)

Gekürzt wird auch dort, wo es unmittelbar um die
Schaffung von zukunftsfähigen Arbeitsplätzen
geht: 200 000 Euro weniger für den Technologie-
transfer und 600 000 Euro weniger für die Zusam-
menarbeit der Hochschulen mit der Wirtschaft -
das ist verantwortungslos.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Ein Blick in den Haushalt zeigt also: Investitionen
in die Zukunft des Landes - Fehlanzeige! Statt in
Bildung und Forschung zu investieren, wird ohne
Sinn und Verstand gekürzt und der Wissenschafts-
standort Niedersachsen gefährdet. Über einen Zu-
kunftsvertrag, der den Hochschulen endlich Pla-
nungssicherheit geben soll, wird schon seit zwei
Jahren schwadroniert. Wann handeln Sie endlich?

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, es ist noch nicht allzu
lange her, da herrschte an unseren Hochschulen
Aufbruchstimmung.

(Bernd Althusmann [CDU]: Aber nicht
unter Ihrer Regierungszeit! Da müs-
sen sogar Ihre Kollegen grinsen!)

Das neue NHG gab den Hochschulen Autonomie.
Moderne Studiengänge wurden auf den Weg ge-
bracht. Die Internationalisierung wurde vorange-
trieben, Exzellenzcluster wurden eingerichtet und
neue, erfolgreiche Wege der Förderung des wis-
senschaftlichen Nachwuchses beschritten.

(Bernd Althusmann [CDU]: Meinen
Sie das wirklich? Sind Sie davon
überzeugt?)

Und jetzt, nur zwei Jahre später? - „Hochschulen
im Stimmungstief. Manchen Unipräsidenten packt
der Frust“, titelte vor kurzem die HAZ. Die vom
Land beschlossenen Kürzungen vergifteten das
Klima. Ich zitiere: „Deprimiert bis unwillig be-
schreibt Jochen Litterst, Präsident der TU Braun-
schweig die Stimmung. Was als Optimierung ver-
kauft wird, ist ein Streichkonzert.“ Und aus Osna-
brück heißt es: „Wir haben früher als alle anderen
Reformen eingeleitet. Jetzt kommen wieder Kür-
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zungen. Wozu all die Anstrengungen?“ Statt Auf-
bruch allerorten Resignation, das ist die Bilanz von
zwei Jahren Hochschulpolitik dieser Landesregie-
rung.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Statt in die Zukunft zu investieren, wird gekürzt,
während sich andere Länder rüsten, ihre Hoch-
schulen im Wettbewerb zu stärken. 50 Millionen
Euro Kürzungen durch das HOK - das sind 1 192
Stellen für hoch qualifizierte Wissenschaftler weni-
ger an den Hochschulen.

(Zuruf von der SPD: Hört, hört!)

Jede Wissenschaftlerstelle weniger verschlechtert
die Chance, erfolgreich Drittmittel einzuwerben.
Hier geht es nicht allein um das Prestige von
Hochschulen und Rankings. Hier geht es um die
Wirtschaftskraft unseres Landes. Jeder von den
Hochschulen eingeworbene Euro Drittmittel schafft
weitere 5 Euro für das Bruttoinlandsprodukt von
Niedersachsen. Herr Hirche, jeder Arbeitsplatz für
einen Wissenschaftler sichert vier weitere Arbeits-
plätze in der Region. Und auf diese Arbeitsplätze
wollen Sie verzichten? - Wir nicht!

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Nun sagen Sie, Herr Minister, der Aderlass bei den
Hochschulen sei ohne Alternative. Das ist falsch.
Wenn die CDU endlich ihre Blockadehaltung beim
Subventionsabbau aufgeben würde, dann könnten
die Bildungsausgaben sogar erhöht werden. Ein Ja
von Niedersachsen beim Subventionsabbau, und
den Hochschulen wäre der Aderlass erspart
geblieben.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Herr Minister, Sie ließen sich keine Gelegenheit
entgehen, um mit dem Finger nach Berlin zu wei-
sen und dort die Kürzungen im Hochschulbau zu
beklagen. Und was machen Sie im eigenen Lan-
de? - Sie machen ohne Skrupel genau das, was
Sie in Berlin kritisieren. Sie kürzen die Mittel für
den Hochschulbau um 12,5 Millionen Euro. Da
aber eine moderne Infrastruktur in der Wissen-
schaft eine wichtige Voraussetzung für das Be-
haupten im Wettbewerb ist, bedeuten Kürzungen
eben nicht nur den Verzicht auf Bundesmittel, son-

dern auch eine nachhaltige Schwächung unserer
Hochschulen im Wettbewerb.

Nun wissen wir, dass sich die Föderalismuskom-
mission darauf geeinigt hat, den Hochschulbau in
die alleinige Verantwortung der Länder zu geben.
Ich halte diese Entscheidung für falsch. Für unsere
Hochschulen wird das bitter werden. Ihr Haushalt
2005, Herr Minister, ist der Vorgeschmack auf das,
was uns in den nächsten Jahren erwartet.

Das aber war nur der Hochschulbau. Schlimmeres
ist zu befürchten, wenn sich die CDU/CSU-Position
in der Föderalismuskommission durchsetzt und die
Hochschulen komplett in die Verantwortung der
Länder übergehen: blühende Wissenschaftsland-
schaften im Süden der Republik und öde Flächen
im Norden!

Meine Damen und Herren, die Sache ist schon
jetzt prekär genug. Noch in dieser Woche ent-
scheiden die Ministerpräsidenten, ob der Wettbe-
werb um die Spitzenuniversitäten zustande kommt
oder nicht. Bayern und Baden-Württemberg stehen
längst in den Startlöchern, um das Geld in ihr Land
zu holen.

Und Niedersachsen? Wo werben Sie, Herr Minis-
ter, für unsere Hochschulen? Stattdessen Blocka-
de in Berlin und peinliche Anträge der CDU-
Fraktion im Landtag gegen die Spitzenförderung,
und die FDP applaudiert. Hinter vorgehaltener
Hand wird getuschelt, Niedersachsen sei sowieso
nicht dabei, da brauche man auch keinen Wettbe-
werb.

Was ist das für eine Haltung! Wir haben gute
Chancen, dabei zu sein. So braucht die Universität
Göttingen den Vergleich mit Heidelberg, Tübingen
und München nicht zu scheuen. Göttingen gehört
zu den herausragenden Wissenschaftsstandorten
in Deutschland und hat alle Chancen, dabei zu
sein. Mir müssen Sie das nicht glauben. Aber viel-
leicht glauben Sie es dem Göttinger Forscher,
Leibniz-Preisträger und Präsidenten der Max-
Planck-Gesellschaft, Professor Peter Gruss, der
vor kurzem die wichtigste Auszeichnung des Lan-
des, den Niedersächsischen Staatspreis 2004,
erhalten hat. Anlässlich der Preisverleihung hat
Peter Gruss auf die großen Chancen von Göttin-
gen hingewiesen, unter den besten Zehn dabei zu
sein. Wir freuen uns über diesen Botschafter für
den Wissenschaftsstandort Niedersachsen.

(Zuruf von der CDU: Wir auch!)
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Aber müsste nicht auch der Wissenschaftsminister
Botschafter für seine Hochschulen sein, nicht nur
für Göttingen, sondern auch für die exzellenten
Fakultäten der Universität Hannover, der MHH, der
Universitäten Braunschweig, Oldenburg oder Os-
nabrück? Herr Minister, tun Sie endlich etwas für
unsere Hochschulen in diesem Lande!

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Es geht um viel Geld, Geld, das CDU und FDP den
Hochschulen vorenthalten. Es geht aber auch um
internationales Ansehen und die Chance, zukünftig
die besten Köpfe nach Niedersachsen holen zu
können. Es wäre ein hochschulpolitischer Super-
GAU, wenn die Suche nach Standorten für Spit-
zenhochschulen für Niedersachsen vorbei wäre,
bevor sie überhaupt begonnen hat. Und warum?

(Karl-Heinz Klare [CDU]: Weil das
ganze System nichts taugt!)

Weil die niedersächsische Landesregierung die
Flinte ins Korn geworfen hat, bevor der Start-
schuss zum Wettbewerb gefallen ist.

Herr Minister, die niedersächsischen Hochschulen
und die niedersächsische Bevölkerung haben ein
Anrecht darauf, von Ihnen zu erfahren, was Sie
bisher getan haben und was Sie in Zukunft tun
werden, um unsere Hochschulen für den Wettbe-
werb gut zu positionieren. Aufgefallen sind Sie
bisher nur durch Beschimpfungen der Bundesbil-
dungsministerin. Ich fürchte, das wird nicht rei-
chen.

Meine Damen und Herren, mit diesem Haushalt
wird kein Feuer entfacht. Sie knipsen den Hoch-
schulen das Licht aus. Der einzige Fortschritt ge-
genüber dem Vorjahr besteht darin, dass Ihnen
selbst der Zynismus aufgeht, die eingetretene
Dunkelheit dann auch noch Hochschuloptimierung
zu nennen.

Wir alle wissen: Unsere Hochschulen befinden sich
in einem schwierigen Übergangsprozess. Ich er-
wähne nur das Stichwort Internationalisierung und
Bologna-Prozess. Um ihn bewältigen zu können,
bedürfen die Hochschulen der vollen Unterstüt-
zung der Landesregierung. Doch diese Landesre-
gierung lässt unsere Hochschulen im Regen ste-
hen. Egal ob Juniorprofessur, Spitzenuniversitäten
oder Föderalismusreform - immer gehen Parteiin-
teressen vor Landesinteressen. Der Ministerpräsi-
dent applaudiert, wenn sein Parteifreund, Roland

Koch, die vollständige Verlagerung der Bildung in
die Hand der Länder fordert. Das ist bildungspoliti-
scher Provinzialismus in Reinkultur und Rückkehr
in das 19. Jahrhundert.

(Beifall bei der SPD)

Jeder weiß, die Hochschulen, nicht die Bundes-
länder müssen im internationalen Wettbewerb
bestehen. Jeder weiß, Wissenschaftler und Studie-
rende müssen mobil sein. Der Präsident der HRK,
Peter Gaehtgens, hat Recht, wenn er sagt: „Je
internationaler Lehre und Forschung werden,
desto wichtiger ist es, dass die Hochschulpolitik mit
einer Stimme sprechen kann.“ Sie dagegen fordern
die Rückkehr zur Kleinstaaterei. Das ist kurzsich-
tig. Forschungs- und Hochschulpolitik darf nicht
zum Bauernopfer der Förderalismusreform wer-
den.

Meine Damen und Herren, Hochschulen brauchen
Handlungsspielräume, um begonnene Reformen in
Studium und Profilbildung in der Forschung fortzu-
setzen. Reformen aber gibt es nicht zum Nulltarif.
Wir beantragen deshalb auch in diesem Jahr, die
Kürzungen im HOK zu reduzieren. Die Maßnah-
men zur Gegenfinanzierung sind in unserem
Haushaltsantrag dargelegt. Wir in Niedersachsen
können es uns nicht leisten, Fortschritte in der
Hochschulreform zurückzudrehen. Was wir uns
ebenso wenig leisten können, ist, uns dumm zu
sparen und unsere einzige Ressource zu vergeu-
den, die wir haben: die Köpfe und Talente unserer
jungen Leute.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Deshalb ende ich mit dem Appell des Trägers des
Niedersächsischen Staatspreises 2004: „Die Fi-
nanzen für Forschung und Wissenschaft dürfen
nicht gekürzt werden; Wissenschaft ist eine Inves-
tition in die Zukunft.“

(Starker Beifall bei der SPD und bei
den GRÜNEN)

Vizepräsident Ulrich Biel:

Als nächste Rednerin hat die Abgeordnete Bühr-
mann von der SPD-Fraktion das Wort.

(Dr. Harald Noack [CDU]: Wenn es
denn schon so dick kommen muss,
dann hintereinander!)
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Christina Bührmann (SPD):

Herr Dr. Noack, sonst sind Sie doch charmanter!

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Der Haushaltsentwurf 2005 ist der ge-
druckte Nachweis für eine verfehlte Kulturpolitik.

(Beifall bei der SPD - Bernd Althus-
mann [CDU]: Das musste von Ihnen
einmal gesagt werden!)

Kultur braucht weiterhin öffentliche Förderung.
Damit Herr Stratmann nachher nicht wieder argu-
mentiert, wir würden immer nur Geld fordern und
den öffentlichen Haushalt dabei nicht betrachten,
will ich einmal aus Ihrem Regierungsprogramm
zitieren: „Kulturförderung muss eine öffentliche
Pflichtaufgabe bleiben - auch in Zeiten knapper
Kassen.“ Deswegen muss die niedersächsische
Kulturlandschaft in ihrer Vielfalt erhalten bleiben
und bedarf perspektivischer strategischer Wei-
chenstellung. Vor dem Hintergrund, dass wir im-
mer knapper mit den Mitteln sind, ist dies ein ganz
wichtiger Faktor, auf den wirklich einzugehen ist.

Aber, sehr geehrte Damen und Herren, Fehlanzei-
ge bei dieser Landesregierung zum Thema Per-
spektive und Strategie. Die Frage lautet: Hat die
Landesregierung in diesem Sinne ein kulturpoliti-
sches Konzept? Die Antwort lautet: nein! Ich be-
dauere das außerordentlich.

Vor diesem Hintergrund sind die Einsparungen im
Kulturhaushalt ausschließlich Sparbeschlüsse. Sie
treffen überwiegend die freien Kultureinrichtungen
aus den Bereichen Musik, Literatur, freies Theater,
Soziokultur, nichtstaatliche Museen, Kunstschulen
und kulturelle Jugendbildung. Auch dazu ein Zitat
aus Ihrem Regierungsprogramm - es ist schön,
Herr Althusmann, wenn man sich das immer wie-
der anhören darf -:

„Wir stehen zu einem erweiterten
Kulturbegriff und wollen neben den
klassischen Kultureinrichtungen auch
freie Initiativen und künstlerische Akti-
vitäten unterstützen.“

Wie sieht das denn nun wirklich aus? - Die Pro-
jektmittel für nichtstaatliche Museen wurden fast
vollständig gekürzt. Es trifft die guten kleinen Mu-
seen im ländlichen Raum, die über Projektförde-
rung und viel ehrenamtliches Engagement ihr An-
gebot erweitert und qualitativ verbessert haben.
Am Wochenende, sehr geehrter Herr Minister,

haben Sie ja auch wieder gesehen, dass es gute
Museen im ländlichen Raum gibt.

Die Musikschulen müssen eine Kürzung in Höhe
von 25 % hinnehmen. Davon betroffen sind auch
die Übungsleiterpauschalen. Nun frage ich Sie,
liebe Kolleginnen und Kollegen von der CDU und
insbesondere Frau Mundlos: Wo sind eigentlich
Ihre alten Ideen bezogen auf die Musikschulen
geblieben?

(Heidemarie Mundlos [CDU]: Wir
schicken unsere Kinder dahin!)

Ich entsinne mich an viele Entschließungsanträge,
in denen Sie immer gesagt haben, die Musikschu-
len müssten eigentlich eine bessere Förderung
bekommen. Und was machen Sie jetzt? - Sie kür-
zen um 25 %. Sie haben die Musikschulen einmal
mit als die geistigen Zentren dieses Landes be-
zeichnet. Ich hätte von Ihnen nicht erwartet, dass
Sie sich so aus der Förderung der Musikschulen
verabschieden.

(Beifall bei der SPD)

Ein weiteres Stichwort: Musikland Niedersachsen.
Sie sind hier vollmundig angetreten und haben
gesagt: Niedersachsen wird Musikland. - Zeigen
Sie mir eine einzige Initiative in den letzten beiden
Jahren zum Thema Musikland!

(Bernd Althusmann [CDU]: Der
Landtagschor!)

- Ja, das ist alles. - Es ist absolut traurig, dass in
diesem Bereich nichts passiert.

(Bernd Althusmann [CDU]: Das ist
doch lächerlich!)

Sehr geehrte Damen und Herren, ich will das ger-
ne fortsetzen. Die auch von Ihnen immer gelobten
freien Theater müssen einschließlich der Spiel-
bankmittel 48,66 % einsparen. Das ist fast die
Hälfte der gesamten Fördermittel.

(Heidemarie Mundlos [CDU]: Und wa-
rum ist das so?)

Es gehört nicht viel Fantasie dazu, festzustellen,
dass dies einer Kahlschlagspolitik gleichkommt.
Daran ändert auch nichts, dass Sie jetzt, nachdem
Herr Rösler sich die freien Theater angesehen hat,
einen Änderungsantrag eingebracht haben. Die
Einsparungen bei den freien Theatern liegen im-
mer noch bei 25 %.



Niedersächsischer Landtag - 15. Wahlperiode - 50. Plenarsitzung am 15. Dezember 2004

5597

Jetzt komme ich zur Soziokultur. Sie kürzen die
Mittel für die Soziokultur um rund 37 % und zer-
schlagen auch hier Strukturen, die sich seit 1990
unter der Überschrift Verantwortungspartnerschaft
zwischen dem Ministerium und der freien Kultur
aufgebaut haben. Die LAG Soziokultur als belie-
hener Unternehmer hat sich bei der Abwicklung
von Förderanträgen viel Anerkennung und Re-
spekt erworben. Dies haben auch - das erwähne
ich immer besonders gerne - die kommunalen
Spitzenverbände eindeutig zum Ausdruck ge-
bracht.

Der Präsident der kulturpolitischen Gesellschaft,
Herr Dr. Scheytt, hat im Vorfeld der Spardebatte
Minister Stratmann einen Brief geschrieben und
Folgendes ausgeführt: Er sei irritiert, so schrieb er,
dass gerade Niedersachsen, das so vorbildliche
Strukturen der Landesförderung im Bereich der
freien und soziokulturellen Kulturarbeit aufgebaut
habe, jetzt eine solche radikale Kehrtwendung
vollziehen wolle. - Das bedarf wirklich keines
Kommentars. Bei der Soziokultur sind es offen-
sichtlich ideologische Vorurteile, wegen derer CDU
und FDP sich jeder Argumentation verschließen.

(Zuruf von der CDU: Keineswegs!)

Tatsache ist, dass aus der vertrauensvollen Zu-
sammenarbeit - die hat es mit der freien Kultur
lange gegeben - zwischen dem Ministerium und
der freien Kultur inzwischen eine Kultur des Miss-
trauens geworden ist. Damit, lieber Herr Minister
Stratmann, setzen Sie die Debatte fort. Wir erin-
nern uns an die Diskussion über die Museen, über
die staatlichen Museen und an die Debatte über
die Staatstheater.

Sehr geehrte Damen und Herren, wir haben in der
Kulturpolitik nie die Auffassung vertreten, dass es
immer nur um die Forderung nach mehr Mitteln
geht. Allerdings darf man sich auch bei den Grö-
ßenordnungen, über die wir reden, nicht vertun.
Wir reden bei der Kulturförderung über einen Pro-
zentsatz von unter 1 % am gesamten Landes-
haushalt. Ich sage das noch einmal deutlich, damit
einige, die sich so sehr verkämpft haben, um bei
der Kultur noch mehr einzusparen, vielleicht be-
greifen, dass man damit den Landeshaushalt nicht
retten kann.

Wir haben dem Ministerium Zeit gelassen, andere
Vorstellungen zu entwickeln. Ich will darauf ver-
weisen, dass im Ausschuss immer noch zwei Ent-
schließungsanträge liegen. Zum einen der Antrag

„Kulturförderung - Quo vadis?“. Er liegt seit 2003
im Ausschuss und kann nicht beraten werden, weil
die kulturpolitischen Überlegungen des Ministeri-
ums nicht belastbar sind und von daher im Aus-
schuss nicht beraten werden können. Zum ande-
ren der Antrag „Planungssicherheit für niedersäch-
sische Museen“. Auch dieser Antrag - gleicher
Fall - kann nicht beraten werden, weil die CDU-
Fraktion keine Antworten hat. Das Schlimme ist:
Sie hat noch nicht einmal Fragen.

(Beifall bei der SPD)

Stattdessen erleben wir einen Minister, der eine
ungewöhnlich scharfe Debatte über die angeblich
aufgeblähte Verwaltung bei der Soziokultur und bei
dem LaFT in den Landtag gebracht hat, um zu
beweisen, dass dort eingespart werden kann.

Der Minister hat in seinem Ministerium jetzt das so
genannte Drei-Säulen-Modell entwickelt. Dieses
Drei-Säulen-Modell, sehr geehrte Damen und Her-
ren, ist dadurch gekennzeichnet, dass die Verwal-
tungsaufgaben im Ministerium zentralisiert werden.
Es geht nicht darum, Aufgaben zu verlagern. Viel-
mehr zentralisieren Sie mit diesem Drei-Säulen-
Modell neben vielen anderen Punkten die Verwal-
tung im Ministerium. Das ist überhaupt nicht zu
begreifen. Mit Verwaltungsreform hat das jeden-
falls nichts zu tun.

Die regionalen Bezüge - das kommt dazu - bleiben
auf der Strecke. Von einer Stärkung des ländlichen
Raums, Ihrem Lieblingsthema, kann man über-
haupt nicht mehr reden.

Wir wollen nicht bestreiten, dass es schwierig ist,
in der Kulturförderung neue Prioritäten zu setzen
und dabei gleichzeitig einen Weg zu finden, die
institutionelle und die projektbezogene Förderung
zu verbinden. Weil wir das wissen, sehr geehrter
Herr Minister, muss die Frage erlaubt sein, wann
der Minister für Kultur mit seinen konzeptionellen
Überlegungen anfängt und wie er sich konkret die
Kulturförderung für die Zukunft vorstellt.

Das Fazit lautet: Zwei Jahre Kulturpolitik in Nieder-
sachsen sind zwei Jahre verlorene Zeit. - Vielen
Dank.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)
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Vizepräsident Ulrich Biel:

Für die Fraktion der Grünen hat die Abgeordnete
Frau Dr. Heinen-Kljajić das Wort.

(Zurufe von der SPD: Die anderen
trauen sich nicht! Die Regierung
schweigt! - Hans-Werner Schwarz
[FDP]: Wer hat das bloß sortiert?)

- Ich erteile das Wort in der Reihenfolge, in der die
Wortmeldungen abgegeben worden sind.

(Karl-Heinz Klare [CDU]: Keine Kritik
am Präsidium! - Weitere Zurufe von
der CDU)

Dr. Gabriele Heinen-Kljajić (GRÜNE):

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Wie schon im Vorjahr wird auch beim
Haushalt 2005 mit den Kürzungen im Bereich Wis-
senschaft und Kultur ein tiefer Eingriff in die Infra-
struktur Niedersachsens vorgenommen. Beson-
ders hart hat es in diesem Jahr die Kultur getrof-
fen. Auch wenn die Kürzungen statt mutmaßlicher
8 Millionen Euro jetzt nur noch 4,3 Millionen Euro
betragen - in der Konsequenz wird an vielen Stel-
len eine Infrastruktur zerschlagen, die einen wich-
tigen Grundpfeiler unseren kulturellen Grundver-
sorgung ausmacht.

Meine Damen und Herren, ob es die freien Muse-
en sind, ob Kunstvereine, Literaturbüros, Musik-
und Kunstschulen, Chöre oder die kulturelle Ju-
gendbildung, freie Theater oder soziokulturelle
Einrichtungen - sie alle sind Teil des öffentlichen
kulturellen Angebots. Sie alle erledigen eine Arbeit,
die, wenn es die Freien nicht gäbe, vom Staat
erbracht werden müsste, und zwar zu wesentlich
höheren Kosten.

Aber statt eine Arbeit zu würdigen, die sich durch
einen enorm hohen Anteil bürgerschaftlichen En-
gagements auszeichnet und unter besonders effi-
zientem Mitteleinsatz arbeitet, kündigen Sie, meine
Damen und Herren von den Mehrheitsfraktionen,
eine Partnerschaft, die es erst ermöglicht, die
Chance zur Teilhabe an Kunst und Kultur für alle
Menschen offen zu halten, unabhängig von Wohn-
ort, sozialer Herkunft oder Alter.

Wie schon im letzten Jahr bei den Kürzungen im
Hochschulbereich wird auch hier völlig konzepti-
onslos unter Heranziehung falscher Behauptungen

wider besseres Wissen und wider die eigenen
Grundsätze der Rotstift angesetzt.

(Karl-Heinz Klare [CDU]: Das ist alles
so schlimm in Niedersachsen! Das ist
alles ein Chaos!)

Ich will Ihnen einige Beispiele nennen. Noch im
Mai letzten Jahres haben Sie, Herr Minister Strat-
mann, darauf hingewiesen, dass im Bereich der
freien Kultur mögliche Einsparpotenziale in keinem
Verhältnis zu den Schäden stehen, die diese Kür-
zungen bei der Grundversorgung vor Ort anrichten.

(Zustimmung bei der SPD)

Vor dem Hintergrund Ihrer Haushaltspolitik löst
sich diese Aussage in Schall und Rauch auf.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Im Koalitionsvertrag wird die Stärkung des ländli-
chen Raums als prioritär eingestuft. Kulturelle
Grundversorgung im ländlichen Raum findet aber
ausschließlich über freie, nichtstaatliche Einrich-
tungen statt. Auch hier werfen Sie Prinzipien
schnell über Bord, wenn es darum geht, Einspar-
potenziale zu finden. Wo immer es sich anbietet,
singen Sie, werte Kolleginnen und Kollegen von
CDU und FDP, das Hohelied auf das Ehrenamt.
Doch in der Kultur zerschlagen Sie genau die
Strukturen, die wir eigentlich gerade wegen der
Haushaltslage öffentlicher Kassen ausbauen
müssten, statt sie zu schwächen.

Das Hinwegsetzen über Logik und Verstand gipfelt
schließlich in Ihrer Behauptung, Herr Minister
Stratmann, ein Großteil der Mittel für die Freien
fließe in Bürokratie und Lobbyarbeit der Verbände.
Diese Behauptung ist durch nichts zu belegen.
Wenn Sie schon das Kriterium „ein Minimum an
Bürokratie“ als Messlatte anlegen, warum dann die
überproportionalen Kürzungen bei der Soziokultur?
Mit einem Verwaltungskostenanteil von nur 9 % ist
die Landesarbeitsgemeinschaft Soziokultur bun-
desweites Vorzeigemodell in Sachen effizienter
Mitteleinsatz.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Was immer Sie, Herr Minister Stratmann, in Sa-
chen Umstrukturierung der Kulturförderung vorha-
ben, eine Beendigung des Beleihungsvertrages mit
der LAGS wäre die unwirtschaftlichste Entschei-
dung, die man nur treffen kann. Wir können es uns
im wahrsten Sinne des Wortes nicht leisten, auf



Niedersächsischer Landtag - 15. Wahlperiode - 50. Plenarsitzung am 15. Dezember 2004

5599

eine mit Bestnoten evaluierte Förderpraxis zu ver-
zichten.

Meine Damen und Herren, aber die Kultur ist nicht
der einzige Bereich, der unter der Kürzungspolitik
leidet. Die vermeintliche Schonung des Hoch-
schuletats ist eine Mär. Nach der Umsetzung der
zweiten Stufe des HOK haben sich die Studienbe-
dingungen an den niedersächsischen Hochschulen
massiv verschlechtert. 2005 greift bei den Hoch-
schulen die zweite Stufe des so genannten Hoch-
schuloptimierungskonzeptes mit weiteren 10 Milli-
onen Euro Kürzungen. Aber es ist vor allem das
Ausbleiben des zugesagten Zukunftsvertrages,
das Schlimmes befürchten lässt. De facto heißt
das, meine Damen und Herren, dass der Finanz-
minister jederzeit Zugriff auf die Hochschuletats
hat.

Herr Minister Stratmann, Sie haben den Hoch-
schulen einen Zukunftsvertrag versprochen, der
sie zumindest für ein paar Jahre vor weiteren Kür-
zungen hätte schützen sollen. Doch Sie sind leider
wortbrüchig geworden.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Stattdessen lassen Sie zu, dass sich die Bedin-
gungen an den niedersächsischen Hochschulen
auch im Jahre 2005 weiter verschlechtern werden.
Das Überlastproblem wird sich weiter zuspitzen,
denn das HOK ist nichts anderes als ein Studien-
platzabbauprogramm. Trotz zu langer Studiendau-
er und hoher Abbrecherquote wird sich die Betreu-
ungsquote 2005 weiter verschlechtern. Den Hoch-
schulen werden außerdem zusätzliche Aufgaben
aufgebürdet, denn die Umstellung auf Bachelor-
und Master-Studiengänge erfordert einen hohen
Kosten- und Personalaufwand. Die Reform der
Hochschulzulassung wird enorme Mehrkosten
verursachen.

Meine Damen und Herren, während diese Landes-
regierung der ohnehin schon kränkelnden Hoch-
schullandschaft also fleißig weitere Wunden
schlägt und damit die Studienbedingungen für
Studierende weiter verschlechtert, sollen diese für
die Teilnahme an einem maroden System nun
auch noch ordentlich zur Kasse gebeten werden.
Nichts verfolgen die Mehrheitsfraktionen und die
Landesregierung in Sachen Hochschulpolitik em-
siger als die Forderung nach Gebühren.

Meine Damen und Herren, die Heraufsetzung des
Verwaltungskostenbeitrages der Studierenden auf
75 Euro nimmt sich da noch harmlos aus. Die Er-

hebung für Gebühren für Zulassungsverfahren wird
bereits kräftiger zu Buche schlagen. Sie ist darüber
hinaus kontraproduktiv, weil die Hürden zur Auf-
nahme eines Studiums doch gesenkt und nicht
erhöht werden müssen. Die Erhebung von Stu-
diengebühren ist angesichts der Kürzungen im
Hochschulbereich allerdings wirklich ein Affront.

Meine Damen und Herren, solange diese Landes-
regierung den staatlichen Anteil an der Hochschul-
finanzierung kontinuierlich zurückfährt, kann sie
doch nicht erwarten, dass die Steigerung des pri-
vaten Anteils der Kosten bei den Betroffenen auf
Verständnis stoßen wird.

(Beifall bei den GRÜNEN - Zustim-
mung bei der SPD)

Wenn Sie nicht einmal Ihr Versprechen eines Zu-
kunftsvertrages für die Hochschulen bis 2007 ein-
halten können, Herr Minister Stratmann, wie wollen
Sie dann sicherstellen, dass die Studiengebühren
nicht zum Stopfen von Haushaltslöchern herhalten
müssen? Es tut mir Leid, Herr Minister, aber Ihre
Beteuerungen, Studiengebühren werde es nur
geben, wenn sie auch wirklich den Hochschulen
zugute kämen, sind angesichts der gemachten
Erfahrungen absolut unglaubwürdig.

Meine Damen und Herren, wir üben auch formale
Kritik an den Hochschulhaushalten. Die Haus-
haltsberatungen für 2005 haben zum wiederholten
Male gezeigt, dass der Übergang von der kamera-
listischen zur kaufmännischen Haushaltsführung
nicht gelungen ist. Das Hochschulkapitel ist
intransparent und lässt kaum Rückschlüsse auf die
tatsächliche wirtschaftliche Situation der einzelnen
Hochschulen zu, weil Eröffnungs- und Abschluss-
bilanzen fehlen. Zielvereinbarungen, die die
Grundlage für die Zuführungen an die Hochschu-
len sein sollen, liegen ebenfalls nicht zeitgerecht
vor. Damit fehlt dem Parlament eine wichtige Be-
ratungsgrundlage. Ich sehe die Landesregierung in
der Pflicht sicherzustellen, dass die Beratung des
Hochschulkapitels 2006 unter legalen Bedingun-
gen stattfindet.

Es verbleibt noch der Bereich der Erwachsenenbil-
dung. Meine Damen und Herren, wir haben der
Novelle des Erwachsenenbildungsgesetzes trotz
einiger Unzulänglichkeiten zugestimmt,

(Bernd Althusmann [CDU]: Ein gutes
Haar lassen Sie ja doch!)



Niedersächsischer Landtag - 15. Wahlperiode - 50. Plenarsitzung am 15. Dezember 2004

5600

weil wir den betroffenen Einrichtungen fraktions-
übergreifend Verlässlichkeit und Planungssicher-
heit signalisieren wollten. Dies wird sich in Zukunft
aber vor allem in den Haushaltsberatungen bewei-
sen müssen. Hier ist Misstrauen angebracht.

Meine Damen und Herren, alles deutet darauf hin,
dass sich bei den Kürzungen im Einzelplan 06 ein
Rotationsprinzip durchsetzt: ein Jahr Kürzungs-
schwerpunkt Hochschulen, ein Jahr Kürzungs-
schwerpunkt Kultur

(Zuruf von Bernd Althusmann [CDU])

und dann im dritten Jahr Kürzungsschwerpunkt in
der Erwachsenenbildung. Ich meine, dass ich als
Grüne sagen darf: Das ist Rotation im schlechtes-
ten Sinne.

(Beifall bei den GRÜNEN - Zustim-
mung bei der SPD)

Denn auch bei der Erwachsenenbildung ist das
Ende der Fahnenstange längst erreicht. Die Feh-
ler, die Sie bei den Hochschulen und der Kultur
gemacht haben, werden hoffentlich nicht wieder-
holt. Meine Bitte, Herr Minister Stratmann: Agieren
Sie bitte im nächsten Jahr nicht so durchschaubar,
wie es zu befürchten steht. Denn, meine Damen
und Herren, ob Kulturpolitik oder Hochschulpolitik,
Sie orientieren sich ausschließlich am Einspardik-
tat des Finanzministers. Eine problemgerechte, auf
die Anforderungen der Zukunft ausgerichtete Poli-
tik ist Fehlanzeige. Stattdessen werden mittel- und
langfristige Zukunftsinvestitionen kurzfristigen Ein-
sparungen geopfert.

Obwohl Sie, meine Damen und Herren von CDU
und FDP, in den Haushaltsdebatten nicht oft ge-
nug betonen können, dass wir eine Verantwortung
gegenüber den nachfolgenden Generationen ha-
ben, kommen langfristige Folgekosten von Einspa-
rungen in Ihrem Kalkül nicht vor. Meine Damen
und Herren, erkennen Sie endlich an, dass Ausga-
ben im Bereich Wissenschaft und Kultur Zukunfts-
investitionen sind, und hören Sie auf, am falschen
Ende zu sparen. Wir zeigen Ihnen mit unseren
Haushaltsanträgen, wie man das macht. - Danke
schön.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Vizepräsident Ulrich Biel:

Für die CDU-Fraktion hat nun der Abgeordnete
Klare das Wort.

Karl-Heinz Klare (CDU):

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Selbstverständlich sind alle Entscheidun-
gen, die wir auch im Bildungsbereich treffen, im-
mer unter dem Aspekt einer gigantischen Ver-
schuldung zu sehen, die wir von Ihnen übernom-
men haben. Nachdem ich das jetzt gehört habe,
was Sie, Frau Dr. Andretta, und Sie von den Grü-
nen gesagt haben, müsste man meinen, die nie-
dersächsische Hochschullandschaft, die nieder-
sächsische Kulturlandschaft insgesamt, alles wür-
de zerschlagen, würde kränkeln, würde unter
Wortbruch leiden, würde zerstört werden,

(Dr. Gabriele Andretta [SPD]: Nein!)

und müsste man glauben, dass Sie von einem
anderen Land - und nicht von Niedersachsen -
reden, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Wenn Sie auf diese Art und Weise Oppositionspo-
litik machen, dann kann ich nur sagen: Machen Sie
weiter so. Dann wird es sehr lange dauern, bis Sie
irgendwann einmal auf konstruktive Vorschläge
kommen, denn davon war in beiden Reden über-
haupt nichts zu hören.

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren, in folgendem Punkt
herrscht Konsens, obwohl wir sonst nur Negativ-
darstellungen bekommen haben: Der Schlüssel für
die Zukunftsfähigkeit eines Landes und der Motor
für kulturelle, wirtschaftliche und soziale Entwick-
lung und Innovationskraft heißt Bildung und Aus-
bildung.

(Isolde Saalmann [SPD]: Das ist ganz
neu!)

- Sie haben einen anderen Eindruck erweckt. -
Dieser Haushalt des Ministers passt genau in die-
se These hinein. Nach meiner Bewertung steht der
Einzelplan 06 unter der Überschrift: Wir halten
Wort, und zwar in schwierigen Zeiten. - Genau das
ist das Motto, auf das wir uns hier verständigen
müssen.
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Fortschritt erreicht man nur mit erstklassigen
Hochschulen und erstklassigen Forschungsein-
richtungen. Deshalb haben wir mit dem Hoch-
schuloptimierungskonzept den einzig richtigen
Weg eingeschlagen. Es gibt keine Alternative. Das
wissen viele, nur Sie haben es leider nicht begrif-
fen. Sie führen in etwa die gleiche Diskussion wie
vor einem Jahr. Sie malen schwarz, obwohl Sie
wissen, dass die Hochschulen gerade auf diesen
Aufbruch gewartet haben. Das ist die Wahrheit.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Dr. Gabriele Andretta [SPD]: Gehen
Sie doch in die Hochschulen!)

Meine Damen und Herren, es geht darum, dass wir
uns in einer Zeit mit den Haushalten, die wir ha-
ben, auf das Wesentliche und auf die Stärken kon-
zentrieren müssen; das ist das Gebot der Stunde.

(Beifall bei der CDU)

Es ist weder finanzierbar noch vertretbar, an allen
Standorten alles anbieten zu wollen. Das sollten
Sie sich einfach einmal merken, damit man nicht
mit Gießkannen über das Land zieht. Solche
Hochschullandschaften, in denen alles finanzierbar
und vertretbar ist, gibt es nicht. Meine Damen und
Herren, diesen Weg werden wir konsequent wei-
tergehen. Ich sage, entgegen dem, was Sie heute
hier wieder erklärt haben: Die Zusagen im Hoch-
schulbereich werden 1 : 1 umgesetzt, d. h. neben
dem im HOK Festgesetzten gibt es keine weiteren
Kürzungen für die Hochschulen, auch wenn immer
wieder etwas anderes behauptet wird. Richtige
Prioritätensetzung und Verlässlichkeit sind die
Merkmale, die die niedersächsische Hochschulpo-
litik bestimmen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU - Isolde Saal-
mann [SPD]: Wo denn?)

Ich sage es noch einmal: Was Sie damals gesagt
haben, ist nicht eingetreten, meine Damen und
Herren. Das Dunkel- und Schwarzmalen hat sich
nicht bewahrheitet. Die Zielvereinbarungen zeigen,
dass das HOK ohne Wenn und Aber umgesetzt
wird. Nicht nur der Minister, meine Damen und
Herren, sondern auch die Hochschulen wissen um
die Notwendigkeit der im HOK festgesetzten
Schritte. Sie sind schlichtweg froh darüber, dass
endlich eingefahrene Strukturen aufgebrochen und
verbessert werden können. Die Hochschulen wis-
sen inzwischen auch, meine Damen und Herren,
dass sie in Lutz Stratmann, unserem Wissen-
schaftsminister, einen sehr verlässlichen Partner

haben, einen Wissenschaftsminister, der zu sei-
nem Wort steht.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Wir werden diese Politik im Sinne der Hochschulen
und auch im Sinne der Studierenden fortsetzen.
Dabei werden wir auch die großen Herausforde-
rungen, die sich in der Zukunft aus der Globalisie-
rung des Bildungsmarktes oder in Form der inter-
nationalen Konkurrenz anstehen, berücksichtigen
und diesen Weg weitergehen.

Gleiches gilt im Übrigen auch für den Kulturbe-
reich, Frau Bührmann. Es ist richtig, die schwierige
Situation der Mittelknappheit als Chance zu nut-
zen; das haben wir getan. Festgefahrene Struktu-
ren mussten hinterfragt werden, Bürokratie musste
abgebaut werden, und eine Profilschärfung musste
durchgesetzt werden. Das ist die Politik im Kultur-
bereich. Verantwortung für den Kulturbereich in
Niedersachsen wahrzunehmen heißt, dafür zu
sorgen, dass die Landeszuschüsse unmittelbar der
Kultur zugute kommen und jeder Euro effektiv
eingesetzt wird. Sie kennen die Strukturen im Kul-
turbereich doch auch; dazu muss ich Ihnen doch
nichts erzählen.

Meine Damen und Herren, es ist kein leichter Weg
gewesen. Das haben wir alle gespürt, weil wir viele
Briefe bekommen haben. Er war mit Widerständen
unterschiedlichster Interessengruppen gepflastert.
Doch wir mussten ihn gehen, und wir sind ihn auch
gegangen, meine Damen und Herren. Wir sind ihn
bei den Hochschulen so gegangen, und wir wer-
den ihn bei den Kultureinrichtungen gehen, weil es
dazu keine Alternative gibt.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Sigmar Gabriel [SPD]: Warum liest du
denn heute ab?)

Meine Damen und Herren, auch bei den Staats-
theatern werden wir mehr Wirtschaftlichkeit durch-
setzen. Darüber ist bis jetzt zwar nicht gesprochen
worden, aber wir wissen, dass das notwendig ist.
Wir werden die Zusammenarbeit zwischen den
staatlichen und den nichtstaatlichen Theatern aus-
bauen, in der Kulturförderung Bürokratie abbauen
und durch die Stärkung der Landschaften und
Landschaftsverbände die kommunale Anbindung
erweitern. Meine Damen und Herren, was vor Ort
entschieden werden kann, soll auch vor Ort ent-
schieden werden. Das ist eine alte Maxime unserer
Politik, die wir nicht nur im Bereich der Kulturförde-
rung umgesetzt haben.
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(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Meine Damen und Herren, ich möchte noch kurz
auf die Förderung der Erwachsenenbildung einge-
hen. Diese haben wir auf einem sehr hohen Ni-
veau gehalten. Ich sage das auch mit ein bisschen
Stolz. Das neue Erwachsenenbildungsgesetz ist
eines der wichtigen Gesetze, die wir in dieser Le-
gislaturperiode beschlossen haben. Ich bin sehr
dankbar dafür, dass wir das gemeinsam auf den
Weg gebracht haben.

Die staatliche Bildungsverantwortung endet nicht
am Ende der Schulzeit. Lebenslanges Lernen
dürfen wir nicht nur von unseren Bürgern fordern;
wir müssen ihnen auch die entsprechenden Mög-
lichkeiten geben. Das ist mit dem Erwachsenenbil-
dungsgesetz sehr wohl gelungen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Mit diesem neuen Erwachsenenbildungsgesetz
haben wir gemeinsam eine hervorragende Grund-
lage dafür geschaffen, mit der die Qualität in der
Erwachsenenbildung gesichert wird. Aber, meine
Damen und Herren, hier finden sich auch die Leit-
linien unserer Politik wieder: besondere Förderung
von Eltern- und Familienbildung, Stärkung des
Ehrenamtes, Verbesserung der wirtschaftlichen
und sozialen Struktur des ländlichen Raumes. Das
sind ganz wichtige Merkmale, die wir neu in die
Prioritätenliste aufgenommen haben.

Die Ausgaben für die Erwachsenenbildung sind
Investitionen in die Zukunft des Landes. Deswegen
ist es richtig, den Bereich der Erwachsenenbildung
von Kürzungen weitestgehend auszunehmen. Die
Ansätze für das Jahr 2005 sind ein weiterer Beleg
dafür, dass wir unserer Verantwortung für das
Land trotz der schwierigen Zeiten gerecht werden.

Meine Damen und Herren, wir haben im Bereich
Wissenschaft und Kultur in den vergangenen Mo-
naten vieles gemeinsam auf die Reihe gebracht.
Das ist auch gut so. Man wundert sich aber, wenn
man dann solche Reden zu hören bekommt, wie
Sie sie eben gehalten haben. Ich meine, Gemein-
samkeit in dieser Sache ist vielfach gefordert und
auch richtig.

Der Haushalt für den Bereich Wissenschaft und
Kultur lässt sich mit den Worten zusammenfassen:
Wir gestalten und sichern die Zukunft Niedersach-
sens, auch ohne immer neue Schulden zu ma-
chen. Eines erlaube ich mir kritisch zu sagen, mei-
ne Damen und Herren: Das unterscheidet uns

wohltuend von Ihnen in der Zeit Ihrer Regierungs-
vergangenheit.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizepräsident Ulrich Biel:

Für die CDU-Fraktion hat nun die Abgeordnete
Siebert das Wort.

Britta Siebert (CDU):

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und
Herren! Niedersachsen ist hinsichtlich der Vielfäl-
tigkeit seiner Museumslandschaft einzigartig,

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

von den montanhistorischen Museen im Oberharz
bis zum Sielhafenmuseum in Carolinensiel, von
den Darstellungen der frühesten menschlichen
Spuren in Schöningen bis hin zu moderner Kunst
in der Kunsthalle in Emden oder im Sprengel-
Museum in Hannover.

(Beifall bei der CDU - Zurufe von der
SPD)

Wir in Niedersachsen können stolz auf das sein,
was unsere Museen zu bieten haben, und wir kön-
nen sehr selbstbewusst auf unsere Kulturschätze
blicken.

(Beifall bei der CDU - Hans-Dieter
Haase [SPD]: Alles in den letzten zwei
Jahren entstanden!)

Den Museumsdirektoren und allen, die an der her-
vorragenden Arbeit unserer Museen beteiligt sind,
gilt an dieser Stelle mein herzlichster Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vor dem Hintergrund der knappen Finanzmittel
und trotz aller Einsparungen werden die Museen
auf einem hohen finanziellen Niveau gefördert.

(Zurufe von der SPD: Ach nee! - Das
muss ganz neu sein!)

Das zeigt, wie wichtig uns diese Arbeit ist. Das,
was eine rot-grüne bzw. rote Landesregierung
über mehr als ein Jahrzehnt versäumt hat, kann
man nicht innerhalb von eineinhalb Jahren reparie-
ren.

(Beifall bei der CDU - Zuruf von Wolf-
gang Wulf [SPD])
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- Herr Wulf, das können auch wir nicht. - Es stimmt
mich sehr traurig, dass Museen nicht nur Altes und
Sehenswertes präsentieren, sondern vielerorts
auch zur Schau stellen, wie wenig Ihnen, meine
Damen und Herren in der Opposition, unsere Kul-
turgüter und Museen wert waren und sind.

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren, ich will nicht nur in die
Vergangenheit schauen, sondern auch in die Zu-
kunft blicken. Wir müssen alle Kräfte auf die inhalt-
liche Arbeit unserer Museen richten und den Ver-
waltungsaufwand zugunsten von mehr Flexibilität
möglichst gering halten.

(Zuruf von der SPD: Wir haben doch
gar keine Verwaltungskräfte mehr!)

Deshalb sorgen wir für eine größere Selbststän-
digkeit unserer sechs Landesmuseen, setzen auf
weitere Synergieeffekte und steigern damit die
Wirtschaftlichkeit unserer Museen. Diese Ziele
stehen für uns im Vordergrund und werden im
Dialog mit den Museumsdirektoren und dem Mu-
seumsverband gemeinsam verwirklicht.

Sie, meine Damen und Herren auf der Oppositi-
onsbank, haben nicht einmal die erforderlichen
Analysen für die Konzipierung von nachhaltigen
strukturellen Verbesserungen der Museumsland-
schaft vorbereitet. Nicht einmal vorbereitet haben
Sie die!

Hier ist aber nun endlich Bewegung drin. Dem
Stillstand bei der zukunftsorientierten Weiterent-
wicklung der niedersächsischen Museumsland-
schaft wird mit einem zielstrebigen Voranschreiten
ein Ende gesetzt. Da Sie, sehr geehrte Frau
Bührmann, den Museumsbereich vorhin kaum
erwähnt haben, sind Sie wohl insgesamt meiner
Meinung.

Mit unseren Museen wollen wir auch in Zukunft
unseren Kindern und Kindeskindern Kultur nahe
bringen und ihnen Wissen vermitteln. Das ist eine
großartige Aufgabe, meine Damen und Herren.

(Unruhe)

Vizepräsident Ulrich Biel:

Frau Siebert, einen Augenblick bitte. - Jetzt reden
Sie bitte weiter.

Britta Siebert (CDU):

Mit unseren Museen wollen wir auch in Zukunft
unseren Kindern und Kindeskindern Kultur nahe
bringen und ihnen Wissen vermitteln. Das ist eine
großartige Aufgabe, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Uns geht es nicht nur um das Jetzt, uns geht es
vor allem um das Morgen. Dieser Verantwortung
kommen wir auch mit dem Haushalt 2005 nach. -
Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei
der FDP)

Vizepräsident Ulrich Biel:

Für die CDU-Fraktion hat nun der Abgeordnete Dr.
Brockstedt das Wort.

Professor Dr. Emil Brockstedt (CDU):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Das
Schlagwort von einem europäischen Hochschul-
raum vom Ural bis zum Mittelmeer ist in aller Mun-
de. Der so genannte Bologna-Prozess hat durch
die Berliner Konferenz der Bildungsminister von 40
europäischen Staaten, darunter erstmals Russland
und die Balkanstaaten, im September 2003 einen
neuen und sehr ehrgeizigen Fahrplan erhalten. Ich
sagte eben, 40 Staaten. Um das zu verdeutlichen:
Das sind 5 000 Hochschulen mit 12,5 Millionen
Studenten.

Das Tempo der Einführung neu konzipierter inter-
national ausgerichteter Bachelor- und Master-
Abschlüsse hat sich damit drastisch erhöht. Spä-
testens 2010, wenn es beim jetzigen Sachstand
bleibt, sollen die Hochschulen im Rahmen ihrer
Autonomie entsprechende Strukturen schaffen. In
Niedersachsen werden wir dieses Ziel sicherlich
früher erreichen.

Es wird aber nicht genügen, dabei bestehende
Inhalte lediglich mit neuen Namen zu versehen.
Studieninhalte sind entsprechend zu ändern. Auch
und gerade die Bachelor-Studenten der Universi-
täten müssen berufsfähig sein. Die Hochschulen
sind in diesem Rahmen gefordert, ihre Stärken zu
stärken und ihre Profile zu schärfen. Gerade die
Hochschulen der angewandten Wissenschaften
und Künste, die Fachhochschulen, können, wenn
sie sich auf ihre Stärken konzentrieren, hiervon
noch stärker profitieren als in der Vergangenheit.
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Maßstab muss dabei aber der anerkannt hohe
Stellenwert der traditionellen deutschen Abschlüs-
se bleiben, damit die Akzeptanz eines Bachelors
oder Masters auch in der Wirtschaft erreicht wird.

(Unruhe - Glocke des Präsidenten)

Wir müssen in Zukunft mit unseren Abschlüssen
besser sein als andere. Ich nenne ein Beispiel: Auf
einen deutschen Chemiestudenten kommen heute
150 chinesische Chemiestudenten. Die können
später 150mal so lange im Labor stehen und for-
schen. Deshalb müssen wir besonders gute Absol-
venten ausbilden.

Die Umstellung der bisherigen Diplom- und Ma-
gisterstudiengänge auf die Bachelor- und Master-
Struktur wird auch die Studiengänge der Lehr-
amtsausbildung erfassen. Bei der weiteren Umset-
zung der Neustrukturierung der Lehramtsstudien-
gänge kommen der frühzeitigen Verknüpfung von
Theorie- und Praxisausbildung, der Entwicklung
der Diagnosefähigkeit der Lehramtsstudenten und
dem Schulformbezug eine besondere Bedeutung
zu.

(Beifall bei der CDU)

Diese Umstellung der Lehramtsstudiengänge wird
seit dem Regierungswechsel in Niedersachsen
ganz konsequent umgesetzt und auch zur drin-
gend erforderlichen qualitativen Verbesserung der
Lehrerausbildung genutzt. Es ist uns gelungen, mit
allen für das Lehramt ausbildenden Hochschulen
in Niedersachsen für eine Neustrukturierung der
Lehramtsstudiengänge auf der Grundlage der
Strukturvorgaben für 2006/2007 die Ausbildung zu
beginnen. Durch diese Strukturvorgaben in staatli-
cher Verantwortung für die Qualitätssicherung sind
Grundlagen für eine umfassende inhaltliche Re-
form der Lehrerausbildung gelegt worden.

Auf der Agenda für das nächste Jahr stehen das
Hochschulzulassungsgesetz und die NHG-Novelle.

(Isolde Saalmann [SPD]: Darauf sind
wir aber gespannt!)

- Darauf sind Sie gespannt? Gut. - Die Anhörung
zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des
Niedersächsischen Hochschulzulassungsgesetzes
hat bereits am 9. Dezember stattgefunden. Wir
werden die dort vorgetragenen Anregungen auf-
nehmen und auch entsprechend umsetzen. Ich
hoffe hier auf eine konstruktive Zusammenarbeit;
denn wenn die Hochschulen den größten Teil ihrer

Studierenden aussuchen können, wird dies nicht
nur positive Auswirkungen auf die Studiendauer
und auf ihren Studienerfolg haben, sondern durch
Profilbildung und Wettbewerb der Hochschulen
untereinander werden gerade diese besonders
gefördert.

(Beifall bei der CDU)

Wenn es uns also gelingt, ein gutes, zukunftsge-
richtetes Hochschulzulassungsgesetz zu verab-
schieden, werden wir im Wettbewerb der Hoch-
schulen besser bestehen und als Sieger daraus
hervorgehen können.

(Beifall bei der CDU)

Sie sehen, meine Damen und Herren: Wir befinden
uns am Anfang eines weitreichenden Umbruchs,
um mit unserem niedersächsischen Bildungssys-
tem und mit unserer niedersächsischen Bildungs-
politik Anschluss an die Länder Bayern und Ba-
den-Württemberg zu bekommen. Ich bin sicher,
dass wir dabei auf einem richtigen Weg sind. Wir
werden den Wettbewerbsgedanken verstärkt in
unsere Hochschulen implantieren. Wir brauchen
jetzt Geduld, Kraft und die Unterstützung aller ge-
sellschaftlichen Kräfte. In die Köpfe und Herzen
unserer jungen Generation muss die Überzeugung
zurückkehren, dass Leistung Anerkennung ver-
dient und auch Anerkennung bekommt. Die Herr-
schaft des Mittelmaßes kann im internationalen
Wettbewerb keinen Bestand mehr haben. Wir
müssen dafür sorgen, dass Schule und Hoch-
schule dieses Ideal zurückerobern, denn diese
Leitbilder braucht die Jugend. - Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Ulrich Biel:

Für die FDP-Fraktion hat nun der Abgeordnete
Herr Dr. Dr. Zielke das Wort.

(Oh! bei der SPD - Unruhe - Glocke
des Präsidenten)

Professor Dr. Dr. Roland Zielke (FDP):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Unser
Land hat hohe Schulden und wenig Geld - auch für
die Bildung. Mehr wäre besser; niemand würde
das bestreiten. Aber manche Rezepte, meine Da-
men und Herren von der Fraktion der Grünen, wie
die Erhöhung der Gewerbesteuer für die Bildung,
sind nun wirklich kontraproduktiv und undiskutabel
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in der heutigen Situation, in der unsere Betriebe
doch wachsen und Lehrstellen schaffen sollen.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Wir versuchen, aus knappem Geld das Beste zu
machen, und wir versuchen das nicht nur, wir tun
das auch.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Der Haushalt 2005 für die Hochschulen lässt sich
ganz einfach zusammenfassen: versprochen und
gehalten.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU -
Widerspruch bei der SPD)

Am Beginn des Hochschuloptimierungskonzeptes
haben wir versprochen, dass es im Jahre 2005
keine weiteren Einschnitte geben würde. Trotz der
unerwarteten zusätzlichen Einnahmeausfälle und
Sparzwänge ist es uns gelungen, die Mittel für die
Hochschulen in vollem Umfang zu erhalten.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Das bedeutet Planungssicherheit für die Hoch-
schulen, zwar auf kargem Niveau - das wissen
wir -, aber wir werden auch weiterhin das HOK wie
geplant umsetzen. Die Hochschulen wissen das,
und sie honorieren das. Resignation bei den
Hochschulen kann ich wirklich nicht so erkennen.

Frau Dr. Andretta, zur Föderalismusdiskussion.
Haben Sie Angst davor, dass wir unsere Hoch-
schulen selbst voranbringen könnten? Sollen wir
unsere Länderkompetenzen in diesem Bereich für
ein Linsengericht verkaufen? Sollen wir diesem
absurden Brain-up-Konzept der so genannten
Spitzenhochschulen nachlaufen? Wir wollen Ex-
zellenz-Cluster. Das ist etwas ganz anderes. Das
ist sachgerecht und viel besser.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Wir wollen nicht mit verfassungswidrigen Verboten
arbeiten wie Frau Bulmahn bei der Junior-
Professur,

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

sondern wir setzen auf den offenen Wettbewerb
zwischen den Konzepten Junior-Professur und
Habilitation. Wir wollen keine Spitzenuniversitäten
par ordre du mufti, sondern den offenen Wettbe-
werb zwischen den Hochschulen.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Deswegen wollen wir den niedersächsischen Weg
und nicht den Bildungszentralismus einer Frau
Bulmahn.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU -
David McAllister [CDU]: Dabei könnt
ihr ruhig einmal mitklatschen! Wolf-
gang!)

Wir packen die Dinge an, die die Hochschulen
unisono wollen und die sie wirklich voranbringen,
wie die Möglichkeit, nach eigenen Kriterien Stu-
denten zuzulassen. Allein diese Möglichkeit wird
einen Riesenschub geben und eine Aufbruchstim-
mung erzeugen. Fazit: Es gibt auch gute Refor-
men, die wenig kosten.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU -
Hans-Christian Biallas [CDU]: Sehr
gut!)

Nächstes Thema: Erwachsenenbildung. Wir haben
es in langen und komplizierten Verhandlungen
erreicht, dass das Erwachsenenbildungsgesetz
trotz der vorgesehenen Kürzungen im Einverneh-
men mit den Verbänden und auch hier im Landtag
einstimmig verabschiedet werden konnte. Ich
möchte mich an dieser Stelle ausdrücklich bei den
Verbänden der Erwachsenenbildung für ihre Ein-
sichten in die Notwendigkeiten der Haushaltskon-
solidierung bedanken.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Was den Bereich Kultur betrifft, so sind die Kür-
zungen weit moderater ausgefallen, als einige,
schon bevor irgendwelche Zahlen bekannt waren,
es an die Wand gemalt haben. Von einem Kahl-
schlag kann keine Rede sein.

(Heinrich Aller [SPD] bespricht sich
mit Mitgliedern seiner Fraktion)

Vizepräsident Ulrich Biel:

Augenblick, Herr Dr. Zielke, wir wollen die jetzt
nicht stören, die gerade reden. - Herr Abgeordne-
ter Aller!

Professor Dr. Dr. Roland Zielke (FDP):

Herr Aller, Sie können auch weghören.

(Beifall bei der FDP)
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Vizepräsident Ulrich Biel:

Herr Dr. Zielke, fahren Sie fort.

Professor Dr. Dr. Roland Zielke (FDP):

Von einem Kahlschlag in der Kultur kann keine
Rede sein. Wir als FDP-Fraktion haben darüber
hinaus in den Beratungen durchgesetzt, dass die
Mittel für die freie Kulturförderung, in der sehr viel
ehrenamtliches Engagement steckt, doch noch um
600 000 Euro aufgestockt werden. Dazu wird mein
Kollege Roland Riese sprechen.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Vizepräsident Ulrich Biel:

Und diesem Kollegen erteile ich jetzt das Wort für
die FDP-Fraktion.

Roland Riese (FDP):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Die Kultur ist bekanntlich eines der weni-
gen Politikfelder, die sich nur durch eine geringe
Regelungsdichte auszeichnet. Das ist ein Gebiet,
in dem wir in Niedersachsen wie auf kaum einem
anderen Feld unabhängig von Bundesrecht politi-
sche Gestaltungskraft an den Tag legen können.
Ich habe mich deswegen besonders gefreut, dass
es gestern in der Generaldebatte der Vorsitzende
der FDP-Fraktion, Herr Dr. Philipp Rösler, war, der
insbesondere auf die Kulturpolitik und den Stel-
lenwert der Kultur im Lande hingewiesen hat. Es
sitzen hier viele im Saal, die beschämt schweigen
müssen, weil sie nämlich nach der Vorstellung der
ersten Rahmendaten des Haushaltsentwurfs im
Juli 2004 für den Haushalt 2005 durch die Lande
gezogen sind und behauptet haben, die freie Kul-
tur würde abgeschafft und 8 Millionen Euro würden
dort eingespart.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Die Kollegin Dr. Heinen-Kljajić war sich sogar nicht
zu schade, diesen Umstand noch einmal in Erinne-
rung zu rufen. Es galt aber damals wie auch heute
das Wort von Gorbatschow: Wer zu früh kommt,
den bestraft das Leben!

(Karl-Heinz Klare [CDU]: Nein, wer zu
spät kommt! - Uwe Harden [SPD]:
Das war ein falsches Zitat! - Hans-
Werner Schwarz [FDP]: Manche wa-
chen jetzt auf! Herzlich willkommen!)

Wohl sind noch in dem Haushaltsentwurf, den die
Landesregierung im Oktober in dieses Haus ein-
gebracht hat, schmerzhafte Kürzungen im Bereich
der Kultur enthalten. Es sind dies aber - wir alle
müssen einmal die Hand aufs Herz legen - unver-
meidbare Beiträge zum Aufräumen in einem chao-
tischen Landeshaushalt, den diese Regierung von
ihren Vorgängern geerbt hat.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Wenn ich die Zahlen richtig aufaddiere, dann
komme ich nicht mehr auf 4 Millionen, verehrte
Kollegin Heinen-Kljajić, sondern auf noch gut 1 Mil-
lion im Haushaltsentwurf. Erfreulicherweise haben
wir in den Beratungen durch die Fraktionen diese
Vorschläge in ihrem Wert noch vermindern und auf
intelligente Art und Weise decken können. In die-
sem Zusammenhang möchte ich mich ausdrück-
lich bei den Kolleginnen und Kollegen der Koaliti-
onsfraktion CDU bedanken. Die FDP hat in den
Haushaltsberatungen vorgeschlagen, die quali-
tätsvolle und fantasiereiche Arbeit der vielen freien
Theater im Lande dadurch zu würdigen, dass wir
speziell für diesen Bereich in den Haushaltsentwurf
noch weitere 300 000 Euro eingestellt haben. Es
ist mir persönlich eine besondere Freude, dass wir
für eine Kürzung um 50 000 Euro, die Sie vor-
schlagen mussten - Herr Minister, ich weiß, dass
Ihnen das nicht leicht gefallen ist, weil Sie insoweit
ein Versprechen von Ihrem Vorgänger Oppermann
geerbt haben, dass die Haushaltsansätze gleich
bleiben sollten -, einen Deckungsvorschlag gefun-
den haben. Insofern können wir auch beim Welt-
kulturerbe Rammelsberg das Vorjahresniveau
wieder erreichen.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, in der Kultur-
diskussion haben wir uns vielfach mit Leuchttür-
men beschäftigt. Dazu hat der Minister für Kultur
Lutz Stratmann am 15. September 2004 an diesem
Pult folgende Worte gefunden:

„Was das Stichwort ‚Leuchttürme‘ an-
geht, so sage ich Ihnen: Für mich ist
der strahlendste und hellste Leucht-
turm in diesem Lande die Ehrenamt-
lichkeit.“

Dafür haben Sie viel Applaus bekommen, Herr
Minister. Er war auch völlig berechtigt; denn ohne
diesen Leuchtturm kommen wir nicht zurecht. Es
ist aber so, wie alle Seefahrer wissen. Leuchttürme
geben über große Entfernungen hinweg nur eine
grobe Orientierung. Sie müssen durch Richtfeuer,
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durch Leitfeuer und durch eine Unzahl befeuerter
Bojen ergänzt werden, damit der Richtungsuchen-
de nicht auf gefährliche Untiefen gerät. Für diese
Richtfeuer und beleuchteten Bojen sorgt der von
der Regierung vorgeschlagene und von den Frak-
tionen beratene Haushalt.

Wenn ein solcher Haushalt zur Beschlussfassung
vorliegt, stellen sich - - -

(Axel Plaue [SPD]: Haben Sie schon
einmal eine beleuchtete Boje getrof-
fen? - Gegenruf von Dr. Harald Noack
[CDU]: Nicht auf dem Maschsee! Aber
es gibt sie! - Weitere Zurufe)

- Ja. Herr Kollege Plaue, lassen Sie uns zusam-
men segeln. Dann zeige ich Ihnen welche.

(Weitere Zurufe von der SPD)

Vizepräsident Ulrich Biel:

Fahren Sie fort. Sie haben das Wort.

Roland Riese (FDP):

Natürlich ergeben sich, wenn man einen solchen
Haushalt beschließt, immer auch Aufgaben für die
Zukunft. Das sind Aufgaben sortierender Art. Ich
durfte Ihnen an dieser Stelle schon einmal vortra-
gen, dass auch in der Organisation der vielschich-
tigen Kulturlandschaft Aufgaben zu erledigen sind,
die mehr als 15 Jahre liegen geblieben sind und
jetzt angefasst werden müssen.

Ich nenne drei dieser Aufgaben. Der zugegebe-
nermaßen nicht sehr üppige Kulturhaushalt des
Landes Niedersachsen - er beläuft sich auf weni-
ger als 1 % des Gesamthaushaltes - ist zu zwei
Dritteln und mehr durch große und teure Einrich-
tungen bestimmt, nämlich durch die Theater. Hier
müssen - der Kollege Klare hat schon darauf hin-
gewiesen - Umstrukturierungen stattfinden. Hier
müssen wir über Tarifverträge reden. Wir müssen
über Kooperationen reden und über die Organisa-
tion des Spielplans, um zu zeitgemäßen Formen
zu kommen. Außerdem werden wir dort erhebliche
Wirtschaftlichkeitsreserven heben. Die werden wir
nicht dazu verwenden, um den Haushalt zu sanie-
ren - das ist mit solchen relativ kleinen Beträgen
auch gar nicht möglich -, sondern aus diesen Wirt-
schaftlichkeitsreserven werden wir Kraft für eine
gestaltende Kulturpolitik in der Fläche und für die
vielen anderen Kulturfelder gewinnen, wie wir es
uns vorgenommen haben.

In der reichhaltigen organisch gewachsenen Kul-
tur- und Kulturförderungslandschaft müssen wir
uns auch in Zukunft politisch über die Frage aus-
einander setzen, was Aufgabe der Kommunen und
was Aufgabe des Landes ist. Hier ist das Stichwort
„Übungsleiterpauschale“ genannt worden. Jetzt
dürfen Sie wieder einmal etwas schmunzeln; denn
hier am Pult steht einer der wahrscheinlich weni-
gen Chorleiter im Saal. Die Übungsleiterpauschale
kommt beim einzelnen Gesangverein mit 300 Euro
an. Dieser Gesangverein hat 20 oder, wenn es ein
großer ist, 50 Mitglieder. Wenn die im Jahr 300
Euro bekommen, dann bedeutet das: Wenn jedes
einzelne Mitglied pro Monat ein Bier weniger trinkt,
dann bringt der betreffende Verein die gleiche
Summe schon von sich aus auf. Bei solchen Be-
trägen kann nicht wirklich von einer Landesaufga-
be die Rede sein.

(Zurufe von der SPD)

Diese Beträge sollten wir besser in eine vom Lan-
desmusikrat organisierte gute Bildungs- oder Qua-
lifizierungsmaßnahme für die Übungsleiter hinein-
geben. Das als nur ein Beispiel.

Es gedeiht im Fördersystem über den Haushalt,
über diverse meist staatsnahe Stiftungen ein bun-
ter Strauß von Blumen. Allerdings sind viele der
Blüten in ihrem Duft nur lokal begrenzt wahrnehm-
bar. Viele kleine Projekte, auch im Bereich Sozio-
kultur, sind von ihrer Natur her eben doch kommu-
nale und nicht unbedingt staatliche Aufgaben.
Auch dort geht es - wie übrigens auch bei den
Museen - darum, eine gewisse Qualität und gewis-
se Standards zu garantieren. Es geht aber nicht
darum, auch noch der letzten kleinen Einrichtung
den letzten kleinen Geldbetrag zu geben. Damit
verzetteln wir uns.

Der dritte Aufgabenbereich, mit dem wir uns be-
schäftigen müssen, bedarf eines zähen Ringens.
An dieser Stelle spreche ich alle Kulturpolitiker im
Hause, aber auch alle Haushaltspolitiker an. Die-
ser dritte Bereich umfasst die Gestaltung von För-
derverfahren, die Richtlinien, die Anwendung und
auch die Formulierung der Landeshaushaltsord-
nung. Wer mit Kulturvereinen und Ehrenamtlichen
spricht, der bekommt jeden Tag praktische Bei-
spiele dafür geliefert, wie sich hier Hemmnisse
aufbauen, die wir durch eine Überprüfung der
Rechtsnormen beseitigen müssen. Ich rate Ihnen
allen, diese Gespräche zu führen.
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Was die Haushaltsansätze und die im Rahmen der
Diskussion vorgeschlagenen Änderungen angeht,
so finden Sie in allen Kulturvereinen verständige
Staatsbürger, die wissen, dass auch sie einen
Beitrag leisten müssen. Ich habe mit Vertretern der
Soziokultur, der freien Theater, der Museen und
der Kulturvereine überall im Land gesprochen und
dort viel Verständnis gefunden. Deshalb sollten wir
hier nicht den Untergang des Abendlandes zitie-
ren. Er findet nicht statt.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Vizepräsident Ulrich Biel:

Für die Landesregierung hat nun Herr Minister
Stratmann das Wort.

Lutz Stratmann, Minister für Wissenschaft
und Kultur:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Zu Beginn möchte ich mich bei den Kolle-
ginnen und Kollegen der Regierungsfraktionen
ganz herzlich dafür bedanken, dass es in finanziell
extrem schwierigen Zeiten gelungen ist, einen
Einzelplan 06 vorzulegen, der davon gekennzeich-
net ist, dass es in den Hochschulkapiteln keine
weiteren Kürzungen geben wird.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Das heißt, er ist davon gekennzeichnet, dass wir
Wort halten - eine Selbstverständlichkeit für diese
Regierung und die Regierungsfraktionen. Außer-
dem ist es gelungen - liebe Frau Bührmann, das ist
hier eben völlig zu Recht vorgetragen worden -, die
Horrorzahl im Kulturbereich in Höhe von 8 Millio-
nen Euro, die Sie zum Anlass genommen haben,
hier im Landtag ein großes Spektakel zu veran-
stalten, auf 1 Millionen Euro abzusenken. 1 Millio-
nen Euro, bezogen auf 8 Millionen Euro, die hier
vor einigen Wochen ein Thema waren - meine
Damen und Herren, dies kann man als wirklichen
Erfolg im Rahmen der Haushaltsplanberatungen
bezeichnen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Wenn man dann noch berücksichtigt, dass Sie
diese Kürzung der Kulturmittel um 1 Millionen Euro
auf einen Gesamtansatz in Höhe von 175 Millionen
Euro beziehen müssen, dann bitte ich Sie, die
Kirche im Dorf zu lassen. Hier in Niedersachsen
geht deshalb keineswegs die Welt unter,

(Beifall bei der CDU)

auch wenn ich gut nachvollziehen kann, dass Be-
troffene, die in Zukunft etwas weniger bekommen,
darüber nicht glücklich und erfreut sind. Ich habe
nie ein Hehl daraus gemacht, dass ich mir selbst-
verständlich wünschen würde, mich in der Rolle
eines Kulturministers zu befinden - um einmal bei
diesem Bereich zu bleiben -, der im Übermaß über
Geld verfügen und durch das Land reisen und
neue Museen - eines luxuriöser und schöner als
das andere - eröffnen kann. Diese Rolle wünscht
sich wohl jeder herbei, weil es menschlich wäre,
sich so zu verhalten.

Ich stelle aber auch fest, dass meine Vorgängerin-
nen und Vorgänger - alle, wie sie da sind - ihr Amt
vielleicht zu häufig nach diesem Prinzip ausgeübt
haben, sodass wir heute diese sich in aller Drama-
tik stellenden Probleme haben.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Freude löst ein solches Verhalten allemal mehr
aus. Es ist aber nicht verantwortlich, wenn ich an
die Bürden denke, die wir künftigen Generationen
damit aufgelastet haben.

(Unruhe)

Vizepräsident Ulrich Biel:

Herr Minister, einen Augenblick. - Fahren Sie bitte
fort!

Lutz Stratmann, Minister für Wissenschaft
und Kultur:

Mit großem Bedauern, liebe Frau Dr. Andretta,
stelle ich fest, dass sich in Zeiten wie diesen, die
eigentlich ein völlig anderes Verhalten erfordern
würden, die Opposition offensichtlich dazu ent-
schieden hat, sich auf Fundamentalkritik zu be-
grenzen, ohne auch nur im Ansatz Lösungsvor-
schläge aufzuzeigen.

(Beifall bei der CDU)

Ich habe mir die Anträge der SPD-Fraktion zum
Einzelplan 06 mit großem Interesse angeguckt. Ich
habe gesagt: Das ist konsequent. Da stehen
50 Millionen, also eine Rücknahme der hier kriti-
sierten Kürzungen im Hochschulbereich. - Dann
habe ich ein zweites Mal hingeguckt und gesehen:
Da fehlt ja eine Null. Sie wollen die Kürzungen ja
um nur 5 Millionen Euro reduzieren. - Frau Dr. An-
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dretta, behaupten Sie gegenüber der Öffentlichkeit
doch nicht, dass Sie die Kürzungen im Hochschul-
bereich zurücknehmen wollten. In Wahrheit bean-
tragen Sie eine Verringerung der Kürzungen um
nur 5 Millionen Euro. Das ist noch nicht einmal ein
Zehntel der von uns beschlossenen Kürzungen.
Das ist nicht seriös. Sie werden damit unglaubwür-
dig.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Ich würde mich erheblich lieber mit Ihnen ausein-
ander setzen, wenn Sie hier Vorschläge in einer
entsprechenden Größenordnung und dafür auch
Deckungsvorschläge unterbreitet hätten. Dann
würde ich mich gerne mit Ihnen darüber unterhal-
ten, ob diese Deckungsvorschläge richtig und seri-
ös sind oder nicht. Aber überhaupt keine Vor-
schläge zu machen und hier zu sagen, Finanzzu-
weisungen dürfen nicht gekürzt werden - das war
einer Ihrer letzten Sätze -, ist nicht seriös. So kön-
nen wir nicht miteinander umgehen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Sie haben auch Haushaltsvorschläge gemacht, die
den Kulturbereich betreffen. Dort wollen Sie zu-
sätzlich 500 000 Euro ausgeben. Meine Damen
und Herren, die Regierungsfraktionen haben einen
Antrag vorgelegt, der einen Betrag von
600 000 Euro umfasst. Das heißt, die Regierungs-
fraktionen liegen mit 100 000 Euro über den Vor-
schlägen der Opposition - so viel zur Seriosität
Ihrer Vorträge hier!

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Die Grünen - liebe Frau Heinen-Kljajić, Sie haben
ja die Diktion von Frau Dr. Andretta aufgegriffen -
machen Folgendes: Sie versuchen noch nicht ein-
mal, unseren Haushaltsplanansatz sozusagen
positiv zu korrigieren, sondern sie reduzieren ihn
bei der Studienstiftung sogar noch um 10 000 Eu-
ro. Sie haben es also noch nicht einmal geschafft,
mehr draufzupacken, sondern Sie nehmen sogar
noch etwas heraus. Ich finde das ungeheuerlich.
So können wir nicht miteinander umgehen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Herr Präsident, ich finde es dabei besonders scha-
de - das ist vielleicht einmal eine Anregung -, dass
zwischenzeitlich die Besucher auf den Tribünen
gewechselt haben. Das heißt, sie alle gehen mit
dem Eindruck nach Hause, dass das, was die Op-
position hier vorträgt, richtig ist, ohne dass wir die

Gelegenheit haben, das richtig zu stellen. Aber
gut, sei es drum.

(Zurufe von der SPD: Das ist auch
richtig!)

Vizepräsident Ulrich Biel:

Herr Minister, es kann natürlich auch umgedreht
sein.

Lutz Stratmann, Minister für Wissenschaft
und Kultur:

Ja, es kann auch umgedreht sein. Damit gleicht
sich das aus. Das gebe ich gerne zu.

(Beifall bei der SPD)

Jetzt zu einigen Stichworten, die hier gefallen sind.
Ein Stichwort lautet „Zukunftsvertrag“. Auch dazu
kann ich Ihnen nur sagen: Wir stehen zu dem
Wort, das wir vor einem Jahr gegeben haben, dass
wir den Hochschulen einen Zukunftsvertrag vorle-
gen wollen. Aber dieser Zukunftsvertrag, liebe Frau
Dr. Andretta, soll sich in einem Punkt wesentlich
von dem Innovationspakt I und II der SPD-
Vorgängerregierung unterscheiden: Er soll eben
nicht unter Haushaltsvorbehalt stehen. Wir wollen
eben nicht nur weiße Salbe verschmieren, wie Sie
das über Jahre getan haben, sondern wir wollen
den Hochschulen sagen: Wenn wir mit euch einen
Vertrag abschließen, dann hat dieser Vertrag auch
wirklich Substanz. Wir werden uns daran halten.
Der Vertrag wird nicht unter Haushaltsvorbehalt
gestellt und nicht bei der nächsten Diskussion
wieder null und nichtig sein.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Damit würden wir Vertrauen zerstören. Glaubwür-
digkeit ist für uns aber ein enorm hohes Gut.

Ich möchte in diesem Zusammenhang noch etwas
anderes sagen: Das nächste Jahr wird für Sie ein
schweres Jahr. Das Bundesverfassungsgericht
wird im Januar Studiengebühren, so wie das bei
der Juniorprofessur auch der Fall war, zulassen.
Das heißt, es wird die Verbotsnorm im Hochschul-
rahmengesetz verwerfen.

(Dr. Gabriele Andretta [SPD]: Sie wis-
sen das schon?)

Davon geht sogar Frau Bundesbildungsministerin
Bulmahn aus, die ich ja angeblich immer be-
schimpfe. Diejenigen, die mich kennen, wissen,
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dass ich das gar nicht kann. Ich neige zu allem,
aber nicht zu Beschimpfungen. Aber sei es drum.
Das Bundesverfassungsgericht wird die Verbots-
norm aus dem HRG herausnehmen. Dann, meine
lieben Kolleginnen und Kollegen von den Grünen
und von der SPD, kommt für Sie der Beweistermin:
Sind Sie bereit, mit uns einen Weg zu gehen, der
den Hochschulen mehr Mittel verschafft, der aber
nur dann gegangen wird, wenn die Mittel auch
wirklich in den Hochschulen verbleiben? - Für die-
sen Weg stehe ich hier. Ohne diese Bedingung
mache ich die Studiengebühren nicht mit. Das
sage ich ganz bewusst öffentlich vor diesem hohen
Haus.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Sind Sie dann bereit, diesen Weg mit uns zu ge-
hen? Werden Sie dann zumindest an diesem
Punkt glaubwürdig - da Sie ja ständig zusätzliche
Mittel für die Hochschulen einfordern -, oder wer-
den Sie auch dann Fundamental- und Oppositi-
onspolitik betreiben? - Ich fürchte, das Zweite wird
der Fall sein. Ich würde mich freuen, wenn Sie bei
diesem Thema einen konstruktiven Dialog mit uns
führen würden.

Dann haben Sie kritisiert, wir würden beim Hoch-
schulbau reduzieren. Das tun wir in der Tat. Aber
wir sind trotzdem in der Lage, die Bundesmittel
gegenzufinanzieren, und zwar komplett. Warum
sind wir das? - Sie müssen mit Ihrer Kollegin in
Berlin einmal darüber sprechen, ob es vernünftig
ist, die Hochschulbaumittel zurückzufahren, näm-
lich von 1,1 Milliarden Euro auf 925 Millionen Euro.
Weil sie das getan hat, haben wir kein Problem
damit, die Gegenfinanzierung sicherzustellen. Wa-
rum sollen wir mehr Geld in den Haushalt einstel-
len, wenn es weniger Komplementärmittel aus
Berlin dafür gibt? Ich frage sie: Warum sollten wir
das tun? - Sie haben sich in der Vergangenheit
überhaupt nicht anders verhalten.

Bezüglich der Exzellenzförderung muss ich noch
einmal auf den Hochschulbauplanfond hinweisen.
Ich persönlich finde es ungeheuerlich, dass so
getan wird, als würden nun zusätzliche Mittel für
die Forschung und anderes bereitgestellt, aber
verschwiegen wird, dass die 1,45 Milliarden Euro
Bundesmittel ausnahmslos durch eine Absenkung
des Hochschulbauplanfonds finanziert werden.
Das bedeutet im schlechtesten Fall - da gebe ich
Ihnen Recht, liebe Frau Dr. Andretta -, dass die
norddeutschen Länder unter Umständen künftig
die Exzellenzförderung in Süddeutschland, Bayern

und Baden-Württemberg mitfinanzieren. Das müs-
sen wir verhindern. Ich bin zuversichtlich, dass es
dem Herrn Ministerpräsidenten morgen und in den
nächsten Tagen im Rahmen der Föderalismus-
kommission gelingen wird, die entsprechenden
Entscheidungen zu erreichen.

Ich möchte noch ein Thema aus diesem Bereich
aufgreifen, weil es von Frau Dr. Heinen-Kljajić
angesprochen worden ist und auch im Ausschuss
von Herrn Wenzel thematisiert worden ist. Da wur-
de gesagt: Eure Vorschläge sind intransparent und
überhaupt nicht beratungsfähig. - Auch dazu will
ich sagen: Man kann nicht auf der einen Seite
ständig das Hohelied der Autonomie der Hoch-
schulen und der Globalhaushalte singen, aber auf
der anderen Seite erwarten, dass man in den Aus-
schüssen eine Diskussion wie zu kameralistischen
Haushalten führen kann. Beides passt nicht zu-
sammen. Das muss hier der Ehrlichkeit halber
auch gesagt werden.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Stefan Wenzel [GRÜNE]: Transpa-
renz und Autonomie gehören zusam-
men!)

Wir stehen für ein Höchstmaß an Autonomie.

(Stefan Wenzel [GRÜNE]: Und dazu
gehört Transparenz!)

Wir stehen für moderne Bewirtschaftungsformen.
Herr Wenzel, ich weiß, dass Sie das auch tun.
Aber ich bitte Sie, auch ehrlich zu sagen, dass
dann die üblichen Haushaltsberatungen, wie wir
sie aus den letzten Jahrzehnten kennen, nicht
mehr uneingeschränkt möglich sind.

(Stefan Wenzel [GRÜNE]: Das erklä-
ren Sie hier wider besseren Wissens!)

Einige Worte abschließend zum Kulturbereich. Ich
habe etwas zu den Zahlen gesagt. Von 8 Millionen
Euro sind insgesamt etwa 2 Millionen Euro übrig
geblieben. Von den 2 Millionen Euro muss man
- wenn man so will - noch rund 1 Million Euro Er-
wachsenenbildung abziehen. Das heißt, es erfol-
gen 1 Million Euro Kürzungen im Kulturbereich.

(Christina Bührmann [SPD]: Das
müssen Sie schon fairerweise sagen!)

Auch das will ich der Ehrlichkeit halber dazu sa-
gen. Das betrifft aber, liebe Frau Bührmann, den
Kulturhaushalt, was die Haushaltsdebatten anbe-
langt, nur mittelbar. Dass zusätzliche Einschnitte
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durch die Reduzierung der Konzessionsabgabe
und der Toto/Lotto-Mittel eintreten, ist ein Problem,
dem sich auch alle anderen Kolleginnen und Kol-
legen vom Sportbereich - Minister Schünemann -
bis in den Sozialbereich - Ministerin von der Ley-
en - zu stellen haben. Das betrifft den Kulturhaus-
halt in den Auswirkungen unmittelbar. Die Haus-
haltsdebatte, die wir jetzt führen, betrifft das nur
mittelbar. Ich habe meinen Haushalt zu sehen.
Dieser Haushalt ist, was den Kulturbereich anbe-
langt, um 1 Million Euro gekürzt. Das räume ich
freimütig ein. Bezogen auf einen Betrag von
175 Millionen Euro ist das eine, wie ich finde, ak-
zeptable Größenordnung.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Sie haben das Beispiel Musikschulen genannt.
Auch das gehört zur Wahrheit dazu: In der Tat
kürzen wir - das betrifft das Thema Toto/Lotto und
Konzessionsabgabe - um 25 %. Liebe Kolleginnen
und Kollegen, ich muss Ihnen aber berichten, dass
sich diese 25 % auf einen Landeszuschuss von
1,9 % - bezogen auf die Gesamthaushalte der
Musikschulen - bezieht. Das heißt, von den 1,9 %
Landeszuschuss für die Musikschulen nehmen wir
25 % heraus. Das ist die Kürzung. Das gehört zur
Wahrheit dazu. Das heißt, künftig wird die Förde-
rung von 1,9 % auf rund 1,5 % zurückgeführt, be-
zogen auf die Gesamthaushalte der Musikschulen.
Auch das ist eine vertretbare Größe. Ich glaube, da
müssen wir ehrlich miteinander umgehen.

Eines ist von der Kollegin Siebert sehr sympa-
thisch vorgetragen worden. Ich stelle fest, dass es
gerade im Kulturbereich in den letzten Jahren eine
sehr ausgeprägte Mentalität gegeben hat - ich
halte mich einmal zurück und versuche, sehr mo-
derat zu formulieren -, Geld auszugeben, und zwar
nicht immer unter qualitativen Gesichtspunkten.
Man ist vielmehr mit der Gießkanne durch das
Land gegangen und hat versucht, die Leute glück-
lich und zufrieden zu machen.

(Zustimmung bei der CDU)

Es gibt und gab eine Reihe von Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern, die das mit großer Freude ge-
macht haben. Das kann ich menschlich auch
nachvollziehen. Aber eines, Frau Bührmann, gab
es nie: Es gab nie auch nur im Ansatz die Überle-
gung, wie wir Konzepte hinkriegen, die es uns
ermöglichen, auch in haushaltsmäßig schwierigen
Zeiten eine Kulturlandschaft vorzuhalten, die es
verdient hat, auch außerhalb Niedersachsens mit

Stolz und Hochachtung betrachtet zu werden. Das
versuchen wir jetzt.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

In allen Bereichen - z. B. bei den Museen - haben
wir uns vorgenommen, unter Hinzuziehung von
Fachleuten Strukturveränderungen vorzunehmen.
Es sind Projektgruppen mit Fachleuten eingesetzt
worden, die sich die niedersächsische Museums-
landschaft anschauen. Das Gleiche gilt für die
Theater in Niedersachsen - die staatlichen, die
städtischen und die freien Theater. Ich glaube,
dass wir hier durch eine bessere Zusammenarbeit
und eine stärkere Koordinierung eine Menge an
Synergien und Potenzialen freisetzen können, die
wir zugegebenermaßen - dafür werde ich mich als
zuständiger Ressortminister immer einsetzen - der
Kultur auch wieder zugute kommen lassen müs-
sen.

Ich meine, dass wir die Kulturlandschaft nur dann
wirklich am Leben erhalten können, wenn wir jetzt
den Mut haben, Schwerpunkte zu setzen, Struktur-
veränderungen vorzunehmen und auch kunden-
orientierter zu agieren, als das in der Vergangen-
heit der Fall war. Dies tun wir. Da können Sie uns
und mir wirklich keinen Vorwurf machen. Wenn Sie
etwa unser Drei-Säulen-Modell kritisieren, dann
passt das allerdings nicht mit Ihrem Eingangsvor-
wurf zusammen, wir würden nichts tun. Wir haben
die Kulturlandschaft in dieser Hinsicht durchge-
bürstet und sind zu dem Ergebnis gekommen,
dass wir drei grobe Einordnungen vornehmen
können.

(Unruhe - Glocke des Präsidenten)

Wir sind im Gespräch mit allen Kulturschaffenden,
wie wir auch in diesem Bereich die Mittel so effi-
zient wie möglich verteilen können. Besonders
wichtig ist mir, dass der überwiegende Teil dieser
Mittel auch wirklich bei den Kulturschaffenden
ankommt und nicht an den Fingern der Verwal-
tungsleute kleben bleibt. Das ist für mich ein au-
ßerordentlich wichtiger Ansatz.

(Zustimmung bei der CDU und bei der
FDP)

Ich habe von dieser Stelle aus schon gesagt, dass
von rund 2 oder 1,8 Millionen Euro Soziokulturmit-
teln ein gutes Drittel nur für Personalkosten ver-
wendet wird. Ich will damit nicht die Empfänger
dieser Gelder diskreditieren, weil ich sehr viel von
dem Beratungssystem halte, das in der Soziokultur
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aufgebaut worden ist. Bei dieser Feststellung muss
aber doch die Frage erlaubt sein, ob es dort nicht
zu Verschiebungen in Richtung Kulturschaffende
und zu einer Reduzierung der Personalkosten
kommen kann.

(Unruhe)

Vizepräsident Ulrich Biel:

Herr Minister, einen Augenblick, bitte. - Wirklich
ruhig wird es hier erst, wenn auch noch die
Sprechstunde auf der Ministerbank rechts von mir
eingestellt wird. - Fahren Sie fort!

Lutz Stratmann, Minister für Wissenschaft
und Kultur:

Lieber Herr Präsident, ich bin mit den Stichworten,
die ich mir aufgeschrieben habe, durch. Viele Kol-
legen haben bereits das Nötige gesagt.

Ich möchte zum Schluss versöhnlich an alle sagen:
Keiner von uns, keiner meiner Vorredner und na-
türlich auch kein Redner von der Opposition, wird
bestreiten, dass wir in extrem schwieriger Situation
Politik zu machen haben. Ich bitte deshalb alle
wirklich herzlich, sich noch einmal zu überlegen,
ob wir es uns in Zeiten wie diesen tatsächlich leis-
ten können, die Dinge nur nihilistisch, nur funda-
mental und vielleicht auch zu ideologisch anzuge-
hen. Wissenschaft und Kultur sind für die Zukunft
unseres Landes von existenzieller Bedeutung. Wir
werden Niedersachsen nur zukunftsfähig halten,
wenn wir im Bereich der Hochschulen, im Bereich
der Bildung insgesamt - Forschung, Technologie
und Innovationen - die richtigen Entscheidungen
treffen, die unter um Umständen auch mit Geld
verbunden sein müssen; das ist völlig unstreitig.
Wir haben hier gemeinsam eine hohe Verantwor-
tung und sollten uns - bei aller Kritik, die berechtigt
sein mag und die Sie auch konstruktiv vortragen
mögen - bemühen, Politik in diesem Bereich nicht
nur auf der Ebene einer fundamentalen Auseinan-
dersetzung zu betreiben, sondern wirklich zusam-
men zu wirken. Machen Sie mir konkrete Vor-
schläge! Sagen Sie mir, woher ich nach Ihrer Mei-
nung das Geld nehmen kann! Wir werden die Vor-
schläge mit allem Nachdruck prüfen. Wenn sie in
Ordnung sind, haben wir auch keine Scheu, diese
Vorschläge umzusetzen. Von derartigen Vorschlä-
gen habe ich aber heute leider nichts gehört.

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei
der FDP)

Vizepräsident Ulrich Biel:

Für den Themenbereich Wissenschaft und Kultur
liegen keine weiteren Wortmeldungen vor.

Wir kommen jetzt zum Themenbereich

Wirtschaft, Arbeit und Verkehr

Für die CDU-Fraktion hat sich der Abgeordnete
Hoppenbrock gemeldet.

Ernst-August Hoppenbrock (CDU):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die
wirtschaftliche Entwicklung Niedersachsens - ich
denke, da sind wir uns einig - ist immer von der
gesamtwirtschaftlichen Situation in der Bundesre-
publik Deutschland abhängig. Diese gesamtwirt-
schaftliche Situation in der Bundesrepublik
Deutschland ist zurzeit - Herr Oppermann, da wer-
den Sie mir zustimmen -, im sechsten Amtsjahr der
rot-grünen Bundesregierung, grottenschlecht.

(Stefan Wenzel [GRÜNE]: Das ist nun
wirklich Blödsinn!)

Besonders im Vergleich mit den anderen Indust-
rieländern zeigt sich: Deutschland ist nach wie vor
der kranke Mann in Europa.

(Zustimmung bei der CDU und bei der
FDP - Stefan Wenzel [GRÜNE]: Sie
wollen uns doch wohl nicht weisma-
chen, dass vorher alles in Butter war!
Das ist ja lächerlich! Da wurde immer
nur ausgesessen und ausgesessen
und ausgesessen!)

Wenn man den Prognosen der Wirtschaftsfor-
schungsinstitute glauben darf, wird sich daran
auch in den nächsten Jahren leider nichts ändern.

(Unruhe - Glocke des Präsidenten)

Vernachlässigt man die statistischen Verluste,
dann haben wir in Deutschland immer noch ca.
6 Millionen Menschen ohne festen Arbeitsplatz.
Jahr für Jahr gehen 40 000 Betriebe - gestern
wurde gesagt: 42 000 Betriebe - Pleite, und wir
verlieren in Deutschland Tag für Tag über 1 000
Arbeitsplätze.

Ich meine, es reicht nicht aus, hier nur das Elend
zu beschreiben.
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(Stefan Wenzel [GRÜNE]: Aber wir
sind uns einig, dass es bei Kohl noch
schlimmer war, dass es ganz
schrecklich war! Sie waren doch auch
froh, als Kohls Wirtschaftspolitik be-
endet wurde!)

Die Niedersächsische Landesregierung hat sich
konzeptionell neu aufgestellt, sie hat neu nachge-
dacht und neue Produkte entwickelt. Verschiedene
Institute haben schon nachgewiesen: Niedersach-
sen ist auf dem richtigen Weg. Die Wirtschaft hat
wieder Vertrauen gefasst zur Wirtschaftspolitik der
Niedersächsischen Landesregierung,

(Zustimmung bei der CDU und bei der
FDP)

wie es beispielsweise auch das Länderranking der
Wirtschaftswoche zeigt, das gestern hier schon
referiert worden ist. Hätten wir nicht eine solche
dramatisch hohe finanzielle Erblast übernommen,
dann könnten wir diesen Aufholprozess durch zu-
sätzliche Maßnahmen, die natürlich etwas kosten,
noch deutlicher unterstützen.

Der Konsolidierungskurs, den die Landesregierung
eingeschlagen hat, ist der einzig mögliche Weg,
um uns wieder auf ein sicheres Fundament zu
bringen. Er ist auch die einzig vertretbare Antwort
auf die Verschuldung, die wir von der SPD-
Landesregierung, von der Vorgängerregierung,
übernommen haben.

(Anneliese Zachow [CDU]: Richtig!)

Wir sind uns daher sicherlich einig: Konsolidieren
ist unverzichtbar. Obwohl im Haushalt des Wirt-
schaftsministers zusätzlich 50 Millionen Euro ein-
gespart werden mussten, wurden mit den verblei-
benden Mitteln Schwerpunkte gesetzt, hauptsäch-
lich bei der Innovationsförderung und bei der Mo-
bilität. So stieg der Innovationsanteil am Wirt-
schaftsförderfonds von knapp 30 % im Jahr 2003
auf inzwischen über 61 % im Jahr 2005.

Ein anderer wichtiger Punkt zur Stärkung des Wirt-
schaftsstandorts Niedersachsen ist die Verwal-
tungsmodernisierung. Zur aktiven Standortpolitik
gehört der Abbau von überflüssigen rechtlichen
Vorschriften. Die uns von der SPD-Landes-
regierung, von der Vorgängerregierung, hinterlas-
sene Überregulierung, teilweise bis ins letzte De-
tail, behindert unternehmerisches Handeln und
erhöht die Arbeitskosten. Der Abbau von Bürokra-
tie dagegen kostet kein Geld, erhöht aber die Att-

raktivität des Wirtschaftsstandorts Niedersachsen
für die Unternehmen. Diese „Wirtschaftspolitik
ohne Geld“ - so nenne ich sie einmal - nimmt an-
gesichts der Haushaltslage einen immer größeren
Stellenwert ein.

(Zustimmung bei der CDU und bei der
FDP)

Im Wirtschaftsministerium wurde ein neues Referat
„Bürokratieabbau“ geschaffen, in dem die Maß-
nahmen zum Abbau von bürokratischen Hemmnis-
sen gebündelt und koordiniert werden. Das ge-
schieht gemeinsam mit den mittelständischen Un-
ternehmen.

Gerade dem Mittelstand dient auch die Einrichtung
der NBank, die Anfang des Jahres ihre Arbeit auf-
genommen hat.

(Wolfgang Ontijd [CDU]: Sehr gut!)

Dort werden die Förderinstrumente gebündelt, und
die Wirtschaft hat seitdem, Gott sei Dank, nur noch
einen Ansprechpartner.

(Björn Thümler [CDU]: Eine hervorra-
gende Einrichtung!)

Die NBank berät aus einer Hand über die Förder-
programme von Land, Bund und EU. So hat bei-
spielsweise der Niedersachsen-Kredit bereits bei
vielen kleinen und mittleren Unternehmen gehol-
fen, neue Arbeitsplätze einzurichten bzw. die vor-
handenen Arbeitsplätze zu sichern. Daran haben
Sie auch Ihren Anteil; das weiß ich.

(Zustimmung bei der CDU und bei der
FDP - Björn Thümler [CDU]: Das kann
man bestätigen! - Wolfgang Ontijd
[CDU]: Sehr richtig!)

Meine Damen und Herren, ein herausragender
Indikator für die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit
und die Qualität der Wirtschaftspolitik ist der Ar-
beitsmarkt. Noch im Januar 2003, also kurz vor
dem Regierungswechsel, belegte Niedersachsen
den 9. Platz unter den Bundesländern. Seitdem
haben wir uns verbessert und halten seit März
dieses Jahres stabil den 6. Platz. Ich meine, das
will etwas heißen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Christian Dürr [FDP]: Das ist doch
was!)
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Durch den Ausbildungspakt, dem sich die Gewerk-
schaften übrigens verweigert haben, hat Nieder-
sachsen in diesem Jahr einen Zuwachs an Ausbil-
dungsplätzen von 3 %. Durch eine gemeinsame
Anstrengung von CDU und FDP wurde die ÜLU,
die überbetriebliche Lehrlingsunterweisung, wieder
eingeführt und in gewohnter Weise ausgebracht.
Ich danke ganz ausdrücklich den kleinen und mitt-
leren Unternehmen und auch den Handwerksbe-
trieben für diese außerordentliche Ausbildungs-
leistung, die sie in diesem Jahr für uns vollbringen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Meine Damen und Herren, trotzdem leiden unsere
niedersächsischen Unternehmen nach wie vor
unter den falschen Vorgaben durch die Bundesre-
gierung. Bei den Bereisungen unseres Arbeitskrei-
ses ging die Diskussion mit den Unternehmern
immer wieder in Richtung Neueinstellungen, und
es kam immer wieder das gleiche Argument: Wir
würden ja gern einstellen, wenn wir bei schlechter
Auftragslage nicht an dem starren Kündigungs-
schutzgesetz verzweifeln würden. - Also greifen
die Betriebe lieber auf Leiharbeitsfirmen zurück,
und die vielen Arbeitslosen haben das Nachsehen,
das dann allerdings bei vollem Kündigungsschutz.
Fakt ist: Der heutige starre Kündigungsschutz
schützt nur vordergründig die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter, die einen Arbeitsplatz haben. Er blo-
ckiert aber die Neueinstellungen, und es besteht
oft keine Chance, einen festen Arbeitsplatz zu
bekommen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Meine Damen und Herren, zum 1. Januar greifen
die neuen Arbeitsmarktgesetze nach Hartz IV. Das
geht in die richtige Richtung. Ich glaube, wir wollen
alle, dass das erfolgreich wird.

(Thomas Oppermann [SPD]: Dafür
habt ihr aber lange gebraucht!)

Schon in den vergangenen Jahren haben einige
Landkreise, wie beispielsweise der Landkreis Os-
nabrück, ohne neue Gesetze und neue Verord-
nungen viele Langzeitarbeitslose in Lohn und Brot
gebracht.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Dr. Philipp Rösler [FDP]: Sehr gut!)

So wurden beispielsweise seit 1997 im Landkreis
Osnabrück mehr als 7 000 Langzeitarbeitslose in
den ersten Arbeitsmarkt vermittelt. Das gelingt

aber nur, wenn sich die Vermittler bei der Wirt-
schaft Vertrauen erworben haben, wenn sie die
Talente der Langzeitarbeitslosen fördern, aber
auch, wenn sie diejenigen dann fordern und sie
dann individuell nach ihren Fähigkeiten in die Be-
triebe bringen.

Meine Damen und Herren, das Regionalmonitoring
des Niedersächsischen Instituts für Wirtschaftsfor-
schung hat einmal mehr bestätigt: Wirtschaftliche
Entwicklung findet entlang der großen Verkehrs-
wege statt. Das sind in erster Linie die Autobah-
nen. Hier entstehen neue Arbeitsplätze, und die
Bevölkerung wächst entgegen dem Bundestrend.
Durch den stümperhaften Versuch der Einführung
der Lkw-Maut ist der Bundesverkehrswegeplan
massiv unterfinanziert. Wichtige niedersächsische
Verkehrsprojekte sind direkt gefährdet. Das Glei-
che gilt für etwa 3 000 Arbeitsplätze in der nieder-
sächsischen Bauindustrie.

Aber anstatt zu resignieren, greifen das Land, die
Kommunen und die Wirtschaft zur Selbsthilfe. So
ist die Emslandautobahn, die A 31, inzwischen mit
Hilfe von Spenden der regionalen Wirtschaft, auch
mit Hilfe der alten Landesregierung - das will ich
gar nicht verhehlen -, die das angestoßen hat,
fertig gestellt. Am kommenden Sonntag wird mit
dem Schüttorfer Kreuz das letzte Teilstück freige-
geben.

(Thomas Oppermann [SPD]: Wer hat
das gemacht?)

Dann heißt es „Freie Fahrt zwischen Bottrop und
Emden“.

Am 15. November wurde ein Vertrag zur Planung
der A 22 unterzeichnet. Darin verpflichten sich das
Land Niedersachsen, die Kommunen und die
kommunale Wirtschaft, die Planungskosten zu je
einem Drittel zu tragen. Ziel ist der Abschluss des
Raumordnungsverfahrens Ende 2008.

(Christian Dürr [FDP]: Ein vorbildli-
ches Projekt!)

- Das ist sehr vorbildlich; das ist richtig.

Überregionale Bedeutung hat ebenfalls der Aus-
bau des Forschungsflughafens in Braunschweig.
Der ist finanziert. Dort arbeiten inzwischen mehr
als 1 600 hochqualifizierte Arbeitskräfte an Luftsi-
cherheits- und Verkehrsleittechnik.

Meine Damen und Herren, beim Straßenbau wer-
den die Mittel auf den Erhalt der vorhandenen
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Infrastruktur konzentriert. Dafür setzt das Land
32,7 Millionen Euro ein. Das ist objektiv gesehen
zwar zu wenig, aber, ich meine, wir wollen den
Konsolidierungskurs; dazu gehören auch Spar-
maßnahmen im Bereich Straßenbau. Erfreulich ist,
dass besonders im ländlichen Raum die Gemein-
schaftsradwege weiter gebaut werden. Das dient
der Schulwegsicherheit.

Nach wie vor fließt im Rahmen des Programms
„Niedersachsen ist am Zug“ viel Geld in die Schie-
ne. Herr Hagenah, mit einem Gesamtvolumen von
100 Millionen Euro haben wir eine umfassende
Modernisierung von 32 Bahnhöfen vertraglich mit
der Deutschen Bahn AG vereinbart. Und im Rah-
men des Harz-Weser-Vertrags zwischen Nieder-
sachsen und der Bahn AG wird die Bahn in den
nächsten Jahren gut 200 Millionen Euro in die
Schiene und auch in ein Stellwerk und weitere
moderne Triebwagen stecken.

Meine Damen und Herren, im Ausschuss hat die
Opposition keine konstruktiven Änderungsvor-
schläge zum Haushalt gemacht - ich kann mich
daran jedenfalls nicht erinnern -, einmal abgese-
hen davon, dass die Grünen wie in jedem Jahr
eine Verschiebung der GVFG-Mittel von der Stra-
ße in Richtung Schiene fordern. Das Gegenteil
wäre richtig gewesen, Herr Hagenah.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Dr. Philipp Rösler [FDP]: Genau!)

Und Herr Oppermann will pressewirksam mehr
Geld für den Erhalt der Landesstraßen. Aber, Herr
Oppermann, das sind genau die Straßen, die die
SPD während ihrer Regierungszeit hat verkommen
lassen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Zuruf von der CDU: Sehr richtig!)

Ich meine, das ist nicht sehr glaubwürdig. Die alten
Rezepte, der Ruf nach mehr Geld, haben unser
Land in der Vergangenheit in die Situation ge-
bracht, dass wir jetzt das Geld nicht mehr haben,
um diese Straßen zu renovieren und auszubauen.
Darum bemühen wir uns jetzt Jahr für Jahr, mehr
als 350 Millionen Euro Einsparungen herauszuar-
beiten.

(Stefan Wenzel [GRÜNE]: Früher ha-
ben Sie uns für bekloppt erklärt, wenn
wir so etwas beantragt haben!)

In einem Interview der NOZ - das konnte man am
Samstag nachlesen - hat Kardinal Lehmann die
ungehemmten öffentlichen Schuldenmacher als
„Zukunftsdiebe“ bezeichnet.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Zuruf von der CDU: Sehr richtig!)

Ich meine, er hat Recht. Ich kann Ihnen nur sagen:
Die Zukunftsdiebe waren vor uns dran. Wir ver-
halten uns anders. Wir wollen nicht schon heute
die Zukunft unserer Kinder verfrühstücken. Des-
halb gibt es zur Wirtschaftspolitik des Ministers
Hirche und der CDU/FDP-geführten Landesregie-
rung keine Alternative. Die Politik ist gut für die
Arbeitsplätze in Niedersachsen, sie ist gut für die
Menschen in Niedersachsen und damit ohne Al-
ternative für unser Land. - Danke schön.

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei
der FDP)

Vizepräsident Ulrich Biel:

Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat der
Abgeordnete Hagenah das Wort.

(Zurufe)

- Ich habe den Abgeordneten Hagenah aufgerufen!
Er hat jetzt das Wort, und die anderen schweigen
und hören zu.

Enno Hagenah (GRÜNE):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Diese Landesregierung versucht in der
Öffentlichkeit, sich quasi per Parteizugehörigkeit
Wirtschaftskompetenz und Haushaltskompetenz
zuzusprechen. Der Anschein trügt aber. Minister
Walter Hirche benutzt für neue, komplexe
Probleme zu oft alte und überholte Rezepte. Das
kann so nicht funktionieren. Falsche
Weichenstellungen in so wichtigen Bereichen wie
Verkehr, Wirtschaft und Ausbildung bei
abnehmenden Finanzmitteln verursachen
Gefahren für die Zukunft Niedersachsens.

Auch Ihre Haushaltspolitik, Herr Minister Hirche,
wird den Herausforderungen im Land nicht gerecht
und ist nicht effizient. Es ist zum Schaden für
Niedersachsen, wenn diese Regierung Förder-
mittel verschenkt. Die Fördermittel vom Bund und
der Europäischen Union für Niedersachsen werden
zukünftig ohnehin geringer. Spätestens mit dem
Auslaufen der Ziel-2-Mittel Ende 2006 sieht es für
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unsere Problemregionen bitter aus. Trotzdem
verschenken Sie auch 2005 die knappen Förder-
mittel wieder als Zuschüsse und stellen nicht - wie
beispielsweise unser Nachbarland Nordrhein-
Westfalen - auf revolvierende Fonds um. Nur so
könnten wir auch noch nach 2006 die Wirtschaft
Niedersachsens mit Rückflüssen fördern.

Ihr Ministerium versteht sich auch nicht gut darauf,
das Wirtschaftsförderinstrument GA-Mittel, das
vom Bund finanziert wird, für unser Land erfolg-
reich einzusetzen. Im Frühjahr beklagte Minister
Hirche noch an dieser Stelle das drohende Ende
der GA-Förderung. Wir alle haben ihm bei-
gepflichtet und ihn unterstützt, dass die Mittel auch
dieses Jahr fließen. Jetzt verzichtet Niedersachsen
sogar freiwillig auf große Beträge. Für 2004 gibt
das Land 15 Millionen Euro GA-Mittel an den Bund
zurück. Im Haushalt 2005 hat Minister Hirche
2 Millionen Euro, die der Bund Niedersachsen
bereitstellen würde, nicht einmal mehr gegen-
finanziert. Das ist ein Offenbarungseid, Herr Minis-
ter, wenn man bedenkt, dass in Ihrem Wirtschafts-
förderfonds noch ungebundene Mittel stecken, die
sich durch Zuschüsse von Bund und EU multipli-
zieren ließen.

(Hans-Jürgen Klein [GRÜNE]:
Unbegreiflich!)

Noch schlimmer ist der Verzicht dieser Landes-
regierung im nächsten Jahr auf die Bundesmittel
zum Programm Soziale Stadt, zur Städtebau-
förderung und zum Stadtumbau West. Mehrere
hundert Millionen Euro Investitionen gehen Nie-
dersachsen dadurch in den nächsten Jahren ver-
loren. Gerade in den Kommunen, die Probleme
haben, wäre es sehr wichtig gewesen, wenn wir
hier durchfinanzieren würden. Das ist wirklich nicht
gerecht und effizient, schon lange nicht, wenn Sie
bedenken, dass hier 1 Euro öffentlicher Investitio-
nen 7 bis 8 Euro private Investitionen auslöst.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, diese
Landesregierung will sogar das erfolgreiche Pro-
gramm zur Förderung der energetischen Sanie-
rung der Bausubstanz wieder kippen. Dieser Land-
tag hat noch voriges Jahr einstimmig gefordert,
alles zu tun, um die attraktiven Förderkredite der
KfW verstärkt nach Niedersachsen zu holen. Das
ist im Jahr 2004 durch den Einsatz der Landestreu-
handstelle mithilfe einer Landesbürgschaft auch
erfolgreich angelaufen. Die Mittel waren schon zur

Hälfte des Jahres aufgebraucht und mussten auf-
gestockt werden. Aber dieser warme Regen für
unsere Bauwirtschaft zählt für Minister Hirche nicht
ausreichend, weil die Privatbanken darauf ver-
schnupft reagiert haben und das Geschäft zu
teureren Konditionen wieder alleine machen woll-
ten. Das Erfolgskonzept der LTS wird deshalb
zulasten der notleidenden Bauwirtschaft auf Eis
gelegt.

(Zustimmung bei den GRÜNEN)

Dass Sie zu wenig Verständnis für unsere nie-
dersächsischen Unternehmen haben, zeigt auch
Ihr neuester Vorstoß. Mit den Reformvorschlägen
für die Berufsgenossenschaften ohne Absprache
mit den Betroffenen haben Sie sich ins Abseits
gebracht.

(Zuruf von der CDU)

- Ich war bei der Veranstaltung mit der Bau-
wirtschaft dabei. Man war gar nicht erfreut - not
amused - angesichts Ihrer Bundesratsinitiative.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wer nicht weiß, wie Unternehmen ihre Mitarbeiter
künftig versichern sollen, wenn das alles pri-
vatisiert ist und im Wettbewerb läuft, und wer kein
Konzept hat, wer die immensen Altkosten über-
nehmen könnte, und trotzdem das solide System
unserer Berufsgenossenschaften der fixen Idee
Wettbewerb opfern will, der handelt nicht pro-
fessionell, sondern fahrlässig, Herr Minister.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wir setzen andere Prioritäten. Bei diesem ange-
spannten Haushalt sehen wir z. B. kein Potenzial,
die Managerschule GISMA für Führungskräfte im
bisherigen Rahmen aus Landesmitteln zu fördern.
Das können Wirtschaft und Studierende auch aus
eigener Kraft schaffen, meinen wir. Viel wichtiger
ist aus unserer Sicht, den Verbraucherzentralen
ausreichend Mittel zu geben. In der globalisierten
Waren- und Konsumwelt wird unabhängige Orien-
tierung für den Verbraucher immer wichtiger. Die
Qualität von Produkten muss ebenso wie Energie-
und Schadstoffbilanz für die Kunden besser trans-
parent gemacht werden. Sie haben sonst keine
Lobby und brauchen unsere Unterstützung.

(Zustimmung von Hans-Jürgen Klein
[GRÜNE])
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Meine sehr verehrten Damen und Herren, die
Landesregierung setzt auch beim Punkt Ausbil-
dung falsche politische Signale in einer prekären
Situation. Seit Jahren waren die Bewerberzahlen
in Niedersachsen nicht derart hoch und die
Ausbildungsplätze derart niedrig wie im Herbst
2004. Nach Auskunft Ihres Ministeriums, Herr Mi-
nister, haben wir den Verlust von 1 600 Aus-
bildungsplätzen - in Summe, und zwar nach An-
rechnung der hinzugewonnenen Ausbildungs-
plätze und nach Abzug aller verlorenen Aus-
bildungsplätze - in unserem Land zu beklagen.
Ausgerechnet jetzt wollten Sie die Absprache im
Ausbildungspakt brechen und sehenden Auges die
überbetriebliche Ausbildung in Niedersachsen im
nächsten Jahr vor die Wand fahren. Doch die
übrigen Projektpartner protestierten lautstark. Jetzt
holen die Fraktionen der CDU und der FDP mit
ihrem Änderungsantrag die Kohlen für Sie aus
dem Feuer - immerhin. Das ist zwar gut für die
Jugendlichen, aber peinlich für die Landes-
regierung und ihren Wirtschaftsminister.

(Vizepräsidentin Astrid Vockert
übernimmt den Vorsitz)

Jenseits des Zahlenjonglierens, Herr Hoppen-
brock: Sie haben vorhin noch von 3 % mehr Aus-
bildungsplätzen gesprochen. Auch Sie sind im
Ausschuss dabei gewesen und haben vernom-
men, dass das Wirtschaftsministerium auf Nach-
frage uns gegenüber weniger Ausbildungsplätze
konstatieren musste. Fakt ist: Mehr Jugendliche
als jemals zuvor haben in Niedersachsen keine
Ausbildungsstelle in diesem Herbst gefunden.
Auch Ende November klafft weiter eine Lücke von
1 200 zwischen unbesetzten Stellen und Bewer-
bern. Das ist rund ein Drittel mehr als noch vor
einem Jahr. Und das wollen Sie allen Ernstes als
Erfolg verkaufen? Es geht nicht alleine darum, wie
viele Ausbildungsplätze neu eingerichtet wurden
- man muss die verlorenen auch gegenrechnen -
und ob nun eine IHK oder eine andere Hand-
werkskammer mehr meldet, sondern die gesamte
Zahl der Ausbildungsplätze ist entscheidend.

(Beifall bei den GRÜNEN - Jörg Hill-
mer [CDU]: Sorgen Sie doch in Berlin
dafür, dass nicht so viele Firmen
Pleite gehen!)

Hinzu kommt, dass die Zahl der Bewerber noch
immer steigt. Wichtig ist also nur, was nach der
ganzen Rechnerei unter dem Strich steht. Gerade
deshalb ist es fatal, dass Sie die Förderung von

Arbeitslosen- und Sozialhilfeinitiativen zum Jah-
resende abrupt abbrechen, obwohl es Zusagen bis
2006 gab. Gerade beim Übergang zum Arbeitslo-
sengeld II wäre deren unabhängige Beratung für
die Betroffenen besonders wichtig gewesen. Das
ist Ihnen aber offensichtlich egal. Sie hoffen wohl,
dass die Probleme beim Bund abgeladen werden.
Aber Sie haben hier vor Ort die Verantwortung,
dass der Übergang zum Arbeitslosengeld II or-
dentlich vonstatten geht. Deswegen ist es wichtig,
wenn die Initiativen den Arbeitslosen auch noch im
ersten Halbjahr 2005 zur Verfügung stehen, ihnen
Rede und Antwort stehen können und mithelfen,
die im Übergang sicherlich vielen fehlerhaften Be-
rechnungen zu korrigieren.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, entge-
gen aktueller Studienergebnisse hält diese Lan-
desregierung auch an einer falschen Verkehrspoli-
tik fest. Sie verwechseln Autobahnbau mit Wirt-
schaftspolitik. Doch das funktioniert schon lange
nicht mehr.

(Lachen bei der CDU und bei der
FDP)

Mit Ihrer Verbohrtheit reißen Sie auch noch Kom-
munen in die Schuldenfalle.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Außerdem sorgen Sie mit Ihrer falschen Mittel-
verteilung dafür, dass das bestehende Infrastruk-
turnetz - sei es Straße oder Schiene - bei uns
weiter verfällt. Kein Autobahnbau - und sei er auch
noch so oft in den Medien platziert wie jetzt die
A 22 - bringt bei uns automatisch Schwung in
wirtschaftsschwache Regionen. Das ist ein Ansatz
aus den 60er-Jahren des vorigen Jahrhunderts, mit
dem sich IHKs und Landkreise versuchen, Mut zu
machen. Und Sie als Minister feuern das an,
obwohl Sie wissen, dass sich die Küstenautobahn
nicht finanzieren lässt und dass sie wegen der
demografischen Entwicklung in der Zukunft in
dieser Region erst recht nicht gebraucht wird.

(Beifall bei den GRÜNEN - Jörg Hill-
mer [CDU]: Wogegen sind Sie eigent-
lich nicht?)

Geld wird für die Infrastruktur woanders gebraucht,
nämlich um das vorhandene Straßen- und Schie-
nennetz zu erhalten. Wegen Ihrer einseitigen Infra-
strukturpolitik fehlt es hier an allen Ecken und
Kanten - ob Nordenham - Hude, Göttingen - Bo-
denfelde oder die gesamte Strecke der Heidebahn.
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Zum Teil befindet sich unser Schienennetz schon
jetzt in einem erbärmlichen Zustand. Und ob Ver-
kehrsverträge, wie für die Harz-Weser-Region, den
Verfall aufhalten, ist noch mehr als fraglich. Nichts
steht in dem Vertrag darüber, wie und wann kon-
kret mit wie viel Geld die wichtigen Strecken erhal-
ten werden. Das sind sehr pauschale Aussagen,
die irgendwann in den nächsten zwei Jahrzehnten
von der Bahn umgesetzt werden müssen und dann
noch im Streit enden könnten. Deswegen wiegen
wir uns da überhaupt nicht in Sicherheit hinsichtlich
der Verlässlichkeit der Bahn, sondern müssen
unmittelbar zu Investitionen beitragen.

Auch wenn Sie mit dem Finger noch so oft nach
Berlin zeigen, Herr Minister Hirche, können Sie
nicht von Ihren Fehlentscheidungen im Verkehrs-
bereich ablenken. Tatsächlich läuft die Mittelver-
gabe unter Rot-Grün auf einem hohen Niveau, und
zwar trotz Maut und sogar trotz Koch/Steinbrück.
Jährlich nehmen die Regionalisierungsmittel an die
Länder zu und nicht ab. Aber was passiert hier in
Niedersachsen damit? - Das Land sorgt sogar da-
für, dass die Mittel für die Infrastruktur im öffent-
lichen Personennahverkehr und Schienenverkehr
zunehmend zweckentfremdet werden. Nach dem
neuen Nahverkehrsgesetz gehen 10 % an die
Landkreise. Das ist an sich kein Problem, aber
ohne klare Zweckbindung natürlich sehr proble-
matisch. Die Ausgleichszahlungen des Landes für
die Schülerbeförderung im ÖPNV werden nächstes
Jahr erstmalig vollständig aus den Regionali-
sierungsmitteln der Bahnreform bezahlt. Das sind
jährlich mehr als 100 Millionen Euro, die nicht mehr
für den Infrastrukturerhalt in unserem Land zur
Verfügung stehen und die Sie zweckentfremden.
Deshalb sind wir mit unserem Änderungsantrag für
den Haushalt geradezu gezwungen, bei den
GVFG-Mitteln wieder einigermaßen einen Aus-
gleich zwischen Schiene und Straße herzustellen,
damit die Wettbewerbsbedingungen in der Zukunft
nicht völlig verzerrt werden.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wir stellen fest: Entgegen dem mühsam gezeich-
neten Selbstportrait stellt diese Landesregierung
die Weichen für Niedersachsens Zukunft falsch
und ist äußerst ineffizient beim Einsatz der knap-
pen Mittel.

Minister Hirche, bei genauerer Betrachtung erwei-
sen Sie sich als Neuauflage einer bekannten Figur
aus der Augsburger Puppenkiste.

(Zurufe von der CDU: Ah!)

Vielleicht erinnern Sie sich! Es ist der Scheinriese
aus „Jim Knopf und Lukas, der Lokomotivführer“.
Je näher man kommt, desto kleiner wird er. - Vie-
len Dank.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:

Nächster Redner, meine Damen und Herren, ist
Herr Kollege Oppermann von der SPD-Fraktion.
Herr Oppermann, Sie haben das Wort.

Thomas Oppermann (SPD):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Als
Wirtschaftsminister Hirche im Ausschuss für Wirt-
schaft, Arbeit und Verkehr seine Strategie und den
Einzelplan 08 erläuterte, da nannte er vier
Leuchtturmprojekte. Wenn ich mich richtig erinne-
re, waren das das Innovationszentrum Nieder-
sachsen, die NBank in Hannover, Braunschweig
und Oldenburg, der JadeWeserPort in Wilhelms-
haven und der Forschungsflughafen in Braun-
schweig. Diese vier Leuchttürme, meine Damen
und Herren, sind sehr unterschiedlich. Aber sie
haben eines gemein: Sie stammen alle vier aus
der SPD-Regierungszeit.

(Beifall bei der SPD)

Insofern, Herr Hirche: Wenn das Ihre Leuchttürme
sind, dann können Sie dort höchstens die Rolle
des Leuchtturmwärters spielen. Wenn Sie sich als
Architekt ausgeben, schmücken Sie sich mit frem-
den Federn. Das, finde ich, sollte man auch immer
deutlich machen.

Ich will einmal schauen, wo dieser Haushalt Herrn
Hirches eigene Handschrift trägt. Zunächst ein
Blick auf die Investitionen. Arbeitsplätze entstehen
durch Investitionen und Innovationen. Ohne Inves-
titionen sind Wachstum und Beschäftigung nicht
möglich.

Wenn Sie die Investitionsquote des Haushalts
anschauen, meine Damen und Herren, dann stel-
len Sie fest: Seit es das Land Niedersachsen gibt,
seit 1947, hat kein Wirtschaftsminister einem Etat
mit einer so niedrigen Investitionsquote seine Zu-
stimmung gegeben.

(Zuruf von der CDU: Das habt ihr
doch verschuldet!)
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Sie kürzen beim Hochschulbau, beim Wirtschafts-
förderfonds, beim Hafenbau, beim Landesstraßen-
bau; beim Landesstraßenbau mit 15 Millionen Euro
eine Summe, welche die Grünen sich nicht einmal
zu beantragen getraut hätten. Sie kürzen aber
auch gleich noch die Ingenieurleistungen, sodass
keine neuen Straßen geplant werden können, wo-
mit Sie gleich eine Rechtfertigung dafür haben,
den niedrigen Ansatz für 2006 weiterzuschreiben.
Und - das ist schon erwähnt worden - Sie kürzen
bei der Städtebauförderung eine Summe, die den
kleinen und mittleren Unternehmen des Bau- und
Baunebengewerbes insgesamt einen dreistelligen
Millionenbetrag an Aufträgen vorenthält.

Meine Damen und Herren, mit 7,2 % haben Sie
nicht nur die niedrigste Investitionsquote in der
Geschichte des Landes Niedersachsen, Herr Hir-
che. Wenn man sich einmal die anderen Bundes-
länder anschaut, dann haben Sie auch die nied-
rigste Investitionsquote von allen 16 Bundeslän-
dern. Nordrhein-Westfalen, das von Ihnen immer
politisch verdächtigt wird, hat eine Investitions-
quote von 10,6 %. Bayern hat eine von 12,9 %.
Selbst das arme Schleswig-Holstein hat eine von
9,3 %. Die neuen Bundesländer haben durch die
Bank zweistellige Investitionsquoten.

Herr Hirche, Sie sind doch ein alter Hase. Keiner
ihrer 15 Kollegen der Wirtschaftsministerkonferenz
war schon, wie Sie, 1986 im Amt. Wir fühlen Sie
sich als alter Hase, wenn die 16 Minister ihre In-
vestitionen auf den Tisch legen und Sie zugeben
müssen, dass Sie der Investitionszwerg Deutsch-
lands sind?

(Beifall bei der SPD)

Herr Kollege Hagenah hat eben das Wort „Schein-
riese“ in den Mund genommen. In der Tat, der
Scheinriese wird immer kleiner, je näher man
kommt. Und das ist bei Ihnen bei der Investitions-
quote so.

Wie wollen Sie von der Wirtschaft glaubhaft mehr
Investitionsbereitschaft einfordern, wenn Sie selber
die Investitionen in Niedersachsen auf ein Re-
kordminimum schrumpfen lassen? - Das ist ein
völlig verfehlter Ansatz.

Was passiert in der Innovations- und Wachstums-
politik des Landes? - Hier gibt es ein doppeltes
Vakuum. Erstens haben Sie keine Strategie gegen
die ungleichzeitige und unregelmäßige Entwick-
lung des Landes Niedersachsen. Sie haben keine
Strategie, wie die Verarmung und Verödung gan-

zer Landstriche in Ost- und Südostniedersachsen
abgewendet werden kann.

In früheren Zeiten gab es darauf Antworten. CDU-
und SPD-Regierungen haben z. B. mit dem Ems-
landprogramm ein gezieltes Programm gegen die
Verarmung einer Region aufgelegt. Hier entwickelt
sich Niedersachsen auseinander. Die Lebensver-
hältnisse entwickeln sich gegensätzlich, und Sie
unternehmen praktisch nichts dagegen.

Sie haben auch keine industriepolitische Strategie.
Sie haben kein Konzept, wie die beiden Schwach-
punkte, die der Niedersachsen-Monitor aufgezeigt
hat, nämlich der Mangel an unternehmensnahen
Dienstleistungen und das Fehlen ausreichender
Direktinvestitionen, also Investitionen ausländi-
scher Firmen, behoben werden können. Beide
Defizite können Sie nur überwinden, wenn Sie auf
Spitzentechnologie setzen.

Bei der Maut haben Sie immer kräftig polemisiert,
als das nicht geklappt hat.

(Zuruf von der CDU: Zu Recht!)

Ihr Kollege Dinkla hat sogar, als das Chaos auf
dem Höhepunkt war, die Einführung der Infrarot-
technik vorgeschlagen. Die Infrarottechnik, Herr
Dinkla, mag gut genug sein, um Ihren verspannten
Rücken zu bestrahlen.

(Heiterkeit bei der SPD)

Aber das ist keine Technologie, mit der Sie heute
weltweit im Exportgeschäft erfolgreich tätig sein
können.

(Beifall bei der SPD)

Auch da waren Sie opportunistisch ohne Ende.
Wenn das mit dem Mautsystem jetzt funktioniert,
dann werden Sie ganz neidvoll gucken. Wir wollen
mal sehen, wie es läuft.

Sie haben von uns ein engmaschiges Netzwerk
bei der Zusammenarbeit von Wissenschaft und
Wirtschaft übernommen. Wir haben Kompetenz-
zentren geschaffen. Wir haben Institute für Innova-
tionstransfer geschaffen. Sie, Herr Hirche, pflegen
dieses Netzwerk nicht genug. Sie machen Spit-
zentechnologie nicht zu Ihrem persönlichen The-
ma.

Auf Bundesebene gibt es die Partner für Innovati-
on. Wissenschaft, Wirtschaft und Politik arbeiten
zusammen, um Deutschland in dieser Frage vo-
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ranzubringen. Dieses Projekt läuft an Niedersach-
sen vorbei.

Gerade ein Land wie Niedersachsen - Sie haben
das hier oft genug gehört -, das finanziell ver-
gleichsweise arm ist, muss, wenn es Anschluss an
die reicheren Regionen in Süddeutschland und in
anderen Teilen Europas gewinnen will, seine
knappen Mittel konzentriert für Wissenschaft und
Forschung, für Technologie und Entwicklung ein-
setzen. Genau das machen Sie aber nicht. Ihr
Haushalt und auch der gesamte Haushalt lässt
diesen Schwerpunkt überhaupt nicht erkennen. Sie
kürzen z. B. bei der IPA, die den Auftrag hat, neue
Unternehmen in Niedersachsen anzusiedeln. Sie
haben aber auch kein Konzept für die Bestands-
pflege erfolgreicher niedersächsischer Unterneh-
men.

Ich will das noch einmal am Beispiel Volkswagen
erläutern. Als Sie in den Aufsichtsrat dieses Global
Players gekommen sind, haben Sie bestimmt ge-
dacht, jetzt seien Sie selbst ein Global Player. Als
Erstes haben Sie den Deal mit Abu Dhabi ausge-
plaudert. Sie haben zwar nicht den Namen ge-
nannt, aber als Sie von einem Großinvestor bei
Volkswagen sprachen, wussten die Eingeweihten
Bescheid. Das war zu dem Zeitpunkt noch nicht
öffentlich. Sie haben ein Zeitungsinterview gege-
ben. Kein anderes Aufsichtsratsmitglied in deut-
schen Automobilunternehmen würde die solche
Dinge ausplaudern.

Aber Sie haben aus dem Fehler noch nicht einmal
gelernt. Sie haben weiter öffentlich Ratschläge zur
Markenpolitik und zur Preispolitik gegeben. Wenn
mir bei Volkswagen eines auffällt, meine Damen
und Herren, dann ist es der schroffe Gegensatz
zwischen diesem dilettantischen Auftreten und
dem professionellen Verhalten der Arbeitnehmer-
vertreter im Betriebsrat und im Aufsichtsrat.

Einen schweren Fehler haben Sie auch beim
Thema Ausbildung gemacht. Herr Hirche, als Vi-
zeministerpräsident und Wirtschaftsminister durf-
ten Sie nicht zulassen, dass zwei Wochen, nach-
dem Sie im Anschluss an den nationalen Pakt für
mehr Ausbildungsplätze einen Landespakt mit der
ausbildenden Wirtschaft verabredet hatten, das
Kabinett eine Kürzung von 2,7 Millionen Euro be-
schließt. Davon war die überbetriebliche Lehrlings-
unterweisung betroffen, obwohl Leute wie Herr
Hermann als betroffener Ausbildungsbetrieb heftig
dagegen protestiert haben. Sie bzw. die CDU ha-
ben das zwar jetzt korrigiert, das stimmt. Aber Sie

haben drei Monate lang, während der gesamten
Vermittlungs- und Nachvermittlungsphase, z. B.
das Handwerk in dem Glauben gelassen, es müs-
se noch mehr Finanzmittel für die Ausbildung auf-
wenden. In dieser Phase, in der noch zusätzliche
Ausbildungsplätze hätten generiert werden kön-
nen, haben Sie dem Handwerk praktisch vors
Schienbein getreten, meine Damen und Herren.
Das war eine meisterhafte Psychologie. Wenn Sie
mal aus der Politik aussteigen, sollten Sie Motiva-
tionstrainer werden.

(Dr. Philipp Rösler [FDP]: Wir brau-
chen keine Motivation!)

Im Übrigen, Herr Hirche, behandeln Sie, auch
wenn Sie Handwerksmeister in der Fraktion haben,
das Handwerk schlecht.

(Zuruf von der CDU: Das sagen gera-
de Sie!)

Sie tun so, als ob das ohnehin Ihre angestammten
Fußtruppen sind. Wenn Sie mit denen reden, dann
werden Sie hören, dass Sie da zu arrogant sind.

Zum Schluss noch einmal zum Thema Bürokratie-
abbau. Herr Hoppenbrock, Sie sagen, wir haben
kein Geld, also bauen wir die Bürokratie ab, denn
das kostet ja kein Geld. Allerdings haben Sie erst
einmal ein Referat für Bürokratieabbau mit einem
Referatsleiter eingerichtet. Damit fangen Sie ja
schon einmal an, Kosten entstehen zu lassen.
Gleich heißt es dazu sicherlich wieder, diese Leute
waren sowieso da. Auf dieses Argument bin ich
schon sehr gespannt.

Aber was ist Ihnen bisher gelungen? - Sie haben in
den Ministerialblättern alte Vorschriften und Erlas-
se aufgestöbert,

(Hermann Dinkla [CDU]: Das hätten
Sie ja auch machen können!)

die man heute schon gar nicht mehr kennt und die
auch gar nicht mehr angewendet werden. Die he-
ben Sie dann auf, und dann addieren Sie die Zahl
der aufgehobenen Vorschriften und bezeichnen
das als großen Bürokratieabbau. Das Einzige, was
Ihnen dabei bisher wirklich gelungen ist, der einzi-
ge messbare Erfolg ist, dass Sie Sitzgelegenheiten
in Stehcafés erlaubt haben. Von dieser Erlaubnis
wird jetzt auch massenhaft Gebrauch gemacht.
Das ist ein großer Wachstumsimpuls für unsere
Wirtschaft.
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(Beifall bei der SPD - Björn Thümler
[CDU]: Das ist bürgernah!)

Herr Hirche, das ist zu dünn. Große Ankündigun-
gen, kleine Taten. Der Rekordtiefstand bei den
Investitionen, das Fehlen eines industriepolitischen
Konzeptes und die Vernachlässigung der Spit-
zentechnologie in Niedersachsen lassen befürch-
ten, dass es in der Wirtschaft in Niedersachsen im
nächsten Jahr mit diesem Haushalt und diesem
Minister leider nicht vorangehen wird.

(Starker Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:

Der nächste Redner ist Herr Kollege Hermann von
der FDP-Fraktion. Bitte schön!

Wolfgang Hermann (FDP):

Frau Präsidentin! Verehrte Damen, meine Herren!
Herr Oppermann ist ein ganz netter, auch ein
durchaus intelligenter Mann. Aber wenn er über
Wirtschaft spricht, dann liegt er völlig daneben.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Denn er theoretisiert, hat, weil er von der Praxis
nichts versteht, ein Problem und wird dann - das ist
nicht so fein, Herr Oppermann - persönlich. Das
sollten wir eigentlich lassen. Ich finde, als Wirt-
schaftspolitiker sollte man schon eins und eins zu-
sammenzählen können.

Meine Damen und Herren, auch der Einzelplan
des Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr
muss Einsparungen erbringen, und zwar in Höhe
von 50 Millionen Euro. Darüber hinaus muss er
noch eine globale Minderausgabe in Höhe von 16
Millionen Euro erbringen, damit das Sparziel er-
reicht wird.

Aber, Herr Oppermann, das ist bekannterweise
noch nicht das Ende des Weges hin zu einem
Finanzgebaren nach kaufmännischen Gepflogen-
heiten. Hier gilt nämlich ein Grundsatz, den alle
Unternehmen und fast alle Menschen in diesem
Lande verstehen, außer Ihnen, Herr Oppermann.
Dieser Grundsatz lautet: Schulden, die durch not-
wendige Investitionen entstehen, müssen durch
vorher kalkulierte Einnahmen abbezahlt werden
können. Wer Zins und Tilgung einer Schuldlast
durch die Aufnahme neuer Schulden finanziert, der
geht den Weg in das kaufmännische Verderben.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Und wer diesen Verderben bringenden Weg nicht
verlässt, lieber Herr Oppermann, der beraubt unse-
re Jugend ihrer Zukunftschancen.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Denn irgendwann bricht diese Gesellschaft an
dieser enormen Last dieser nicht mehr zu verste-
henden Staatsschulden zusammen. So kann es
nicht mehr weitergehen, eigentlich keinen Tag
mehr!

Niemand von Ihnen, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen - und damit meine ich das ganze Haus -, will
das. Ich kenne Sie alle seit etwa 22 Monaten, eini-
ge, z. B. Frau Heiligenstadt aus Northeim, auch
schon etwas länger. Niemand will das. Daher muss
auch die gemeinsame politische Botschaft heißen:
mit weniger Geld mehr erreichen. Übrigens ist das
ein in unserer Gesellschaft Tag für Tag gesagter
und gelebter Satz.

Aus wenig viel zu machen, erfordert allerdings die
Bereitschaft zu Veränderungen und von den Ak-
teuren kreatives Denken und Handeln. Das gilt im
Besonderen für den äußerst angespannten Ar-
beitsmarkt. In unserem Programm „Erster Arbeits-
markt zuerst!“ sind die Fördermaßnahmen konse-
quent auf den ersten Arbeitsmarkt ausgerichtet
und mit der Wirtschaftspolitik auch eng verzahnt
worden. Dies ist günstiger und effizienter als Maß-
nahmen für den zweiten Arbeitsmarkt. Den zweiten
Arbeitsmarkt muss es natürlich auch geben. Er ist
für Menschen gedacht, die Probleme haben, mit
denen sie nicht zurechtkommen, etwa aufgrund
ihres Alters oder aufgrund einer Krankheit. Damit
ist der zweite Arbeitsmarkt auch für uns unendlich
wichtig. Wir lassen die Schwachen nicht im Regen
stehen.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Neben der präventiven Arbeitsmarktpolitik und der
Eingliederung von Langzeitarbeitslosen handelt es
sich bei der Hälfte aller Maßnahmen um die Förde-
rung von Jugendlichen. Insgesamt sind für das
Jahr 2005 100 Millionen Euro für Arbeit und Quali-
fizierung veranschlagt, im Wesentlichen ESF-
Gelder aus Brüssel.

Meine Damen und Herren, ich sprach von der
Notwendigkeit zur Veränderung und von kreativem
Denken und Handeln. Im Jahre 2004 sind in einer
gemeinsamen Initiative der Agentur für Arbeit
Hannover, dem Bund Türkisch-Europäischer Un-
ternehmer und der niedersächsischen FDP-Frak-
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tion allein in der Region Hannover durch den Ein-
satz von türkischen Ausbildungsplatzakquisiteuren
140 zusätzliche Ausbildungsplätze eingeworben
worden. Das ist Kreativität und Nischendenken!

(Beifall bei der FDP und bei der CDU
- Thomas Oppermann [SPD]: Das hat
die IHK gut gemacht!)

- Nein, nicht die IHK, Herr Oppermann; das hat die
FDP-Fraktion initiiert.

Ich erinnere auch an die von der FDP-Fraktion
initiierte und von allen Fraktionen dieses Hauses
getragene Bundesratsinitiative - dafür danke ich
allen Beteiligten - zur Einführung von Ausbildungs-
berufen für praktisch begabte Jugendliche. Das hat
schon einen großen Stellenwert bei der - übrigens
deutschlandweiten - Bekämpfung von Jugendar-
beitslosigkeit. Das gilt natürlich für die nächsten
Jahre, denn von heute auf morgen lässt sich so
etwas nicht machen.

Ich habe vor einer Woche mit Vertretern der Wirt-
schaftsjunioren Niedersachsens und Mitarbeitern
von ZEPRA, dem Dachverband von 37 Arbeitslo-
seninitiativen Niedersachsens, zusammengeses-
sen, um nach Möglichkeiten zu suchen, den Fort-
bestand dieses Dachverbandes zu gewährleisten.
In diesem Gespräch habe ich erkannt, dass es
möglich ist, ganz neue Wege bei der Lösung unse-
rer Probleme zu beschreiten. Ich gehe nämlich
davon aus, dass mithilfe der Agentur für Arbeit und
der Spenden der Wirtschaftsjunioren eine haupt-
amtliche Stelle für den Dachverband ZEPRA für
ein halbes oder ein ganzes Jahr erhalten bleibt.
Nicht nur Hoffnung, sondern auch Mut zum Wei-
termachen hat dieser Abend nicht nur den Vertre-
tern der Arbeitsloseninitiativen, sondern auch mir
gegeben.

Meine Damen und Herren, Ideen statt Geld! Ich
habe die hohe soziale Kompetenz der anwesen-
den jungen Wirtschaftsführer erleben dürfen. For-
dern wir nicht nur diesen Kreis auf, sich aktiv an
der Bewältigung der arbeitsmarktpolitischen Her-
ausforderungen unserer Zeit zu beteiligen. Ich
glaube, die Menschen warten nur darauf. Für Poli-
tiker, die ihre Leistung nur darüber definieren, wie
viel Geld sie ausgeben können, ist diese Zeit aller-
dings sicherlich frustrierend.

Herr Hagenah, heute ist Mittwoch. Am Montag war
die Veranstaltung mit der Bauindustrie. Sie waren
entweder nicht dabei,

(Enno Hagenah [GRÜNE]: Ich war
dort!)

oder aber - das täte mir Leid, weil ich auch Sie
mag - Sie leiden an Gedächtnisschwund. Ihr Kurz-
zeitgedächtnis muss ja total kaputt sein.

Ich verweise nur auf die Äußerungen von Profes-
sor Sommer.

(Sigmar Gabriel [SPD]: Ich denke, Sie
wollten nicht persönlich werden? -
Heiterkeit)

- Das war an der Kante.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU -
Sigmar Gabriel [SPD]: Ich bin der
Letzte, der etwas dagegen hätte!)

- Ich nehme das zurück. - Dort saßen zehn Leute,
und alle haben verstanden, dass die Bauindustrie
dafür dankbar ist, dass die Landesregierung mit
Walter Hirche an der Spitze des Wirtschaftsminis-
teriums diese Initiative gestartet haben, damit das
Damoklesschwert „Berufsgenossenschaft für Milli-
onen von Unternehmen“ endlich wegkommt. Auch
Sportvereine werden von dieser Berufsgenossen-
schaft übrigens gebeutelt.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Für diejenigen Politiker allerdings, die mit wenig
Geld und viel Kreativität Dinge bewegen können,
eröffnen sich neue Möglichkeiten. Ebenso wie in
der Arbeitsmarktpolitik verfahren wir auch bei der
Wirtschaftsförderung nach dieser Devise. Die erste
Regel lautet, die knappen Mittel so effizient wie
möglich einzusetzen. So bewegt die NBank mit nur
3 Millionen Euro Landesmitteln ein mittlerweile ein
Kreditvolumen von über 200 Millionen Euro.

(Sigmar Gabriel [SPD]: Gutes Pro-
jekt!)

- Ich weiß nicht, ob ihr es geschafft hättet, das so
durchzuführen.

(Beifall bei der FDP - Lachen bei der
SPD - Sigmar Gabriel [SPD]: Wissen
Sie eigentlich, wer die Leitung einge-
stellt hat? Das waren wir, nicht Sie!)

- Ich habe nur 15 Minuten Zeit. Herr Gabriel, bei
Ihnen wird vieles gut bedacht, aber es wird nicht
gehandelt.
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(Sigmar Gabriel [SPD]: Nicht Sie,
sondern die Leitung der Bank han-
delt!)

- Wir haben schon ganz gut gehandelt.
200 Millionen Euro fließen direkt in Investitionen,
schaffen Arbeitsplätze und generieren irgendwann
auch einmal höhere Steuereinnahmen.

Wir - diesen Vorwurf muss ich Ihnen an dieser
Stelle machen - reden mit den Unternehmen - und
übrigens auch mit den Gewerkschaften. Manchmal
habe ich den Eindruck, dass Sie insofern Berüh-
rungsängste hatten. Wir schaffen Vertrauen. Wir
nehmen auch die Probleme der kleinen und mittle-
ren Unternehmen ernst. Das erreichen wir auch
durch Beratungselemente der NBank, die auch
hier einen großen Fortschritt gemacht hat.

Nun noch ein Wort zum Bürokratieabbau. Natürlich
gibt es, wie so häufig im Leben, nicht den großen
Wurf, mit dem auf einen Schlag Millionen einge-
spart werden können. Aber wenn wir die Fesseln
- nicht nur die Unternehmer, sondern auch die
Menschen werden gefesselt - Stück für Stück zer-
schneiden, werden wir irgendwann die notwendige
Freiheit nicht nur für die Unternehmen, sondern
auch für die Menschen haben.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Die Wirtschaft wird es uns danken. Das ist auch
sicherlich besser, als großzügig Schecks zu ver-
teilen. Natürlich gibt es Bereiche, in denen es un-
erlässlich ist, Geld in die Hand zu nehmen. Aber
für Wirtschaftspolitik muss immer gelten: Jeder
Euro, der ausgegeben wird, muss in der Zukunft
Einnahmen generieren. Alles andere, meine Da-
men und Herren, wäre verantwortungslos.

Daher ist es richtig, dass sich die Landesregierung
auf sehr wichtige Projekte konzentriert. Der Tief-
wasserhafen Wilhelmshaven und der Forschungs-
flughafen Braunschweig sind zwei Projekte, die
klar und deutlich in die Zukunft zeigen.

Neben der direkten Unterstützung innovativer Un-
ternehmen wird besonders der Wissenstransfer
aus den Hochschulen zu den Unternehmen geför-
dert. Forscher müssen aber lernen - das sage ich
auch Herrn Stratmann; das kann er weitergeben -,
im Kopf sozusagen auch immer eine kleine Fabrik
zu haben, damit sie abschätzen können, inwieweit
ihre Ideen später in Produkte umgesetzt werden
können. Das muss nicht immer sein, sollte aber
immer öfter der Fall sein.

(Beifall bei der FDP)

Diese neuen Produkte müssen transportiert wer-
den. Daher sind der Erhalt und Ausbau unseres
Straßen- und Schienennetzes so wichtig. Doch in
Zeiten knapper Kassen sind auch hier neue Ideen
gefragt. Beim ÖPNV spart das Land durch die
Vergabe von Schienenstrecken an Private bereits
Millionenbeträge. Der Anteil von Strecken, die nicht
von der Deutschen Bahn und damit preiswerter
bedient werden, steigt ständig. Dank der Landes-
nahverkehrsgesellschaft ist Niedersachsen hier
führend. Im Falle der Küstenautobahn A 22 - auch
das möchte ich zum Schluss noch einmal ganz
deutlich sagen - sind wir schon sehr weit, was die
Überlegung privat finanzierter Straßen angeht.

(Hans-Joachim Janßen [GRÜNE]:
Das will ich sehen!)

Ich glaube, dass die A 22, Herr Hagenah, die erste
privat finanzierte Autobahn Deutschlands sein
wird. Ideen statt Geld, Herr Hagenah, das ist ent-
scheidend.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU -
Hans-Joachim Janßen [GRÜNE]: Wie
viele Zentimeter sind schon verkauft?)

Es ist falsch - damit komme ich zum Schluss -,
dass - das sage ich als Liberaler voller Überzeu-
gung - weniger Geld vom Staat gleichbedeutend
ist mit dem Wegfall von Tätigkeiten. Das gilt für die
Wirtschaft, aber auch für alle anderen Bereiche der
Gesellschaft. Denn dort, wo eine Tür zugeht, geht
immer auch ein Fenster auf. Wenn wir also die Tür
der Staatsausgaben weiter schließen müssen,
brauchen wir die Menschen nur dabei zu unterstüt-
zen, die Fenster zu öffnen, indem wir Kooperatio-
nen initiieren und Impulse geben. Sie werden über-
rascht sein, was für ein frischer Wind plötzlich in
unserem Lande weht.

(Lebhafter Beifall bei der FDP und bei
der CDU)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:

Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat der
Herr Kollege Janßen das Wort.

(Zuruf von der CDU: Jetzt sind wir ge-
spannt! - Bernd Althusmann [CDU]:
Jetzt kommt etwas zum Tiefwasser-
hafen! Sie sagen, dass das alles nicht
notwendig sei!)
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Hans-Joachim Janßen (GRÜNE):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Es ist
schon richtig, es geht wieder um Häfen und
Schifffahrt. Das zentrale Projekt dieser Landesre-
gierung im Bereich Häfen und Schifffahrt im zu
Ende gehenden Jahr war eindeutig die Scheinpri-
vatisierung der Häfen- und Schifffahrtsverwaltung.

(Björn Thümler [CDU]: Rechtsformän-
derung!)

Außer großer Verunsicherung bei den Beschäftig-
ten bringt diese rein ideologisch begründete Maß-
nahme allerdings nichts. Im Gegenteil: Im kom-
menden Jahr wird die Privatisierung mit Mehrkos-
ten von mindestens 910 000 Euro zu Buche schla-
gen. So, Herr Minister Hirche, steht es jedenfalls in
der Kabinettsvorlage Ihres Hauses vom 15. Sep-
tember dieses Jahres.

Meine Damen und Herren, das Geld, dass Sie für
Ihre ideologischen Mätzchen ausgeben, wäre für
die Bauunterhaltung und für Investitionen in den
niedersächsischen Häfen dringend erforderlich.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Hier sparen Sie jedoch im kommenden Jahr
9 Millionen Euro ein. Mit Ihren Einsparungen in
diesem Bereich machen Sie genau das Gegenteil
dessen, was notwendig ist. Anstatt dafür zu sor-
gen, dass sich das Defizit der Häfen durch höhere
Gebühreneinnahmen zumindest verringert, lassen
Sie die Infrastruktur mit der Folge sinkender Ge-
bühreneinnahmen verkommen. Das können Sie im
Übrigen auch in Ihrer eigenen Kabinettsvorlage
vom 15. September nachlesen. Ich zitiere:

„Eine Reduzierung der Investitions-
und Unterhaltungsausgaben führt zu
kurzfristigen Einspareffekten. Mittel-
bis langfristig ist mit einer Verringe-
rung der Erlöse zu rechnen.“

Aber vielleicht lesen Sie Ihre eigenen Kabinetts-
vorlagen so genau nun auch wieder nicht.

Es kommt aber auch noch schlimmer, meine Da-
men und Herren von CDU und FDP. Sie weigern
sich, mit den Nachbarhäfen in Hamburg und Bre-
men bei den Hafengebühren enger zusammenzu-
arbeiten und über höhere Gebühren zu einer ver-
besserten Kostendeckung zu kommen. Wir haben
im Ausschuss einen entsprechenden Antrag ge-
stellt. Sie haben noch die Chance, da aufzusprin-
gen.

Meine Damen und Herren, Herr Minister Hirche,
dort aber, wo Sie wirklich privatisieren könnten,
versagen Sie kläglich. Beim JadeWeserPort ist von
privaten Investoren für die Infrastruktur weit und
breit nichts zu sehen.

(Zuruf von der CDU: Das würde ich
nicht so sehen!)

Stattdessen werden Sie bis 2009 mehr als
500 Millionen Euro in den Landeshaushalten be-
reitstellen müssen, Mittel, die Sie nicht zur Verfü-
gung haben, und die zulasten dringend benötigter
Investitionen gehen.

(Zuruf von der FDP: Beispiele!)

- Wir hatten gerade die 9 Millionen Euro bei der
Häfen- und Schifffahrtsverwaltung. Das steht wohl
irgendwie im selben Kontext.

Ihre Annahmen zur Refinanzierung - das haben wir
durch mehrere mündliche Anfragen herausbe-
kommen - sind nichts anderes als Wunschdenken
und bislang durch Zahlen nicht hinterlegt.

Meine Damen und Herren, wenn Sie schon bei der
Finanzierung des Tiefwasserhafens Wilhelmsha-
ven so kläglich versagen, dann werfen Sie dem
Projekt doch zumindest nicht auch noch ständig
Steine vor den Bug. Mit Ihrer Zustimmung zur Elb-
vertiefung sorgen Sie dafür, dass Wilhelmshaven
sein Alleinstellungsmerkmal, nämlich das tiefe
Fahrwasser, verliert. Sie schaden damit nicht nur
der Umwelt, sondern auch den wirtschaftlichen
Interessen des JadeWeserPorts und damit dem
Land.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, zu allem Überfluss
konterkarieren Sie das vom Bundesumweltminister
auf den Weg gebrachte nationale Hafenkonzept,
das endlich auf Kooperation der norddeutschen
Hafenstandorte anstatt auf Konkurrenz zulasten
der öffentlichen Haushalte setzt, indem Sie die
niedersächsischen Interessen im Hamburger Rat-
haus ohne Not abgeben.

Ihre Hafenpolitik, meine Damen und Herren, ist
insgesamt ideenlos, ideologisch begründet, und
sie ist eine weitere Hypothek für den ohnehin
schon ramponierten Haushalt dieses Landes. Wir
werden diesen Irrweg auf keinen Fall mitgehen. -
Vielen Dank.

(Beifall bei den GRÜNEN)
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Vizepräsidentin Astrid Vockert:

Für die CDU-Fraktion hat sich Herr Kollege Thüm-
ler zu Wort gemeldet. Bitte schön!

Björn Thümler (CDU):

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen
und Herren! Herr Kollege Janßen, Sie haben ja gut
gebrüllt, aber doch irgendwie nicht richtig verstan-
den, um was es eigentlich geht.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Sie haben hier wieder einmal aus einer Kabinetts-
vorlage vom September zitiert. Wenn Sie sich in-
formiert und den Gang der Privatisierung verfolgt
hätten, dann wüssten Sie, dass es im November
eine neue Kabinettsvorlage zu diesem Thema gab,
die inhaltlich anders aussieht als die aus dem
September. Ich kann nur empfehlen: Lesen Sie
einmal dort nach!

Mit einem haben Sie allerdings Recht: Das zent-
rale Thema in diesem Jahr im Bereich der Häfen-
und Schifffahrtspolitik war in der Tat die so ge-
nannte Rechtsformänderung, d. h. die Überführung
der jetzigen Hafenämter in eine private Rechts-
form, nämlich eine GmbH & Co. KG. Das Kabinett
hat dieses beschlossen.

(Zuruf von Hans-Dieter Haase [SPD])

Die Regierungsfraktionen aus CDU und FDP tra-
gen dieses Projekt mit, und zwar nicht etwa, Herr
Haase, wie Sie denken, aus ideologischen Grün-
den,

(Hans-Dieter Haase [SPD]: Andere
haben Sie uns nicht genannt!)

sondern aus rein pragmatischen Gründen. Ich
werde sie Ihnen gleich nennen. Die Vorteile dieser
Privatisierung sind:

Erstens. Steigerung der Flexibilität von Entschei-
dungen, beginnend auf der Führungsebene, bis
hinunter in den täglichen Betrieb der Häfen.

(Hans-Dieter Haase [SPD]: Wunsch-
glaube!)

- Sie werden es erleben.

Zweitens. Ausrichtung der Entscheidungen nach
betriebswirtschaftlichen Kriterien und dadurch
Schaffung besserer und messbarer Produktivitäts-

vorteile. Herr Kollege Hermann hatte dazu schon
vorgetragen.

(Hans-Dieter Haase [SPD]: Ist schon
längst passiert!)

- Das ist eben nicht so passiert, weil Sie den Weg,
den Sie hätten gehen können, nicht konsequent
gegangen sind. Wir holen das jetzt nach.

Drittens. Freie Kooperations- und Koalitionsfähig-
keit am Markt.

Viertens. Erweiterung der Finanzierungsmöglich-
keiten durch privates Fremdkapital; für Sie im Üb-
rigen ein Fremdwort.

Fünftens. Möglichkeit der Erweiterung des Leis-
tungsangebotes gegenüber Dritten.

Ich bekenne mich hier für die CDU-Fraktion aus-
drücklich dazu - das sage ich in vollem Ernst -,
dass die Hafenämter in der Vergangenheit eine
gute Arbeit geleistet haben und dass die Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter der Hafenämter ihren
Dienst im Sinne des Landes Niedersachsen immer
gut versehen haben. Die Überführung in eine pri-
vate Rechtsform allerdings stellt geradezu eine
konsequente Weiterentwicklung dessen dar, was
vor langer Zeit begonnen worden ist. Wir stellen
damit die Weichen im Rahmen der Wettbe-
werbsaufgaben und werden damit den Häfen ins-
gesamt gerecht. Wenn nämlich 80 % der größten
Häfen weltweit in einer privaten Rechtsform betrie-
ben werden, dann geschieht das wohl nicht ganz
ohne Grund.

Meine Damen und Herren, das Verhalten der Ge-
werkschaft ver.di war in diesem Zusammenhang
allerdings befremdlich. Der Ministerpräsident die-
ses Landes hatte den Beschäftigten bereits im
März 2004 die Zusage gegeben, dass sie unter
Wahrung ihrer Rechte in die künftige Gesellschaft
übernommen werden. Die Augenwischerei und
Verunsicherung, die ver.di dann rund neun Monate
lang veranstaltet hat - das ging bis hin zu einer
Urabstimmung - waren befremdlich; das sage ich
hier auch einmal deutlich. Zu diesem Zeitpunkt war
nämlich alles schon erledigt, weil zwischen dem
Ministerium, dem Bezirkspersonalrat und anderen
Vertretern Klarheit bestand. Ver.di hat an diesen
Gesprächen übrigens teilgenommen. Es ist unver-
ständlich, dass es zu diesen Irritationen gekom-
men ist.
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Im Einzelnen werden den Mitarbeitern folgende
Regelungen in einem Personalüberleitungsvertrag
angeboten; diese sind bereits angenommen wor-
den:

Erstens. Dauerhafte Verpflichtung zur Anwendung
der für Tarifbeschäftigte des Landes geltenden
tariflichen Regelungen für die übergeleiteten Be-
schäftigten.

Zweitens. Ausschluss von betriebsbedingten Kün-
digungen der übergeleiteten Beschäftigten inner-
halb einer Frist von drei Jahren.

Drittens. Eine weitere Personalüberleitung der
übergeleiteten Beschäftigten auf andere Unter-
nehmen kann nur mit deren Zustimmung vorge-
nommen werden.

Viertens. Rückkehrrecht der Beschäftigten zum
Land bei Konkurs, Liquidation oder Betriebsstillle-
gung der Gesellschaft.

Fünftens. Bildung eines einheitlichen Betriebsra-
tes.

Alles das, was der Ministerpräsident und auch
Minister Hirche zugesagt haben, wird eingehalten.

(Hans-Joachim Janßen [GRÜNE]:
Ohne das wäre es nicht zu einer Tari-
fierung gekommen!)

- Doch, doch, lieber Herr Janßen, das ist vorher
alles so zugesagt gewesen. Lesen Sie den Schrift-
verkehr! Der wird von ver.di übrigens breit gefä-
chert.

Unser Dank gilt dem Wirtschaftsminister Walter
Hirche, seinem Staatssekretär Joachim Werren
und dem gesamten Hafenreferat, die bei der Um-
setzung dieser wirklich schwierigen Privatisierung
konsequent das Ziel verfolgt haben und zu einem
guten Abschluss bringen werden.

Zum JadeWeserPort, meine Damen und Herren,
möchte ich vorweg Helmut Werner und Professor
Dr. Joachim Erdmann für ihre hervorragende Ar-
beit danken. Sie haben die Weichen für die Reali-
sierung dieses für Niedersachsen wichtigen Infra-
strukturprojektes gestellt. Das Ausschreibungs-
verfahren wurde vor wenigen Tagen eröffnet und
wird bis Ende 2005 laufen. Dann wird ein Betreiber
für den Hafen feststehen. Ferner kann ich Ihnen
schon sagen, dass die Signale, die aus der Wirt-
schaft dazu zu hören sind, nicht so schlecht sind,
wie Sie, Herr Janßen, meinen. Wir sind sehr opti-

mistisch, dass wir einen Hafenbetreiber par excel-
lence finden. Dieser Hafen wird vernünftig betrie-
ben werden.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Meine Damen und Herren, von den rund 900 Mil-
lionen Euro Gesamtkosten dieses Projekts wird
das Land Niedersachsen rund 510 Millionen Euro
tragen. Im nächsten Haushaltsjahr werden diese
Landesregierung und die sie tragenden Fraktionen
dafür 19,7 Millionen Euro zur Verfügung stellen.

Ginge es nach den Grünen, würde dieser Betrag
auf null reduziert. Damit wäre die Realisierungsge-
sellschaft zum 1. Januar 2005 handlungsunfähig,
arbeitsunfähig, und das Hafenprojekt wäre gestor-
ben. Damit, meine Damen und Herren von den
Grünen, haben wir Sie endlich einmal dort, wo wir
Sie schon lange haben wollten, nämlich dass Sie
zugeben, dass Sie dieses Projekt JadeWeserPort
ablehnen und nicht wollen.

(Hans-Joachim Janßen [GRÜNE]:
Unter den Rahmenbedingungen, die
Sie machen, ist das zutreffend!)

- Die Rahmenbedingungen sind hervorragend. Sie
werden sehen, wie diese im internationalen Rah-
men angenommen werden. Herr Janßen, da seien
Sie mal ganz sicher.

So kann ich Ihnen sagen, dass der JadeWeserPort
zu einem gemeinsamen norddeutschen Hafen-
und Infrastrukturprogramm mit dem Ziel der Stär-
kung des Seehafenstandortes Deutschland gehört.
Das heißt, das, was Sie unter einem Hafenkonzept
verstehen und was auch der Bundesumweltminis-
ter darunter verstehen könnte, ist hier schon lange
aufgegriffen worden. Das ist übrigens auch Be-
schlusslage dieses Hauses. Die Landesregierung
arbeitet genau in diese Richtung. Wenn Sie die
Presse verfolgt haben, werden Sie festgestellt
haben, dass die letzte Kabinettsitzung mit Ham-
burg dies eindeutig gezeigt hat. Herr Janßen, Sie
könnten schon ein Stück weiter sein. Ich kann Sie
nur bitten, das zu lesen, was Ihnen vorgelegt wird.

Wir stehen, wie gesagt, zu diesem Projekt des
JadeWeserPorts und bitten Sie, den unnötigen
Widerstand endlich aufzugeben, den Sie gegen
dieses Jahrhundertprojekt aufzubauen versuchen,
damit auch Ihre Kraft in die Entwicklung des Lan-
des Niedersachsen gesteckt werden kann.
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Ich erlaube mir noch einen kurzen Ausflug zur
Werftenhilfe. Dies ist ein Punkt, den uns die Kolle-
gen der SPD in Bezug auf den Haushaltsplan nahe
bringen wollten.

(Hans-Dieter Haase [SPD]: Wir haben
auch einen Änderungsantrag einge-
bracht!)

Wir unterstützen ausdrücklich die niedersächsi-
schen Werften, die einem knallharten internatio-
nalen Wettbewerb und einer großen Wettbewerbs-
verzerrung ausgesetzt sind. Durch Preisdumping in
Südostasien werden die deutschen Werften im
weltweiten Wettbewerb benachteiligt.

Wir stellen im Haushaltsplan 2005 7,223 Millionen
Euro und damit 700 000 Euro mehr als bislang
vorgesehen zur Verfügung. Zusätzlich wird eine
Verpflichtungsermächtigung in Höhe von 2 Millio-
nen Euro zur Gegenfinanzierung der Wettbewerbs-
hilfe des Bundes ausgebracht. Damit wird ein In-
vestitionsvolumen von rund 300 Millionen Euro in
der niedersächsischen Schiffbauindustrie am
Standort Niedersachsen ermöglicht.

Begrüßenswert ist, dass sich der Bund künftig mit
50 % an der Werftenhilfe beteiligen wird. Damit
wird eine Forderung des Landtags aus dem ver-
gangenen Jahr erfüllt, der - ich betone - alle Frakti-
onen dieses Hauses mit der Verabschiedung der
Entschließung in Drucksache 15/541 zugestimmt
haben. Die Landesregierung hat diese Forderung
aufgegriffen und umgesetzt.

Unverständlich bleibt allerdings der Antrag der
SPD-Fraktion zum Haushaltsplan 2005, der eine
Erhöhung der Mittel für die Werftenhilfe um
2 Millionen Euro vorsieht und damit anscheinend
bei der Werftenhilfe bei einer 75-prozentigen För-
derung durch das Land bleiben will, obwohl Sie im
vergangenen Jahr gemeinsam mit uns etwas an-
deres beschlossen haben.

Liebe Kollegen von der SPD, wenn Sie mehr
Werftenhilfe wollen, dann nutzen Sie bitte Ihren
Einfluss auf die Bundespolitik. Beim Bund werden
die Mittel für die Werftenhilfe eben nicht erhöht.
Der Bund hat ausdrücklich erklärt, dass er es bei
seinem Ansatz belassen wolle. Wir stellen die Ge-
genfinanzierung sicher. Sollte sich der Bund ent-
schließen, mehr Werftenhilfe zu gewähren, werden
wir wie im vergangenen Jahr die Gegenfinanzie-
rung realisieren.

Ich darf vielleicht den Kollegen Fleer zitieren, der in
einer Rede am 20. November 2003 gesagt hat:

„Wir werden uns bei der Bundesregie-
rung für eine 50-prozentige Werften-
hilfe des Bundes einsetzen.“

Dies ist geschehen; der Bund - ich habe es gerade
gesagt - hat seinen Anteil nicht erhöht. Setzen Sie
sich deswegen freundlicherweise bei Ihren Kolle-
gen in Bonn und in Berlin dafür ein, dass dieser
Anteil erhöht wird. Dann haben wir mehr Geld.
Aber mit der Forderung, 75 % der Werftenhilfe
durch das Land aufzubringen, liegen Sie falsch.
Sie haben auch etwas anderes mit beschlossen.

Meine Damen und Herren, abschließend wünsche
ich mir, dass wir gemeinsam an der Weiterent-
wicklung des maritimen Niedersachsens arbeiten.
Der für das nächste Jahr in Aussicht gestellte
Küstenbericht - er wird uns wahrscheinlich im
nächsten Jahr vorgelegt -, den die Landesregie-
rung erstellen wird, wird uns Gelegenheit geben,
uns intensiv mit den Belangen der Küste und damit
auch der Häfen und der Schifffahrt auseinander zu
setzen. - Ich danke Ihnen sehr herzlich.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:

Für die Landesregierung hat Minister Hirche das
Wort. Bitte schön, Herr Minister!

(Ah! bei der CDU und bei der FDP)

Walter Hirche, Minister für Wirtschaft, Arbeit
und Verkehr:

Ein Oldenburger bemerkt eben die Oldenburg-
Krawatte. - Herr Präsident! Meine Damen und
Herren!

(Zurufe von der SPD und von der
FDP: Frau Präsidentin!)

- Entschuldigung, Frau Präsidentin. Einerseits ist
es gut, dass man hinten keine Augen hat; sonst
wäre man ja ein Monstrum. Andererseits bedauere
ich das in diesem Fall besonders.

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Kein
Bundesland - das ist ganz einfach - hat in den
letzten 22 Monaten mehr Fortschritte gemacht als
Niedersachsen.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)
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Das zeigen die Wirtschaftsdaten. Zusammen mit
Bayern steht Niedersachsen an der Wachstums-
spitze der Bundesländer. Im Durchschnitt der Jah-
re 1994 bis 2002 lagen wir übrigens auf Platz 9,
also in der unteren Tabellenhälfte. Jetzt sind wir an
der Spitze. Nach Sachsen haben wir die größte
Dynamik aller Bundesländer. Auch der Arbeits-
markt entwickelt sich relativ besser als in den an-
deren Bundesländern.

Meine Damen und Herren, wenn wir nicht noch
weiter gekommen sind, dann liegt das daran, dass
die Rahmenbedingungen nicht so sind, wie wir uns
das wünschen, und dass sich die Bundesregierung
bei den Themen Steuern, Sozialvorsorge sowie
Flexibilisierung des Arbeits- und Tarifrechts Re-
formen verweigert. Stattdessen werden an allen
Ecken und Enden neue Hürden aufgerichtet. Ich
nenne nur zwei: Die Strompreise werden nach
oben getrieben, vielleicht bis die ganze chemische
Industrie von der Küste verschwunden ist. Das ist
ein sehr ernster Vorgang, meine Damen und Her-
ren.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Heute kam die Meldung über den Ticker: Die Frak-
tionen von Rot und Grün bereiten ein Antidiskrimi-
nierungsgesetz vor, das offenkundig die Vorstel-
lungen der Grünen aufnimmt und nicht die Vorga-
ben aus Brüssel im Verhältnis von 1 : 1 umsetzt,
wie das Frau Zypries vorhatte. Dieses Gesetz wür-
de ein bürokratisches Monstrum hervorbringen,
das den Mittelstand in Deutschland in äußerst
ernster Weise bedrohen würde. Das wird das
Hauptfeld der Auseinandersetzung im nächsten
halben Jahr sein.

Meine Damen und Herren, es sind diese Rahmen-
bedingungen, die uns Schwierigkeiten machen. Ich
will aber auch gern erwähnen, dass dazu Rah-
menbedingungen gehören, an denen in der Ver-
gangenheit z. B. alle Kultusminister beteiligt waren.
Die falsche Ferienregelung, die wir hatten und
noch in diesem Jahr haben,

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

hat beim Tourismus Einbußen in Höhe von
1,2 Milliarden Euro verursacht.

Wenn ich solche allgemeinen Dinge unter den
Rahmenbedingungen erwähne, heißt es immer:
Reden Sie doch über Niedersachsen! - Das will ich
gern tun. Ich habe aber zu Anfang gesagt, wie
positiv die Bilanz insgesamt in Niedersachsen ist.

Man kann auch sagen: endlich Vorwärtsgang statt
Rückwärtsgang.

Trotzdem, meine Damen und Herren: Wenn wir
uns die Fundamentaldaten in Niedersachsen an-
sehen, müssen wir feststellen, dass wir natürlich
noch ein ganzes Stück hinter Bayern, Baden-
Württemberg und Hessen liegen. Das lässt sich
nicht kurzfristig aufholen. Wir sehen, dass inner-
deutsche Vergleiche nicht mehr ausreichen; denn
das Tempo der Globalisierung nimmt zu.

Wir mussten am Beginn dieser Legislaturperiode
feststellen: Unter den Ministerpräsidenten Schrö-
der, Glogowski und Gabriel hat sich der Anteil der
niedersächsischen Wirtschaft am deutschen Ex-
port von 10,5 % auf 8,6 % verringert. Das hat in
Niedersachsen haufenweise Arbeitsplätze gekos-
tet. Deswegen ist die Außenwirtschaft, insbeson-
dere für den Mittelstand, ein wichtiges Feld für
neue Arbeitsplätze in Niedersachsen.

Vor diesem Hintergrund ist es ein großer Vorteil,
insbesondere wenn ich an die mittel- und osteuro-
päischen Länder denke, dass wir mit der Deut-
schen Management-Akademie in Celle eine Ein-
richtung haben, die in den letzten 15 Jahren rund
20 000 Manager aus Mittel- und Osteuropa durch-
laufen und sich dort qualifiziert haben. Diese Men-
schen sind eine Brücke in diesen Raum hinein.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Der Streichungsantrag der Grünen an dieser Stelle
zeigt, dass Sie entweder nicht begriffen haben,
welche Chancen in diesem Personentransfer und
dieser Brückenfunktion liegen, oder aber dass
nach der Methode Trittin industrielle Arbeitsplätze
in diesem Lande vorsätzlich zerstört werden sollen.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Ich bin es auch leid, die Folgen draußen zu be-
mänteln. Wenn wir Infrastrukturvorhaben angehen
- Herr Kollege Thümler hat das gerade im Zusam-
menhang mit dem JadeWeserPort gesagt -, dann
werden immer wieder Einwände vorgetragen, die
auf Blockade ausgerichtet sind. Das war damals
beim Emssperrwerk der Fall, das ist jetzt beim
JadeWeserPort und bei vielen anderen Dingen
genauso. Meine Damen und Herren, was unsere
Volkswirtschaft an dieser Stelle an Zeit verliert,
kostet Arbeitsplätze. Weil keine Einnahmen erzielt
werden, verschärfen sich die sozialen Probleme im
Lande. Ihre Blockaden verschärfen die sozialen



Niedersächsischer Landtag - 15. Wahlperiode - 50. Plenarsitzung am 15. Dezember 2004

5629

Probleme in diesem Lande zulasten der Men-
schen, der Arbeitnehmer.

(Starker Beifall bei der FDP und bei
der CDU)

Ich freue mich deswegen, dass es mit der SPD
Einigkeit darin gibt, dass die Hauptaufgabe von
Wirtschaftspolitik ist, Arbeitsplätze zu erhalten und
Hilfe beim Aufbau neuer zu geben. Über die In-
strumente werden wir immer diskutieren. Aber
deswegen setzen wir - auch darauf ist hingewiesen
worden - z. B. das Instrument der Wettbewerbs-
hilfe ein. Die volle Gegenfinanzierung legen wir im
Haushalt vor. Ich hätte mir auch gewünscht, dass,
wenn der Landtag eine einstimmige Entschließung
fasst, auf der Basis einer solchen einstimmigen
Entschließung gegenüber dem Bund argumentiert
und nicht aus Tagesopportunismus heraus ent-
schieden wird, noch etwas draufzulegen. Meine
Damen und Herren, es war schwierig genug, an
dieser Stelle zu dem Ergebnis 50 : 50 zu kommen.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Ich freue mich, dass es gelungen ist, in der NBank
die verschiedenen Förderprogramme zu bündeln.
Herr Kollege Opermann hat darauf hingewiesen,
dass das von der SPD vorgedacht worden sei.
Richtig! Aber ich habe doch überhaupt keine
Hemmungen, nach Prüfung Konzepte, die richtig
sind, zu übernehmen und fortzuführen. Ich freue
mich im Übrigen, Herr Oppermann, dass Sie das in
der Vergangenheit mit Maßnahmen, die ich wäh-
rend meiner ersten Amtszeit durchgeführt habe,
genauso gemacht haben. Die heutige Innovations-
politik, die wir als Landesregierung betreiben, fußt
auf dem, was in den letzten Jahren gemacht wor-
den ist, und das wiederum fußt auf dem, was in der
Regierungszeit Albrecht/Hirche Ende der 80er-
Jahre gemacht worden ist. Deswegen brauchen
wir uns doch nicht gegenseitig schlecht zu ma-
chen. Es ist richtig, dass es eine solche Kontinuität
gibt, und ich bin froh, dass Sie nicht mehr die Aus-
einandersetzungen mit Ihrer damaligen Kabinetts-
kollegin, meiner Amtsvorgängerin, betreiben müs-
sen, denn es funktioniert heute sehr viel besser
zwischen Wirtschafts- und Wissenschaftsministeri-
um als während Ihrer Regierungszeit.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Natürlich sind die Themen Forschungsflughafen
und JadeWeserPort schon früher diskutiert wor-
den. Ich hätte mir aber gewünscht, dass die haus-
haltsmäßige Absicherung so erfolgt wäre, wie wir

sie noch vornehmen mussten. Stattdessen sind im
Jahre 2002 300 Millionen Euro mehr ausgegeben
worden, als die ohnehin schon beträchtliche Re-
kordverschuldung von 3 Milliarden Euro hergege-
ben hat. Das ist der eigentliche Punkt, unter dem
wir heute leiden und weshalb wir die Innovations-
förderung nicht verdoppeln können, sondern uns
darüber freuen können - dafür danke ich den bei-
den Fraktionen -, dass im Haushalt der gleiche
Stand des Vorjahres wiederhergestellt worden ist.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Im Rahmen der schwierigen Haushaltslage, in der
wir uns befinden, bilden die Innovationspolitik und
die Außenwirtschaft in diesem Zusammenhang
insofern zwei durchaus erkennbare Schwerpunkte,
weil sich aus unterschiedlichen Motiven in diesen
beiden Bereichen Arbeitsplätze in Niedersachsen
schaffen lassen. Ich brauche diese Motive jetzt
nicht im Einzelnen vorzutragen.

Meine Damen und Herren, die Opposition hat ver-
ständlicherweise angesprochen, dass die Investiti-
onsquote unter 10 % liegt. Ich habe dafür viel Ver-
ständnis; denn auch ich finde das nicht schön.
Aber wenn ich unsere Lage mit der in Bayern ver-
gleiche, dann stelle ich fest, dass die Bayern im
Haushalt eine Zinsausgabenquote von 3,2 % und
die Niedersachsen eine Zinsausgabenquote von
11,8 % haben. Meine Damen und Herren, dieses
Geld fehlt im laufenden Haushalt, um Investitionen
zu bedienen. Das lässt sich nicht mehr aus den
Schulden finanzieren.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Es war wohl der Kollege Hoppenbrock oder der
Kollege Hermann - ich weiß es nicht mehr genau -,
der davon gesprochen hat, dass das Zukunftsdie-
be seien. Sie, Herr Hoppenbrock, waren es, der an
dieser Stelle den Bischof Lehmann zitiert hat. Die-
se Verschuldungspolitik können wir nicht mehr
betreiben.

Meine Damen und Herren, natürlich schmerzt es
mich bei einem Vergleich mit meiner ersten Amts-
zeit, dass wir bei den Landesmitteln im Vergleich
zum letzten Jahr Kürzungen in Höhe von 25 %
vornehmen mussten. Aber wenn Sie ein Haus
erben, auf dem riesige Schulden lasten, und das
Dach kaputt geht, dann können Sie leider nur die
Stelle flicken, die kaputtgeht, und nicht das ganze
Dach erneuern. Das ist genau die gleiche Situati-
on, in der wir als Landesregierung und in der Pri-
vatleute stehen. Deswegen haben die Bürger
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draußen auch viel Verständnis dafür, dass wir in
dieser Weise vorgehen.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Es liegt doch deswegen auf der Hand, dass wir
darüber nachdenken müssen, wo und wie Infra-
strukturausgaben auch mit privatem Geld finanziert
werden können, weil die Aufgaben noch vorhan-
den sind, auch wenn wir kein Geld haben, um sie
wahrzunehmen. Deswegen muss man Projekt für
Projekt betrachten. Es ist nun einmal so - das wis-
sen die Grünen ganz genau -, dass Sie Hafeninf-
rastruktur nicht in dem Stile privat finanzieren kön-
nen, in dem es in Wilhelmshaven erforderlich ist.
Wer das fordert, will im Klartext einen Stopp des
Projekts und traut sich nur nicht, es laut in der
Öffentlichkeit zu sagen. Sie sind an der Stelle ein
Stückchen feige. Sie bekennen sich nicht zu Ihrer
Industriefeindlichkeit.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU -
Widerspruch bei den GRÜNEN - Ste-
fan Wenzel [GRÜNE]: Wer hat denn
die alten Zahlen in die Welt gesetzt?)

Meine Damen und Herren, gleichzeitig bin ich froh
darüber, dass es gelungen ist, im Zusammenhang
mit der A 22, der Küstenautobahn, mit der regio-
nalen Wirtschaft und den Kreisen eine Vereinba-
rung zu erreichen, wonach wir die erste Phase der
Planung zu je einem Drittel finanzieren. Wenn wir
es schaffen - die Aussichten sind gut -, dass die
Europäische Kommission in Brüssel die A 22 als
Teil des transeuropäischen Netzes akzeptiert,
dann haben wir auch Chancen für den zweiten Teil
der Planung, nämlich bis zum Planfeststellungsbe-
schluss Zuschüsse zu erhalten. Meine Damen und
Herren, dann treten wir in die dritte Phase, die
Bauphase, ein. Wir sind in Anbetracht der Lage
der Bundesfinanzen zu der Einschätzung gelangt,
dass es schwer sein dürfte, Bundesmittel bereitzu-
stellen. Deswegen wird die Landesregierung im
Januar oder Februar eine Initiative in den Bundes-
rat einbringen, das Bundesfernstraßenprivatfinan-
zierungsgesetz so zu verändern, dass wir in der
Lage sind, das Vorhaben durch Private bauen und
betreiben zu lassen - - -

(Stefan Wenzel [GRÜNE]: Zwischen-
frage, Herr Hirche!)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:

Herr Minister Hirche, gestatten Sie eine Zwischen-
frage des Kollegen Wenzel?

Walter Hirche, Minister für Wirtschaft, Arbeit
und Verkehr:

- gleich! -, weil diese Region eine Erschließung
über die Straße braucht, weil wir die Straße für den
JadeWeserPort brauchen und weil wir damit die-
sen verkehrsfernen Raum an die Haupträume
anbinden wollen; denn Arbeitsplätze entstehen an
solchen Verkehrsachsen.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:

Herr Minister Hirche gestattet die Zwischenfrage. -
Herr Kollege Wenzel, bitte schön!

Stefan Wenzel (GRÜNE):

Herr Minister Hirche, ist Ihnen klar, dass wir Sie bei
den Zahlen zum Tiefwasserhafen an Ihren eigenen
Zahlen messen, die Sie hier ausdrücklich gebilligt
haben und die ursprünglich einmal von Roland
Berger stammen, dem Sie hier hohe Fachkompe-
tenz unterstellt haben? Genau diese Zahlen sind
es, auf die wir uns heute beziehen.

Vizepräsidentin Astrid Vockert:

Herr Minister!

Walter Hirche, Minister für Wirtschaft, Arbeit
und Verkehr:

Herr Wenzel, ich darf nur sagen: Das Gutachten
von Roland Berger wurde von der vorigen Landes-
regierung in Auftrag gegeben.

(Stefan Wenzel [GRÜNE]: Sie haben
es ausdrücklich gutgeheißen!)

- Augenblick mal! - Wir wollen uns keine fremden
Federn an den Hut stecken. Die vorige Landesre-
gierung hat die Einzelheiten beurteilt.

(Stefan Wenzel [GRÜNE]: Nein, das
haben Sie gutgeheißen!)

Wir haben Ihnen im Haushaltsausschuss nach
unserer Erkenntnis unter Nutzung aller Unterlagen,
die vorher erarbeitet waren - das ist gar keine Fra-
ge -, Zahlen vorgelegt. Diese Zahlen stehen, und
an diesen Zahlen lassen wir uns messen, meine
Damen und Herren.

(Stefan Wenzel [GRÜNE]: Sie be-
haupten hier, dass diese Zahlen Wol-
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kenkuckucksheime seien! Das ist es
doch!)

Ich bin froh darüber, dass wir im Plan sind und das
Planfeststellungsverfahren läuft. Im EU-Amtsblatt
ist der Text für das Betreiben des Hafens ausge-
schrieben. Ich meine, dass wir das Verfahren bis
zur Sommerpause abgeschlossen haben werden
und bis dahin auch das Planfeststellungsverfahren
in etwa beendet sein wird und wir dann rasch vo-
rankommen werden.

Meine Damen und Herren, weil es an dieser Stelle
um großes Geld geht, möchte ich doch noch ein
kleines Wort zu dem Streit sagen, der gestern und
heute seitens der SPD immer wieder in die De-
batte hineingetragen worden ist, nämlich zu dem
Jäger 90 dieser Tage, also zu der Eigenheimzula-
ge, mit der sich alles finanzieren lässt. Ich möchte
daran erinnern, dass im Land Niedersachsen
durch die völlig missglückte Reform der Körper-
schaftsteuer, die die SPD durchgeführt hat,

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

allein in den Jahren 2000 bis 2002 das Aufkom-
men aus der Körperschaftsteuer um 1,4 Milliarden
zurückgegangen ist. Das sind etwas größere Be-
träge als die, die heute in der Debatte eine Rolle
gespielt haben. Auf Bundesebene waren es merk-
bare zweistellige Milliardenbeträge, die die Grünen
in Berlin genauso zu vertreten haben wie die SPD.
Es war eine Entlastung für die Konzerne, für deren
Kriegskasse. Der Mittelstand jedoch hat diese
Entlastung nicht bekommen. Auch das will ich
einmal festhalten.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Das darf ich zum Verkehrshaushalt doch sagen,
weil hier der Eindruck erweckt wird, beim Bund sei
alles in Ordnung, und dann, wenn etwas gekürzt
wird, geschieht das auf Landesebene. Die Kürzun-
gen im Bereich des Bundesverkehrswegeplanes
belaufen sich in der Zeit von 2004 bis 2008 auf
8 Milliarden Euro. 10 % davon können Sie für Nie-
dersachsen ansetzen. 800 Millionen Euro fehlen
uns in dieser Zeit für den Straßenbau. Trotzdem ist
es traurig, dass wir auf Landesebene keinen Aus-
gleich vornehmen und unsere Landesmittel nicht
vorhalten können. Wenn die Opposition hier aber
den Eindruck erweckt, dass das alles bösartig sei
und dass man doch könne, wenn man denn nur
wolle, da muss ich Ihnen entgegenhalten: Es geht
nicht, erst die Kasse zu entleeren und im An-
schluss daran die anderen dafür zu kritisieren,

dass kein Geld mehr da sei, das man ausgeben
könne. - So lassen wir mit uns nicht spaßen.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Meine Damen und Herren, ich bin sehr froh dar-
über, dass der Ausbildungspakt, den wir mit der
Wirtschaft geschlossen haben, ein solcher Erfolg
ist. Ich bleibe auch nach allem, was Herr Hagenah
hierzu gesagt hat, dabei: Es gibt im Vergleich zum
Vorjahr 3% zusätzliche Ausbildungsplätze, wie uns
die Handwerks- sowie die Industrie- und Handels-
kammern mitgeteilt haben. Das ist ein großer Er-
folg - ein großer Erfolg deshalb, weil die Politik der
Bundesregierung in diesem Jahr wieder zu einer
Rekordzahl von Pleiten bei Betrieben geführt hat,
die somit keine Ausbildungsplätze vorhalten
konnten. Meine Damen und Herren, wir haben es
erlebt. Nachdem diese unselige Ausbildungsplatz-
abgabe endlich vom Tisch war, war es möglich, mit
den Betrieben zu reden, Vertrauen zu bilden und
ihnen zu sagen, dass sie etwas für die jungen
Leute tun müssen. Sie haben es dann in bewun-
dernswürdiger Art und Weise auch getan. Ich finde
das großartig.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich noch
Folgendes sagen: Wenn kein oder nur noch wenig
Geld da ist - der Kollege Hermann hat das schon
angesprochen -, muss man sich etwas einfallen
lassen. Dann muss man, wenn man Gespräche in
den Betrieben führt - das wissen auch Sie von der
Opposition -, erkennen, dass wir das beseitigen
müssen, was die Betriebe so drückt, nämlich die
überbordende Bürokratie an allen Ecken und En-
den. Hier sind wir noch lange nicht am Ende. An
dieser Stelle kommt man nur sehr schwer voran.

Die Landesregierung hat in diesem Zusammen-
hang drei Maßnahmen ergriffen. Erstens haben wir
auf Bundesebene gesagt, dass das Arbeits- und
Tarifrecht geändert werden muss. Das ist an Rot-
Grün aber leider zum Teil gescheitert, obwohl alle
internationalen Experten sagen, dass es der
Haupthemmschuh für die deutsche Wirtschaft sei.
Deshalb wächst die deutsche Wirtschaft schwä-
cher als alle anderen Wirtschaften.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Zweitens haben wir in unserem eigenen Bereich
mit der Verwaltungsreform und der im Zusammen-
hang damit vorgenommenen Abschaffung einer
Entscheidungsebene, einer Hierarchieebene, dafür
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gesorgt, dass Entscheidungen schneller getroffen
werden. Meiner Meinung nach ist das für die Wirt-
schaft fast noch wichtiger als die Tatsache, dass
wir am Ende auf Landesebene fast 7 000 Stellen
einsparen werden. Aber auch das ist wichtig.

Drittens ergibt sich eine Entbürokratisierung da-
durch, dass die Betriebe von Doppelkontrollen und
Kosten befreit werden. Das ist der eigentliche Sinn
der Diskussion über die Berufsgenossenschaften,
wenn ich Ihnen das sagen darf. Wir brauchen nicht
den Dualismus, die gleichzeitige Prüfung durch
Gewerbeaufsicht und durch Berufsgenossenschaf-
ten. Wir brauchen diese Doppelkontrolle nicht. Wir
als Landesregierung haben gesagt: Wir wollen
diese Debatte ganz vorurteilslos beginnen. Dann
werden wir am Ende entscheiden, ob wir die Auf-
gaben bei der Gewerbeaufsicht oder bei den Be-
rufsgenossenschaften abbauen werden. Ich plä-
diere dafür, an dieser Stelle ganz rational vorzuge-
hen. Aber auch Sie wollen doch sicherlich nicht
Doppelkontrollen beibehalten.

Meine Damen und Herren, das ist ein wichtiger
Punkt. Natürlich reden wir darüber. Ich habe auch
mit dem Zentralverband der Berufsgenossen-
schaften und mit anderen geredet. Wir werden
auch in Zukunft in der Diskussion und im Dialog
mit ihnen bleiben.

Übrig bleibt - das darf ich am Schluss noch fest-
stellen -: Niedersachsen war bis zum Februar 2003
in der unteren Tabellenhälfte der Bundesländer.
Jetzt befinden wir uns in allen Fällen in der oberen
Tabellenhälfte.

(Lebhafter Beifall bei der FDP und bei
der CDU)

Meine Damen und Herren, angesichts der Erfolge,
die die Landesregierung gerade auf dem Gebiet
der Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik erzielt hat,
zeigt sich, dass die Abwahl von Sigmar Gabriel
und der SPD für dieses Land ein Segen war und
ist.

(Lebhafter Beifall bei der FDP und bei
der CDU)

Was zählt, sind nicht Sprüche und falsche Be-
hauptungen in diesem Parlament, sind nicht Daten
und einzelne Angelegenheiten, sondern es zählt
das Ergebnis. Das Ergebnis kann sich sehen las-
sen. Wir steigern Tempo, Leistung und Qualität. Es
ist aufwärts gegangen. Darüber wird sich hoffent-
lich auch die Opposition freuen, wenn sie Gutes für

Niedersachsen will. Es wird in Niedersachsen auch
weiterhin aufwärts gehen. Das aber ist schlecht für
die Opposition. Es ist jedoch gut für Niedersach-
sen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Herzlichen Dank sage ich insbesondere den Frak-
tionen von CDU und FDP für die hervorragende
Zusammenarbeit. Ich sage ganz herzlichen Dank
aber auch meinen Mitarbeitern im Ministerium und
in allen nachgeordneten Behörden. Das ist eine
leistungsfähige und motivierte Verwaltung. Ge-
meinsam schaffen wir bessere Verhältnisse in
Niedersachsen. Wir wollen mit dieser Entwicklung
in Niedersachsen auch Zeichen in Deutschland
setzen. - Danke schön.

(Starker, nicht enden wollender Beifall
bei der FDP und bei der CDU - Zurufe
von der CDU: Zugabe!)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:

Herzlichen Dank. Mit der Zugabe wird es vielleicht
etwas schwierig; denn die Landesregierung hat
eine Restredezeit von insgesamt nur noch 7 Mi-
nuten und 34 Sekunden. Das gilt für alle nachfol-
genden Redner der Landesregierung.

Ich stelle fest, dass mir zum Haushaltsschwerpunkt
Wirtschaft, Arbeit und Verkehr keine weiteren
Wortmeldungen mehr vorliegen.

Ich rufe nun den Haushaltsschwerpunkt

Umwelt

auf. Hierzu hat sich von der SPD-Fraktion der Herr
Kollege Haase zu Wort gemeldet. Bitte schön!

Hans-Dieter Haase (SPD):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Las-
sen Sie mich vorab etwas zum vorherigen Kom-
plex sagen: Von sich überzeugt zu sein, beweist
noch nicht die Richtigkeit der Aussagen, Herr Hir-
che.

(Zustimmung bei der SPD)

Auf den Umweltbereich bezogen: Das war ein sehr
trauriges und trockenes Jahr für die Umweltpolitik
in Niedersachsen. Ich befürchte - angesichts des
Haushalts 2005 -, das Nächste wird noch schlim-
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mer. Meine Damen und Herren von den Regie-
rungsfraktionen, Sie erregen sich ja schon wieder
etwas. Das hatte ich auch nicht anders erwartet.
Aber die Realität ist, dass die Bilanz Ihres Um-
weltministers für das Jahr 2004 mehr als trüb aus-
sieht.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, wenn Sie sich aufre-
gen, so beweist auch dies wiederum nichts.

(Roland Riese [FDP]: Wir regen uns
nicht auf!)

Wir schauen uns jetzt einmal die Zukunft an, näm-
lich den nächsten Haushalt. Wir hatten bereits für
2004 erhebliche Befürchtungen, was die Kürzun-
gen im Einzelplan 15 angingen, trafen sie doch vor
allem diejenigen, die seit Jahren erfolgreiche Um-
welt- und Naturschutzarbeit leisten - und das in der
Regel ehrenamtlich, Herr Riese. Nun müssen wir
leider feststellen, dass es der Umweltminister ge-
schafft hat, die Daumenschrauben für das Jahr
2005 erneut fester zu ziehen.

(Unruhe)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:

Herr Haase, einen Moment bitte. Die Diskussion
des abgeschlossenen Bereichs Wirtschaft, Arbeit
und Verkehr hat vielleicht noch das eine oder an-
dere Problem aufgeworfen. Ich möchte alle, die
noch diskutieren wollen, darum bitten, nach drau-
ßen zu gehen. - Herr Kollege Haase, Sie haben
das Wort.

(Dr. Philipp Rösler [FDP]: Die gratulie-
ren alle!)

Hans-Dieter Haase (SPD):

Meine Damen und Herren, wir haben anerkannt
und stehen auch dazu - - -

Vizepräsidentin Astrid Vockert:

Herr Haase, entschuldigen Sie bitte. Das gilt auch
für den Kollegen Lehmann. Jetzt unterbreche ich
Sie auch nicht mehr.

Hans-Dieter Haase (SPD):

Ich bin ja dankbar, wenn Sie mich unterbrechen.

Vizepräsidentin Astrid Vockert:

Ich bin optimistisch, dass jetzt alle ruhig sind und
Ihnen ihre volle Aufmerksamkeit zuwenden wer-
den.

(Bernd Althusmann [CDU]: Unterhal-
ten Sie sich doch noch ein bisschen!
Wir bringen Ihnen auch gerne einen
Kaffee!)

Hans-Dieter Haase (SPD):

Meine Damen und Herren, wir haben anerkannt
und stehen auch dazu, dass gespart werden muss.
Aus diesem Grund müssen wir einen Teil Ihrer
Kürzungsvorschläge - zugegeben: mehr als wider-
willig, aber dennoch - akzeptieren. Wir tun dies.
Doch das Ziel, das sich hinter den Kürzungen ver-
birgt, hat nicht mehr unbedingt etwas mit sinnvoller
Umweltpolitik zu tun - von Nachhaltigkeit keine
Spur.

Meine Damen und Herren, der Umweltminister des
Landes Niedersachsen und natürlich die gesamte
Landesregierung leisten zu Beginn einer Amtszeit
einen Amtseid auf die Niedersächsische Verfas-
sung.

(Bernd Althusmann [CDU]: Einen
Angsteid haben Sie immer geleistet!)

Ich weiß nicht, ob es Ihnen bewusst ist, aber in
Artikel 1 Abs. 2 steht:

„Das Land Niedersachsen ist ein frei-
heitlicher, republikanischer, demokra-
tischer, sozialer und dem Schutz der
natürlichen Lebensgrundlagen ver-
pflichteter Rechtsstaat in der Bundes-
republik Deutschland und Teil der eu-
ropäischen Völkergemeinschaft.“

Ich betone: dem Schutz der natürlichen Lebens-
grundlagen verpflichtet. Aber dieser Schutz der
natürlichen Lebensgrundlagen steht offensichtlich
nicht mehr auf Ihrer Agenda. Niedersachsen wird
unter dieser Landesregierung zunehmend zur um-
weltpolitischen Wüste. Herr Sander hat sich in der
Aktuellen Stunde - Sie alle erinnern sich daran - im
Oktober quasi als Wüstenbeauftragter empfohlen,
da er als erfolgreiches Ziel seine eigene Überflüs-
sigkeit formuliert hat - ein merkwürdiges Amtsver-
ständnis, so kann ich nur sagen. Sie trocknen wirk-
lich alles aus, was auch nur im Ansatz mit erfolg-
reicher niedersächsischer Umweltpolitik zu tun hat.
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Außer bei der finanziellen Unterstützung für Leis-
tungen im Bereich der Landwirtschaft werden die
Haushaltsmittel durchgehend gekürzt. Durch Ihren
Winkelzug, den Erschwernisausgleich und den
Vertragsnaturschutz über die prioritären Maßnah-
men der Wasserentnahmegebühr zu finanzieren,
werden Landesmittel zur Konsolidierung freige-
setzt. Gleichzeitig stehen dadurch natürlich weni-
ger Mittel für die originäre Naturschutzarbeit zur
Verfügung - mit dem Ergebnis, dass notwendige
Maßnahmen nicht mehr finanziert werden können.

Meine Damen und Herren, fortgesetzt wird diese
großflächige Trockenlegung der umweltpolitischen
Landschaft durch die Zerschlagung der effektiven
und gewachsenen, im ganzen Bundesgebiet aner-
kannten Strukturen der niedersächsischen Um-
weltverwaltung. Das NLÖ wird aufgelöst, die Be-
zirksregierungen werden abgeschafft. Warum, hat
sich für viele bis heute noch nicht erschlossen.

(Bernd Althusmann [CDU]: Also für
uns schon!)

Aber wohl auch - nun hören Sie gut zu -, um die
persönlichen Rachegelüste Ihres Umweltministers
zu befriedigen.

(Zurufe von der FDP: Ach!)

Nicht anders kann ich Aussagen des Umweltmi-
nisters am 26. August dieses Jahres - um 17 Uhr,
wenn Sie es genau wissen wollen - bei einer Ver-
anstaltung des Zentralverbandes der Jagdgenos-
senschaften und Eigenjagden in Niedersachsen
und des ehemaligen Landvolkpräsidenten von
Nienburg verstehen. Herr Sander soll dort sinnge-
mäß gesagt haben

(Christian Dürr [FDP]: Soll!)

- ich war nicht dabei, deshalb muss ich „soll“ sa-
gen, Herr Dürr -: Der Naturschutz habe ihm in der
Vergangenheit sehr weh getan. Dafür werde er ihn
fertig machen, auch wenn ihn das am Ende seinen
Job koste.

(Dr. Philipp Rösler [FDP]: Können Sie
für das Protokoll die Quelle einmal
nennen?)

Meine Damen und Herren, wenn man die Hand-
lungen des Ministers auswertet, dann wundern uns
derartige Äußerungen - von denen es auch andere
gibt - nicht mehr. Ich möchte an dieser Stelle den
Minister noch einmal an seinen Amtseid erinnern
und den Ministerpräsidenten - leider ist er ja nicht

da - fragen, ob derartige Aussagen eines Ministers
würdig sind. Herr Sander, Sie sind als Umweltmi-
nister des Landes Niedersachsen und eben nicht
als Wüstenbeauftragter, Hilfslandwirtschaftsminis-
ter oder gar Terminator angetreten.

Meine Damen und Herren, damit nicht genug.
Schon wird der nächste Hahn zur Bewässerung
gedeihender natur- und umweltpolitisch notwendi-
ger Projekte abgedreht: „Bingo! - Die Umweltlotte-
rie“ wird von Ihnen zweckentfremdet. Auch wenn
der Ministerpräsident höchstpersönlich die Worte
fand, die seinem Umweltminister bei diesem The-
ma offensichtlich ausgegangen sind: Es ist und
bleibt eine Täuschung der Spielerinnen und Spie-
ler, wenn Sie eine Lotterie, die mit ihren Über-
schüssen Umwelt- und Entwicklungsprojekte un-
terstützen soll und damit auch erfolgreich wirbt,
zum Stopfen von Haushaltslöchern missbrauchen -
und das in einer ständig steigenden Größenord-
nung.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, es geht noch weiter.
Auch die letzte Quelle umweltpolitischer Arbeit wird
von Ihnen zum Versiegen gebracht. Die wichtige
und notwendige Arbeit von tausenden ehrenamtli-
chen Vertretern der Umwelt- und Naturschutzver-
bände im ganzen Land wird vom Land nicht mehr
in der angemessenen Form unterstützt. Sie kürzen
in jedem Jahr die finanzielle Förderung und wollen
diese ab dem Jahr 2006 - die Mipla beweist es -
komplett einstellen.

Offensichtlich gibt es aber in diesem Land noch
einige kleine Oasen. Denn nicht alle anerkannten
Naturschutzverbände sind von der massiven Kür-
zungskur betroffen. Es kommt wohl darauf an, wo
man ressortiert. Nur zur Erinnerung: Herr Minister,
es gibt in Niedersachsen 13 anerkannte Umwelt-
und Naturschutzverbände - nicht nur BUND, NA-
BU, LBU und NVN. Was ist mit der finanziellen
Förderung der Landesjägerschaft Niedersachsen
e. V., des Landessportfischerverbandes Nieder-
sachsen e. V., der Schutzgemeinschaft Deutscher
Wald, des Niedersächsischen Heimatbundes? -
Eine wichtige Frage, auf die Sie uns bisher trotz
Kleiner Anfrage die Antwort schuldig geblieben
sind.

Es gibt kleine Oasen, aber ansonsten gibt es nur
umweltpolitische Wüste, wohin man blickt. Das gilt
entsprechend für andere Politikbereiche aus dem
Ressort, die Energiepolitik, Förderpolitik für rege-



Niedersächsischer Landtag - 15. Wahlperiode - 50. Plenarsitzung am 15. Dezember 2004

5635

nerative Energien. Von dem Hickhack um Offshore
will ich hier gar nicht reden.

(Bernd Althusmann [CDU]: Offenbar
ist es etwas zu heiß!)

Meine Damen und Herren, lassen Sie uns gedank-
lich einmal ein wenig zurückgehen - in bessere
Zeiten. Frau Zachow, ich weiß nicht, ob Sie sich
noch an die Haushaltsberatungen im Jahre 2001
erinnern.

(Anneliese Zachow [CDU]: Da können
Sie bestimmt gut zitieren!)

Ich darf Sie mit Ihrem Einverständnis zitieren:

„Meine Damen, meine Herren, die
CDU-Fraktion ist nach der Beratung
des Umwelthaushaltes zu dem
Schluss gekommen, dass die Um-
weltpolitik wirklich an Bedeutung ver-
loren hat.“

(Anneliese Zachow [CDU]: Das ist
richtig!)

„Das ist nicht nur schade und bedau-
erlich, sondern gegenüber kommen-
den Generationen auf Dauer auch
nicht mehr zu verantworten.“

Verehrte Frau Zachow, damals war die Welt aber
doch offensichtlich noch in Ordnung,

(Ursula Körtner [CDU]: Das findet ihr!)

sozusagen blühende Landschaften im Vergleich
zur Wüstenei von heute. Damals ging es gar um
eine Erhöhung des Volumens des Umwelthaus-
haltes von 1,5 %, anstatt wie ursprünglich zugege-
benermaßen vorgesehenen 5 %. Wenn Sie also
damals schon meinten, dass der Umwelthaushalt
von 2002 gegenüber zukünftigen Generationen
nicht mehr zu verantworten sei, dann frage ich Sie
heute: Was sagt Ihre Fraktion, was sagen Ihre
Umweltpolitiker denn zum Haushalt 2005 dieser
Landesregierung? - Nein, bei dieser Landesregie-
rung hat die Umweltpolitik nicht nur an Bedeutung
verloren, sie ist offensichtlich völlig bedeutungslos
geworden.

(Beifall bei der SPD - Dr. Philipp
Rösler [FDP]: Der erste Applaus!)

Sie, Herr Minister, wollen die Umweltpolitik ehrli-
cherweise auch gar nicht.

Meine Damen und Herren, am Ende bleibt mir nur
festzustellen: Die Konzerne, die in Brasilien den
Urwald roden, sind gegen diese Landesregierung,
gegen diesen Umweltminister teilweise umweltpo-
litische Waisenknaben. Das Jahr 2005 wird, um im
Bild zu bleiben, in Niedersachsen ein heißes und
trockenes Jahr - wie es eben ist in einer umweltpo-
litischen Wüste. Im Umweltbereich gibt es keine
Spur von Nachhaltigkeit, es sei denn die nachhal-
tige Zerstörung gewachsener Strukturen.

(Dr. Philipp Rösler [FDP]: Ach!)

Es gibt keine Spur von Generationengerechtigkeit,
stattdessen gibt es neue Hypotheken für die Zu-
kunft. Dann, Herr Sander, droht möglicherweise
wegen der Nichteinhaltung der EU-Vorgaben bei
der FFH-Ausweisung noch ein Sandsturm, wenn
es zu den befürchteten Strafzahlungen kommt.
Ignorantes, selbstgefälliges Verhalten gegenüber
der EU hätte dann wirklich fatale, böse Folgen für
unser Land. Die Verantwortung dafür tragen Sie,
Herr Sander.

Es bleibt eigentlich nur wenig Hoffnung - auch das
sei aus diesem Bild heraus gezogen -; denn alle
paar Jahre fängt die Wüste an zu leben und dann
werden wir zur Stelle sein. - Danke.

(Beifall bei der SPD )

Vizepräsidentin Astrid Vockert:

Für die CDU-Fraktion hat Frau Kollegin Zachow
das Wort. Bitte schön!

Anneliese Zachow (CDU):

Auf in die Wüste! Ich liebe Wüstenlandschaften.

(Hans-Dieter Haase [SPD]: Machen
Sie ruhig in dem Bild weiter!)

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen
und Herren! Der Einzelplan 15 steht genau wie der
gesamte Landeshaushalt und alle anderen Einzel-
pläne unter einem enormen Sparzwang. Ausga-
benreduzierungen sind unweigerlich notwendig,
weil die abgewählte Landesregierung

(Wolfgang Jüttner [SPD]: „... alles
vergeigt hat“!)

uns diesen furchtbar desolaten Haushalt hinterlas-
sen hat.
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(Zustimmung bei der CDU und bei der
FDP)

Das, Herr Haase, ist der erste Unterschied zu
2002. Wenn wir unseren Kindern und Kindeskin-
dern nicht Zinsen und Zinseszinsen hinterlassen
wollen, was wir nicht dürfen - da sind wir sicherlich
wieder auf einer Linie -, dann muss konsolidiert
werden. Haushaltskonsolidierung in diesem Sinne
erfolgt damit ganz in Übereinstimmung - - -

(Zuruf von Brigitte Somfleth [SPD])

- Ich verstehe Sie nicht von dort hinten.

Vizepräsidentin Astrid Vockert:

Frau Somfleth, wenn Sie eine Zwischenfrage stel-
len wollen, dann melden Sie sich bitte.

Anneliese Zachow (CDU):

Haushaltskonsolidierung in diesem Sinne erfolgt
damit ganz in Übereinstimmung mit dem Rio-
Prozess. Dort geht es eben nicht nur um Ökologie,
sondern gleichwertig um Ökonomie und um Sozi-
ales, um eine nachhaltige Entwicklung, die auch
unseren Kindern noch Zukunft beschert.

(Zustimmung bei der CDU und bei der
FDP)

Daran müssen wir unsere Umweltpolitik ausrich-
ten.

Ich weiß, dass Sie, meine Damen und Herren von
der SPD, das nicht gerne hören, was ich auch
nachvollziehen kann.

(Klaus-Peter Dehde [SPD]: Wie bitte?)

Wir werden die Schulden aber immer und immer
wieder erwähnen.

(Hans-Dieter Haase [SPD]: Das rettet
Sie nicht!)

Das ist eine rein präventive Maßnahme. Wir wollen
nämlich nicht, dass Sie irgendwann Erinnerungslü-
cken haben und vergessen, was Sie uns hinterlas-
sen haben.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Hans-Dieter Haase [SPD]: Wir haben
ein gutes Gedächtnis!)

Meine Damen und Herren, der prozentuale Anteil
des Einzelplans 15 am Gesamthaushalt ist prak-

tisch unverändert geblieben. Daran sehen Sie,
meine lieben Kolleginnen und Kollegen von den
Oppositionsfraktionen, dass trotz Ihrer Unkenrufe
die Umweltpolitik unter CDU und FDP weitergeht,

(Hans-Dieter Haase [SPD]: Auf nied-
rigstem Niveau!)

auch wenn die Grünen dem Minister mit stets blin-
der Unterstützung der SPD ständig bei jeder pas-
senden und unpassenden Gelegenheit in dieser
Hinsicht den Untergang des Abendlandes oder die
zukünftigen Wüsten vorwerfen.

(Zustimmung bei der CDU und bei der
FDP)

Die Umweltpolitik hat bei uns einen ebenso hohen
Stellenwert wie früher bei Ihnen. Sie hingegen
haben sich inzwischen anscheinend völlig aus
diesem Thema verabschiedet.

(Zustimmung bei der CDU und bei der
FDP)

In Ihrer Kursbestimmung „Strategie und Ziele der
SPD-Landtagsfraktion in Niedersachsen 2005 bis
2008“ kommt die Umweltpolitik nämlich überhaupt
nicht mehr vor.

(Christian Dürr [FDP]: Aha!)

Das ist nachhaltige ökologische Politik à la Gabriel!

(Zustimmung bei der CDU und bei der
FDP)

Lieber Herr Haase, so viel zur Wüste! Ich kann
dazu nur sagen: Herzlich willkommen, Wüsten-
sohn!

(Zustimmung bei der CDU und bei der
FDP)

Es geht also weiter mit der Natur- und Umwelt-
schutzpolitik, es geht sogar aufwärts. In den letzten
beiden Jahren ist einiges schon verbessert wor-
den. Das haben Sie, meine Damen und Herren
von der Opposition, heute eigentlich eindrucksvoll
bestätigt, und zwar die SPD noch mehr als die
Grünen. Nach all den Attacken, die Sie hier im
Hause, aber auch draußen im Land und in - ich
weiß nicht, wie vielen - Pressemeldungen gegen
den Umweltminister geritten haben,

(Klaus-Peter Dehde [SPD]: Nieder-
sachsen hat gar keinen Umweltmi-
nister!)
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haben wir mit vielen Änderungsanträgen gerech-
net, mit denen Sie dann auch Ihren Unmut deutlich
gemacht hätten. Was ist gekommen? - Ein einziger
Antrag der SPD!

(Zustimmung bei der CDU und bei der
FDP - Zuruf von der SPD: Das stimmt
nicht!)

Sie wollten mit diesem Antrag die institutionelle
Förderung der Umweltverbände auf dem Niveau
von 2004 halten. Ich gehe darauf später noch ein-
mal ein.

Bei den Grünen sieht es ähnlich einfallslos aus.
Sie greifen dieses Thema ebenfalls auf und for-
dern darüber hinaus die Erhöhung der Ausgaben
für Naturschutzprogramme zum Schutz der Ge-
wässer und des Wasserhaushalts. Allerdings fi-
nanzieren Sie nur rein rechnerisch gegen; denn
wenn man Ihre Deckungsvorschläge inhaltlich
genau betrachtet und überprüft, lösen sie sich in
Luft auf.

(Ursula Körtner [CDU]: Mit den Nullen
hatten sie schon immer Probleme! -
Bernd Althusmann [CDU]: Das pas-
siert, wenn man durch die Wüste
wandert! Dann sieht man plötzlich ei-
ne Fata Morgana!)

Sie wollen etwa die Mittel für die Bisam-
Bekämpfung ganz streichen. Wann waren Sie
eigentlich zuletzt an einem Deich und haben sich
die durch den Bisam verursachten Schäden zeigen
lassen?

(Zustimmung bei der CDU und bei der
FDP - Zurufe von der SPD)

- Ich habe die Grünen gefragt. Sie haben keinen
Änderungsantrag eingebracht.

Ich versichere Ihnen: Was Sie heute bei der Bi-
sam-Bekämpfung einsparen, müssen Sie in eini-
gen Jahren doppelt und dreifach für die Sanierung
der Deiche zahlen.

(Zustimmung bei der CDU und bei der
FDP - Zurufe von den GRÜNEN)

Außerdem wollen Sie die Verwaltungskosten für
das Wasserentnahmegeld kürzen. Dabei überse-
hen Sie geflissentlich, dass diese Verwaltungs-
kosten tatsächlich anfallen und laut Gesetz auch
bezahlt werden müssen. Deshalb müssen sie im
Haushalt eingeplant werden. Wenn Sie den Ansatz

hier streichen, muss das Geld irgendwo anders
bereitgestellt werden. Dann reißen Sie halt an
anderer Stelle Löcher auf.

(Ursula Körtner [CDU]: Das war bei
denen schon immer so! Luftnum-
mern!)

Im Gegensatz zu diesen untauglichen Kürzungs-
vorschlägen der Opposition sind die Einsparungen
vertretbar, die vom Umweltministerium vorgeschla-
gen wurden und die die Fraktionen von CDU und
FDP mittragen.

(Zurufe von Dorothea Steiner [GRÜ-
NE] und Klaus-Peter Dehde [SPD])

Es geht etwa um die Streckung von Baumaßnah-
men beim NLWK für wasserwirtschaftliche Anlagen
oder um Kürzungen bei den erneuerbaren Ener-
gien, die Sie uns nun wirklich nicht zum Vorwurf
machen sollten, lieber Herr Dehde. Sie wissen
doch ganz genau, dass in all den Jahren die Mittel
für erneuerbare Energien aus dem Ökofonds wirk-
lich nur ganz spärlich abgeflossen sind.

(Zustimmung bei der CDU und bei der
FDP)

Ich will mich aber hier nicht drücken und auch über
die Kürzungen bei den Umweltverbänden spre-
chen. Der eine oder andere erinnert sich vielleicht
noch daran, dass wir diese institutionelle Förde-
rung schon bei ihrer Einführung abgelehnt haben.
Wir hielten und halten auch heute noch die Pro-
jektförderung für erheblich sinnvoller. Mit der Um-
stellung kommen wir auf den aus unserer Sicht
bewährten Stand aus der Zeit vor Frau Griefahn
zurück. Für die Verbände ist das im Einzelfall zu-
gegebenermaßen nicht unproblematisch;

(Hans-Dieter Haase [SPD]: Da kommt
vieles zusammen!)

denn sie haben ihre Strukturen darauf eingerichtet.
Wir fahren die tätigkeitsunabhängige institutionelle
Förderung aber in drei Jahresschritten zurück.

(Hans-Dieter Haase [SPD]: In 2006 ist
sie auf null!)

- Ich habe gesagt: in drei Jahresschritten. Wir fah-
ren sie zurück, auf null. - Im Umgang miteinander
halte ich es für richtig, dass wir die Förderung in
drei Schritten zurückfahren und nicht, wie es auch
einmal überlegt wurde, in einem Schritt. So haben
die Verbände Zeit, sich darauf einzustellen.
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(Zustimmung bei der CDU und bei der
FDP)

Außerdem ist es aus unserer Sicht ungerecht, nur
vier Verbände mit festen Beträgen zu fördern. Die
anderen Verbände sind in einem anderen Haus-
halt.

(Hans-Dieter Haase [SPD]: Wir sortie-
ren bloß anders!)

Es widerspricht außerdem unserem Gerechtig-
keitsverständnis, wenn andere Verbände hier in
Niedersachsen, die auch gute Arbeit leisten, über-
haupt keine institutionelle Förderung erfahren.

(Zustimmung bei der CDU und bei der
FDP)

Jeder Verband, der gute Arbeit für die Natur leistet,
soll auch Chancen auf eine Förderung erhalten.

(Zustimmung bei der CDU und bei der
FDP - Hans-Dieter Haase [SPD]: Wer
soll denn noch etwas kriegen, wenn
es auf null ist?)

- Wir sprechen über Projektförderung, Herr Haase.
Hätten Sie mal zugehört.

Meine Damen und Herren, wir haben mit diesem
Haushalt deutliche Schwerpunkte beim Küsten-
schutz, wo die Mittel unverändert geblieben sind,
sowie beim Hochwasserschutz und vor allem auch
beim Vertragsnaturschutz gesetzt.

(Klaus-Peter Dehde [SPD]: Da setzt
ihr unsere Politik fort!)

Uns ist es wichtiger, Vereinbarungen über Natur-
schutzleistungen mit Bodennutzern zu schließen,
als Flächen zu kaufen, die bei knapper Haushalts-
lage wegen der Folgekosten nicht mehr unterhal-
ten werden können.

(Zustimmung bei der CDU und bei der
FDP)

Wir alle kennen Grünflächen, die im Landesbesitz
sind und nicht mehr gepflegt werden. Die Folge ist:
Die Vögel, derentwegen wir diese Flächen einmal
geschont und unter Schutz gestellt haben, sind
längst weg und die Natur hat sich total verändert.
Wir erhalten dort keine Kulturlandschaft, so wie wir
es eigentlich tun müssten. Meine Damen, meine
Herren, deshalb werden wir auch im Biosphären-
reservat „Elbtalaue“, aber auch in Trinkwasser-
schutzgebieten möglichst keine Flächen mehr

kaufen, wenn wir mit weniger Geld den gleichen
Schutzerfolg durch Vertragsnaturschutz erreichen
können.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Für meine Fraktion danke ich dem MU, dem Haus-
haltsreferenten und seinen Mitstreitern ganz herz-
lich für die hervorragende geleistete Arbeit.

(Zurufe von der SPD)

- Ich habe zuerst dem MU im Ganzen gedankt, und
ich gehe davon aus, dass auch Ihnen bekannt ist,
dass an der Spitze eines Ministeriums ein Minister
steht.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Dr. Philipp Rösler [FDP]: Das ist bei
denen so lange her!)

Bei der Finanzsituation, die nun einmal so ist, wie
sie ist und wie Sie sie uns hinterlassen haben - ich
wiederhole das herzlich gerne -,

(Beifall bei der CDU)

haben wir einen Umwelthaushalt, der gut verant-
wortbar ist. Mit diesem Haushalt, meine Damen,
meine Herren, werden wir keine Wüste haben,
sondern wir werden Umwelt- und Naturschutzpoli-
tik in Niedersachsen weiterhin auf einem guten
Weg lassen können. - Herzlichen Dank.

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei
der FDP - Hans-Dieter Haase [SPD]:
Wir sprechen uns wieder!)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:

Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat Frau
Kollegin Steiner das Wort. Bitte schön! Insgesamt
steht noch eine Redezeit von 23 Minuten und
50 Sekunden zur Verfügung.

Dorothea Steiner (GRÜNE):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Im
Haushaltsplan spiegelt sich immer die Politik wider,
die eine Landesregierung macht,

(Zurufe von der CDU: Aha! - Sehr
gut!)

und die, die sie nicht macht. Bei der Einbringung
des Umwelthaushalts im Ausschuss hat uns Mi-
nister Sander erklärt, seine Umweltpolitik sei dem
Prinzip der Nachhaltigkeit verpflichtet.
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(Zustimmung von Anneliese Zachow
[CDU])

Dem sei in allen Politikbereichen Geltung zu ver-
schaffen. - Jetzt dürfen Sie klatschen, Herr Alt-
husmann! - Dafür sind wir auch. Herr Minister San-
der, meine Damen und Herren, davon kann ich
weder im Umwelthaushalt noch in der Politik des
Umweltministers etwas wiederfinden. Das sind bei
Ihnen reine Worthülsen. Wenn Sie in den Umwelt-
haushalt nur unzureichend Mittel für den Umwelt-
und Naturschutz einstellen, insbesondere für den
Naturschutz, um wenigstens ein Minimum abzusi-
chern und europäischen Festlegungen zu entspre-
chen, dann können Sie damit nicht darüber hin-
wegtäuschen, dass Sie mit Ihrer Politik ein anderes
Ziel verfolgen. Sie wollen den Naturschutz ruinie-
ren und den Umweltschutz im Allgemeinen zu-
rückfahren. Wenn wir an das Zitat denken, das
Herr Haase vorhin gebracht hat - das könnten wir
noch um ein paar weitere ergänzen -, dann ent-
spricht das wohl auch dieser Denkweise.

Zielstrebigkeit, Herr Minister, ist Ihnen dabei nicht
abzusprechen. Wir müssen feststellen: Sie sind bei
erheblichen Widerständen damit ein Stück weiter
gekommen. Das drückt sich nicht nur in Zahlen
und verringerten Fördermitteln aus, etwa beim
Trinkwasserschutz und bei den gewässerbezoge-
nen Naturschutzprogrammen, um nur ein Bespiel
zu nennen. Diese Politik manifestiert sich auch in
bürokratischer Behinderung und in Verhinderung
von Naturschutz.

Seit April blockiert der Umweltminister, wo immer
es möglich ist, die Ausweisung von Naturschutz-
gebieten. Und, Herr Sander, Sie greifen - das hö-
ren wir immer wieder - auch gerne mal persönlich
ein, um den Zuschnitt von Naturschutz- oder FFH-
Gebieten zu ändern oder die Naturschutznutzung
im Interesse von Anrainern zu verhindern. Statt
Naturschutzpolitik im allgemeinen Interesse, wozu
Sie das Amt als Umweltminister verpflichtet, fällen
Sie Einzelentscheidungen im Klientelinteresse, sei
es im Interesse von Gruppen wie der Landwirte
oder von Einzelinteressen wie des CDU-Frak-
tionsvorsitzenden Herrn McAllister.

Herr Sander teilt es auf den entsprechenden Ver-
sammlungen auch immer wieder mit: Die Landwirt-
schaft muss vor dem Naturschutz und seinen An-
forderungen geschützt werden. - Das ist die Bot-
schaft. Und die andere ist: Die Wirtschaft macht
den besseren Umweltschutz. - Das ist eine konse-
quent nutzerorientierte Umweltpolitik, die nicht

mehr dem Gemeinwohl und dem Schutz von Natur
und Umwelt im Interesse zukünftiger Generationen
verpflichtet ist.

(Zuruf von Anneliese Zachow [CDU])

- Es gibt zum Gemeinwohl durchaus ein paar
übereinstimmende Definitionen; an die halten wir
uns auch.

Frau Zachow, es gibt einen breiten gesellschaftli-
chen Konsens für den Naturschutz in Deutschland.
Auch die CDU-regierten Länder und Bayern, das
bekanntlich vor einem christlich geprägten Hinter-
grund, nämlich die Schöpfung zu bewahren, kei-
nen schlechten Naturschutz betreibt, also alle die-
se Länder lassen sich nicht auf die Absenkung von
Standards im Naturschutz ein, die historisch ge-
wachsen sind und die in der Bevölkerung veran-
kert sind.

(Christian Dürr [FDP]: Konkrete Bei-
spiele bitte!)

- Das können wir bei Bayern durchdeklinieren, Herr
Dürr. - In Niedersachsen dagegen erleben wir
eben nicht Umweltpolitik mit den Menschen, son-
dern den Versuch, Ideologie umzusetzen,

(Lachen bei der CDU und bei der
FDP)

die aus vorgestrigen Elementen zusammenge-
zimmert ist.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Die Abschaffung des NLÖ, die Zerstückelung der
Umweltverwaltung sind eben auch die Umsetzung
der Ideologie in die Praxis. Niedersachsen ist jetzt
das erste Bundesland ohne Landesumweltamt,

(Christian Dürr [FDP]: Wir haben ei-
nen Landesbetrieb!)

ohne eine zentrale Stelle, die Daten der Umwelt-
beobachtung auch für konzeptionelle und zu-
kunftsweisende Umweltpolitik aufbereiten kann.
Die Haushaltsansätze für das Umweltmonitoring
sind deswegen konsequenterweise schon gekürzt
worden. Was sollen Behörden auch Daten sam-
meln, wenn kein Personal mehr da ist, das diese
Daten fachkompetent auswerten kann!

(Anneliese Zachow [CDU]: Frau Stei-
ner, Sie haben nichts verstanden!)
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Die Zerschlagung des NLÖ hat ihre Ursache ja
auch nicht darin, dass hier schlechte Arbeit ge-
leistet worden ist oder dringender Reformbedarf in
Bezug auf die Qualität oder Effizienz gewesen
wäre oder Einsparungen zu erzielen gewesen
wären, nein, sie hat ihre Ursache vor allem darin,
dass der Minister hier eine politische Überzeu-
gungstat vollbringen musste, wie er ja auch öf-
fentlich erklärt hat.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD - Christian Dürr [FDP]: Es gibt
keine grüne Umweltpolitik!)

Ebenso ist es nicht mit sachlichen Argumenten zu
erklären, dass Sie die Verbandsförderung für die
Umweltverbände kürzen und kürzen, bis Sie sie
im Jahr 2006 ganz einstellen. Damit brechen Sie
den Umweltverbänden das professionelle Rück-
grat, das die Basis für das auch von Ihnen so viel
beschworene ehrenamtliche Engagement dar-
stellt. Der Grund ist doch: Sachkundige und kriti-
sche Vertreter von Umweltverbänden passen
nicht in Ihr Konzept von Umweltpolitik. Sie könn-
ten ja Schwächen benennen und begründete For-
derungen im Umweltschutz auch mit öffentlicher
Wirkung vertreten.

Ich möchte Ihnen mal sagen: Der Umgang mit
einem dieser Verbände, dem Landesverband Bür-
gerinitiativen Umweltschutz, der in anderen Zu-
sammenhängen für seine Initiativen gelobt worden
ist, von dem man verlangt, auch noch für die ver-
gangenen Jahre zurückzuzahlen, ist wirklich ein
aggressiver und unerträglicher Umgang. Das
hätte man diesem Verband wirklich ersparen
müssen.

(Christian Dürr [FDP]: Wenn die Mittel
falsch verwendet werden! Was glau-
ben Sie, was der Landesrechnungs-
hof dazu sagt!)

Meine Damen und Herren, das vom Umweltmi-
nister lancierte Projekt „Natur erleben“ ist bei sei-
ner ruinösen Naturschutzpolitik noch nicht einmal
ein Trostpflaster. In den Landkreisen längs der
Elbe sollen mit der eindrucksvollen Summe von
100 000 Euro touristische Projekte aus dem Haus-
halt des Umweltministeriums umgesetzt werden.
Es bleibt auch nach einem Jahr der Ankündigung
einer solchen Initiative unklar, was der Umweltmi-
nister genau damit meint. Er hat gesagt: Die Men-
schen müssen Gelegenheit haben, die Natur zu
erleben, sie dürfen nicht ausgesperrt werden.

(Anneliese Zachow [CDU]: Das ist
doch richtig!)

Mit großem Erstaunen stellen wir immer wieder
fest, dass Herr Sander die Natur neu erfindet. Ich
habe die nicht unbegründete Vermutung, dass
sich der Umweltminister hier eine Kasse eröffnet
hat, um Wahlkreispflege zu betreiben und bei sei-
nen Auftritten im Lande kleine Wohltaten nach
Gutsherrenart zu verteilen,

(Widerspruch bei der CDU und bei der
FDP)

seien das 16 000 Euro für einen Radweg im Amt
Neuhaus oder 50 000 Euro für Spundwände in
einem touristisch genutzten Hochmoor im Solling
vor seiner Haustür. Bingo, Herr Sander!

Der Anschlag auf die Bingo-Lotterie ist ein aben-
teuerliches Kapitel des Politikversuchs von Minis-
ter Sander.

(Dr. Philipp Rösler [FDP]: Das ist ja
eine tolle Überleitung!)

- Das kann ich Ihnen nicht ersparen; denn die De-
batte werden wir im nächsten Jahr wieder ha-
ben. - Vorerst ist Minister Sander bei dem Versuch
gescheitert, den direkten Zugriff auf die Gelder der
Bingo-Lotterie zu erhalten. Es kann und darf nicht
sein, dass Bingo-Spieler ihr Geld im guten Glau-
ben für Umwelt- und Entwicklungshilfeprojekte
ausgeben und dann mit ihren Spieleinsätzen die
Löcher im Landeshaushalt gestopft werden.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Aber Sie wissen alle, Lügen haben kurze Beine.
Verbraucher - Lotteriespieler und -spielerinnen
sind auch Verbraucher - sind kritisch und hinterfra-
gen jedes Angebot. Wir haben in unserem Haus-
haltsantrag festgelegt: Die Deckelung der Aus-
schüttung im Haushalt 2005 auf 3 Millionen für
Umwelt- und Entwicklungshilfeprojekte muss weg.
Das gehört nicht in den allgemeinen Haushalt. Wir
müssen wieder dahin kommen, dass der Anteil der
Lotterie, der für gemeinnützige Zwecke bestimmt
ist, auch völlig dafür ausgegeben wird; denn das
ist die Widmung.

Meine Damen und Herren, in Niedersachsen gibt
es keine Ansätze mehr für eine zukunftsorientierte
Umweltpolitik. Dem entspricht auch die Perspek-
tivlosigkeit in der Energiepolitik. Sie, Herr Minister,
decken Ihre Sparauflagen aus dem Ökofonds, der
vor allem für die Förderung der erneuerbaren
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Energien eingerichtet wurde. Die Förderung des
Einsatzes von Solarenergie ist bis auf zwei kleine-
re Projekte zurückgefahren, und acht konkrete
Projekte - ganze acht - sind in Planung, die die
energetische Nutzung von Biomasse und Biogas
befördern sollen.

Nun zu dem chaotischen Umgang mit den Förder-
richtlinien. Ein halbes Jahr, nachdem sie in Kraft
getreten sind, wurden sie endlich herausgegeben.
Genau dieser Umgang hat dazu geführt, dass
kaum noch ein Unternehmen weiß, wofür es För-
derung beantragen kann, und deswegen geht die
Nachfrage nach Förderung von Einzelprojekten
zurück. Dann hat man eine self fulfilling prophecy
und sagt: Danach fragt ja gar niemand. - Auch so
kann man das natürlich ruinieren!

(Zustimmung bei den GRÜNEN)

Auf das Irrlichtern des Umweltministers bei der
Nutzung der Windenergie möchte ich lieber gar
nicht näher eingehen. Wir stellen fest, dass der
Ministerpräsident schon längst ein Auge darauf
geworfen hat und sich selbst um die Windparks in
der Region kümmert.

(Hans-Dieter Haase [SPD]: Der passt
schon auf!)

Meine Damen und Herren, wenn am monetären
Umfang des Haushalts für einen Bereich die Be-
deutung dieses Politikfelds für die Landesregie-
rung abzulesen ist, dann erhalten wir das Signal,
dass Umweltpolitik eine geringe Bedeutung für
Niedersachsen hat. Minister Sander sagte bei ei-
ner Einweihung im letzten Oktober, er arbeite dar-
an, dass man in fünf Jahren kein Umweltministeri-
um mehr brauche, weil dann alle Probleme gelöst
seien. Ich vermute, dass er damit meinte, dass er
bis dahin die Umweltpolitik abgewickelt haben
wird. Aber bevor dieses Szenario Realität wird,
möchte ich mit dem alten Cato sagen: Im Übrigen
bin ich der Meinung, dass dieser Umweltminister
abgewickelt werden muss.

(Beifall bei den GRÜNEN - Wittich
Schobert [CDU]: Bei Cato heißt das
aber anders!)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:

Für die FDP-Fraktion hat sich Herr Kollege Dürr zu
Wort gemeldet. Bitte schön!

Christian Dürr (FDP):

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen
und Herren! In der gestrigen Rede des Fraktions-
vorsitzenden der Sozialdemokraten ist der Versuch
unternommen worden, den Eindruck zu erwecken,
die SPD-Fraktion habe ein geradezu phantasti-
sches Alternativkonzept zu diesem Landeshaus-
halt.

(Hans-Dieter Haase [SPD]: Das ha-
ben wir ja auch!)

- Herr Haase, ich habe mir daraufhin Ihre Ände-
rungsvorschläge für den Einzelplan des Umwelt-
ministeriums einmal ganz genau angeschaut. Ne-
ben vielen Worten und noch mehr Worthülsen, vor
allem aber wegen der persönlichen Angriffe des
Kollegen Gabriel am gestrigen Tage, ist es schon
sehr interessant, einmal genau hinzuschauen, was
substanziell dahintersteckt. Frau Kollegin Zachow
hat bereits gesagt, dass von der SPD-Fraktion nur
ein Vorschlag für Mehrausgaben kam. Und jetzt
raten Sie einmal, auf wie viele Änderungsvorschlä-
ge es die SPD-Fraktion im Bereich Umwelt insge-
samt gebracht hat! - Es sind zwei. Ich wiederhole:
Zwei Vorschläge, die es von ihrer Qualität her noch
nicht einmal zulassen, hier ernsthaft diskutiert zu
werden, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP - Hans-Dieter
Haase [SPD]: Das möchte ich nun
nicht sagen!)

Sogar die Grünen - bei den Grünen bin ich mit Lob
bekanntermaßen immer ein bisschen sparsam -
als die kleinere Oppositionspartei sind in der Lage,
elf Vorschläge zum Umwelthaushalt zu präsentie-
ren.

Ihr Fraktionsvorsitzender, meine Damen und Her-
ren von der SPD-Fraktion, hat hier gestern laut
gebrüllt, aber inhaltlich hat es eher an ein Wim-
mern erinnert. Liebe Mitglieder der SPD-
Landtagsfraktion, es wird einfach nicht reichen,
hier im Plenum durch Ihren Vorsitzenden einen
Popanz aufzuführen. Es ist eigentlich die Pflicht
der Opposition, zumindest theoretisch regierungs-
fähig zu sein. Sie sind davon so weit entfernt wie
Frau Künast von glücklichen Hühnern, meine Da-
men und Herren.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

(Vizepräsidentin Silva Seeler über-
nimmt den Vorsitz)
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Herr Haase, da wir gerade bei Redlichkeit sind: Ich
fand es vorhin schon bemerkenswert, wie Sie Zi-
tate in den Raum warfen, ohne auch nur einmal
daran zu denken, wie es um die Quellenangabe
steht.

(Hans-Dieter Haase [SPD]: Die haben
wir alle recherchiert!)

Wir würden uns sehr freuen, Herr Haase, wenn Sie
das nachholen würden. Vielleicht wäre es ja auch
ganz hilfreich, wenn Sie selbst zu Veranstaltungen
gehen, aus denen Sie zitieren.

(Zustimmung bei der FDP - Rolf Mey-
er [SPD]: Sie waren doch auch nicht
dort!)

Diese Landesregierung setzt lieber auf Inhalte. Mit
dem Einzelplan des Umweltministeriums liegt ein
Haushalt vor, der die Weichen für die Zukunft rich-
tig stellt.

(Beifall bei der FDP)

Ich möchte Ihnen das an einem Beispiel deutlich
machen: Die Ansätze für den Hochwasserschutz
werden auf einem hohen Niveau gehalten. Dies ist
in Anbetracht der Kürzung im Gesamthaushalt
- das wurde vorhin schon gesagt - ganz besonders
bemerkenswert. Ich halte das vor dem Hintergrund
des Vorsorgeprinzips für sehr wichtig.

(Jan-Christoph Oetjen [FDP]: Sehr
richtig!)

Dem Schutz und der Sicherheit der Menschen wird
hier oberste Priorität eingeräumt. Wir alle sollten
daran arbeiten, dass dies auch in den kommenden
Haushalten möglich sein wird.

(Beifall bei der FDP - Dorothea Stei-
ner [GRÜNE]: Dabei blockiert Sander
im Bundesrat den vorsorgenden
Hochwasserschutz!)

Meine Damen und Herren, neben der finanziellen
Ausstattung insgesamt sind zweifelsohne die Aus-
wirkungen der Verwaltungsmodernisierung ein
ganz wichtiger Punkt in diesem Haushalt. Der bis-
her bereits effizient arbeitende Landesbetrieb im
Bereich des Umweltministeriums wird an Bedeu-
tung gewinnen. Durch die Ergänzung um den Na-
turschutz arbeiten jetzt nämlich der praktische und
der theoretische Bereich der Umweltpolitik Hand in
Hand.

(Jan-Christoph Oetjen [FDP]: Vorbild-
lich!)

Ich will überhaupt nicht verhehlen, dass man sich
davon Effizienzverbesserungen erhoffen kann. Im
Gegenteil. Deutlich wird dies bereits bei den vor-
gelegten Stelleneinsparungen.

Interessant ist im Übrigen, dass von der SPD-
Landtagsfraktion kritisiert wurde, dass bei den
Investitionsmitteln des Landesbetriebes für Was-
serwirtschaft, Küsten- und Naturschutz gekürzt
wurde. Die Sozialdemokraten wollen aber in ihrem
Vorschlag gleichzeitig die Zuführung an den Lan-
desbetrieb um 1,4 Millionen Euro kürzen. Wie kön-
nen Sie uns das erklären, meine Damen und Her-
ren?

(Beifall bei der FDP und bei der CDU -
Jan-Christoph Oetjen [FDP]: Unglaub-
lich!)

Wie verschlafen Sie sind, merkt man ebenfalls an
Ihren Haushaltsvorschlägen, wenn man sich diese
wirklich einmal vornimmt. Sie reden in Ihrem Ände-
rungsantrag immer noch vom „NLWK“. Nur zu Ihrer
Information: Wir sprechen hier über den Landes-
haushalt 2005. Ab dem 1. Januar 2005 gibt es den
„NLWKN“.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU -
Rolf Meyer [SPD]: Das war wieder ei-
ne Meisterleistung!)

Meine Damen und Herren, das gilt jetzt insbeson-
dere für SPD und Grüne: „Heute schon an morgen
denken“ muss eigentlich das Motto heißen. Sie
bleiben allerdings im Gestern zurück.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Wir haben im Umweltausschuss eine interessante
Debatte darüber geführt, ob man sich im Umwelt-
bereich kaputtsparen kann. Ich sage Ihnen: Es gibt
einen inneren Zusammenhang zwischen wirt-
schaftlichem Erfolg und einer intakten Umwelt in
einem Land.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Das kann man ja belegen.

(Stefan Wenzel [GRÜNE]: Meinen Sie
den Blödsinn mit der Autobahn?)

Wenn wir uns in der Welt umschauen, werden wir
feststellen, dass es dort, wo es den Menschen
ökonomisch schlecht geht, meist auch um die
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Umwelt sehr schlecht bestellt ist. Gerade deshalb
ist es wichtig, dass die Verwaltungsmodernisierung
- darüber sprechen Sie überhaupt nicht - die Un-
ternehmen in Niedersachsen von Bürokratie ent-
lastet. Das nützt am Ende auch der Umwelt, meine
Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Ich sage das Folgende gerade in Richtung der
Grünen: Weniger Staat heißt eben nicht weniger
Umweltschutz. Im Gegenteil, wir brauchen gerade
die Freiwilligkeit der Menschen. Das ist ja vorhin
schon angesprochen worden.

Ich will hier gar nicht um den heißen Brei herumre-
den. Die deutliche Kürzung bei der gesetzlichen
Verbändeförderung ist niemandem leicht gefallen.
Ich habe die Kritik der Umwelt- und Naturschutz-
verbände sehr wohl gehört. Die Verbände haben
aber vor allem auf ihre Verwaltungskosten verwie-
sen, die sie aufgrund der gesetzlichen Aufträge
haben. Ich sage Ihnen daher, meine Damen und
Herren: Vielleicht muss man auch einmal darüber
nachdenken, ob das mit der Verbandsklage und
anderen Instrumenten wirklich der Weg zu einem
besseren Umweltschutz ist.

(Beifall bei der FDP - Dorothea Stei-
ner [GRÜNE]: Das haben wir vermu-
tet, dass das der Hintergrund ist! -
Hans-Dieter Haase [SPD]: Das ist
auch eine Frage der Zeit!)

Ich möchte es an dieser Stelle nicht versäumen,
dem Umweltministerium ganz herzlich für die Um-
setzung insbesondere auch der Verwaltungsmo-
dernisierung im Haushalt zu danken.

(Rolf Meyer [SPD]: Deswegen werden
Sie auch nicht Minister!)

Lassen Sie mich schließen: Der Schutz der natürli-
chen Lebensgrundlagen ist das oberste Ziel einer
verantwortungsvollen Umweltpolitik.

(Stefan Wenzel [GRÜNE]: Sie wollen
also freiheitliche Bürgerrechte abbau-
en? Habe ich das richtig verstanden?)

Daher ist es gerade unsere Verantwortung, dass
die natürlichen Lebensgrundlagen nicht nur heute,
sondern vor allen Dingen morgen geschützt wer-
den können. - Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Vizepräsidentin Silva Seeler:

Der nächste Redner ist Herr Minister Sander. Ich
erteile ihm das Wort.

Hans-Heinrich Sander, Umweltminister:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Die Realitäten in unserem Lande zwingen
uns zu einem konsequenten Sparkurs.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Meine Damen und Herren von der Opposition,
wenn Sie den Begriff der Nachhaltigkeit auch in
der Finanzpolitik rechtzeitig erkannt hätten, dann
hätten wir nicht diese katastrophale Haushaltslage.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU -
Dr. Philipp Rösler [FDP]: Genau!)

Meine Damen und Herren, interessant sind ja die
beiden Anträge der Fraktionen der SPD und der
Grünen. Wir haben gerade im Zusammenhang mit
dem Wirtschaftshaushalt über Investitionen ge-
sprochen. Die SPD-Fraktion stellt einen Antrag, in
dem sie noch zusätzlich im investiven Bereich bei
der Unterhaltung von Gebäuden einsparen will.
Damit wird noch etwas anderes deutlich: Herr Kol-
lege Haase, Sie kritisieren den Stellenwert der
Umweltpolitik im Verhältnis zum Gesamthaushalt.
Ihnen dürfte aber nicht entgangen sein, dass trotz
der Sparmaßnahmen der prozentuale Gesamtan-
teil des Umwelthaushaltes am Gesamthaushalt bei
konstant 1,54 % geblieben ist. Meine Damen und
Herren, damit erbringen wir den Beweis, dass wir
auch mit weniger Geld den Umweltschutz, die
Umweltpolitik im Kern erhalten haben und erhalten
werden.

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich noch
eine Zahl nennen, weil Sie ja mit Zahlen sehr gut
umgehen können. Sie wissen, dass das Land in
diesem Jahr 2,4 Milliarden Euro Zinsen zahlen
muss. Wenn wir diese Zinszahlungen für die Aus-
gaben im Umweltbereich verwenden könnten,
dann könnten wir sieben Jahre den Umwelthaus-
halt dieses Jahres finanzieren. Das wäre eine fi-
nanzpolitisch gute Lösung und eine nachhaltige
Umweltpolitik gewesen.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Meine Damen und Herren, sowohl Herr Haase als
auch Frau Steiner versuchen, sich mit gewissen
Bruchstücken zu äußern, die sie irgendwo aufge-
fangen haben. Ich erkläre noch einmal klar und



Niedersächsischer Landtag - 15. Wahlperiode - 50. Plenarsitzung am 15. Dezember 2004

5644

deutlich: Wir machen weiter eine Umweltpolitik mit
den Menschen.

(Beifall bei der FDP)

Das heißt, dass wir die Landwirtschaft nicht vor
dem Umweltschutz schützen, sondern die Land-
wirtschaft dazu bringen werden, dass sie eigen-
verantwortlich ihre Aufgabe in der Natur wahrzu-
nehmen hat und dementsprechend nicht von uns
gegängelt wird. Wir geben ihr die Instrumente,
damit sie das auch praktisch tun kann.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU -
Stefan Wenzel [GRÜNE]: Sie wollen
doch Freiheitsrechte abbauen! Sie
wollen Bürgerrechte abbauen! - Wei-
tere Zurufe von den GRÜNEN - Unru-
he)

Meine Damen und Herren, Sie sagen, Wirtschafts-
politik kann keine bessere Umweltpolitik machen.
Auch das verstehen Sie nicht. Wir werden dort
immer wieder marktwirtschaftliche Instrumente
einsetzen, wo Sie versuchen, mit dirigistischen
Maßnahmen, mit bürokratischen Auflagen, Um-
weltpolitik zu machen.

(Stefan Wenzel [GRÜNE]: Quatsch!)

Sie haben über die erfolgreiche Integration und
Überführung der Mitarbeiter in den neuen Landes-
betrieb gesprochen. Da nehmen Sie leider nicht
zur Kenntnis, dass man alleine durch Sacheinspa-
rung - aber wenn man spart, ist das bei Ihnen ja
etwas ganz Schlimmes; das verstehen Sie ja
nicht - im NLÖ 645 000 Euro einsparen kann.

(Zurufe von den GRÜNEN und der
SPD - Unruhe)

- Das haben Sie doch gerade kritisiert. Ihr Kollege
hat das eben kritisiert.

(Weitere Zurufe von den GRÜNEN
und der SPD - Zuruf von der CDU:
Die sind sich nicht ganz einig!)

Insofern scheint mir das etwas schwierig zu sein.
Auf der einen Seite sagen Sie, es findet zu wenig
statt. Dann mache ich Umweltpolitik mit den Men-
schen, aber dann kritisieren Sie das auch wieder
und wollen es abschaffen. Irgendwo ist da keine
Logik mehr!

(Beifall bei der FDP und bei der CDU -
Zuruf von Heinrich Aller [SPD])

- Herr Kollege Aller, dass Sie sich jetzt auch noch
zum umweltpolitischen Sprecher der SPD machen,
ist wirklich schon ganz schlimm. Sie sind maßgeb-
lich mit dafür verantwortlich, dass wir die Maß-
nahmen, die wir in der Zukunft gerne weiterführen
möchten, nicht mehr weiterführen können.

Lassen Sie mich noch einige Worte zur Verbän-
deförderung sagen. Herr Kollege Haase, es gibt 13
anerkannte Naturschutzverbände. Und was haben
Sie gemacht? - Sie haben drei oder vier herausge-
pickt. Weil sie Ihnen genehm waren, haben Sie sie
gefördert.

(Starker Beifall bei der FDP und bei
der CDU - Zuruf von Hans-Dieter
Haase [SPD] - Weitere Zurufe von der
SPD und von den GRÜNEN)

- Herr Kollege Haase, Sie hätten mich heute ei-
gentlich für den Verband, in den Sie eingetreten
sind, wieder loben müssen. Zumindest hätten Sie
fordern müssen, dementsprechend die Zuschüsse
dort noch zu erhöhen.

Meine Damen und Herren, wir werden diese Um-
weltpolitik weiter mit den Menschen konsequent
weiterführen, weil wir auch in diesem Bereich wie-
der an die Spitze in der Bundesrepublik kommen
wollen und werden. Daher lade ich Sie gerne ein,
den Weg mit uns zu gehen. - Herzlichen Dank.

(Starker, anhaltender Beifall bei der
FDP und bei der CDU - Hans-Dieter
Haase [SPD]: Abstiegsgefährdet! -
Weitere Zurufe von der SPD und von
den GRÜNEN)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:

Damit haben wir den Bereich Umwelt abgeschlos-
sen und kommen jetzt zu dem Thema

Ländlicher Raum, Ernährung, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz

Ich möchte darauf hinweisen, dass die Landesre-
gierung eine Restredezeit von 2:12 Minuten hat.

Zu Wort gemeldet hat sich Frau Stief-Kreihe von
der SPD-Fraktion. Ich erteile ihr das Wort.
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Karin Stief-Kreihe (SPD):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die
Haushaltsberatungen waren schwerpunktmäßig
nicht nur davon geprägt, ein von den Regierungs-
fraktionen gesetztes Einsparvolumen umzusetzen.
Die Haushaltsberatungen waren in besonders
starkem Maße auch von der Umsetzung der in
großen Teilen unausgegorenen Verwaltungsreform
geprägt.

Das trifft in besonderem Maße die Agrar- und
Forstverwaltung, den ländlichen Raum und den
Verbraucherschutz. Von den gut 6 000 Stellen Per-
sonalabbau werden allein im Agrar- und Forstbe-
reich 1 000 Stellen gestrichen, ohne dass es zu
einer umfangreichen Aufgabenkritik und einem
entsprechenden Aufgabenabbau gekommen ist.

Sie haben gestern eine Anstalt öffentlichen Rechts
für die niedersächsischen Forsten beschlossen.
Sie haben im Fachausschuss ausführlich über den
Namen der neuen Anstalt in der Form diskutiert, ob
wir nun Gänsefüßchen oben und unten nehmen.
Die rechtlichen Einwände des Gesetzgebungs-
und Beratungsdienstes haben Sie ignoriert.

Die Mittelreduzierung in den ehemaligen Einzel-
plänen 09 und 10 - jetzt nur noch 09 - ergibt sich
größtenteils aus der Herauslösung der Landes-
forsten aus dem Landeshaushalt. Das musste
selbst Herr Minister Ehlen bei der Einbringung des
Haushalts eingestehen.

Sie haben die Agrarförderung, die Bewilligung und
Kontrolle der Tier- und Flächenprämien von den
Ämtern für Agrarstruktur

(Unruhe - Glocke der Präsidentin)

auf die Landwirtschaftskammern übertragen und
für diesen Bereich eine 100-prozentige Kostener-
stattung vereinbart. Wo sind bei einer 100-pro-
zentigen Kostenerstattung die Synergieeffekte und
die daraus resultierenden Einsparungen?

Mit den Kammern wurden Verwaltungsvereinba-
rungen geschlossen. Aber der Minister hält es
noch nicht einmal für nötig, den Fachausschuss
zeitnah über die Inhalte dieser Vereinbarung, die
haushaltsrelevant sind, zu unterrichten. Am Ende
dieser Verhandlungen haben wir jetzt eine ge-
spaltene Kostenerstattung: ein Teil des Budgets zu
90 %, ein Teil zu 100 %. Mittlerweile wurde das
Budget noch einmal um 426 000 Euro erhöht, so-

dass wir jetzt über die stolze Summe von
67 573 000 Euro reden.

Da die Landesregierung von Anfang an nur darauf
aus war, so viele Aufgaben wie möglich den Kam-
mern zu übertragen, geriet man unter Druck und
hatte man keinen Verhandlungsspielraum. Denn
eine Variante - Rückübertragung der hoheitlichen
Aufgaben von den Kammern zu den ÄfA - war
überhaupt nicht untersucht worden. Das Ergebnis
der Verhandlungen lässt nicht erkennen, dass
diese Lösung für das Land kostengünstiger ist.
Auch hier fehlt ein nachvollziehbarer Vergleich,
den wir bereits vor Einsetzung der Arbeitsgruppen
zur Verwaltungsreform gefordert hatten.

Wenn es angeblich Synergieeffekte geben soll
- das war ja schließlich ein Ziel bei der Auflösung
der Ämter für Agrarstruktur -, dann kann eine
Kostenerstattung nur unterhalb von 100 % liegen.
Darum haben wir in unserem Änderungsantrag
eine Kostenerstattung von 95 % zugrunde gelegt
mit dem Ziel, über alle hoheitlichen Aufgaben zu
einer einheitlichen Kostenerstattung zu kommen.

Ungereimtheiten gibt es auch bei der von uns an-
geforderten Liste zu den Zahlungen aus dem Lan-
deshaushalt an die Landwirtschaftskammern. In
dieser Liste steht ein Budget von 54 Millionen Euro
für beide Kammern im Jahre 2004. Im Haushalt
steht die Summe von 54 793 000 Euro, also
793 000 Euro mehr. Wofür eigentlich?

Für viele verschiedene Maßnahmen bzw. Projekte
gibt es noch einmal zusätzliche Mittel in einem
Gesamtumfang von gut 5 Millionen Euro. Ca. 25 %
des Haushaltsansatzes für den ländlichen Raum
gehen an die Kammern, der drittgrößte Aufgaben-
block. Wir werden uns mit diesen Ausgaben in den
nächsten Wochen noch ausführlich beschäftigen.

Kostenersparnis gibt es allein durch die Kammer-
fusion und durch die bereits im AFC-Gutachten
aus dem Jahre 2002 festgehaltenen Personalre-
duzierungen bei den ÄfA. Diese Einsparungen
wären auch ohne die Zerschlagung der von allen
Seiten - auch vom Minister, auch von der CDU-
und von der FDP-Fraktion - immer wieder sehr
gelobten Ämter für Agrarstruktur möglich gewesen.

Im Übrigen entspricht das auch der Beurteilung
des Landesrechnungshofes aus den vergangenen
Jahren. Bei den Summen, um die es sich hier han-
delt, müssen wir sagen: Herr Minister Ehlen, Sie
sollten demnächst sehr vorsichtig sein, wenn Sie
anderen Klientelpolitik vorwerfen.
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Ich wage zu bezweifeln, dass die Kammer als
Selbstverwaltungsorgan mit nunmehr über 50 %
hoheitlichen Aufgaben auf Dauer glücklich sein
wird. Auftragsstellung, Beratung, Förderung und
Kontrolle aus einer Hand führt zu Interessenkollisi-
onen, weckt Erwartungen bei den Landwirten nach
dem Motto „die Kammer wird‘s schon richten und
wird nicht so penibel sein“, erzeugt Ärger mit den
eigenen Mitgliedern und erhöhen das Anlastungs-
risiko für das Land. Wir werden auch hier die wei-
tere Entwicklung sehr genau beobachten.

Meine Damen und Herren, es war immer Zielset-
zung des Hauses, auch wenn es schwerfällt, die
Mittel der Gemeinschaftsaufgabe für Agrarstruktur
und Küstenschutz zu 100 % zu binden, weil damit
das Acht- bis Zwölffache an Investitionen im ländli-
chen Raum ausgelöst wird. Im letzten Jahr konn-
ten nicht alle Mittel gebunden werden, und auch in
diesem Jahr zeichnete sich ab, dass 5 Millionen
Euro nicht gegenfinanziert werden können. Durch
die Kürzung der GA auf Bundesebene ist die Lan-
desregierung noch einmal mit einem blauen Auge
davon gekommen.

(Clemens Große Macke [CDU]: Sie
hat kein blaues Auge!)

Die Rechnung geht nun auf. Ich erwähne es aber
trotzdem, da die FDP auf Bundesebene eine viel
weiter gehende Kürzung der GA, nämlich eine
Kürzung um zusätzlich 231 Millionen Euro gefor-
dert hatte,

(Jan-Christoph Oetjen [FDP]: Das war
eine Systemfrage!)

eine Forderung, die, wäre sie gekommen, dem
ländlichen Raum in Niedersachsen in erheblichem
Maß geschadet hätte. Soweit zu Ihren Beteuerun-
gen, Sie wollen den ländlichen Raum stärken. Auf
der anderen Seite entziehen Sie dem ländlichen
Raum mit solchen Anträgen die finanzielle Grund-
lage.

Von zunehmender Bedeutung ist auch der Bereich
der nachwachsenden Rohstoffe vor allen Dingen
zur Schaffung alternativer Einkommensquellen für
die Landwirte und zur Schaffung von Arbeitsplät-
zen im ländlichen Raum. Hier müssen wir in Anbe-
tracht der Tatsache, dass diese Haushaltsposition
entgegen ersten Vorstellungen in diesem Jahr auf
den Stand von 2004 festgeschrieben wurde, schon
fast dankbar sein. Denn im letzten Jahr hatten Sie
bereits kräftig gekürzt. Auch hier haben Sie auf der

anderen Ebene - auf der Bundesebene - erhebli-
che Kürzungen gefordert.

Wir sind davon überzeugt, dass gerade in diesem
Bereich ein großes Forschungs-, Entwicklungs-
und Investitionspotential liegt und dass wir aufpas-
sen müssen, dass Niedersachsen nicht abgehängt
wird. Um das zu verhindern, müssen zukünftig
sicherlich zusätzliche Mittel eingesetzt werden.
Das sieht die Mipla allerdings nicht vor.

Meine Damen und Herren, Sie entnehmen unse-
rem Änderungsantrag

(Jan-Christoph Oetjen [FDP]: Dass
Sie viel kürzen wollen!)

eine Vielzahl von Einsparungen, die insgesamt ein
Volumen von 2,6 Millionen Euro ausmachen. Wir
halten es aufgrund unserer finanziellen Situation
nicht mehr für möglich, zukünftig die Landesgar-
tenschauen, wie jetzt im Haushaltsentwurf mit
2,5 Millionen Euro vorgesehen, zu bezuschussen.
Auch die Förderung der Grünen Woche sollte auf
neue Finanzierungsfüße gestellt werden. Ich erin-
nere in diesem Zusammenhang nur an die Bun-
desratsempfehlung vom Oktober 2004, die Kosten
der CMA zu übertragen.

Herr Minister Ehlen hat bei seiner Einbringungsre-
de gesagt, dass die Verteilung der Kürzung auf
viele Schultern eine verträgliche Reduzierung ist.

(Clemens Große Macke [CDU]: Da
hat er wohl Recht gehabt!)

Ich gebe zu: Auch wir haben mit unserem Ände-
rungsantrag diese Verteilung auf viele Schultern
betrieben, allerdings mit der klaren Ansage, dass
die Grenze des Möglichen erreicht worden ist und
dass man manche Fördertöpfe grundsätzlich in
Frage stellen muss. Dazu gehört - ich weiß, dass
das auch Inhalt des Antrages der Grünen ist - auch
die Gestütverwaltung. Hier ist unsere Forderung
eine schwarze Null, die dort unserer Meinung nach
viel eher erreichbar ist als bei der Holzwirtschaft.

Nach der Aufbauphase des Landesamtes für
Verbraucherschutz und mit der Übertragung neuer
Aufgaben durch die Auflösung der Bezirksregie-
rungen ist es sicherlich auch notwendig, Kosten
und Ausgaben sowie die Gebührenstruktur des
LAVES zu evaluieren. Im Mittelpunkt stehen nicht
allein Einsparmöglichkeiten, sondern die Siche-
rung einer schlagkräftigen Verbraucherschutzbe-
hörde.
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Der Name „Ministerium für den ländlichen Raum,
Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz“
suggeriert, dass das Ministerium für den gesamten
Bereich des Verbraucherschutzes zuständig ist. In
Wirklichkeit liegt aber ein Teil dieses Aufgabenbe-
reichs noch im Wirtschaftsministerium. Der ge-
samte technische Verbraucherschutz ist ein Stief-
kind dieser Landesregierung. Von einer Bündelung
der Aufgaben kann also nicht die Rede sein.

(Beifall bei der SPD)

Dabei gilt es, die notwendigen Strukturen gerade
in den ländlichen Regionen zu erhalten. Ihre Kür-
zungen haben bereits zu zahlreichen Schließun-
gen von Verbraucherzentralen in der Fläche ge-
führt. Dem muss Einhalt geboten werden.

(Beifall bei der SPD)

Im Ranking der Bundesländer nehmen die Förde-
rung bzw. der politische Stellenwert des Verbrau-
cherschutzes in Niedersachsen nur einen beschei-
denen Platz ein.

(Jan-Christoph Oetjen [FDP]: Eine
sehr zu bezweifelnde Aussage!)

Unser Anliegen ist es, den Verbraucherschutz in
die Zuständigkeit eines Ministeriums zu legen,
damit der Verbraucherschutz insgesamt in seiner
Vielfalt der Themenbereiche auch in Niedersachen
den Bedürfnissen der Bürgerinnen und Bürgern
nach Verbraucherinformationen gerecht wird.

Meine Damen und Herren, das sind nur einige
Beispiele, die zeigen, dass es durchaus noch
Gestaltungsmöglichkeiten gibt, die zu Einsparun-
gen auch ohne Qualitätsverlust führen können.
Gefragt sind allerdings langfristige Konzepte, Prio-
ritätensetzung und kreative Ideen für den Gesamt-
haushalt und für den Einzelplan 09, an denen es
aber dieser Landesregierung mangelt, die sich fast
ein Jahr lang ausschließlich mit dem Umbau von
Verwaltungsstrukturen beschäftigt hat und nicht mit
Inhalten.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Silva Seeler:

Der nächste Redner ist Herr Oetjen von der FDP-
Fraktion.

Jan-Christoph Oetjen (FDP):

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen
und Herren! Das nun ablaufende Jahr 2004 war
stark von der Debatte um die Agrarreform in der
Europäischen Union geprägt. Diese Debatte war
für die Zukunft der landwirtschaftlichen Betriebe in
unserem Land entscheidend und ist es noch. Ab
dem 1. Januar 2005 wird diese Agrarreform nun
Wirklichkeit. Als FDP-Landtagsfraktion begrüßen
wir ausdrücklich den eingeschlagenen Weg. Denn
mit der Entkoppelung der Prämien von der Pro-
duktion und dem Gleitflug hin zu einer einheitlichen
Flächenprämie sind wesentliche Forderungen der
Liberalen und im Übrigen auch der Niedersachsen
erfüllt.

(Beifall bei der FDP)

Durch das Engagement dieser Landesregierung
und unseres Ministers Heiner Ehlen wurde für
Deutschland ein Modell gewählt, das Niedersach-
sen als Agrarland Nummer eins weiter stärken
wird. Hierfür gebührt ihm unser Dank.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Um unsere landwirtschaftlichen Betriebe nach der
EU-Agrarreform fit zu machen für das neue Sys-
tem und für die Umsetzung der Cross-Complian-
ce-Vorschriften, bringen wir mit diesem Haushalt
u. a. das Programm zur Förderung der einzelbe-
trieblichen Managementsysteme auf den Weg, mit
dem sich unsere Bauern externe Fachberatung
einkaufen können.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Ich bin fest davon überzeugt, dass dieses Pro-
gramm ein voller Erfolg wird und musterhaft für
andere Bundesländer sein wird.

Für die FDP und für die CDU im Niedersächsi-
schen Landtag spielt die Frage nach der Wettbe-
werbsfähigkeit unserer heimischen Betriebe die
entscheidende Rolle. Deswegen waren unsere
agrarpolitischen Anstrengungen stets darauf aus-
gerichtet, eben diese Wettbewerbsfähigkeit zu
unterstützen. Ich möchte an dieser Stelle drei
Punkte nennen:

Das ist zum einen - dieses Thema hatten wir schon
in der Aktuellen Stunde - die Diskussion um die
Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung. Wir dürfen
es nicht zulassen, dass wir im Bereich Schweine
und Hühner solch gravierende Wettbewerbs-
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nachteile erleiden müssen, wie sie Frau Künast
uns aufbrummen möchte.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Zum anderen geht es um die Frage der Düngever-
ordnung. Hierzu haben die Fraktionen von CDU
und FDP bereits einen gemeinsamen Entschlie-
ßungsantrag im Landtag eingebracht.

Drittens handelt es sich um die Frage der Besteue-
rung des Agrardiesels. In Deutschland wird die
Steuer drastisch erhöht, während andere Länder
ihre Steuern auf Agrardiesel senken. Leider wurde
der Bundesratseinspruch mit der Kanzlermehrheit
im Bundestag zurückgewiesen. Eigentlich ist das
beschämend.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Nicht zuletzt ist die Frage nach der Fusion unserer
beiden Landwirtschaftskammern ein wichtiger
Punkt in der agrarpolitischen Diskussion in Nieder-
sachsen gewesen. Ich möchte an dieser Stelle die
Verantwortlichen in beiden Kammern zu der Ent-
scheidung, eine gemeinsame Landwirtschafts-
kammer Niedersachsen auf den Weg zu bringen,
beglückwünschen und von dieser Stelle aus aus-
drücklich zusagen, dass wir als Landespolitiker im
Rahmen unserer Möglichkeiten diesen Prozess
positiv begleiten wollen.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Meine Damen und Herren, die Tatsache, dass wir
uns manchmal, wie bei der Kammerfusion, mit uns
selbst beschäftigen, darf nicht davon ablenken,
dass wir die größten und schwersten Auseinander-
setzungen im landwirtschaftlichen Bereich nicht
hier in Niedersachsen ausfechten, sondern im
Bund.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Hier geht es um die Frage, liebe Kolleginnen und
Kollegen, ob sich die ideologische Politik der
Großstadtgöre Renate Künast, wie sie sich selbst
bezeichnet, durchsetzt oder der Sach- und Fach-
verstand von FDP und CDU sowie - das möchte
ich gerne zugestehen - auch von der SPD.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Meine Damen und Herren, die Auseinanderset-
zung mit Frau Künast ist die Auseinandersetzung
darum, ob unsere landwirtschaftlichen Betriebe
eine Zukunft haben oder nicht. Das ist die Ausei-

nandersetzung zwischen einer grün-romantischen
und einer wettbewerbsorientierten, unternehmeri-
schen Landwirtschaft.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU -
Christian Dürr [FDP]: Es ist die Frage,
ob man Tierschutz macht oder Luft-
schlösser baut!)

Für mich ist diese Auseinandersetzung eine Aus-
einandersetzung zwischen Vergangenheit und
Zukunft. Weil es um die Kernfrage für die Zukunft
unserer Landwirtschaft geht, sind die Änderungs-
vorschläge der Fraktionen von SPD und Grünen
nicht tauglich, um uns in der agrarpolitischen Dis-
kussion weiterzubringen.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Während ich die Vorschläge der Grünen zwar nicht
teile, aber zumindest nachvollziehen kann, da sie
zugunsten ihrer eigenen Klientel im Haushalt um-
schichten wollen, kann man bei den Vorschlägen
der SPD-Fraktion nur noch den Kopf schütteln. Die
SPD-Fraktion will weitere 2,615 Millionen Euro aus
dem Einzelplan 09 herausschneiden. Sie will nicht
umschichten. Es gibt nur negative Vorzeichen in
ihrem Änderungsantrag zum Landeshaushalt.
Daran sieht man, wie sehr Ihnen Landwirtschaft
und ländlicher Raum am Herzen liegen, Frau Stief-
Kreihe.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Die Fraktionen von FDP und CDU haben im Rah-
men der Haushaltsberatungen ihr Augenmerk
noch einmal auf ein Thema gelegt, das uns allen
besonders wichtig sein sollte. Wir haben die im
Haushaltsplanentwurf vorgesehene Kürzung um
50 000 Euro bei der Ernährungsberatung rückgän-
gig gemacht, weil wir der Überzeugung sind, dass
die Frage nach der richtigen Ernährung eine der
Zukunftsfragen unserer Gesellschaft sein wird.
Hier müssen wir fachübergreifend - Schulpolitiker,
Sozialpolitiker und Landwirtschaftspolitiker - zu-
sammenarbeiten.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Meine Damen und Herren, ich bin der festen Über-
zeugung, dass der hier vorgelegte Einzelplan 09
eine gute Basis für eine erfolgreiche niedersächsi-
sche Agrarpolitik im Jahre 2005 sein wird.

(Lebhafter Beifall bei der FDP und bei
der CDU)
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Vizepräsidentin Silva Seeler:

Jetzt erteile ich Herrn Klein von der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen das Wort.

(Christian Dürr [FDP]: Machen Sie
bitte nicht alles kaputt! Es war gerade
so schön!)

Hans-Jürgen Klein (GRÜNE):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich
habe die Wahl: Ich kann die vorgesehene Haus-
haltsrede halten, oder ich kann auf den allgemei-
nen agrarpolitischen Diskurs eingehen.

(Christian Dürr [FDP]: Es gibt noch ei-
ne dritte Möglichkeit! – Ursula Körtner
[CDU]: Sie können sich auch wieder
hinsetzen!)

Ich habe eine Weile überlegt und mich entschie-
den, dass man nicht jeden Unsinn kommentieren
muss.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ich werde mich weitgehend mit dem Haushalt be-
fassen. Ich möchte nur darauf hinweisen, dass es
manchen der niedersächsischen Landwirte sehr
schlecht ginge, wenn es die Alternativen, die die
rot-grüne Bundesregierung z. B. im Bereich erneu-
erbare Energien eröffnet hat, nicht gäbe.

(Clemens Große Macke [CDU]: Ohne
Rot-Grün wäre es besser!)

Ich möchte den Beitrag unseres Landwirtschafts-
ministers zum Zustandekommen der Flächenprä-
mie nicht schmälern. Durchgesetzt hat das aber
letzten Endes die Bundesministerin. Das haben
Sie, Herr Oetjen, vergessen, in Ihrem Beitrag zu
erwähnen.

(Beifall bei den GRÜNEN - Ingrid
Klopp [CDU]: Die hat ganz andere
Vorschläge gemacht!)

Lassen Sie uns mit den nackten Zahlen beginnen.
Die Einzelpläne 09 und 10 enthielten im Haus-
haltsjahr 2004 Ausgaben von rund 550 Millionen
Euro. Der Einzelplan 09 enthält einschließlich der
Ansätze des Einzelplans 10 im Haushaltsjahr 2005
noch Ausgaben von ganzen 466 Millionen Euro.
Auch wenn aus dem ehemaligen Einzelplan 10 nur
noch der Saldo für die Anstalt des öffentlichen
Rechts zur Verbuchung kommt, wird deutlich, dass

es hier drastische Kürzungen gegeben hat. Das
erklärt wahrscheinlich, warum die Landesregierung
nicht unbedingt die Speerspitze bei der Kritik an
den notwendigen Kürzungen im Landwirtschafts-
bereich auf der Bundesebene ist. Der Vergleich mit
dem Steinewerfer, der im Glashaus sitzt, würde
sich hier nur allzu offensichtlich aufdrängen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wie wir den Kahlschlag im Forstbereich politisch
bewerten, habe ich gestern bereits in der Diskussi-
on um die so genannte Verwaltungsmodernisie-
rung deutlich gemacht.

(Ingrid Klopp [CDU]: Freuen Sie sich,
dass ich nicht da war!)

Ich will das jetzt nicht wiederholen. Da ich gestern
aus Zeitgründen nicht darauf eingehen konnte,
möchte ich doch noch einmal daran erinnern, wie
absurd es ist, eine schwarze Null für einen Pro-
duktionsbereich in das Gesetz zu schreiben, der
voll marktgesteuert und von der Preissituation am
Weltmarkt abhängig ist.

(Ingrid Klopp [CDU]: Warum können
die Privaten das?)

Frau Klopp, Sie treiben damit die Forstverwaltung
oder die Verwaltung der zukünftigen Anstalt in
Entscheidungen, die auf kurzfristige Einnahmen
setzen statt auf ökologische Stabilität und damit
langfristigen Werterhalt oder gar Wertsteigerung.

(Beifall bei den GRÜNEN - Ingrid
Klopp [CDU]: Genau das ist Quatsch!)

Statt der volkswirtschaftlichen Bilanz aller drei
Waldfunktionen - Holznutzung, Umweltschutz und
Erholung - wird das betriebswirtschaftliche Topf-
denken in den Vordergrund rücken.

Meine Damen und Herren, indem Sie dem Parla-
ment die Befugnis genommen haben, über Wald-
verkäufe ab 1 Million Euro Vermögenswert zu ent-
scheiden - künftig ist dafür nur noch das Ministeri-
um zuständig -, haben Sie sich einen verdeckten
Zugang zum Tafelsilber verschafft. Das ist unde-
mokratisch und lässt Schlimmstes befürchten.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Diesen Kürzungen stehen völlig überflüssige und
marktwidrige Geschenke gegenüber, die man wohl
nur als Bezahlung der eigenen Wahlklientel cha-
rakterisieren kann.
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(Widerspruch bei der CDU)

Ich meine damit - Sie können sich das vielleicht
denken - die 4,25 Millionen Euro, die Sie ohne
rechtliche und sachliche Notwendigkeit in die Tier-
seuchenkasse stecken, um der Intensivtierhaltung
das absolut normale Risiko von Produktionsaus-
fällen abzunehmen.

(Beifall bei den GRÜNEN - Friedhelm
Biestmann [CDU]: Das ist ganz
daneben!)

Meine Damen und Herren von CDU und FDP, ich
überlasse es Ihrem Gewissen, dies einmal zu be-
werten, wenn Sie den Vergleich ziehen zwischen
der Leichtigkeit, mit der Sie hier dem Drängen der
Agrarindustrie nachgekommen sind, und Ihrem
Umgang mit dem Landesblindenverband. Ich wür-
de mich an Ihrer Stelle schämen.

(Beifall bei den GRÜNEN - Friedhelm
Biestmann [CDU]: Sie haben doch
keine Ahnung!)

Wir haben mit unserem Änderungsantrag vorge-
schlagen, Kürzungen in Bereichen rückgängig zu
machen - wir haben auch Gegenfinanzierungsvor-
schläge unterbreitet, das betone ich -, die uns am
Herzen liegen. Das betrifft die Zuschüsse für Be-
ratungsleistungen und für Maßnahmen des ökolo-
gischen Landbaus. Wir wollen damit verhindern,
dass es zu Kürzungen bei der Spezialberatung
artgerechte Nutztierhaltung, bei der Umstellungs-
beratung und bei der Förderung von Maßnahmen
für den Ökolandbau kommt; denn diese werden
aus diesen Bereichen mitgetragen. Diese Bereiche
müssen weiterhin forciert ausgebaut werden. Sie
bieten im Rahmen einer marktgesteuerten Ein-
kommensdiversifizierung noch wesentlich mehr
Betrieben als heute eine nachhaltige und verbrau-
cherorientierte Perspektive durch eine spezielle
Qualitätsproduktion.

Meine Damen und Herren, sie bieten darüber hin-
aus auch einfach das umweltfreundlichere Produk-
tionskonzept. Ich erinnere in diesem Zusammen-
hang an die dramatischen neuen Daten zum Wald-
sterben. Die Stickoxidemissionen als wesentliche
Ursache für die anhaltenden Schäden sind im
Ökolandbau eben deutlich niedriger als bei der
konventionellen Wirtschaftsweise. Daran dürfen
gerade Sie nicht vorbeisehen, wenn Sie schon
sonst nichts für die Waldökologie übrig haben.

(Beifall bei den GRÜNEN - Zuruf von
Ingrid Klopp [CDU])

Exemplarisch - extra für Sie, Frau Klopp - habe ich
mir aus dem Jagdbereich noch einmal die Jagdab-
gabe vorgenommen. Diese Jagdabgabe ist alljähr-
lich ein besonderes Ärgernis für uns. Da steht eine
beträchtliche Summe, nämlich über 1,7 Millio-
nen Euro, im öffentlichen Landeshaushalt zur Ver-
fügung. Wenn man aber genau hinschaut, ent-
puppt sie sich mit ihrer jagdlichen Zweckbindung
als ausgelagerte Vereinskasse des Niedersächsi-
schen Jagdverbandes und als Topf zur Dauersub-
vention eines so genannten Wildbiologischen In-
stituts, dessen Chef pikanterweise gleichzeitig
Chef des Niedersächsischen Jagdverbandes ist.

(Jan-Christoph Oetjen [FDP]: Das
macht gute Arbeit!)

- Darauf gehe ich gleich noch ein. - Meine Damen
und Herren, dieses Institut zeichnet sich dadurch
aus, dass es so weltbewegende Gutachten erstellt
wie z. B. die, bei denen die Hasen unter Wind-
kraftanlagen gezählt werden.

(Christian Dürr [FDP]: Von Umwelt-
verträglichkeit bei Windkraft ist bei Ih-
nen nie die Rede!)

Oder, sehr viel schlimmer: die Untersuchung in
Ostfriesland über den Einfluss von Rabenvögeln
auf die Niederwild- und Brutvogelpopulation. Die
grandiose, in ihrer Schlichtheit kaum zu übertref-
fende Versuchsanordnung funktioniert so, dass
man die Rabenvögel einfach zu tausenden in gro-
ßen Käfigen fängt und totschlägt. Anschließend
wird gezählt, ob die Kiebitze oder die Hasen mehr
geworden sind.

(Heiterkeit bei den GRÜNEN - Zuruf
von Friedhelm Biestmann [CDU] -
Weitere Zurufe von CDU und FDP)

Meine Damen und Herren, diese Untersuchung ist
wissenschaftlich primitiv ausgelegt, sie ist völlig
überflüssig, weil längst festgestellt wurde, dass der
Einfluss von Rabenkrähen minimal bis nicht vor-
handen ist, und, meine Damen und Herren, Herr
Biestmann, sie ist darüber hinaus ein Verstoß ge-
gen das Tierschutzgesetz, weil hier Tiere ohne
vernünftigen Grund getötet werden.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, die Jäger legen ja so
großen Wert darauf, dass sie ein anerkannter Na-
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turschutzverband sind. Deshalb sollten wir zukünf-
tig darüber nachdenken, ob nicht auch die Zweck-
bindung der Mittel entsprechend interpretiert wer-
den muss. Ich könnte mir vorstellen, dass man
damit gut den Topf füllen kann, aus dem z. B. die
Bauern die Entschädigungen für Fraßschäden von
Gänsen und anderen Vogelarten erhalten. Oder
sie könnten zur Biotoppflege von entsprechenden
Einrichtungen verwendet werden.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Lassen Sie mich ein letztes Wort zum Verbrau-
cherschutz sagen; mein Kollege Hagenah ist ja
schon darauf eingegangen. Mit einer weiteren
Kürzung im Umfang von 183 000 Euro bei der
institutionellen Förderung setzen Sie Ihren Feldzug
gegen die niedersächsische Verbraucherzentrale
fort. Sie leisten damit einen entscheidenden Bei-
trag, nein, Sie sind verantwortlich dafür, dass damit
die Wirksamkeit der Verbraucherberatung insbe-
sondere im ländlichen Raum drastisch reduziert
wird, und das in einer Zeit, in der die globale und
technische Entwicklung den Markt so unübersicht-
lich wie nie zuvor macht. Sie setzen damit die
Verbraucher schutzlos den Werbemilliarden der
Wirtschaft und den Machenschaften von Neppern,
Schleppern und Bauernfängern aus. Meine Damen
und Herren, das ist kurzsichtig und wird sich durch
mangelndes Marktvertrauen und Konsumverweige-
rung der vernachlässigten Verbraucher rächen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ein letztes Wort zur Ernährungsberatung. In die-
sem Landeshaushalt sollte erstmals auch bei der
Ernährungsberatung des ML gekürzt werden. Ge-
troffen hätte das ein Zeitungsprojekt der Verbrau-
cherzentrale zur Ernährungsberatung in Kitas. Die
Zeitung EssPress ist eine wertvolle Information für
die Erzieherinnen, um bei den zunehmenden und
drängenden Problemen übergewichtiger Kinder
gegenzusteuern. Meine Damen und Herren, wenn
es gelänge, auch nur ein Kind vor einem durch
Fettleibigkeit geprägten Lebensschicksal zu be-
wahren, dann hätten sich diese 50 000 Euro schon
finanziell rentiert; vom ersparten menschlichen
Leid ganz zu schweigen.

(Zustimmung von Stefan Wenzel
[GRÜNE])

Aber Sie haben mir Gott sei Dank die Möglichkeit
gegeben, hier versöhnlich zu enden. Ich begrüße
deshalb, dass die CDU-Fraktion vernünftig gewor-

den ist und unserem Änderungsantrag gefolgt ist.
Herzlichen Dank dafür.

(Starker Beifall bei den GRÜNEN)

Vizepräsidentin Silva Seeler:

Ich erteile jetzt Herrn Kethorn das Wort zu seiner
letzten Rede hier im Landtag. Herr Kethorn, bitte!

(Starker Beifall bei der CDU und bei
der FDP)

Friedrich Kethorn (CDU):

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen
und Herren! Mit dem Haushalt 2005 setzt die Lan-
desregierung ihren Konsolidierungskurs fort. Die
sie tragenden Fraktionen unterstützen diesen Kon-
solidierungskurs.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Hans-Dieter Haase [SPD]: Wer hätte
das gedacht? - David McAllister
[CDU]: Das musste mal gesagt wer-
den!)

Dies ist in den Beratungen in den Ausschüssen
und auch hier in den letzten eineinhalb Tagen do-
kumentiert worden. Meine Damen und Herren,
dass sich das Agrarressort an diesem Konsolidie-
rungskurs beteiligt, ist klar, ist logisch, nachvoll-
ziehbar und auch konsequent.

Der Agrarhaushalt umfasst insgesamt 466 Millio-
nen Euro. Der Konsolidierungsbeitrag beträgt
4,5 Millionen Euro. Solche Kürzungen sind
schmerzhaft. Doch trotz dieser notwendigen Kür-
zungen sind die Schwerpunkte der bisherigen,
aber insbesondere der künftigen Agrarpolitik für
die Landwirtschaft und für den ländlichen Raum
deutlich erkennbar. Dies macht sich in der Umset-
zung der EU-Agrarreform und auch der anderen
Reformen, die auf den Weg gebracht worden sind,
bemerkbar. Aber auch das Programm zur ländli-
chen Entwicklung - PROLAND - wird fortgeführt,
und inklusive der Tierseuchenbekämpfung und der
Modulation werden insgesamt 107 Millionen Euro
zur Verfügung gestellt.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Darüber hinaus, meine Damen und Herren, haben
wir den großen Abschnitt Gemeinschaftsaufgabe
„Verbesserung der Agrarstruktur und des Küsten-
schutzes“ mit insgesamt 87 Millionen Euro. Frau
Stief-Kreihe, wir können die GA-Bundesmittel
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selbstverständlich zu 100 % binden. Ich hoffe,
dass diese 87 Millionen Euro am Ende auch tat-
sächlich ausgegeben werden können; denn es ist
zu befürchten, dass der Bund weiter kürzt. Dies
wollen wir absolut nicht.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Meine Damen und Herren, im Bereich Geoinfor-
mation, Landesentwicklung und Liegenschaften
werden 46 Millionen Euro zur Verfügung gestellt,
im Aufgabenbereich Verbraucherschutz und Le-
bensmittelsicherheit 47 Millionen Euro, und auch
die neu gegründete Anstalt Niedersächsische Lan-
desforsten wird mit insgesamt 42 Millionen Euro
unterstützt.

Meine Damen und Herren, diese Politik, die im
Haushalt abgebildet wird, wird den Herausforde-
rungen der Zukunft gerecht und enthält Perspekti-
ven für die Entwicklung der Landwirtschaft und des
ländlichen Raums und untermauert, dass der länd-
liche Raum und die Landwirtschaft bei uns einen
hohen Stellenwert haben. Meine Damen und Her-
ren, sie genießen bei uns oberste Priorität.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, bei der
SPD - das ist heute deutlich geworden - haben
Landwirtschaft und ländlicher Raum nicht diese
Priorität und nicht diesen Stellenwert.

(Hans-Dieter Haase [SPD]: Das ist ja
wohl falsch!)

Das ist in dem Änderungsantrag zu diesem Haus-
haltsentwurf deutlich geworden; Frau Stief-Kreihe
und Jan-Christoph Oetjen sind darauf eingegan-
gen. Mit diesem Änderungsantrag sollen insge-
samt 2,61 Millionen Euro gestrichen werden. Aber
sie sollen nicht umgeschichtet, sondern sie sollen
in ein anderes Ressort verschoben werden. Liebe
Frau Kollegin Stief-Kreihe, Sie widersprechen da-
mit Ihren eigenen Ansprüchen, die Sie in Ihrem
Gastkommentar für das Landvolk am 9. Oktober
formuliert haben.

(Zustimmung bei der CDU)

Dort haben Sie unter anderem geschrieben: „Der
Sparhaushalt muss Prioritäten setzen“, und: „Kür-
zungen ohne gleichzeitige Benennung der Aufga-
benreduzierung darf es nicht geben“.

(Karin Stief-Kreihe [SPD]: Das ist
doch richtig!)

Nach Ihrem Beitrag heute und auch nach diesem
Änderungsantrag - ich habe ihn durchgelesen -
muss ich feststellen: Erstens. Die SPD setzt Prio-
ritäten, aber nicht in der Landwirtschaft; denn sie
kürzt dort massiv die Mittel. Zweitens. Sie kürzt die
Mittel, benennt aber nicht gleichzeitig die Aufga-
benreduzierung, die sie vor ein paar Wochen
selbst noch gefordert hat.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
David McAllister [CDU]: Das musste
jetzt mal gesagt werden!)

Meine Damen und Herren, noch schwerer ent-
täuscht wird man, wenn man die Beschlüsse liest,
die die SPD-Landtagsfraktion auf ihrer Klausurta-
gung am 15. und 16. November 2004 in Göttingen
gefasst hat.

(David McAllister [CDU]: Hast du die
auch gelesen? Du Ärmster!)

Das sind 34 Seiten unter der Überschrift: „Kursbe-
stimmung, Strategie und Ziele der SPD-Landtags-
fraktion in Niedersachsen 2005 bis 2008“.

(Karin Stief-Kreihe [SPD]: Welche
Fassung hast du denn?)

- Die aktuelle Fassung,

(Heiner Bartling [SPD]: Sind Sie si-
cher?)

vom 16. November, beschlossen auf der Klausur-
tagung.

Auf 34 Seiten, meine sehr verehrten Damen und
Herren und Kollegen von der SPD-Fraktion, wird
vieles beschrieben, aber kein Abschnitt, kein Ab-
satz, keine Zeile wird der Landwirtschaft und dem
ländlichen Raum gewidmet - für die Zeit bis 2008!

(Karin Stief-Kreihe [SPD]: Dann ist
das nicht die richtige Fassung! - La-
chen bei der CDU)

- Ich habe es nicht gehört.

(David McAllister [CDU]: Es ist nicht
die richtige Fassung!)

- Das war die richtige Fassung! - Versteckt, liebe
Frau Stief-Kreihe, auf einem anderen Blatt werden
noch zusätzlich 1 Million Euro aufgrund der Zu-
sammenlegung von Ministerien gestrichen. Ich
weiß aus der Diskussion in der SPD-Fraktion, dass
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damit die Zusammenlegung von Umweltministeri-
um und Landwirtschaftsministerium gemeint ist.

Das heißt, es soll künftig keinen Landwirtschafsmi-
nister, keinen Minister für den ländlichen Raum
mehr geben. Dies ist ein Verrat an den Menschen
im ländlichen Raum und ein Verrat an den Bauern
in Niedersachsen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Daher geht die Kritik der SPD an diesem Agrar-
haushalt völlig ins Leere. Sie ist unbegründet, un-
glaubwürdig und fällt auf Sie zurück.

Meine Damen und Herren, wir von der CDU-
Fraktion und von der FDP-Fraktion können froh
sein, die Menschen im Lande und auf den Höfen
können ebenso froh sein, dass wir in Niedersach-
sen eine CDU/FDP-Regierung haben. Wir sind
stolz darauf, meine Damen und Herren, dass wir
mit Heiner Ehlen einen Minister haben, der die
Probleme der Landwirtschaft und des ländlichen
Raumes kennt,

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

der die Probleme anpackt, der Perspektiven dafür
entwickelt und durch sein Wirken Akzente für eine
nachhaltige positive Entwicklung setzt, im Gegen-
satz zu dem, was Künast‘sche Politik bewirkt, lie-
ber Kollege Hans-Jürgen Klein.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Darüber hinaus hat Heiner Ehlen die Fähigkeit,
sich mit seinem politischen Gewicht - das meine
ich im doppelten Sinne - effektiv durchzusetzen.
Genau das wünschen wir uns von einem nieder-
sächsischen Landwirtschaftsminister.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Ideen
müssen zu Taten werden, forderte Bundespräsi-
dent Köhler in seiner Antrittsrede am 1. Juli 2004,
um Deutschland wieder zu einem erfolgreichen
Land zu machen. Genau das ist das Motto dieses
Landwirtschaftsministers. Seine Ideen hat er in
Taten umgesetzt. Sie bestimmen diesen Haushalt
und die Politik der nächsten Jahre. Ich kann hier
nur die Beispiele Umsetzung der EU-Agrarpolitik,
Reform der Agrarstrukturverwaltung, Forstreform
und Fusion der Landwirtschaftskammern nennen.
Dazu möchte ich ein paar Ausführungen machen.

Am 1. Januar 2005 beginnt in Deutschland die
Umsetzung der gemeinsamen EU-Agrarreform. Mit
dieser Reform wird ein gravierender Systemwech-
sel in der europäischen Agrarpolitik eingeleitet, die
Entkopplung der Prämien von der Produktion. Dies
wird zur Folge haben, dass die Landwirte ihre Pro-
duktion künftig mehr und mehr am Markt werden
ausrichten müssen. Das ist politisch gewollt, erfor-
dert aber auf den Höfen eine Anpassung. Daher ist
es wichtig, dass wir den Landwirten Zeit für die
notwendigen Umstrukturierungen geben und sie in
dieser Phase entsprechend begleiten.

Insofern sind wir dem Landwirtschaftsminister
dankbar, dass er an der Gestaltung der Umset-
zungsgesetzgebung maßgeblich beteiligt war.
Diese Gesetze tragen eine niedersächsische
Handschrift.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Meine Damen und Herren, wichtig ist, wie gesagt,
die Begleitung der Landwirte in diesem Umstel-
lungsprozess, da u. a. auch die Einhaltung von
allgemeinen Standards in der landwirtschaftlichen
Produktion gefordert wird. Dabei geht es insbe-
sondere um Cross Compliance. Mit der Einführung
von einzelbetrieblichen Managementsystemen ha-
ben Landwirte die Möglichkeit, sich fachlich bera-
ten zu lassen. Dafür stehen in den Jahren 2005
und 2006 jeweils bis zu 8,4 Millionen Euro zur
Verfügung, derzeit finanziert über EU- und GA-Mit-
tel, künftig finanziert aus der obligatorischen Mo-
dulation.

Meine Damen und Herren, wenn wir über die Ag-
rarreform reden, so ist es auch wahr, dass die
Landwirtschaft zukünftig mit weniger öffentlichen
Mitteln wird auskommen müssen. Sie wird sich
zunehmend stärker an den Märkten orientieren,
und sie wird zugleich weniger abhängig von Politik
und Direktzahlungen werden müssen, als es heute
der Fall ist.

Die mit der EU-Agrarreform beschlossene Ent-
kopplung der Direktzahlungen eröffnet dabei für
viele Betriebe neue Perspektiven. Denn zukünftig
wird nur das produziert werden, was sich lohnt,
unabhängig von den Prämien. Die landwirtschaftli-
che Rentenbank hat kürzlich darauf hingewiesen,
dass sie langfristig mit positiven Wirkungen der
Reform rechnet. Vor diesem Hintergrund bietet die
Entkopplung der Direktzahlungen gerade für junge,
gut ausgebildete Betriebsleiter gute Entwicklungs-
perspektiven.
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Meine Damen und Herren, niemand darf allerdings
glauben, dass alles so bleibt, wie es ist. Künftig
wird es für die landwirtschaftlichen Unternehmen
mehr denn je darum gehen, die Wettbewerbsfähig-
keit zu steigern, um langfristig im Markt zu beste-
hen. Der Strukturwandel in der Landwirtschaft wird
weitergehen. Ich weiß aus vielen Gesprächen,
dass diese Entwicklung den Landwirten nicht un-
bekannt und bewusst ist.

Meine Damen und Herren, Sorgen mache ich mir
eher darüber, dass dieser Wettbewerb tatsächlich
zu fairen Bedingungen ablaufen kann.

(Jan-Christoph Oetjen [FDP]: Sehr
richtig!)

Die von der Bundesregierung gesetzten Rahmen-
bedingungen haben in den letzten Jahren leider
ungünstige Signale gesetzt. Wir dürfen unsere
Betriebe nicht mit immer schärferen Auflagen und
Verboten gängeln. Neue Richtlinien zum Tier-
schutz und im Umweltbereich beeinflussen die
Wirtschaftlichkeit von Produktionszweigen vielfach
ganz erheblich.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Ich denke hierbei zunächst an die Diskussion um
die neue Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung,
die vor allem die Legehennen- und die Schweine-
haltung betrifft, aber auch an das Gentechnikge-
setz und die immer wieder diskutierte Steuererhö-
hung für Agrardiesel. Die Zeit reicht heute einfach
nicht, um tiefer in diese Materie einzusteigen.

Aber eines sage ich klar und deutlich, meine Da-
men und Herren: Wir von der CDU-Fraktion und
der FDP-Fraktion vertreten grundsätzlich die Auf-
fassung, dass wettbewerbsbeeinflussende EU-
Vorgaben im Verhältnis 1 : 1 umgesetzt werden
müssen - nicht weniger, aber auch nicht mehr.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Wir brauchen klar kalkulierbare Rahmenbedingun-
gen, die sich an den Standards der EU orientieren.
Wir können uns keine zusätzlichen Wettbewerbs-
verzerrungen im Verhältnis zu unseren europäi-
schen Partnern leisten. Höchste Standards nur in
Deutschland, unter denen kein Landwirt mehr
kostendeckend arbeiten kann, führen zu Standort-
verlagerungen und zur Aufgabe von Produktion.
Dem werden wir gezielt entgegenwirken.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Meine Damen und Herren, in diesem Sinne wün-
schen wir uns mehr Engagement von den Vertre-
tern der Oppositionsfraktionen im Niedersächsi-
schen Landtag gegenüber der Bundesregierung.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Davon würden die Landwirtschaft und der ländli-
che Raum mehr profitieren als von der Kritik an
unserer Agrarpolitik. Dafür sollten Sie sich einset-
zen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich
möchte einen zweiten Bereich zukunftsweisender
niedersächsischer Agrarpolitik ansprechen: die
Verwaltungsreform, die von Frau Stief-Kreihe
schon kritisch angesprochen worden ist. In den
zurückliegenden 18 Monaten haben wir eine um-
fangreiche Aufgabenkritik in der niedersächsischen
Landesverwaltung durchgeführt und sind dabei,
die größte Verwaltungsmodernisierung der Lan-
desgeschichte vorzunehmen, und dies trifft auch
für den Agrarbereich zu. Mit dieser Verwaltungs-
reform setzt Niedersachsen Maßstäbe, auch Maß-
stäbe in der Agrarverwaltung. Dabei will ich die
drei großen Reformprojekte nennen: Bildung einer
einheitlichen Landwirtschaftsverwaltung, Fusion
der Landwirtschaftskammern Weser-Ems und
Hannover, Bildung der neuen Behörden für Geo-
information, Landentwicklung und Liegenschaften
- GLL - sowie die Forstreform.

Meine Damen und Herren, zunächst möchte ich
die Aufgabenübertragung auf die Landwirtschafts-
kammern ansprechen. Die Förderaufgaben und
die sonstigen wesentlichen landwirtschaftlichen
Aufgaben der bisherigen Ämter für Agrarstruktur
und der bisherigen Bezirksregierungen werden mit
Beginn des kommenden Jahres auf die Landwirt-
schaftskammern übertragen. Damit entsteht im
Ergebnis eine einheitliche Landwirtschaftsverwal-
tung, d. h. die Landwirte haben zukünftig nur noch
einen Ansprechpartner für alle beruflichen Fragen
um die Landwirtschaft. Dies ist von uns politisch
gewollt.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Die Zusammenführung der landwirtschaftlichen
Aufgaben ist auch ein Votum für die landwirtschaft-
liche Selbstverwaltung. Meine Damen und Herren,
die Landwirtschaftskammern übernehmen die Auf-
gaben der Selbstverwaltung für die Landwirtschaft
in dem bisherigen Umfang. Die Kammern sind
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auch seit vielen Jahren erfolgreich mit der Erfül-
lung von staatlichen Aufgaben betraut. Die Kosten
für die Wahrnehmung der neu hinzukommenden
Aufgaben sollen während eines Zeitraumes von
vier Jahren zu 100 % vom Land erstattet werden;
das ist auch gerechtfertigt. Danach wird überprüft,
ob die volle Erstattung gegebenenfalls weiterhin
erforderlich ist. Knapp 300 - bisher staatliche -
Bedienstete werden mit der Aufgabenübertragung
zu den Kammern wechseln. Die Landwirtschafts-
kammer wird nach der Zusammenführung zur
Wahrnehmung dieser Aufgaben ca. 2 000 Be-
dienstete umfassen. Meine Damen und Herren, an
dieser Stelle gebührt den Verantwortlichen der
Kammern Dank dafür, dass sie diese Aufgaben
übernehmen und mit dieser Aufgabenübertragung
bei den staatlichen Auftragsangelegenheiten rund
die Hälfte des Personals binden. Die Wahrneh-
mung dieser Aufgaben durch staatliche Stellen
würde teurer werden. Ein Gutachten von AFC hat
deutlich gemacht, dass wir in Niedersachsen, bun-
desweit gesehen, die kostengünstigste Agrarver-
waltung haben. Daher ist es unverantwortlich, den
Ansatz für die Kammern um 600 000 Euro zu kür-
zen, was die SPD fordert. Mit unserem Ansatz von
gut 67 Millionen Euro wollen wir sicherstellen, dass
die Kammern die öffentlichen Aufgaben wahrneh-
men, ohne ihre Beitragszahler für die Wahrneh-
mung der öffentlichen Aufgaben zu belasten. Dies
wollen wir nicht, und das haben wir auch entspre-
chend im Haushalt festgelegt.

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren, ein weiterer Reform-
schritt wird die Fusion der Landwirtschaftskam-
mern sein, auf die sich beide Kammern zum
1. Januar 2006 verständigt haben. Neuer Sitz soll
Oldenburg sein, nicht zuletzt auch aus strukturpoli-
tischen Gründen. Der Standort Hannover bleibt
jedoch erhalten. An einem Gesetzentwurf wird
zurzeit gearbeitet, und in den nächsten Wochen
wird er hier auch vorgelegt werden.

Meine Damen und Herren, ein weiterer großer
Reformbereich in der Agrarverwaltung ist das neue
so genannte GLL. Ab dem 1. Januar 2005 werden
die Aufgaben der Flurbereinigung und der Dorfer-
neuerung der bisherigen Ämter für Agrarstruktur
mit der Domänen- und Moorverwaltung sowie mit
der Vermessungs- und Katasterverwaltung zu-
sammengeführt. Es entsteht eine neue Behörde
für Geoinformation, Landentwicklung und Liegen-
schaften. Damit werden Synergieeffekte z. B. im
Bereich der Vermessung gewonnen und auch auf

die Entwicklung der ländlichen Räume bezogene
Aufgaben zusammengeführt. Aus den bisher 38
selbständigen Dienststellen des Innen- und des
Landwirtschaftsministeriums werden demnächst 14
GLL-Dienststellen gebildet.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Durch das entsprechende Reformpaket der Ver-
messungs- und Katasterverwaltung werden von
rund 2 300 Stellen immerhin 500 abgebaut.

Meine Damen und Herren, das letzte Reformpro-
jekt, das vollendet ist und in dieser Plenarsitzung
beschlossen worden ist, ist die Reform der Lan-
desforstverwaltung. Die Veränderungen sind we-
sentlich von der Forstverwaltung selbst konzipiert
worden. Wir wollen mit dieser Landesforstverwal-
tung zum 1. Januar 2005 eine Anstalt des öffentli-
chen Rechts schaffen und damit die Aufbauorgani-
sation deutlich straffen. Die Zahl der Forstämter
wird von 45 auf 26 und die der Revierförstereien
von 340 auf 274 reduziert. Die schwarze Null soll
2008 erreicht werden.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich
nehme an, dass Sie nach diesen Projekten der
Verwaltungsreform mit mir darin übereinstimmen,
dass es bislang noch keine Landesregierung ge-
geben hat, die in so kurzer Zeit mit einem unge-
heuren Tempo, mit Übersicht und Weitsicht sowie
mit Einbindung der Betroffenen notwendige und
längst überfällige Reformprojekte auf den Weg
gebracht hat, die vieles verändern werden, aber
zukunftsweisend sind. Dafür gebührt ihr Dank.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Meine Damen und Herren, ich füge aber auch
bescheiden hinzu: Die Regierungsfraktionen ha-
ben konstruktiv und in gleichem Tempo mitgear-
beitet und die Beschlüsse im Parlament herbeige-
führt.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Die Frau Präsidentin hat eben schon mitgeteilt,
dass dies meine letzte Plenarsitzung und meine
letzte Rede vor dem Landtag ist. Nach dem Aus-
scheiden werde ich natürlich die Politik und die
Arbeit hier im Parlament aufmerksam verfolgen
und dabei selbstverständlich die Themen Land-
wirtschaft und ländlicher Raum genau beobachten.
Aber ich sage an dieser Stelle auch: Ich verlasse
den Landtag in der Gewissheit und mit der Über-
zeugung: Diese Landesregierung unter Christian
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Wulff einschließlich aller Ministerinnen und Minister
sowie diese Regierungsfraktionen sind Garant für
eine gedeihliche und positive Entwicklung Nieder-
sachsens. Darauf können die Menschen in Nieder-
sachsen bauen, hoffen und sich verlassen. - Ich
danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Die Abgeordneten der Fraktionen der
CDU und der FDP erheben sich von
ihren Plätzen)

Vizepräsidentin Silva Seeler:

Herr Kethorn, nach 14 Jahren hier im Landtag
wünscht Ihnen der ganze Landtag für Ihre zukünf-
tigen Aufgaben alles Gute.

(Beifall bei allen Fraktionen)

Jetzt hat Herr Ehlen das Wort.

Hans-Heinrich Ehlen, Minister für den ländli-
chen Raum, Ernährung, Landwirtschaft und
Verbraucherschutz:

Frau Präsidentin! Meine lieben Kolleginnen und
Kollegen! Ich habe jetzt ein Problem. Ich habe
wenig Zeit, und deshalb will ich hier nur auf einige
Punkte und nicht auf jede Dummheit eingehen, so
wie es der Herr Kollege Klein gesagt hat.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Ich meine schon, dass wir einen guten Haushalt
haben. Er ist zwar sehr schlank. Aufgrund der Er-
kenntnis der Opposition, dass man daran nicht viel
zu ändern brauche, meine ich aber, dass der
Haushalt gut sein muss.

Meine Damen und Herren, so, wie ich Frau Stief-
Kreihe hier verstanden habe, schwebt hier im
Raum die Frage, dass wir der Landwirtschafts-
kammer Hannover sehr wenig Möglichkeiten ge-
ben, Arbeiten des Landes mit sehr wenig Geld zu
verrichten. Hierzu muss ich Folgendes klar sagen:
Wir haben mit den Landwirtschaftskammern ein
partnerschaftliches Verhältnis. Die Kammern sind
auch nicht die Sklaven des Landes. Wir haben hier
eine Ebene, auf der man partnerschaftlich mitein-
ander umgeht.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Die Landwirtschaftskammern sind Körperschaften
des öffentlichen Rechts und berufsständische
Selbstverwaltungen - - -

(Heidrun Merk [SPD]: Bitte ein biss-
chen leiser! - Heiner Bartling [SPD]:
Frau Präsidentin, drehen Sie ihm das
Mikro ab!)

Vizepräsidentin Silva Seeler:

Herr Ehlen, Sie haben ein Mikrofon, Sie können
Ihre Lautstärke etwas reduzieren.

Hans-Heinrich Ehlen, Minister für den ländli-
chen Raum, Ernährung, Landwirtschaft und
Verbraucherschutz:

- ja -, die letztlich nahe an der Privatwirtschaft ar-
beiten. Meine Damen und Herren, wir werden die
Synergieeffekte sehr schnell ernten, weil sich die
Landwirtschaftskammern in der Vergangenheit
dem Wettbewerb haben stellen müssen. Verwal-
tung stellt sich dem Wettbewerb - wann hat es das
schon einmal gegeben?

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Ich möchte hier noch einige weitere Dinge anspre-
chen. Meine Damen und Herren, leider ist die
Landwirtschaft auf Bundesebene sehr, sehr
schlecht vertreten. Es gibt sehr viele Bereiche, bei
denen Bundesministerin Künast unser Land auf
europäischer Ebene entweder schlecht oder aber
gar nicht vertritt.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Ich stelle hier fest, dass mit Ausnahme der beiden
Bundesländer, in denen Grün mitregiert, fast alle
Bundesländer ein bisschen im Windschatten der
Niedersachsen fahren, wenn es darum geht, ag-
rarpolitische Fragen auf Landes-, aber auch auf
Bundes- und auf Europaebene voranzubringen.
Ich möchte beispielhaft den Zucker erwähnen.
Unsere Frau Bundesministerin hat sich um den
Zucker überhaupt nicht gekümmert. Sie sagte,
dass ihr die Dinge, die da passieren und die man
unseren Landwirten auf Landesebene antun will,
eigentlich ganz egal seien. Bei der Demonstration
vor der Burg Warberg hat die Bundesministerin elf
Minuten gesprochen: eine Minute lang über die
niedersächsischen Bauern und zehn Minuten lang
über andere Dinge, die in der ganzen Welt passie-
ren.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Meine Damen und Herren, genau das ist der Feh-
ler. Wir werden auch künftig versuchen, uns für
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Niedersachsen und Deutschland insgesamt einzu-
bringen und die Defizite auf der Ebene der Euro-
päischen Union, die die Bundesregierung dort
hinterlässt, zu reduzieren. Die großen Dinge, die in
Niedersachsen passieren und die wir im Zuge der
Umsetzung der EU-Agrarpolitik leisten müssen,
werden wir mit der nötigen Sensibilität, letztendlich
aber auch mit dem nötigen Nachdruck erledigen
können. Ich glaube auch, dass sich die Nieder-
sächsische Landesregierung mit ihren Partnern,
nämlich mit den Landwirtschaftskammern, mit der
Landberatung und mit der freien Beratung, gut
positioniert hat.

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren, auch an dieser Stelle
sollte das Parlament unseren Institutionen den
Rücken stärken, und es sollte nicht versucht wer-
den, die Leute mit billiger Polemik madig zu ma-
chen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

An dieser Stelle möchte auch ich die Gelegenheit
nutzen, dem Agrarsprecher der CDU-Fraktion
Friedrich Kethorn auch seitens der Landesregie-
rung recht herzlich für seinen Einsatz zu danken.
Für die Zukunft alles Gute. - Danke schön.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizepräsidentin Silva Seeler:

Zu diesem Bereich liegen mir weitere Wortmeldun-
gen nicht mehr vor. - Deshalb rufe ich jetzt als
letzten Bereich den Haushaltsschwerpunkt

Bundes- und Europaangelegenheiten und
Medien

auf. Zu Wort gemeldet hat sich Frau Kuhlo von der
FDP-Fraktion.

Ulrike Kuhlo (FDP):

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Die Themenfelder des Einzelplans 02, des
Einzelplans der Staatskanzlei, sind sehr vielfältig.
Das umgesetzte Haushaltsvolumen ist im Ver-
gleich zu anderen Einzelplänen aber eher gering.
Dennoch muss die Staatskanzlei ihren Konsolidie-
rungsbeitrag leisten. So sind Kürzungen wie z. B.
bei der Zusammenarbeit mit unseren Partnerregio-

nen in Polen und Russland sicherlich nicht erfreu-
lich, angesichts des Gesamtziels der Haushalts-
konsolidierung aber vertretbar.

Ich möchte die heutige Haushaltsdebatte nutzen,
um grundsätzliche liberale Positionen zum Födera-
lismus und zur Europapolitik darzustellen. Die Ge-
spräche über eine Föderalismusreform befinden
sich in der entscheidenden Phase. Heute beraten
die Ministerpräsidenten, am Freitag steht die ab-
schließende Runde der Kommission an. Was von
Stoiber und Müntefering nun aber als Einigung
verkündet werden wird, ist nach den vorausgegan-
genen Veröffentlichungen jedoch sicherlich nicht
der große Wurf.

(Beifall bei der FDP)

Die Kommission litt von Anfang darunter, dass
wichtige Teilbereiche wie der Länderfinanzaus-
gleich oder eine echte Steuerautonomie der Län-
der von vornherein tabuisiert wurden. Divergieren-
de Interessen sind deutlich zutage getreten: hier
der Bund, der Kompetenzthemen politisch beset-
zen will, dort die wettbewerbsfähigen Länder, die
mehr Aufgaben eigenverantwortlich übernehmen
wollen, und drittens die schwächeren Länder, die
sich vor zu viel Wettbewerb fürchten. Diskutiert
wurde nur noch über den kleinsten gemeinsamen
Nenner.

Ein Teil der absehbaren Ergebnisse ist zwar
durchaus positiv: der Abbau der Zustimmungs-
rechte durch eine Reform des Artikels 84 sowie die
Verlagerung von Kompetenzen auf die Länder im
Dienst- und Besoldungsrecht, im Presserecht, im
Gaststättenrecht, für den Ladenschluss und für die
bisher gemeinsam finanzierten Wohnungsbau- und
Verkehrsförderungsprogramme. Aus liberaler Sicht
fehlen aber die entscheidenden Fragen der Fi-
nanzverfassung. Selbst eine Gesetzgebungskom-
petenz für reine Ländersteuern wie die Erb-
schaftsteuer scheint nicht durchsetzbar. Dieses
Reförmchen oder diese kleine Einigung, wie die
Schlagzeile im Focus lautete, kann daher nur ein
Teilschritt sein. Wir müssen uns zukünftig auch an
die Finanzfragen heranwagen.

(Beifall bei der FDP)

Die FDP steht dabei wesentlich für das Modell des
Wettbewerbsföderalismus.

Europa soll mit der Lissabon-Strategie zum dyna-
mischsten und wettbewerbsfähigsten Wirtschafts-
raum entwickelt werden. Die praktischen Ergebnis-
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se sind jedoch noch weit von den Intentionen des
Papiers entfernt. Gerade Deutschland erweist sich
dabei mit der Politik der rot-grünen Bundesregie-
rung eher als Hemmschuh. Die Verletzung des
Stabilitätspakt ist nur ein Beispiel.

(Beifall bei der FDP)

Meine Damen und Herren, wir brauchen ein Wett-
bewerbseuropa und kein Sozialstaatseuropa der
vereinheitlichten Steuergesetze und Leistungsge-
setze.

Ich möchte noch auf einen Aspekt der Europapoli-
tik eingehen, der eine unmittelbare Bedeutung für
Niedersachsen und für den Landeshaushalt hat. In
zwei Jahren steht eine grundlegende Neuordnung
der Strukturförderung an. Die alte EU-Kommission
hat dazu im Februar ihre Vorschläge unterbreitet,
über die wir auch im Plenum schon mehrfach de-
battiert haben. Ich möchte dem noch ein paar
grundsätzliche Gedanken hinzufügen.

Niedersachsen hat bisher erheblich von den
Strukturfondsmitteln profitiert. Insgesamt sind in
der laufenden Förderperiode 1,6 Milliarden Euro
auf unser Land entfallen. Gerade auch im Haushalt
ausgewiesene wichtige Vorhaben wie der Tiefwas-
serhafen in Wilhelmshaven oder der Forschungs-
flughafen in Braunschweig wären ohne die Förde-
rung der EU nicht im vorgesehenen Rahmen zu
verwirklichen.

Bei unseren zukünftigen Haushaltsplanungen
müssen wir uns darauf einstellen, dass diese Mittel
nicht mehr in vergleichbarem Umfang zur Verfü-
gung stehen werden. Wir haben die Osterweite-
rung und die damit verbunden Chancen für Nie-
dersachsen gewollt. Wir müssen dann aber auch
akzeptieren, dass ein größerer Teil der Kohäsi-
onsmittel den Beitrittsländern zur Verfügung ste-
hen muss. Aus Sicht der FDP wäre eine Auswei-
tung des EU-Haushalts der falsche Weg. Auch
zukünftig sollten die Budgethöchstgrenze von
1,14 % des Bruttoinlandsprodukts der EU und die
Höchstgrenze von 0,45 % für Strukturmittel nicht
ausgeschöpft werden. Für Liberale haben Um-
strukturierungen Vorrang vor einer Aufstockung
der Mittel. Der hohe Betrag von 75 Milliarden Euro
nicht abgerufener Mittel für die Regionalpolitik lässt
uns schon heute die Absorptionsfähigkeit der
Empfängerländer infrage stellen.

Natürlich müssen wir daher auch über die Gestal-
tung der Förderung nachdenken. Dazu zählen
mehr Effizienz durch Straffung der Verwaltungs-

abläufe sowie der Förderprogramme, mehr Effekti-
vität durch die Anreizwirkung eines höheren Anteils
leistungsgebundener Mittelreserven sowie mehr
Subsidiarität durch Verlagerung von Zuständig-
keiten auf die regionale Kompetenzebene.

(Beifall bei der FDP)

Insbesondere sollten alle Förderprojekte im Hin-
blick auf die Lissabon-Strategie auf den Aspekt hin
überprüft werden, inwieweit sie tatsächlich
Wachstum und Innovation fördern. Zudem sollte
Förderung mithelfen, den europäischen Mehrwert
grenzüberschreitender und interregionaler Zu-
sammenarbeit zu nutzen. Diese Zusammenarbeit
kann Impulse für innovative Strategien setzen. Die
weiteren Zukunftsaufgaben wie der Aufbau der
gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik oder
die Zusammenarbeit in den Bereichen Asyl, Ein-
wanderung und Terrorismusabwehr müssen auch
in der Finanzplanung berücksichtigt werden. Dies
zeigt, welche schwierigen Diskussionen uns noch
bevorstehen. Als Niedersachsen müssen wir dabei
darauf achten, dass unsere Interessen nicht ver-
nachlässigt werden. - Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Silva Seeler:

Nächste Rednerin ist Frau Langhans von der Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen.

Georgia Langhans (GRÜNE):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Frau
Kuhlo, ich habe gerade mit Freude zur Kenntnis
genommen, dass Sie tatsächlich Mittel in Höhe von
1,24 % des Bruttoinlandsprodukts der EU angefor-
dert haben. Das finde ich sehr schön. Wir haben
hier ja etwas anderes verabschiedet. Von daher
finde ich es angenehm, zu hören, dass die FDP-
Fraktion eine andere Haltung dazu einnimmt.

Meine Damen und Herren, im Bereich der ent-
wicklungspolitischen Zusammenarbeit und der
humanitären Hilfe ist der Haushaltsansatz dieser
Regierung schlicht und einfach ein Armutszeugnis.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Die Mittel für Entwicklungszusammenarbeit werden
im Jahr 2005 erneut gekürzt und erreichen mit
167 000 Euro einen bisher noch nie da gewesenen
Tiefstand.

(Zustimmung bei den GRÜNEN)
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Eingerechnet sind noch nicht einmal die Mittel, die
aus der Lottostiftung fehlen werden. Auch diese
bewegen sich in Millionenhöhe.

Der aktuellen Internetseite der Landesregierung zu
diesem Themenbereich ist zu entnehmen, es sei
ihr politisches Ziel, die Agenda 21 der UNCED-
Konferenz in Rio 1992 und die Ergebnisse des
Weltgipfels für nachhaltige Entwicklung in Johan-
nisburg umzusetzen - und das in Zusammenarbeit
mit möglichst vielen Bürgerinnen und Bürgern.
Dafür seien im Haushalt knapp 300 000 Euro vor-
gesehen.

Meine Damen und Herren, Sie sollten die Internet-
seite dringend der Realität anpassen und nicht
Phrasen und Zahlen aus dem Jahre 2003 verbrei-
ten.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Ministerpräsident Wulff hat anlässlich des Besuchs
der Premierministerin der Partnerprovinz Eastern
Cape erneut die Bedeutung der niedersächsischen
Entwicklungspolitik betont. Meine Damen und Her-
ren, hier klaffen Anspruch und Wirklichkeit weit
auseinander. Offensichtlich beschränkt sich die
niedersächsische Entwicklungszusammenarbeit
auf eine Politik der Sonntagsreden.

Nicht nur die Bundesregierung, sondern auch die
Länder tragen Verantwortung für eine nachhaltige,
globale Entwicklung, die den Frieden in der Welt
fördert und allen Menschen ein Leben in Würde
und ohne Not ermöglicht. Es ist keine Frage: Nie-
dersachsen kann nicht die finanziellen Mittel auf-
bringen, um Mängel und krasse Entwicklungsrück-
stände in den Ländern des Südens und des Os-
tens wirkungsvoll und nachhaltig abzubauen. Dafür
hat es nicht die finanziellen Mittel. Was wir aber
leisten müssen, ist, die Rahmenbedingungen und
Strukturen für die Entwicklungszusammenarbeit in
Niedersachsen auch finanziell zu stärken. Das
ehrenamtliche entwicklungspolitische Engagement
vieler Menschen und Gruppen in diesem Land
braucht eine vernünftige Struktur. Es braucht Ver-
netzung der Akteure.

Meine Damen und Herren, in einer globalisierten
Welt findet Entwicklungszusammenarbeit mehr
denn je hier bei uns vor Ort statt. Sie trifft alle Bür-
gerinnen und Bürger. Um bei uns Sponsoren zu
finden, die ein Projekt im Süden bezahlen sollen,
muss man bei uns das Bewusstsein für gemein-
same Ziele und Zusammenhänge schaffen. Der

Haushalt 2005 dieser Landesregierung entzieht
der entwicklungspolitischen Zusammenarbeit den
finanziellen Boden und macht sie zu einem Aus-
laufmodell.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Vizepräsidentin Silva Seeler:

Für die SPD-Fraktion erteile ich Frau Merk das
Wort.

Heidrun Merk (SPD):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe
Frau Kollegin Kuhlo, wir haben hier eine äußerst
spannende Situation erlebt. Wir reden über den
Haushalt, den Einzelplan 02. In einer Grundsatzer-
klärung erfahren wir von Ihnen etwas, das Sie
längst hätten beantragen können. Dann geht das
praktisch in die Luft. Ich bin gespannt, ob sich das,
was Sie heute als Grundsatzerklärung zu Protokoll
gegeben haben, in nächster Zeit auch in Antrags-
form wiederfinden wird.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Ich hätte es begrüßt, meine Damen und Herren,
wenn nicht nur Grundsatzerklärungen abgegeben
worden wären. Die Frage, die im Raum steht, ist:
Wie sieht eigentlich die Europapolitik des Landes
Niedersachsen aus? - Diese Europapolitik wird hier
zwar gelegentlich beschworen, aber im Wesentli-
chen findet sie weder im Parlament noch in aktiven
Formen und Anträgen der Landesregierung statt.

(Zustimmung von Georgia Langhans
[GRÜNE])

Stattdessen wird über Strukturpolitik gesprochen.
Dann wird gelegentlich Entsprechendes zum The-
ma Türkei abgelassen. Aber auf die eigentliche
Kernfrage, nämlich wie man ein europäisches Zu-
sammenleben organisiert und in Europa mit
Flüchtligen umgeht - das sind die Themen, die uns
derzeit umtreiben -, bekommen wir keine vernünf-
tigen Antworten.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, neben der Tatsache,
dass Europa im Grunde nur nachvollzogen wird,
aber dass nicht progressiv nach vorn gesehen
wird, möchte ich noch drei Punkte aufgreifen, die
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für uns im Einzelplan 02 eine besondere Rolle
gespielt haben.

Es ist schon gesagt worden: Frau Premierministe-
rin Balindlela war in diesem Sommer hier. Man hat
ihr eine gute Woche zur Diskussion gegönnt und
einen neuen Vertrag unterzeichnet. Aber was wird
Frau Balinldela nun sagen? - Sie wird sich außer-
ordentlich wundern, dass diese Landesregierung
gemeinsam mit den sie tragenden Fraktionen die
Mittel für das kleinste Projekt, das in Eastern Cape
funktioniert hat - nämlich das kleine Aidsprojekt -,
auf so magere Euro gekürzt hat. Wenn man weiß,
dass es dieses Jahr in Afrika über 23 Millionen
Neuinfektionen gab, dass in Südafrika erwartungs-
gemäß in den nächsten zehn Jahren etwa 20 Milli-
onen Kinder ohne Eltern leben werden, dass wir
dringend helfen müssen, um dort Aids zu be-
kämpfen, dass Aids eben keine Grenzziehung
kennt - ob das Eastern Cape, Western Cape, Süd-
afrika und die anderen afrikanischen Länder sind -,
dann kann man nach einer solchen Unterzeich-
nung nicht einfach hergehen und die Mittel für
dieses Projekt nach unten kürzen. Auch hier hat
die Mehrheit über mehrere Jahre für diesen Antrag
gestimmt und dieses Projekt getragen. Sie sollten
sich schämen.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Ich finde das auch in einem ganz neuen Zusam-
menhang sehr interessant: Der Ministerpräsident
hat in diesem Sommer die Schirmherrschaft für
das große Projekt „Wir für Afrika“ übernommen. Er
hat eine große Pressekonferenz gegeben und sich
überall gezeigt. Dann ging es um dieses kleine
Thema. Er hat sich hingestellt - ich war auf der
Pressekonferenz dabei - und gesagt, wie wichtig
es ist, dass wir gerade Afrika unterstützen, dass
wir die Provinz Eastern Cape unterstützen, er hat
gesagt, dass es dort im Zusammenhang mit Aids
so viele Dramatiken gibt, dass VW und DaimlerCh-
rysler Mitarbeiter verlieren, weil sie aidskrank sind.
Dann gehen Sie her und streichen Mittel für Pro-
jekte in der Provinz, in der wir seit Jahren eine
vernünftige Partnerschaft entwickelt haben.

Vizepräsidentin Silva Seeler:

Frau Merk, gestatten Sie eine Zwischenfrage des
Abgeordneten Möllring?

Heidrun Merk (SPD):

Nein, gestatte ich nicht.

(Hartmut Möllring [CDU]: Dann kann
der Landtag die Wahrheit auch nicht
erfahren!)

Ich möchte noch Folgendes sagen: Diese Landes-
regierung arbeitet zusammen mit der Evangeli-
schen Akademie Loccum an der Frage, wie sich
Südafrika in der Not, in der es sich befindet, wei-
terentwickeln kann. Diese Diskussionen kann man
sich zukünftig offensichtlich sparen, wenn man
nach einer Vertragsgestaltung, wie wir sie erlebt
haben, so mit dem kleinen Eastern Cape umgeht.
Das will ich Ihnen ins Stammbuch schreiben. Des-
halb bin ich sehr wohl der Meinung, dass Sie sich
darum bemühen sollten, diesen lächerlichen klei-
nen Haushaltsansatz auf die Höhe des Ansatzes
des letzten Jahres, den sie schon nach unten ge-
kürzt haben, zu bringen. Das wäre das Mindeste.

(Bernd Althusmann [CDU]: Das sagen
Sie bei allen Haushaltspositionen!)

Meine Damen und Herren, man muss einfach ein-
mal Worte und Taten vergleichen. Es war schon
spannend: Da unterschreibt der Ministerpräsident
die Rahmenabkommen zwischen Hamburg,
Schleswig-Holstein und Niedersachsen für nach-
haltige Bildung und Entwicklung. Dann wird als
erstes beim VEN gekürzt, bei dem Verein, der
progressiv die inländische Arbeit über Jahre hin-
weg und sehr treu gestaltet hat. Bei dem kürzt man
auch noch weiter herunter.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Da sieht man schon, dass bei dieser Landesregie-
rung zwischen Reden und Handeln ein großer
Unterschied klafft. Es müssen gar nicht die großen
Dinge sein, aber Sie gehen an die kleinen Projekte
heran, für die Sie viele Leute zur Unterstützung
brauchen, für die Sie Schülerinnen und Schüler
und Lehrerinnen und Lehrer benötigen, damit eine
Diskussion geführt wird, eine Abstimmung oder
eine Unterschrift zustande kommt. Sie nehmen
dem Verein das Minimum weg, das er benötigt, um
in diesem Lande etwas mehr Bewusstsein für die-
se Themen zu schaffen.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)
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Meine Damen und Herren, das ist schon interes-
sant. Ich lese Ihnen einmal ganz kurz vor, was der
Ministerpräsident dazu unterschrieben hat. Er er-
klärt spezielle Ziele zur Hauptaufgabe des Landes
Niedersachsen, und deshalb richte ich mich da-
nach. Schade, dass der Umweltminister wegge-
gangen ist, aber ich erwarte auch nicht viel von
ihm. Sie erklärt in ihren speziellen Zielen, sie wolle
gesellschaftliche Wirksamkeit und Stärkung einer
Bildung für nachhaltige Entwicklung durch län-
derübergreifende Kooperation zwischen Politik,
Verwaltung, Zivilgesellschaft und Wirtschaft errei-
chen. Sie will grenzübergreifende Lernprozesse
anstoßen und Vernetzungen ermöglichen, z. B. in
der gemeinsamen Bearbeitung von spezifischen
norddeutschen Themen wie Meeresschutz. Das
sollte sich der Minister zukünftig ganz stark hinter
die Ohren schreiben. Sie wollen Veränderungspro-
zesse im Bildungsbereich nutzen, um die Bildung
für nachhaltige Entwicklung in allen Bildungsberei-
chen dauerhaft zu verankern. Das hat der Minis-
terpräsident im September unterschrieben. Ich
gucke natürlich auch in den Haushalt und frage
mich, wo denn die Mittel dafür sind. Sie haben sich
verpflichtet, in einem Jahr darüber zu berichten.
Ich bin sehr gespannt auf diesen Bericht, in dem
Sie erklären müssen, was Sie in diesem Zusam-
menhang auf die Reihe gebracht haben. Entwick-
lungspolitik muss auch als Querschnittsaufgabe
gesehen werden. Dieser Hinweis ist insbesondere
an jene Minister gerichtet, die das bisher noch gar
nicht verstanden haben. Dazu gehört der Umwelt-
minister in ganz besonderem Maße.

(Zustimmung bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, neben der Tatsache,
dass Sie sich um diese Fragen sehr wenig küm-
mern und dass Sie den VEN in dieser Art und Wei-
se vor den Kopf schlagen, will ich noch einen drit-
ten Punkt aufgreifen, den wir gern verändert wis-
sen wollen. Es geht um den Umgang mit nordme-
dia. Ich will Ihnen die Kürzung der Mittel für nord-
media noch einmal vorhalten: 2003 hat nordmedia
3 068 000 Euro erhalten, 2004 waren es noch
2 761 000 Euro, und für 2005 sind 1 781 000 Euro
angesetzt worden. Sie haben die Mittel für nord-
media um 42 % gekürzt.

(Zuruf von der CDU: Machen Sie doch
mal einen Vorschlag für die Gegenfi-
nanzierung!)

- Das haben wir gemacht.

(David McAllister [CDU]: Eigenheim-
zulage!

- Man sieht, dass Sie unsere Haushaltsanträge
nicht gelesen haben. Das war ein schöner Zwi-
schenruf, Herr Kollege. Vielen Dank.

(Zustimmung bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, ich habe mir überlegt,
ob ich Sie fragen soll, ob Sie wissen, was ein Ba-
nause ist.

(David McAllister [CDU]: Der ist schon
in Goslar!)

Sie können sich diese Antwort selbst geben. Ich
denke in diesem Zusammenhang an die Bezeich-
nung Wirtschaftsbanause ebenso wie an die Be-
zeichnung Kulturbanause, denn Ihr Umgang mit
nordmedia ist schon eine Nummer für sich. Auf ein
Unternehmen mit so vielen Film- und Kulturprei-
sen, wie sie nordmedia in den letzten Jahren ver-
liehen worden sind, wäre jedes andere Bundes-
land stolz. Das sind Sie offensichtlich nicht mehr.
Allein im Jahr 2001 haben wir für 23 Produktionen
insgesamt 69 Preise bekommen. Für diese Leis-
tung müssen wir nordmedia außerordentlich dank-
bar sein.

(Zustimmung bei der SPD)

Man kann sich gegenüber einem Unternehmen in
Niedersachsen, das deutsche Filmpreise be-
kommt, dem immerhin fünf der höchstdotierten
nationalen Kulturpreise verliehen wurden, das zum
ersten Mal seit 18 Jahren den „Goldenen Bären“
der internationalen Filmfestspiele in Berlin in unser
Land holt, das zwei „Goldene Kameras“ und vier
Adolf-Grimme-Preise - wahrlich keine Kleinigkeit -
erhält sowie Kurzfilmpreise in Gold und Silber und
zahlreiche andere internationale Auszeichnungen,
nicht so verhalten, wie Sie es tun. Deshalb habe
ich mir in diesem Zusammenhang die Frage ges-
tattet, ob Sie wissen, wer ein Banause ist.

(Zustimmung bei der SPD)

Deshalb sage ich, auch gerichtet an den Wirt-
schaftsminister: Jeder Euro, der an nordmedia
gegangen ist, hat sich verdoppelt und verdreifacht
und ist auch ein Zeichen nach außen. Damit zei-
gen wir, was dieses Land an Kultur bieten kann,
bieten will und auch bieten muss. Dadurch zeich-
net sich ein Land aus, das man bisher bezeichnen
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konnte als „Niedersachsen, ein Land mit Weit-
blick“.

Aus meinen Erfahrungen im Europaausschuss
kann ich zusammenfassend nur sagen: Die Art und
Weise, wie Sie mit dem Land umgehen, ist eine
auf den Nabel orientierte Politik und keine Politik,
die über den Tellerrand hinausreicht. Dieses
Zeugnis müssen Sie sich im Zusammenhang mit
dem Einzelplan 02 ausstellen lassen.

(Zuruf von der CDU: Von wem?)

Zum Schluss sage ich Ihnen nur eines: Ich emp-
fehle Ihnen, sich im Zusammenhang mit unseren
Anträgen, mit denen wir ein paar kleine Korrektu-
ren fordern, noch einmal zu überlegen, ob Sie sich
zukünftig so negativ darstellen wollen. Ich kann
Ihnen sagen, dass wir das im Land verbreiten wer-
den.

(Starker Beifall bei der SPD und bei
den GRÜNEN)

Vizepräsidentin Silva Seeler:

Für die CDU-Fraktion hat sich Herr Hogrefe ge-
meldet. Ich erteile ihm das Wort.

Wilhelm Hogrefe (CDU):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe
Kolleginnen und Kollegen! Unser Ministerpräsident
Christian Wulff hat gestern in einer wirklich fulmi-
nanten Rede die Grundlinien seiner Medienpolitik
dargelegt.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Zuruf von der CDU: Sehr richtig! -
(Lachen bei der SPD und bei den
GRÜNEN - Heiner Bartling [SPD]:
Das ist bei Herrn Wulff aber selten!)

Wenn Sie richtig zugehört haben, haben Sie auch
verstanden, dass sich die anvisierten Änderungen
nicht gegen den NDR richten, sondern dass es
darum geht, mit dem NDR für die Menschen in
Niedersachsen etwas zu erreichen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Wie überfällig das ist, können Sie heute in einem
Leserbrief in der HAZ nachlesen. Ich zitiere:

„Weiterhin sollten die NDR-Macher
nicht nur Hamburg durch Talkshows,
Fernsehkommissare, Seifenopfern

usw. massiv bewerben, sondern ab
und an auch mal Niedersachsen be-
denken. Eine Änderung ist überfällig.
Man kann nur hoffen, dass Christian
Wulff genügend Stehvermögen hat.“

So schreibt Ernst Martin heute in der HAZ.

(Zustimmung bei der CDU und bei der
FDP - Friedhelm Biestmann [CDU]:
Der Mann hat Recht! - Hans-Werner
Schwarz [FDP]: Guter Mann!)

Dass anderswo Sozialdemokraten viel weiter sind,
wissen wir aus der Staatskanzlei in Kiel. Frau Wolf-
Gebhardt, die uns noch in guter Erinnerung ist, hat
gesagt, sie habe gar nichts gegen eine Verschlan-
kung der Gremien beim NDR und sei auch nicht
gegen mehr regionale Berichterstattung. Das wäre
nämlich auch im Interesse Schleswig-Holsteins.
Genau das wollen wir erreichen.

Herr Briese, Sie sind dem Ministerpräsidenten
gestern wohl durchaus positiv aufgefallen.

(Ralf Briese [GRÜNE]: Oh Gott! -
Weitere Zurufe von der SPD und von
den GRÜNEN)

Ich appelliere deshalb besonders an Sie: Arbeiten
Sie konstruktiv daran mit, dass der NDR besser
wird, besser für die Menschen in Niedersachsen.

(Zustimmung bei der CDU und bei der
FDP)

Meine Damen und Herren, vor einigen Wochen
haben die fünf Medienausschüsse der norddeut-
schen Länderparlamente die norddeutschen Mi-
nisterpräsidenten für die gute Verhandlungsfüh-
rung bei der Aushandlung des Achten Rundfunk-
änderungsstaatsvertrages ausdrücklich gelobt.

(Zuruf von Axel Plaue [SPD])

Ich bin mir ganz sicher, Herr Plaue, dass in zwei
Monaten, wenn das Ergebnis vorliegt und für Nie-
dersachsen, Schleswig-Holstein und Mecklenburg-
Vorpommern bessere Ergebnisse bei der künftigen
Arbeit des NDR erreicht worden sind, die Medien-
ausschüsse wieder sagen werden: Die Minister-
präsidenten haben es gut gemacht, und Christian
Wulff hat es angestoßen.

(Zustimmung bei der CDU und bei der
FDP - Zuruf von Amei Wiegel [SPD])
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Meine Damen und Herren, auch europapolitisch
waren die letzten zwölf Monate gut für Niedersach-
sen. Bei den Wahlen zum Europäischen Parlament
haben die Koalitionsparteien hervorragend abge-
schnitten. Es hat sich auch ergeben, dass die Ost-
erweiterung der EU für Niedersachsen enorm po-
sitiv ist. Wir haben bei unserem Besuch in Polen
erfahren, dass Investitionen dort vor Ort auch Ar-
beitsplätze bei uns sichern. 2004 war ein gutes
Jahr für Niedersachsen.

(Axel Plaue [SPD]: Deshalb haben Sie
die Haushaltsansätze auch erhöht!
Oder was?)

Angesichts der Bilder aus Kiew, die seit Tagen
ausgestrahlt werden, wo Menschen in Nässe und
Kälte ausharren, um freie Wahlen zu erreichen und
eine Westorientierung zu ermöglichen, sollten wir
uns einmal fragen, ob diese Menschen uns nicht
näher stehen als die, über deren EU-Beitritt derzeit
so vehement gestritten wird.

(Zurufe von der SPD und von den
GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, ein weiterer europapoli-
tischer Erfolg dieser Landesregierung ist der Aus-
bau besserer Beziehungen zu den Niederlanden.
Ich kann hier sagen, dass gute Chancen für die
Aufnahme des Projekts A 22 in das große Konzept
transeuropäischer Netze bestehen.

(Zustimmung bei der CDU und bei der
FDP)

Das würde bedeuten, dass wir für die zweite Pla-
nungsphase Planungsmittel aus Brüssel bekom-
men und nicht mehr die Kommunen in Vorlage
treten müssen. Meine Damen und Herren, unser
Ministerpräsident Christian Wulff war in diesem
Jahr in Warschau, in Den Haag, in Helsinki, in
Brüssel und im heute polnischen Kreisau. Er hat in
diesen wenigen Monaten sehr viel für eine Vertie-
fung und Verbesserung der Zusammenarbeit in
Mitteleuropa getan. Ich kann hier nur feststellen:
Christian Wulff ist ein vorzüglicher Botschafter
unseres Landes!

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Lachen bei der SPD)

Meine Damen und Herren, zum Thema EU-
Strukturpolitik möchte ich sagen: Wirken Sie bitte
auf die Bundesregierung ein, dass sie mit ihrem
Widerstand gegen die künftige Ziel-2-Förderung

aufhört; denn dies ist für Niedersachsen besonders
wichtig.

Abschließend möchte ich allen Mitarbeitern, die für
Europa etwas tun - in den Ministerien, im EIZ, in
den Ämtern für Agrarstruktur, in vielen anderen
europarelevanten Institutionen -, herzlich dafür
danken, dass sie diese schwere Arbeit leisten;
denn die Vorschriften der EU sind häufig rigide,
und es ist nicht einfach, sie umzusetzen.

Meine Damen und Herren, diese Landesregierung
hat europapolitisch viel Gutes vorzuweisen. Des-
halb unterstützen wir sie mit Nachdruck.

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei
der FDP)

Vizepräsidentin Silva Seeler:

Der Ministerpräsident wird heute von Finanzmi-
nister Möllring vertreten. Ich erteile ihm das Wort.

(Klaus Peter Bachmann [SPD]: Uns
bleibt auch nichts erspart!)

Hartmut Möllring, Finanzminister:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Die Bundes- und Europaangelegenheiten
sowie die Medienpolitik werden von unserem Mi-
nisterpräsidenten vertreten. Dieser Politikbereich
befindet sich daher in den besten Händen, die
dieser Politikbereich in Niedersachsen je erlebt
hat.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Stefan Wenzel [GRÜNE]: Ihr glaubt
auch alles, was die euch erzählen!)

Sowohl die Bundes- und Europaangelegenheiten
als auch die Medienpolitik sind ohne Fehl und Ta-
del. Sie entziehen sich daher jeder vernunftge-
steuerten Kritik.

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU
und bei der FDP - Zurufe von der
CDU: Ganz genau! - Sehr richtig! -
Stefan Wenzel [GRÜNE]: Wir
schmeißen gleich mit Eiern!)

Deshalb werde ich es diesem Haus ersparen, die
39 Seiten vorzulesen, die Frau Wurzel im Aus-
schuss vorgelesen hat; denn offensichtlich ist sie
dort von der Vorsitzenden nicht verstanden wor-
den. - Vielen Dank.
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(Heiterkeit und starker Beifall bei der
CDU und bei der FDP, in rhythmi-
sches Klatschen übergehend - Zurufe
von der CDU: Zugabe! Zugabe!)

Vizepräsidentin Silva Seeler:

Meine Damen und Herren, für heute beenden wir
die Haushaltsberatungen. Wir setzen sie morgen
fort. Ich wünsche Ihnen einen schönen Abend.

(Heiner Bartling [SPD]: Schade, wir
würden gerne noch das Niedersach-
senlied singen!)

Schluss der Sitzung: 20.44 Uhr.


